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Atomdiskussion 

Die atom politisch unterwandert? 
ln den letzten Monaten wurden - vor allem 
aus SOddeutschland - immer wieder Ge­
rOchte ausgestreut, die atom worde mehr 
oder weniger stark vom KB beherrscht. 
Zur Erlluterung zunächst: Der KB, mit vol­
lem Namen Kommunistischer Bund, ist eine 
der verbliebenen Organisationen aus der 
sogenannten •K-Gruppen-Z~it• der Siebzi­
ger Jahre; andere Gruppen waren und sind 
z.B. KBW, KPO, KPOIML, MLPO, GIM, KABO 
und viele andere mehr. Der KB war/ist vor al­
lem, aber nicht nur, in Norddeutschland ak­
tiv und gibt monatlich die in einer Auflage 
von knapp 5.000 Exemplaren erscheinende 
Zeltschrift •Arbelterkampf• heraus. 
Von allen genannten Gruppen vertagte der 
KB in salner Hochzeit, vor ca. 10 Jahren, 
Ober erheblichen Einfluß in der Anti-AKW· 
Bewegung, lobesondere Im Rahmen der 
Klmpfe gegen die AKWs Brokdorf und 
Grohnde. Im Gegensatz zu anderen K­
Gruppen Ist der KB seit jeher sehr aKtionso­
rientiert gewesen und hat sich auch in viele 
Gro'8demonstrationen politisch und organi­
satorisch mit eingebracht. 
ln den Jahren 1967, 19n und 1978 gab es in 
der Bewegung viele Auseinandersetzungen, 
die mit der •Machtpolitik• einzelner K· 
Gruppen, auch des KB, zusammenhingen. 
Aber bereits sehr frOh konnte sich die Bewe­
gung gegen partelpolitische Verelnnahmun­
gen durchsetzen, so daß zu keinem Zelt­
punkt von einer •Dominanz• bestimmter Or­
ganisationen gesprochen werden konnte. 
Mit dem politischen Niedergang der K­
Gruppen, von dem auch der KB nicht ver­
schont blieb, schwand auch Ihr Einfluß In­
nerhalb der Anti-AKW-Bewegung; von einer 
organisierten Mitarbeit des KB in der Bewe­
giJng kann schon seit etlichen Jahren nicht 
""hr die Rede sein. Allerdings sind bis heu­
te ·eine Reihe von KB-Mitglledern und • 
Sympathisanten in Bis oder Anti-AKW­
Gruppen aktiv geblieben. 
Soweit zum allgerneinen Hintergrund. Nun 
zum speziellen der atom. 
Oie atom ging vor drei Jahren aus der Fu­
sion der belden verbliebenen bundesweiten 
Anti-AKW-Zeltungen Atom ExprMs und 
atommOIIzeltung hervor. Oie atom wird von 
zwei Gruppen gemacht, jeweils zur Hälfte 
von der alten LOneburger atommOIIIIel­
tungsredaktlon und der Göttinger Atom 
expn..Redaktlon. Unter belden Redak­
tionsgruppen gibt es eine thematische Auf­
teilung, die von Nummer zu Nummer wech­
selt. Belde Redakttonen sind politisch und 
organisatorisch autonom; es hat in der letz­
ten Zeit mehrmals Demo-Aufrufe usw. gege­
ben, unter dem nur eine der beiden Redak­
tionen stand. Und es kOnnte theoretisch 
auch wieder die belden alten Zeitungen ge­
ben. 
Neben den belden Kernredaktionen gibt es 
font bis acht mehr oder weniger feste 
Mitarbeiterlinnen aus verschiedenen Städ· 
ten (Bremen, Berlln, Bonn, Hannover), die re­
gelmäßig Artikel schreiben und häufig auch 
an den alle paar Monate stattfindenden lAn­
geren Redaktionswochenenden teilnehmen 
und alle Fragen mitdiskutieren und mltent­
scheiden. Insgesamt besteht die erweiterte 
atomRedaktion aus ca 15 Menschen, wobei 
es in den letzten Jahren relativ wenig - zu 
wenig • Fluktuation gegeben .hat. 
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Eine relativ detaillierte Schilderung der Si­
tuation erscheint sinnvoll, um so konkret 
zum Vorwurf der Unterwanderung bzw. Do­
minanz durch den KB Stellung beziehen zu 
kOnnen. Und noch was grundsätzliches: Wir 
freuen uns Ober die Mitarbeit jedes AKW­
Gegners und jeder AKW-Gegnerln an der 
Zeitung, und wenn jemand darober hinaus 
noch in anderen ZusammenhAngen poli· 
tlsch aktiv Ist, so sehen wir darin· prinzipiell 
keine Probleme, sondern eher eine Berei­
cherung unserer Diskussionen. 
Mit einer Hlufung von AngehOrtgen einer 
bestimmten politischen Fraktion oder Grup. 
pe, die einen Unterwanderungsvorwurf be­
rec:htlgt erscheinen lassen kOnnte, haben 
wir es bislang auch nicht in Ansätzen zu tun 
gehabt. 
Von Beginn an • das sind nun zehn Jahre -
haben zwei Menschen in der Loneburger 
atommOIIaltungs-Redaktlon und später bei 
der atom mitgearbeitet, die gleichzeitig KB­
Mitglleder waren bzw. sind. Belde sind seit 
Jahren in der Anti-AKW-88wegung aktiv 
und haben sich um viele Inhaltliche Diskus­
sionen und Aktionsplanungen verdient ge­
macht. Und mit beiden hat es in der Redak­
tionsarbe.lt Immer solidarische und vor· 
wirtsbringende Diskussionen gegeben. 
Verschiedentlich auch kontroverse Diskus­
sionen, wenn es um •typische• KB­
Posltlonen ging - z.B. Fragen der BOndnl­
spolltlk , Einschätzung der militärischen 
Komponente Im Atomprogramm, Elnschlt­
zung der Repressions-/Faschislerungs. 
tendenzen. 
Gab es diese Differenzen, so haben wir 
auch versucht, sie in der leltung darzustel· 
len. Genauso, wie wir Differenzen mit Posi­
tionen de.t Autonornen oder der Granen 
auch dargestellt haben. 
ln Bezug auf die atom entbehrt der Vorwurf 
der KB-Oomlnanz jeglicher Grundlage. Oie 
belden Redakttonen sind auch politisch und 
personell stark genug, um sich gegen Ver­
elnnahmungen, egal von welther Seite sie 
kommen kOnnten, durchzusetzen. Und 
wenn eine solchß Gefahr ernsthaft bestOn· 
de, so wOrden wir ln der Zeitung darober be­
richten und diskutieren, so wie wir es aus 
anderen . AnlAssen auch getan haben 
(Frauen-Diskussion, Austritt von mehreren 
Leuten aus der Atom Expreu-Redaktlon vor 
einigen Jahren). 
Uns scheint, daß die Entwicklung der Dis­
kusston um die Herbstaktionen in Wackers· 
dort zu den waghalsigsten VerschwOrungs· 
theorien gefOhrt hat, die in erster Unle dazu 
dienen, von der inhaltlichen Auseinander­
setzung abzulenken. Folgendes Bild wird 
dabei - ln der Regel wider besseres Wissen · 
ln Szene gesetzt: Das ZK, bzw. das Leiten· 
de Gremium des KB kommt nach.relfllcher 
Überlegung zu dem Entschlu6, eine bundes­
weite Demo Im Herbst am Bauzaun von 
Wackeradort durchzusetzen. Zlelrlchtung: 
Brettes BOndnls, Massen zusammenkarren 
und auf der Repressionswelle, die unweiger­
lich folgen muß, noch ein politisches SOpp. 
chen kochen. Folge: Der KB hat mal wieder 
eine große Demo organisiert und seinen 
Einfluß untermauert, der Wlderstnd der 
Oberpfälzer BevOikerung Ist fOr unabsehba· 
re Zelt plattgemacht, die Anti-AKW­
Bewegung hat mal wieder eine vermeldbare 
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Niederlage eingesteckt. Aber so einfach Ist 
das nicht, der KB muß seine finsteren Plane 
schließlich erst mal durchsetzen. Doch ste­
hen Ihm dafor als Propaganda-Organe nicht 
die belden einzigen Anti-AKW-Zeitungen 
atom und radl aktiv zur Verfügung, die er 
dank seiner ausgekiOgelten Kaderpolitik ja 
unterwandert hat? Ja doch .•• Beide Redak· 
tlonen bringen auf Anweisung aus Harn­
burg den wackersdorf-Vorschlag auf Bun­
deskonferenzen ein und powern ihn, was 
das Zeug halt. Selbst die 400 Menschen 
starke Atommollkonferenz in Bleiefeld 
konnte geschickt manipuliert und ~u einer 
Abstimmung im Sinne der KB-Interessen 
genötigt werden. Und waren nicht einige 
Aufrechte dahinter gekommen, was fOr ein 
heimtocklsches Spiel da gespielt wird, so 
hatte es mal wieder kelne/r gemerkt. 
Mal ehrlich - so eine Geschichte denkt sich 
heutzutage nicht einmal mehr der Staats­
schutz aus. Um so schlimmer ist es, daß sol­
che Marchen in der Bewegung Ihren Nahr­
boden finden, auf dem sie zu wuchernden 
Gerachten gedeihen kOnnen. 
in Wirklichkelt hat sich alles folgenderma­
ßen abgespielt: ln der Göttinger Redaktion 
gab es bereits vor ca. einem Jahr erste Dis­
kussionen Ober eine mögliche buritleswelte 
Großaktion in Wackersdorf. Diese Idee wur­
de auf mehreren Redaktionstreffen weiter­
diskutiert und zusammen mit der radl aktiv 
in die Nornberger Bundeskonferenz einge­
bracht. Die Tatsache, ~aß sich diejenigen in 
der Redaktion, die gleichzeitig KB· 
Mitglieder sind, auch fOr den Vorschlag 
stark gemacht haben, kann man doch nicht 
so hlndrehen, daß der Vorschlag deshalb 
ein KB-Ding Ist! Es wareauch nicht logisch· 
wenn das alles so stimmen worde mit dem 
KB, dann ware es doch taktisch auBerst un­
klug gewesen, den Vorschlag ausgerechnet 
von bekannten KB'Iern einbringen zu las­
sen. 
ES scheint, als hatte die GerachtekOche nur 
deshalb so stark zu brodeln angefangen, 
weil sich viele nicht damit abfinden konn­
ten daß der Wackersdorf-Vorschlag in Bie­
lef~ld auf positive Resonanz stieß. Mit sol­
chen Kampagnen und dem Immer wieder 
unternommenen Versuch, die grundsatzli­
ehe Diskussion um die Wackersdorf­
Aktionen aufzunehmen, werden die Planun­
gen for gerneinsame Herbstaktionen natür-• 
lieh zu Tode geritten. Im übrigen waren die 
ach so gescholtenen KB'Ier in der Redak­
tion die ersten, die nach dem geplatzten 
Schwandorier Treffen vom 28.3. meinten, 
nichts .ware in dieser Situation fataler, als 
unter allen Umstanden an den Planungen 
festzuhalten. 
Zum Schluß noch einmal etwas grundsatzll· 
eher: Wir sind uneingeschrankt dafOr, jede 
Art der politischen Dominanz oder Unter­
wanderung in der Anti-AKW-Bewegung und 
Insbesondere in den Zeitungen der Bewe­
gung Offentlieh zu rnacllen und zu beklmp­
fen. Wir sind aber ebenso strikt dagegen, 
mit hergeholten Gerachten Politik zu ma­
chen und politische Strömungen oder Orga­
nisationen in der Bewegung zu denunzieren 
oder gar einzelne Personen zu Feindbildern 
hochzustilisieren. Das widerspricht unserer 
politischen Kultur und zerstört die MOgllch­
keit zu solidarischen Diskussionen und Wei· 
terentwlcklungen in der Anti-AKW· 
Bewegung. Wir schaufeln unser eigenes po­
litisches Grab, wenn es statt gegen die 
Atommafia gegen den vermeintlichen Inne­
ren Hauptfeind geht, den KB, die Gronen, 
die Autonornen oder andere! 
atom-Redektlon G6ttlngen 

I Frauen AG der Atommüllkon· 
ferenz vom 21./22. Febl\lar ln 
Bleiefeld 

I 
!I 

Liebe Frauenal 
Auf der letzten AtommOllkonferenz in Bleie­
feld gab es eine Frauen AG. Im folgenden 
mochten wir euch die wesentlichsten Er­
gebnisse mitteilen: 
ln der Vorbereitung zur Frauen AG hatten 
wir Bleiefelderinnen uns Oberlegt, daß wir 
uns nicht nur auf eine Arbeitsgruppe be­
schranken wollten, sondern wir wollten ein 
Frauenplenum vor dem anderen Abschluß. 
plenum haben. Zum einen, weil wir uns die 
MOgllchkelt, an anderen Arbeitsgruppen 
teilzunehmen, offen halten wollten, und um 
uns gleichzeitig nur mit Frauen Ober die 
Gruppenergebnisse austauschen. zu kOn­
nen. Zum anderen wollten wir die Ergebnis­
se der Frauen AG allen Frauen zur Diskus­
sion stellen. Außerdem sind die Frauenthe­
men so aiiObergreifend, daß sie sich Inhalt­
lich nicht auf eine Frage reduzieren lassen, 
zumal wir auch zu den anderen Tagesord­
nungspunkten in gemischten Konferenzen 
frauenspezifische Standpunkte entwickeln 
kOnnen. Damit hatte die Frauen AG wieder 
doppelt und dreifache Arbeit zu leisten! I Als 
wir jedoch den Vorschlag der Frauen AG 
vorstellten, stellte sich heraus, daß for die 
vielen anstehenden Fragen auch ein Frau­
enplenum nicht ausreichen worde. Im übri­
gen fanden wir es wichtig, for die Entwlck· 
lung eigener Ideen und Standpunkte auch 
eigene Strukturen zu schaffen. 
ln der Frauen AG waren wir ca. 25 Frauen, 
die fast alle Ihnflehe Schwierigkelten in ge­
mischten Gruppen haben bzw. hatten, und 
sich als Konsequenz eigene Zusammenhan­
ge geschaffen haben. Es Ist for uns nahezu 
unmOgllch, in gemischten Gruppen heraus­
zufinden, was frauenspezifische Inhalte 
sind und wie sie als Arbeitsinhalte zu formu­
lieren und in die Gruppe einzubringen sind. 
Oie Arbeit in den einerseits an mannilehern 
und weiblichem Rede- uhd Zuhörverhalten 
,legt, andererseits daran, daß Informationen 
fast ausschließlich Ober Manner laufen. 
Derweil sind wir mit reproduzierenden sozia­
larbeitarischen Tatlgkeiten beschaftigt, und 
zwar um das Ganze auch noch am Laufen 
zu halten. Oberregionale Konferenzen, Me­
dien, Pressesprecher und InfobOras sind 
oberwiegend von Mannern besetzt. Wenn 

I wir uns Innerhalb unserer Gruppen wohl 
fOhlen wollen, kann sich unsere politische 
Arbeit nicht nur auf den Widerstand gegen 
AKW's beschrAnken, sondern wir mDssen 
uns dort standlg gegen patriarchale Macht· 
strukturen zur Wehr setzen. Es muß Schluß 
damit gernacht werden, daß das, was Man­
ner gedacht haben und denken, als Ge­
schichte und (gegen-)Offentllche Meinung 
verkauft wird. 
Deshalb haben wir uns überlegt, eineeigene 
Frauenbundeskonferenz durchzufahren. 
Damit wir mit mOgtichst vielen Frauen Ober 

I 
die Notwendigkelt und die Form einer sol­
chen Konferenz reden können, laden wir 

. hiermit zu einem Vorbereitungstreffen in 
Bietefeld ein. 
vorschlage fOr das Vorbereitungstreffen, 
sowie VorschlagefOrThemen fOr eine even-

1 
tuelle Frauenkonferenz kOnnt Ihr an folgen­

. de Adresse schicken: 

Atomdiskussion 

Frauen-Gruppe Medea, Graf Llbri (Ge­
brauchtbuchtac;len), Frledrlchstr. 31, 4800 
Bleiefeld 1, Tel. 17-20 Uhr 05211122720 
Also: Vorbereitungstreffen am 9J10. Mal Im 

· Frauenkulturzentrum in Blelefeld, Beginn 
ca.12 Uhr. 
Anmeldung und Themenvorschlage mog. 
liehst bis zum 25.4. bel o.g. Adresse. Ihr er­
haltet dann Infos Ober Schlafptatze, Kinder· 
betreuung, genaue Adresse und bei gena­
gend Eingingen eine Materialsammlung. 
Da wir Raum-, Kopier- und Portokosten ha­
ben, werden wir einen Teilnahmebeitrag, 
der 10,- DM nicht Oberstelgen wird, erheben. 
Da wir bis jetzt noch viel zu wenig Adressen 
hatten, bitten wir euch dieses Vorbereitung­
straffen in eurer Region mOgllchst bekannt 
zu machen. 
Bis denn, die Bleiefelderinnen 
Spendenkonto Meclee, a. Fleck 
43815048 Spk. Bleiefeld 
Benkieltzahl 48060181 

ZWiechen8chrltte • 
Die Ami-Atomkraftbewegung 

zwischen Gorleben und Wackersetort 
Zelt-Geschichte aufzuarbeiten Ist ein 
Schwieriges Unterfangen, es fehlt die 01· 
stanz zum (noch) Naheliegenden, die alltag­
liehen Ereignisse und Geschichten verstel­
lendenBlick fOr die "große Linie". Am Bei­
spiel des Widerstands gegen das "Nukleare 
Entsorgungszentrum" (NEZ), prlzlser for· 
mutiert das "Integrierte Entsorgungskon· 
zept", stellt sich Wolfgang Ehmke diesem 
Unterfangen. Die Geschichte wird ln Form 
von kleinen Geschichten nacherzlhlt, Le­
serbrlefe, Kurzprosa machen das Buch zu 
einer wirklich spannenden Geschichts­
Schreibung, von der Hartnackigkelt des Pro­
tests, der Zlhleblgkeit und dem Witz der 
Leute Im Wendland wird einiges deutlich. 
Den zweiten Strang dieses Buches machen 
die zahlreichen Interviews aus, die der Autor 
mit den Bllern, Bauern, Pastoren, Autono­
men, Konstlern, Parlamentariern und und 
und geführt hat: das gesamte Spektrum des 
Protests•kommt in der Darstellung und Be­
wertung der Ereignisse der letzten 10 Jahre 
selbst zu Wort. 
Wer seine. Kenntnisse ln den Sachtragen et­
was auffrischen will, findet daroberhinaus 
die entsprechenden Sechkapitel und Kurz­
besclneibl.!ngen der atomaren Anlagen, die 
in Gorleben und WaG:kersdorf in Betrieb, 
Bau und Planung sind~ 
Wolfgang Ehmke (Hrsg.): Zwa.cheMCtliiU.. 
Die Antf.AtGIIIkreft.Bew.gung _.._ .. 
Gorleben und 'ftckeNdort. MH .....,..._ 
von Heini Bnmdt. HelmUt Hirsch, ~ 
Jungk, Lutz Mez u.a. 
Kalner Volksblatt Verlag. 232 S., 22 DM, 
ISBN 3-923243-28-x 
Vertrieb: Prollt·Buchvertrleb, Postfach 
111008,8300 Qfe~Mn 11 
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Atomdiskussion 

atom-Diskussion: Leserbriefe 

Liebe Freundinnen, 
Euer achtseitiges Faltblatt anlllBIIch der 
BUK(J.Nachbereitung ist bei uns auf eini· 
gen M/Bmut gestoBen. Wir wenden uns an 
Euch, weil wir· nach wie vor· die ATOM fOr 
die wichtigste Zeitung der Anti-AKW· 
Bewegung halten. 
Ihr habt zu denjenigen gehiJrt, die eine neue 
BUKO in Bayern abgelehnt haben, die Gran­
de dafDr habt Ihr in Eurer letzten Nummer 
dargelegt. Dagegen Ist natorlich nichts zu 
sagen, schwierig wird es nur, wenn Ihr hin· 
terher auf den Zug aufspringt und es als 
•goldrichtig• bezeichnet, eine neue BUKO 
schnellstens zu organisieren und in Bayern 
stattfinden zu lassen. Dabei kam kein einzi· 
ges selbstkritisches Wort von Euch und 
uninformierte Leserinnen werden davon 
ausgehen, da8 Ihr schon immer dafDr gewe­
sen seid; der Sieg hat halt viele MDtter ... 
Den Klammersatz ober die Relevanz bzw. Ir· 
relevanz von Barrikaden im Komm hllttet Ihr 
Euch absolut sparen klJnnen, Ihr unterstellt 
den Barrlkadeblluerinnen eine absoiute 
Blaullugigkeit und Naivltllt, Indem Ihr sug· 
geriert, daB sie glauben, so den Angriff von 
BGS und SEK·Horden unmlJglich zu ma· 
chen. Deren hat mit Sicherheit keine ge­
dacht, sondern eher an den minimalen 
Schutz, den solche Barrikaden gewllhren, 
nllmlich daB kein gleichzeitiger Sturman· 
griff durch eine Vielzahl von Eingingen von 
einer Sekunde auf die andere m{Jglich ist, 
was mit Sicherheit eine Riesenpanik zur 
Folge hlltte. Diese Barrikaden hlltten uns Im 
Falle eines Angriffs Zelt gebrecht, in der 
sich jede auf das, was dann gekommen wll· 
re, hlltte vorbereiten kiJnnen. Zum einen wll· 
re so ein Oberraschungsangriff unm{Jglich 
gewesen, zum anderen wllre der politische 
Preis noch weiter nach oben getrieben wor· 
den, denn es Ist ein gewaltiger Unterschied, 
ob die Bullen ohne Schwierigkelten durch 
geijffnete Toren einreiten ktJnnen, oder ob 
Spezialtrupps vor laufenden TV-Kameres 
die Einginge mit Äxten oder llhn/lchem Ge­
rllt freikloppen mossen. Auch war die Er· 
richtung der Barrikaden nicht das Produkt 
einer Minderheit von durchgeknallten Wirr· 
klJpfen, wie es Obereil in der Presse darge­
stellt wird (TAZ, AK + ATOM eingeschlos· 
sen). sondern ein klarer P/enumsbeSchluB, 
von dem Ihr Euch distanziert, indem Ihr von 
"unseren• Barrikaden sprecht. 
ln Eurer ganzen achtseitigen Auswertung 
geht Ihr mit keinem Wort auf die politischen 
Differenzen ein, die unter uns geherrscht 
haben. ln der 6ffentllchkeit war in den Ta­
gen vor NOrnberg der Eindruck entstanden, 
dsB die vier verantwortlichen Veranstalter 
( = Anmelder) (zwei Menschen von den 
Gronen/Friedensliste, jemand von 
Radiaktiv/KB und jemand aus Anti-WAA·BI 
NOrnberg) mit den Bullen rumkungeln und 
Inhalte aufgeben, um die BUKO genehmigt 
zu kriegen, egal zu welchen Bedingungen • 
auch notfalls Inhalte und Leute auszugren­
zen, so hieB es, der Reeder wllre als GIUnd· 
Iage der BUKO zurOckgezogen worden und 
die Veranstalter wOrden dafor sorgen, daB 
keinerlei Äußerungen mit angeblich strafba· 
rem Inhalt abgegeben worden. Damit wllren 
nicht nur die Frankfurter BeschiOsse kurz 
vor Weihnachten putschmilBig außer Kraft 
gesetzt worden (ein Mandat zum Verhan­
deln hatten die vier nllmllch nicht). auch die 
Absicht, eine BUKO in Bayern durchzuset­
zen, Vllie wir sie wollen, wllre konterkariert 
worden und Ins Leere gelaufen. Die Resolu­
tion des ErtJffnungsplenums hat diesen -wie 
auch Immer vor sich gegangenen • Kunge-
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Ieien, zu denen die Veranstalter nie Stellung 
genommen haben, eine eindeutige Absage 
erteilt. Diese Resolution wird von Euch in 
der ersten. Auflage noch lobend erwllhnt 
("hlltte nicht besser formuliert werden ktJn· 
nen"), in der zweiten Auflage eures Fa/tb/at· 
tes ist sie nur noch einen Oberaus nOchter· 
nen FOnfzeilt1r wert. 
Dies ist nicht das einzige Beispiel, wo Ihr 
politische Differenzen verschwelgt und Un· 
terschlede bzw. Widersprache zuk/elstert. 
Die AG WAA hat das abgedruckte Papier 
nicht einstimmig verabschiedet, trotzdem 
wird es in der ganzen BRD mit dem irrefOh· 
renden Zusatz "einstimmig verabschiedet" 
herumgescnlckt. Dies geschieht wider bes­
seres Wissen. Matthiss KOntzel, der vermut· 
liehe Verfasser dieses Papiers und des 
GroBdemo-Konzepts, wahlweise ATOM· 
Redakteur, KB-Mitglied oder wissenschaftli· 
eher Mitarbeiter bei den Granen, weiS ge­
neu, daB sein Papier nicht einstimmig ange­
nommen wurde, trotzdem will er sein Kon· 
zept mit solch politisch unsaubren Mitteln 
durchsetzen. 
EI heckt seine Konzepte aus dem hohlen 
Bauch am Schreibtisch aus und setzt sifl 
dann in einer Weise durch, die eindeutig 
Machtpolitik ist und andere Leute nur als 
MantJvriermasse und Stimmvieh kennt und 
instrumentalisiert. 
Dieses Verhalten kennen wir von etablierten 
Politikern zur Genoge, es hat in unseren Rei· 
hen nichts zu suchen. Wir wollen die solide· 
rische Diskussion, in die sich jede einbrin­
gen kann, in der sich kollektiv etwas ent· 
wickelt und an deren Ende was steht, was 
alle als ihre Seche begreifen, aber wir wol· 
/en keine Leute Oberfahren und benutzen. 
Allekllngs grenzen wir uns von den Leuten 
wie Matthiss KOntzel eindeutig ab, die ein 
Polltik·Verstllndnis an den Tag legen, was 
nicht unser sein kann, was wir ablehnen 
und belcllmpfen! 

Autonome AKW·Gegnerinnen Westberlin 

Liebe Leute, 
in der letzten ATOM regt Ihr Stellungnah­
men an zur Diskussion um die Rolle der 
ATOM in der Anti-AKW·Bewegung. Ich hab 
dazu was geschrieben, in der Hoffnung, daB 
Ihr Euch Gedanken drDber macht. 
Die selbstkritische Seite und die abgedruck· 
te Stellungnahme des Anti-WAA·P/enums in 
der letzten ATOM hatten meinen Unmut 
Ober die Rolle der ATOM, vor allem das ve­
hemente Anschieben einer Diskussion und 
Beschlußfassung Ober .eine GroBaktion im 
Herbst Im Raum Schwandorf, ein wenig ge­
dllmpft. Aber dann las ich die Kurzberichte 
der letzten ATOMMOLLKONFERENZ und 
war doch entsetzt, Wie Ihr die Diskussion in 
der AG Stlllegungskampagn,!Standorte 
wiedergegeben habt, lll8t ja fast auf ein 
Miesmachen dieser Diskussion schi/eBen. 
Vergleicht einmal die 3 Selten, die Ihr wohl­
und ausformuliert zur Herbstaktion in der 
Oberpfalz gebrecht habt, mit dem' schnod­
drigen Verr/8 einer tatsichlieh schwierigen, 
sprunghaften Diskussion der Standort-Bis 
Ober weitere Aktionen. Einseitiger geht's 
nimmer. 
Warum waren so viele Leute in der AG Stille­
gung, werter Berichterstatter? Weil einige 
Leute (u.s. ich) Im Vorfeld der A TK einige 
Abende damit verbrecht haben, Standort· 
lnls im gesamten Bundesgebiet anzurufen, 
damit sie m{jgllchst zahlreich vertreten 
sind. Warum verllluft eine Diskussion dieser 
lnls so sprunghaft? Weil alle Angst haben, 
ihr besonderes Anliegen kommt bei der FOI-

le der Informationen zu kurz. Warum gab es 
am Ende kein fertiges Konzept, keine druck· 
reife Beschlu8vorlage? Weil wir nicht in der 
Redaktion der ATOM sitzen und diese 
schon mit in die AG bringen. Ein GIOck Dbri· 
gens, so dauert es zwar lllnger, aber keiner 
wird bevormundet. Warum haben wir den· 
noch eine Chance? Weil /llngerfristig sich 
bei vielen Aktivisten die Auffassung durch· 
setzen wird, daB die Forderung "Ren an die 
laufenden Atomanlagen" alte und neue Be­
wegte zusammenbringt in dem Ziel, einen 
AI,ISStieg BUS der Atompolitik in der BRD zu 
erkllmpfen. 

Wolfgang Ehmke 

Liebe Leute, 
warum zum Teufel habt Ihr zur AG Stille­
gungskampagne der Bleiefelder Konferenz 
nicht den Ergebnisbericht abgedruckt oder 
wenigstens zusammengeleBt, sondern statt 
dessen ein so oberflllchliches wie Oberhe­
bilches Stimmungsbild eines Georg ge­
brecht. Das nllhrt doch den Verdacht, daB 
Ihr Euch nicht mehr so sehr als Organ der 
Bewegung versteht, das kol/elctiv erarbeite­
te Ergebnisse verbreitet, sondern Eure eige­
ne Machtpolitik betreibt. 
Gewi8 war die Diskussion schwierig • kein 
Wunder bei der FOlie von Fragen: 
· Ist Oberhaupt die Orientierung richtig 
"nach Tschernobyl - ren an die laufenden 
Anlagen"? 
• wie umgehen mit den gegen die St/llegung 
aufgehlluften Bergen von Argumenten juri­
stischer, tJkonomischer, tJkologlscher (SO!) 
Art? 
-Ist es richtig, sich Oberregional auf 
"schwllchste Kettenglieder" zu konzentrie­
ren, stellt das nicht den anderen Persil­
scheine aus? 
• was sind solche schwachen Kettenglieder, 
an denen zuerst ein Durchbruch mtJglich 
scheint? · 
Umso wichtiger ist als positives Ergebnis zu 
benennen, daB die Aktionen am 1. Tscher­
nobyl-Jahrestag Oberall bewußt als Auftakt 
zu langanhaltenden . Kampagnen mit dem 
Ziel der Stlllegung organisiert werden sol· 
./en, mit Schwerpunktaktionen zum /llhrli­
chen Brennelementew«:hsel, wie derzeit zu 
Stade. 
Ihr dagegen unterschlagt sogar den zuslltz· 
lic.hen P/enumsbeschluB: •Die AMK fordert 
alle AKW-Gegner/lnnen auf, am Tscherno­
byltag alleMasten zu besuchen. Wirverste­
hen das als Solldaritlltsaktion mit allen For· 
men des Widerstands". 
Bedenkt mensch, daB Ihr schon den Punkt 
Stillegungskampagnen beim Bericht Ober 
die NOrnberger Konferenz unterschlagen 
habt (was ich durch eine Anzeige in der TAZ 
korrigieren mußte), und da8 Ihr • anders als 
etwa "Wechselwirkung• und •Kommune• -
keinen Artikel zum Tschernobyi..Jahrestag 
brechtfil, dann fllllt es schwer, hier keine Sy· 
stematik zu sehen, daB nllmllch lhr(oder Eu­
re KB-Frektion?) die Orientierung •Ren an 
die laufenden Anlagen" zugunsteil der ja 
zweifellos wich·tigen Wackersdorf­
GroBa.Won hintertl8iben oderdoch in lhre111 
Stellenwert herabspielen wollt. 
Nun kann ja sein, daB Ihr die Schwerpunkt· 
verlagerung auf Stillegung laufender Anis· 
gen fOr falsch haltet, llhnlich wie Ich es von 
Teilen der Hamburger GAL Mre, aber dann 
stellt das offen zur Diskussion und htJrt end· 
lich auf, Eure Monopolstellung auszunut· 
zen! 
Mit trotzdem noch lieben GroBen, 
Jens 



Wendland 

Nach Unfällen im Schacht 

Das ,,Auscc für Gorleben? 
... ·. 

Am MQIVIIn des 12. Mai sprengte starker Druck des 
umliegenden Gesteins den Stahlring Nummer 20 
bei Tiefenmeter 234 im Schacht 1 des Gorlebener 
Bergwerks. 34 der Je 30 Zentimeter starken Stahl· 
ringe waren eingezogen worden, weil der Außendruck 
zunahm. obwohl die lngenieqre mit Hilfe von tief· 
reichenden Kühlrohren das umgebende Gestein auf 

Am 12. Mai 1987 hat sich im Schacht 
I des im Bau befindlichen Endlagers für ra· 
diaaktiven Müll bei Gorleben ein schwerer 
Unfall ereignet. Sechs Arbeiter, so hieß es, 
seien durch einen herabfallenden Stahlring 
verletzt worden, drei davon schwer. Was 
sich zunächst wie ein alltäglicher Unfall 
auf einer Großbaustelle anhörte, entwik· 
kelt sich immer mehr und mehr zum mög· 
Iichen "Aus" für das Endlager Gorleben. 
Anläßlich eines Ortstermins des Unteraus· 
Schusses Grubensicherheit des nieders. 
Landtages und ausführlicher Gespräche 
mit den Betreibern wurde schnell klar: Die 
eigentliche Unfallursache war nicht Pfusch 
am Bau , sondern kaum beherrschbare 
geologische Verhältnisse des Salzstocks. 

Der Schacht befindet sich derzeit in 
einer Teufe von minus 239 m unter der 
Geländeroberkante unmittelbar über dem 
Gipshut im Deckgebirge des Salzstockes. 
Dieses Deckgebirge konnte nur durch· 
teuft werden, wei I vorher eine Säule von 
ca. 30 Metern Durchmesser bis in das Salz 

TOD IM SCHACHT 

minus 26 Grad Celsius eingefroren hatten. Bei dem 
Unfall löste ·siCh der ·anderthalb Tonnen schwere 
Stahlring aus dem Verbund und stürzte auf die an der 
Schachtwand arbeitenden Bergleute. Zwei Bergleute 
wurden schwer verletzt. ein dritter starb. Die 
Schachtsohle - Durchmesser: 11 Meter- wurde spi· 
ter 14 Meter hoch mit Beton aufgefOIIt. 

hinein auf minus 25 Grad Celsius tiefge· 
froren wurde. Durch diese Gefriermethode 
sollte das Endlager standfest gemacht und 
das Eindringen von Grundwasser in den 
Schacht verhindert werden. 

Anfang April wurde durch Messun· 
gen festgestellt, daß der Schacht in einer 
Teufe von ca. 230 Metern, trotzeines 60 
cm dicken Betonsteinausbaues durch un­
erwartet hohen Druck des Gebirges zu· 
sammengedrückt wurde. Es bestalld aku· 
ter Notstand. Zwei Dinge mußten von 
den Schachtbauern im Dienste der Atom· 
Industrie verhindert werden: 
1. Der Einsturz des Schachtes in diesem 

Bereich - eine tödliche Gefahr für die 
Arbeiter. 

2. Das Abreißen der Rohre durch die die 
Gefrierflüssigkeit gepumpt wird - ei· 
ne tödl ic:he Gefahr für den ganzen 
Schacht. Dann nämlich wäre der 
Frostkörper aufgetaut und der ganze 
Schacht voll Wasser gelaufen - der 
größte anzunehmende Unfall für ein 

atomares Endlager. 
Der Einbau von 34 U-Profil-stahlringen 
sollte beides verhindern. Doch der Ge· 
birgsdruck erwies sich größer als vorher 
abgeschätzt - ein Ring hielt kaum vier 
Wochen, bis das anderthalb Tonnen 
schwere Monstrum am 12. Mai aus der 
Wand platzte, dabei fünf Arbeiter ver· 
letzte und einen tötete. 

Der Schacht sieht mittlerweile aus 
wie eine eingedellte Kartoffel, drei wei· 
tere Stahlringe weisen großen Dellen 
auf. Erst als neuer Schub aus dem Ge· 
birge drohte die Kühlrohre zu zerreis· 
sen wurde der Schacht am 17. Mai mit 
einem 15 Meter hohen Betonpfropfen 
versehen. Nach offizieller Version wollen 
die Batreiber eine Denkpause einlegen, 
neue Messungen vornehmen. 

Die Arbeiten am Schacht werden 
sich "einige Monate verzogern". 

Ein Fazit ist zu ziehen: Die Kritiker 
des Salzstocks erhielten auf makabere Wei· 
se Recht. Der Kieler Geologe Duphorn, 
von 1979 - B2 als Gutachter im Auftrag 
der PTB (Physikalisch-technische Bun· 
desanstalt) tätig, hatte seinerzeit festge· 
stellt, die Ansatzpunkte für die Zugangs· 
schächte seien falsch gewählt worden. In 
diesem Bereich sei mit ,,schwer beherrsch· 
baren, plötzlich auftretenden Gebirgsdrük· 
ken zu rechnen." Die zwei Schächte wür· 
den durch eine steil fallende Bruchzone 
führen, dort befindet sich eine große Wan· 
ne volter Grundwasser, das unter hohem 
Druck stehe. Das Wasser lasse die schräg· 
liegenden Tonsteine aufquellen und leicht 
in Bewegung geraten. Duphorn: ,,Das 
wirkt wie Schmierseife." ( 1) Zudem ist 
das Wasser in großen Tiefen warm und 
sehr salzhaltig mit der Folge, daß es 
schlecht gefriert und dann trotz Kühlung 
bis zum Schachtrand vordringt. Wegen 
seines niederschmetternden Urteils über 
den Salzstock war Duphorn seiner~eit von 
der PTB fallen gelassen worden. 

Eine Ausschußsitzung im nieders. 
Landtag brachte ans Licht, daß auch die 
PTB als Bauherr und das Celler Bergamt 
als Genehmigungsbehörde fungierend 
nicht wissen, wie stark der Druck des 
Deckgebirges wirklich ist. Ferner kam hier 
heraus, daß der Unfall am 12.5. nicht der 
erste war. Zwei Unfälle am 20.3. und am 
31.3., bei denen ebenfalls Arbeiter ver· 
Ietzt wurden, hatten das Desaster ange­
kündigt. Nach der Devise ,,Augen zu und 
durch" hat die blindwütige Atomgemein· 
de den Tod von Bergleuten in Kauf ge­
nommen. 

Die Batreiber mußten zugeben, daß 
der unterste Grundwasserhorizont unmit· 
telbar über dem Salzstock von Dezember 
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86 bis April87 um 16 Meter abgesackt ist 
- jetzt steigt er wieder. Dies läßt nur ei· 
nen 'SChluß zu : Durch das Gefrieren sind 
Risse im Salzstock entstanden, durch die 
das Wasser in den Salzstock eindringt. An 
einer Stelle am äußeren Rand des Frost· 
körpers 'stieg die TemperalUr von minus 
17 Grand auf minus 7 Grad an, warmes 
Wasser ist hier vom Salzstock aufgestiegen. 
Dies beweist, daß der. Salzstock im oberen 
Bereich kein standfestes Gebirge ist, son· 
dernein nasser Schwamm, d.h. selbst wenn 
die jetzige Problemzone mit technischen 
Mitteln überwunden werden könnte, so 
sind die nächsten, größeren Probleme in 
den tieferen Schichten des Salzstockes 
vorprogrammiert. 

Die Folgen eines ,,Aus" für Gorleben 
wären für die Atomgemeinde fatal. Nach 
dem Bund-Länder-Beschluß von 1979 
ist die Erteilung von Betriebsgenehmigun· 
genfür die' bundesdeutschen AKWs an ei· 
ne von zwei Bedlngugen geknüpft: 
1. Eine erste Betriebsgenehmigung für die 

WAA oder 
2. Fortschritte bei der Erkundung eines 

Enlagers. 
Die 1. TEG für die'WAA Wackersdorf 

ist nach den jüngsten Prozessen weggefal· 
len, bei einem mit einem Betonpfropfen 
versiegelten Salzstock kann von "Erkun· 
dungsfortschritten" kaum die Rede sein. 

Für einige AKWs (Grohnde u.a.) ist 
das Endlager Gorleben der direkte "Ent· 

Der Salzstock Gorleben 

Standortentscheidung 

aus politischer 

Opportunität 

Oie politi8che und fachliche Verantwortungslo­
sigkeit, die zu den jOngaten UnfJ!Ien fOhrte, war 
8Chon flatgeber bei der Benennung von Gorte­
ben als Standort fQr das Endlager. 
22.2.19n: Der nleder8. Mlnl8t8rpt'lsldent AJ. 
brecht gibt die . Standortentscheidung fQr den 
nuklearen ;.E~nspark" beka:nnt-Gorte­
Den -eine· Salzstockerkundung fQr ein atoma­
res Endlager sollte ausschfie6llch dort erfolgen. 
Ein Jahr zuvor hatte die ZeHachritt ,,Atomwlrt· 
echaft'' noch gemeldet: "ln der jetzt enstehen­
den Phinie 1st es notwendig au810h_tfche Vor­
Ort-Untersuchungen zu Geologe, Meteorologie, 
Hydtolog/e, 8augnJndbeschlf u.a. an eini­
gen dankbtllen Standorten dutehzufOhren, um 
Delen und Entscheldungslo1lellen IOr die end­
g/Jirlge Standottauawllhl (. .. ) .-.1:Jelten zu fc6n. 
nen. Es 1st betlbtiJchrJgt. diese StandotfettaJn­
ci.Jng zunfch8t.., drei m6gllchel••- ..... 
netH Standorten;, Norddeut8chlend·lm Laufe 
der nfchsten Jahre ao weit IJbzJJ8chlltJ&I, daB 
ggl. eine ~uswahl getroffen und das 
atomrechtliche Standortgenehmlgufl(/tWflffeh-
1811 elnger.ft&t wwden kann." (atw, 7f76) 

Go(teben war hier auageldammeft, untersucht 
werden eollten die Salz:sl6cke bel Lichtenhorst 
(Kteia Nlenbwg), bei Untetl08 (Kteia Celle) und 
bei Bunde Im Emsland, wobei def letztere ~ 
rlllert wurde. 
ZUStlndlg fQr die Standoftbenemung war ei­

gentlich die PTB, die zustlndlgen lAndeebe­
hOrden hAtten das vor'geechlagene Endlager 
deM auf Genetwnigunglflf)lgkelt zu begutach­
ten. 
Im NcMrnber 77 gelang ee der damaligen 

Bundeereglerung, den Schwarzen Pet8r der 
Stendortvorausw der Abecht-Regierung 
~- alen Beteiligten war klar, da8 
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die nds. Landesregierung kurz nach der L.and­
tagSwahl1978 eine Entscheidung nach pol~ 
echer Opportunltlt.fAllen WOrde. 
Da8 der Salzstock Gol1eben fQr die Bundesr&­

gierung nicht 1n Betracht komme hatte sie wie­
derholt deutlich gemacht."Sundeskenzter 
Schmldt hatte Ab8cht nach lnlotmatlonen aus 
~ schon bei dem Gespttch 
.unter v1ar Augen am 11.Februer mit ;,tller not· 
~ Deulllohlcelt" ldergamacht. daB der 
Standort GotMben ftJr die ~ 

sorgungsnachweis" - ihr Welterbetrieb 
wird mit einem Baustopp in Gorleben un· 
möglich. Doch wichtiger als diese recht· 
Iichen Finessen - die, da köonen wir ge· 
wiß sein, Irgendwie umschifft werden -
dürfte jetzt die außerparlamentarische Mo­
bilisierung gegen das Endlager sein. Die BI 
Lüchow-Dannenberg ruft für den 6. Juni 
zu einer Demo in lüchow auf, ein Pfingst· 
camp und weitere Aktionen sollen folgen. 

DER KAMPF GEGEN DAS ENDLA­
GER IST NOCH LANG, ABER DIE 
NATUR SCHLAGT ZURÜCK! 
(1) Spiegel Nr. 22/87 

Hannes Kempnuznn/Sabine Roisch 

nicht ekzeptabellst und als "Scheinangebot" 
gewertet wird. BegrlJndet wird diese Heltung mit 
dem Hinweis, daß die Salzsftklce bei Gorleben 
cmw der Ebe dtfll bl$ v1ar Kllonieter we111n dltS 
Gebiet der DDR. hineinreichen (. .. ). Bel der~ 
M~scMg des Stltlldotfes · Gorleben gehe es /&­
doch 1n .,.".Linie ,.um blanke Sichethelt der 
CJtlpoM und nicht um Zllttf1eiOI* gegeni1ber 
dem Honec:l«ntHt." (FR. V. 23.2.1977} 
Der Spiegel tnchte leinerzelt. die Ver81on, 

daBAI:nchtmltderAuswahlvonGoltebender 



BundesreplenJng den Schwarzen Peter der 
S1andortbenennung zurOckreichen wollte. Laut 
Spiegel schnauzte der damalige Bundeskanz­
ler Schmidt nach Albrechts eigensinniger Wahl: 
.. Sehr lilrchslchtJger ~Schachzug. " 
,.Die Taktik erlfutwten Schmldts Genossen in 
Hannover: Abecht gehe es lediglich darum, 
"den elctuelen Dnlclc abzU$ChOtteln" und die 
BI.Jndesregletvng zu n6tlgen, .. desen Standort 

abzuleiiMKI und einen neuen zu bener.nen." 
(Spiegel, V. 26.3.79) 
Das die Bundesregierung trotz der Ihr zufal­

lendenKompetenzdiesen Standort nie zurQck­
gewleseh hat, dürfte der Hintergrund fOr das 
Festhalten an Gof1eben auch nach den jOng­
sten Ereignissen in großer Bonner Koalition 
sein. 
Während die nieders. Genoeeen, Schr6der 

Wendland 

voran, das ,,Aus" fOr Gorteben folderten, er­
kllrte Volker Hautf, AustOftler des 1~ 
~der SPO (,.Von derE,. 
Orung zur Refonn'') und Mlnerzeit fOr die Er­
kundung von Gorteben verantwortlich, da die 
Probleme beim Schachtbau Im Dedcgebitge 
aufgebeten 88ien, stelle diee den Salzstock 
nicht grundsAtzlieh als Endlager in Frage ood 
sprach sich tor eine weitefe Ertrundung aus. 

Von Anfang an ungeeignet! 

Mit der Einweihung des Salzstocks Gorteben 
als Lager für hochradioaktiven Atommüll woll­
ten Bunde&- und Landesregierung eines Tages 
Weltpremiere feiern - weltweit gibt es bis heu­
te kein derartiges Endlager. 
Holland, das ebenfalls auf Salz gesetzt hatte 
und nach einem Kriterienkatalog 
- nach dem Gorleben nicht einmal in die 
Vorouswahl ~ommen w4ra- SalzstOcke un­
tersuchte hat diese Suche bis auf weiteres 
mangels geeigneter Standorte aufgegeben. 

Vorschachtteuten. Schacht Gorleben 1 

Oie Bundesregierung hat es bis heute abge­
lehnt Kriterien fOr ein Endlager zu benennen. 
Oie ma8gebllchen RSK-"Kriterlen" von 83, die 
nur daraus bestehen, zu betonen da8 ein End­
lager ,,sicher'' eeln mOsse, ohne diee zu spezi­
fizieren, .slnd genau auf ein Endlager mit allen 
Macken wie Gof1eben zugeschnitten .. " Die Kri­
terien lasen ~ ..,." ~ 
rt11RT1 zu. Ihre Konlaetltllerung erfolgt Im Rah­
mendes~und~ 
Vfllfahrena nach dern jtWielTQM StlltJd ~ Wls­
sensclteft und Technlc unter bNonderel Be­
rOclcsichtlgung des Eltrzelellas. " 
ln den USA 1st bis heute keine Entscheidung 

Ober ein Endagermedlum gefallen, untersucht 
wird nach der Maxime "du die eventuelle Aus­
wahl eines Deponlest1Jndot nur auf der Basis 
einer vergleichenden ~ der vet1JChlede­
nen Gesteine etfolgen detf." 
Diese vergleichende Analyae verachiedener 

Salzst&:ke geschweige denh ~ 
Gesteine hat es in der BRD 'nie gegeben. a. 
re1ts 1964 wurde die Endlagerforschung nach 
einem empfehlenden Hinwels des damaligen 
Prtsldenten der Bundesanstalt fOr Bodenfor-

echung ·auf Steinsalz beschrAnkt. Steinsalz 
wurde ausgewlhlt, weil es angeblich undurch­
llssig fOr Flüssigkeiten und Gase sei; die AbfAl­
le kOnnten daher nicht nitt Wasser in Berührung 
kommen. Es habe eine hohe Wl.rmeleltflhlg­
keit, so da8 die bei der Einlagerung hochaktiver 
AbfAlle freigesetzte WArme gut abgefOhrt wer­
den könne - Aussagen die sich in Bezug auf 
das Steinsalz im allgemeinen und den Salz­
stock Gorleben Im Besonderen als unhaltbar 
erwiesen habän. 
So erwies sich das einstmals aufgestellte 

.. Mehrbarrierenkonzept'' (Dedcgebirge, Salz. 
stock, Vertonung, EndlagerbehAitniSse als Bar­
rieren gegen die Freisatzung radioaktiver Stoffe 
für Gorleben als Flop. 
- Da Salz ein extrem wasseriOsllches Ge­
stein ist, hingt die Eignung eines Salzstod<s 
als Endlager ganz entscheidend von der Exi­
stenz eines Qea<gebirges ab, das, wie etwa ein 
geschlossene Tondecke, das Grundwasser 
vom Salzgestein fernhAlt. Der Salzstock Gorle­
ben liegt im strOmenden Grundwasser. 
Das Deckgebirge Ist im Bereich der Gortebe­

ner Rinne auf 7,5 km2 von bis zu 160 m mAchti­
gen wasserleitenden Kiesen und Sanden von 
gro8er DurchiAssigkeit überlagert, mindestens 
drei Bohrungen ·ergaben, da8 der Gipshut stel· 
Jenweise abgetragen Ist. Nach Bewertung des 
Kiefer Geologen Duphom stellt die Gortebener 
Rinne eine " hydrogeo/oghJche 'Besonderheit" 
dar. . 

Es handelt sich dabei um die einzige grö6ere 
riefenrinne Norddeutschlands, die in voller 
LAnge Ober der LAngsachse eines Salzstocks 
angelegt wurde. Dies war fOr ihn der Haupt­
grund, vor einem Endlager Gorleben zu war­
nen. Nach der PSE-Studle der Bundesreg~ 
rung sollen die " tonigen Schichten des T~ 
die Grundwassed»wegung nach unten stalk 
hemmen." Dazu bemerkte Duphom: ., Wo 
tltber, ~ Ober der NordhUfe des Salzstocks, 
du Tertilr gar nicht mehr vorhBnden 1st. kann 
es auch nicht hemmen." 
Durch den Ausfall des Deckgebirges als Bar­

riere sind gro8f1Achlge Wassereinbrüche in den 
Salzstock bereits heute vorauszusehen. 
- Im Sicherheitsbericht der DWK von 19n 
findet sich noch der kühne Satz: .,SaJzst{jcke 
sind von Natur aus gegen eindringendes Was­
ser abgedJchtet." 

ln den 100 Jahren deutschen Kalibergbaus 
sind ca. 100 Salzstöcke ,,abgesoffen'', lm nord­
deutschen Flachland wurden 37 % der Salz­
stöcke durch .den fOr ein E"ndlager größten an­
zunehmenden Unfall (GAU) .,Grundwassereln­
bruch" zerstört. Bei den Bohrungen 1002-1005 

in Gorleben traten VOIIIg unerwartet LOsungszu­
flüsse auf, die bewiesen, da8 der Salzstock 
Wegsamkelten fOr Wasser aufweist. Klar Ist 
mittlerweile, da8 eine jlhriiche Salzablaugung 
mit einer Geschwindigkeit z:wlschen 0,1 und 1,2 
mm pro Jahr stattfindet. Mit anderen Worten: 
JAhrlieh werden am Salzstock 3.000 ·12.000 m• 
Gestein abgelaugt. Eine Ablaugungstate von 
nur 1,5 mmla WOrde ergeben, daß 500 m Salz­
stockmlchtigkeit bereits nach 335.000 Jahren 
restlos abbelaugt wAren und das Endlager im 
Ttefen-Grundwasserstrom frei liegt. ·Der ~ 
blge Teil der eingelagerten Radionuklide kOnn­
te restlos freigesetzt werden. 
~I der Erkundung eines Bergwetkes entsteht 

ein Dilemma. Durch Bohrungen, Schichte Ynd 
Strecken lABt sich die Durchquerung wasser­
fOh(ender Schichten, die damit auf verschiede­
nen Horizonten untereinander verbunder) wer­
den, nicht vermeiden. D.h. je genauer die Inne­
re Struktur erkundet wird, desto genauer weiB 
man, wo die Gefahrenzonen liegen, aber der 
Salzst.ocl< 1st dabei in einem hohen Maße b&­
schAdlgt worden. Dies 1st vermutlich heute 
schon ln Gorleben der FaH und dürfte sich I 
Salzstockinneren zum Riesenproblem eines 
Weiterbau's auswachsen. 
- · Us.&merikanische und nleder1Andlsche 
Untersuchungen der Wirkung radioaktiver 
Strahlung . auf das die AbfAlle umgebende 
Steinsalz stellen darOberhinaus Salz als EndJa­
germedium grundsAtzlieh in Frage. Die E~ 
nlsse der Studien ergaben, da8 das Steinsalz 
(Natriumchlorid) durc'h die radioaktive Strah­
lung in Natrium und Chlor gespalten wird. Das 
Natrium scheidet sich dabei als im Salz verteil­
tes Metall aus, wAhrend das Chlor teilweise 
gasfOmiig ·abgegeben wird. Am stlrksten Ist 
dieser Effekt bei T~lltil zwiSchen 150 
und 175 Grad C, wAhrend er unter 100 Grad 
oder Ober 300 Grad nahezu verschwindet. Da­
mit 1st die Mdiolytische Zers10rung des Stein­
salzesausgerechnet bei den Temperaturen am 
wirkungsvollsten, die sich in den ersten 200 
Jahren im Endlager einstellen werden. Die 
noch wAhrend der ersten 50 Jahre Betriebszelt 
im Endlager rund um den Abfall entstehenden 
Mengen von ""atrium und Chlor ergeben eirre 
brisante Mischung. Kommt das Natrium mit 
Wasser zusammen, so reagiert es AuBerst hef­
tig unter Bildung von Nattiumhydroxid und 
Wasserstoff. Die Reaktion kann explosionsartig 
verlaufen. Aus dem Natriumhydroxid entsteht 
in Verbindung mit zusAtzllchem W&SRr egres­
sive Natronlauge, die zusammen mit Chlor die 
EdelstahlbehAJter fOr die hochradioaktiven Ab­
fAlle angreifen würde. 
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Für W AA zu giftig 
Von der DWK bzw. ihrer Tochter BLG 
(Brennelement-Lager-Gorleben) wurde eine 
"Kurzbeschreibung" der für Gorleben bean­
tragten "Pilot-Konditionierungsanlage" vorge­
legt, die vieles offen läßt 
- so eine genaue Spezifizierung der anzu­
wendenden Verfahren und insbesondere die 
künftige Strahlenbelastung durch die Anlage -
die aber deutlich macht, daß Bundes- und Lan­
desregierung sowie die Batreiber sich weltweit 
mit einer Experimentierenlage für hochradioak­
tiven Atommüll profilieren wollen - auf Kosten 
der Menschen in Lüchow-Dannenberg und Um­
gebung. 
Vorgeführt werden soll in Gorleben nicht die 

seinerzeit als "Referenzkonzept" im Rahmen 
der Projektstudien Sichere Entsorgung (PSE) 
auf dem Papier "realisierte" Konditionierung 

Modellskizze der Konditionierungs­
anlage der NUKEM/DWK. 

unzerlegter Leichtwasser-Brennelemente 
(LWR-BE) für die Direkte Endlagerung als Al­
ternative zur WAA. (Näheres dazu siehe atom 
März/April85, atom Nr.71186).1n der beantrag­
ten Anlage sollen ergänzend zur WAA alle 
Brennelemente verpackt werden, die "aus 
technischen oder wirtschaftlichen Griincien ei­
ner Wtederaufarbeitung nicht zugeführt werden 
k(Jnnen." (DWK in d. EJZ v. 22.2.86). D.h. im 
einzelnen die Konditionierung von 
- Brennelementen des THTR Hamm. Oie 
Thorium-Graphit-Kugeln werden aus den Kan­
nen, in denen sie angeliefert werden, pneuma­
tisch in spezielle Pollux-Endlagerbehälter um­
gefüllt. 
- Brennelemente des Schnellen Brüters Kai· 
kar 
- Brennelemente aus Leichtwasserreakto­
ren, die wegen der hohen Giftigkeit ihre Spalt· 
produktzusammensetzung in der WAA 
Weckersdorf nicht verarbeitet werden können. 
- Brennelemente mit stark erhöhtem Ab­
brand 
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- Mischoxid-Brennelemente (Uran-Piu· 
tonium-BE) der ersten Generation 
- Bn~nnelemente mit wiederaufgearbeitetem 
Uran 

Die LWR-BE werden entweder durch Abtren­
nen des Kopfes und reihenweises Herauszie· 
hen der Brennstäbe aus ihren Abstandsbehäl­
tern zerlegt oder, um eine größere Packungs­
dichte im Endlagerbehälter "Pollux" zu errei· 
chen, in 1 Meter lange Abschnitte zerschnlt· 
ten. Getestet werden sollen auch andeFe, nicht 
näher ausgeführte "Gebindearten und Ver­
packungsysteme''. 

Doch dies ist noch nicht alles. Die beantragte 
Anlage soll eine "Mehrzweckkonditionierungs· 
anlage" werden, in der aucti 
- die hochradioaktiven Lösungen aus Wie­
deraufarbeitung zementiert werden sollen. Sie 
werden auf dem Anlagengelände in naturzug~ 
gekühlten Flüssigkeitstanks ihrer Verarbeitung 
harren. ln diesen vor sich hinrostenden Tanks 
lagern die hochgefährlichen Lösungen auch in 

der WAA Kerlsruhe und den übrigen WAA's der 
Welt und warten auf die weltweit unerprobte 
Verpackungslösung. 
- die aus La Hague und Windscala zurück· 
kehrenden hochradioaktiven Abfälle, zum größ. 
ten Teil Glaskokillen, die in Gorleben "umkon­
ditioniert" werden sollen, um sie bundesdeut· 
schen Zwischen· und Endlagergebinden anzu­
passen. 
- sonstige radioaktive Abfälle aus AKW's 
und WAA in eine "endlagergerechte" Form ge­
bracht werden sollen. Dies bedeutet ihre Einze­
mentierung in Fässer, die wiederum zu mehre­
re!'! in Container, wie sie heute schon für 
Schacht-Konrad eingeplant sind, einzementiert 
werden. 
- die Reparatur defekter Transport·, Lager­
und Endlagerbehälter (Castor, TN 1.300, Pollux 
u.a.) vorgenommen werden kann. Die Einrich· 
tung einer "Heißen Zelle" für derartige Repara­
turarbeiten ist ein besonders kluger Schachzug 
der Betreiber. Bisher müßten defekt oder un· 
dicht gewordenen Cestor-Behälter aus dem 



Zwischenlager Gorteben in das Ursprungs­
AKW rilckgellefert werden. Dies Ist zum einen 
ein riskanter Transport, zum anderen können 
AKW's. die eine derartige Reparaturmöglich­
keit nicht haben, keine abgebrannten Brennele­
mente in Gorleben unterbringen. 

Kondhlonlerung - bislang 
nur auf dem Papier erprobt 

Die vorgesehenen Kondltionierungsverfahren, 
insbesondere die Verpackung der Brennele­
mente für die Endlagerung, ist bis heute nur auf 
dem Papier durchgespielt, laut DWK .. techni­
sches Neuland". Eine ähnliche Anlage ist z.Z. 
nur Im US-Staat Tennessee Im Bau, ansonsten 
in der Praxis durchgeführt ist lediglich die Ze­
mentierung einfacher radioaktiver Abfälle. 
Völlig ungesichert ist beispw. die Langzeitsi­

cherheit von Glaskokilleo. Australische Unter­
suchungen zeigen, da81n groBtechnischen Ver­
fahren hergestelltes Borsilikatglas starke Innere 
Spannungen und zahlreiche Risse und Sprun­
ge aufweist, die durch die Strahlung des in Glas 
eingeschlossenen radioaktiven Abfalls ver­
starkt wird. 
Mit Bedacht schweigt-sich die DWK zum Kon­

ditionierungsverfahren für die Brüter-BE aus­
hierfür dürfte nicht einmal ein Papierkonzept 
vortiegen. Die Plutonlum-Brenneleme.nte wer­
den in den Atomwaffenstaaten s4mtllch wieder· 
aufgealbeitet, d.h. Verpacl<ungsverfahren für 
nicht wiederautgearbeit!)te Brüter-BE liegen 
weltweit nicht vor. · 

Zementlerungsanlage (WAK) 

Die BAD strebt an, den atomwaffenfähiges 
Plutonium enthaltenden Core (Kem) der BrOter­
BE in der WAA Weckersdorf oder Core uPd 
Mantel im Ausland (Dounreay) aufzuarbeiten. 
ln diesem Fall würden in Gorteben 'kleinere 
Mengen für Experimentlerzwecke konditioniert. 

Krypton 85 für den 
Landkreis 

Obwohl in Gorleben (zunächst?) nur eine me:-

Chanische Zerkleinung der BE vorgesehen ist, 
d.h. nicht Ihre chemische AuflOsung z.B. tordie 
Verglasung, so werden trotzdem in erhebli­
chem Maße radioaktive Stoffe und Gase frei. 
Dies geschieht vor allem durch das Zerkleinem 
der Brennstabe, aber auch die .. nat0r1iche" 
Leckrate der Brennstabe, die z.B. bei den 
THTR-Kugeln-BE erheblich ist, tragt zur Gas­
freisatzung bei. Beim Transport und dem Ent­
leeren der Transportbehälter können die Hüllen 
weiterer Brennstabe reiBen. 
Die freigesetzten Spaltprodukte werden aus 

der .. Heißen Zelle". in der die Behälter entleert 
werden, Ober ·einen 60 m hohen Schornstein 
abgeleitet. Abgeflltert werden lediglich die Fest­
stoffe, die Edelgase · wie Krypton 85 werden 
über Lüchow·Dannenberg und Umgebung ver­
teilt. 

Was ist ''konditionieren"? 
Konditi~mieren ist das Verpacken aus· 
gedienter Brennelemente und radio· 
aktiver Abfälle in Behälter, die für 
die Endlagerung oder (laut DWK) für 
eine längerfristige Zwischenlagerung 
geeignet sind. Ursprünglich war die 
Konditionierung abgebrannter Brenn· 
elemente als Alternative zur Wieder· 
aufarbeitung vorgesehen. 

Ein Bericht des Hamburger Senats rechnet für 
eine Anlage mit 7QO tla, in der nach dem Refe­
renzkonzept unzei"'Chnlttene BE verpackt; 
werden, allein für Krypton 85 mit einer Bela­
stung von 2.500 Curie pro Jahr, hinzu kommen 

andere radioaktive Edelgase und kontaminierte 
AbwAsser, die in cien .. Vorlluter'' Eibe abgelei­
tet werden sollen. 
Die Pilot-Konditionierungsanlage soll auf ei­

nen Durchsatz von 35 t Schwermetall pro Jattr 
ausgelegt werden. Da erste Zielsetzung nicht 
die Konditionierung groBer Mengen Abfall Ist, 
sondern die "Erprobung neuer Vedahren" wird 
laut DWK-Angaben in der Regel nicht mehr als 
15 t/a durchgesetZt Werden - .wobei die Emis­
sionsgrenzen für 35 t offenbar trotzdem voll 
ausgeschöpft werden sollen. 

Wendland 

Die Anlage soll nach DWK-Angaben 200 Mlo. 
DM kosten und für 35 Menschen einen 8trat). 

lentrlchtlgen Arbeitsplatz bieten. 

Bls zum Jahr 2.000 rechnet die DWK mit 
1.550 t abgebrannter BE. die absehbar weder 
Im Ausland noch in der WAA Wackersdorf bear­
beitet werden können. daher solllangfristig ei­
ne Konditionierungsanlage mit 350 bis 700 t 
Durchsatz pro Jahr erstellt werden. Sollten sich 
nicht' die Endlager-Pilne gänzlich z8f8Chlagen, 
dOrfte auch für dieses Projekt Gorleben als 
Standort in Frage kommen - die DWK besitzt 
hier noch 400 ha Grundeigentum - Platz ge­
nug für ein .. integriertes Entsorgungszentr.um". 

Mit Zustimmung des 
Kreistages 

Im April 86 fragte der nds. Mlnisterprlsident Al­
brecht mit seinem mittlerweile obligaten Brief 
beim Kreistag Lüchow-Dannenberg an, wie's 
denn mit einer Konditionierungsanlage für Gor­
leben ware. Das Ergebnis war vorraussehbar 
- eine knappe Mehrheit der Abgeordneten, 
gestellt von CDU und FDP, stimmte bei der 
Krelstagssltz.ung vom 24.3.87 dem Bau zu. Die 
SPD hette steh erst .unmittelbar vor der Abstlrn­
mt.~ng zu einem .. nein" durchgerungen. Der 
SPD-Fraktlon8vorsltzende Im Landtag, ·Schf6. 
der. hatte vor 'der landtagswahlaeln o.k. zu ei­
ner Konditionierungsanlage ,.in der Nlhe des 
Endlagers" gegeben. Auch die SPD­
Krelstagsfraktion hielt eine Konditionienlngsan­
lage .. wegen des Ausstiegs aus der Kernener­
gie" für .,zwingend geboten", .lilber .. eine Kond­
tionlerungtUJII/age dOrle nur der Entsorgung der 
z.Zt. laufenden Kemkraltwerke äienen". Das 
letztendflehe Nein der SPD macht sich daran 
fest, da8 in der vorgesehenen Pilot-Anlage 
auch die BE des Schnellen BrOtars und die ~ 
falle aus der von Ihr abgelehnten WAA verpackt 
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werden eollen. 
Die eonst Obliche Anfrage bei der Gemeinde 

hatte Albrechi diesmal untertaasen, damit hatte 
er bei der Abstimmung zur WAA Dragahn 
echlechte Erfahrungen gemacht. WAhrend der 
Kreistag die WM knapp befOrwortete; hatte die 
Samtgemeinde sie ·seinerzeit mit knapper 
Mehrtleit abgelehnt. Ähnliches W31 f\ir Gorte­
ben zu et'Wllrten - die Gemeinde hatte bereits 
1981 beschlossen eine .,EtWelterung der Anla­
genauf Ihrem Gebiet auuuschlle/Jen''. 

Glaskokillen fOr's 
Zwischenlager 

Mit dem Bau der Konditionierungsanlage wird 
das Zwiachenalger Gorleben, langfristig zum 
.,Entsorgungsnachwels" f\ir anderweitig nicht 
unterzubringenden AtommOll aller Art avancie­
ren. Es dOrfte, nach dem Ausfall des Zwlschen­
lageis Ahaus, den Betreibern des THTR Hamm 

und des Schnellen BrOters, sollte er in Betrieb 
gehen, die AtommOllsorgen abnehmen und 
Aufnahmeort f\ir die aus dem Aueland rOcl<keh­
renden Glaskokillen werden. UraprQnglich war 
von Selten der Bundesteglerung erkllrt wor­
den, f\ir den Anfang der 90iger Jahre zurOck· 
kehrenden AtommOll wOrde ein eigenes Zwi­
schenlager gebaut werden. 
.Ein Schriftsatz des Bayer. Staatsministerium 
f\ir umweltfragen Im Rechtsstreit um die WAA 
brachte hier AufklArung. Darin heißt es: .,Entge­
gen den AuffaBIWngen der Antragsteller (WAA· 
Gegner/Innen) müssen in den Zwl8chenlagetbe­
detf auch die 8U$ den ~tun­
gen aus den AusltJndsvertrl bzw. die in der 
Wiederaufbereitungsanlage in Karlsruhe anfal­
lenden ~n hochradloaktfven Abifile ein­
b&zogen wcWIIn, da für diNe AbfiHe nicht, wie 
die Antragsteller offenbar meinen, die Errichtung 
eigener Gleskolclllenzwlschen/agtlr beabsichtigt 
ist, sondern die Zwfschen/egerung in Ahawund 
Gorleben erfolgen muß". (EJZ v. 15.3.86) 

Das C8stor·ZWischenlager Gorleben ist z.Zt. 
gerichtlich gestoppt und die entsprec:henden 
Antnlge der Betreiber auf Einlagerung anderer 
hochradioaktiver Abfalle als der jetZt genehmig­
ten Castor-Behllter sind noch nicht gestellt, 
doch die o.a. Entwicklung ist 80 sicher wie das 
Amen in der Kirche. 
Das Endlager Gorleben, 80 es denn Ober­

haupt weitergebaut wird, wird mit Fertigstellung 
der Konditionierungsanlage noch lange nicht 
verfOgbar sein, die Konditionierungsanlage be­
sitzt lediglich ein Puffefta.ger f\ir 10 t. 
Das hei6t unter dem Strich nichts anderes, als 

das slmtlicher hochradloetiver AtommOll der in 
bundesdeutschen AXW's angefallen ist experi­
mentell konditioniert in Experlmentierbehlltern, 
in einer einfachen Betonhalle, 'Wie sie das Zwi­
schenlager Gorteben ist, weder gegen Augzeu­
gabsturz noch gegen anhaltendes Feuer gesi­
chert, ohne jegliche Alteranlage gegeo entwei­
chende RadloaktivitAt, Ewig-Langzelt .. zwl­
schengelagert" wird. 

10.000 Bequerell Im Heu 
Es dauerte eine ganze Weile, bis der BOrgerini; 
tlatlve Umweltschutz LOchow-Dannenberg klar 
wurde, da8 sie nicht nur durch die in Gorleben 
gebauten und geplanten Atomanlagen hart be­
troffen ist, sondern auch vorn Tschernobyl­
Regen die hOchste Strahlenbelastung von ganz 
Norddeutschland abbekommen hat. Das die 
Setreiber von Gorleben nlctlt gerade hilfsbereit 
bcpim Nachwels dieser Belastung waren. liegt 
offensichtlich an der HOhe der Belastung, die 
verhelmlicht werden sollte. Im Umkreis anderer 
Atomanlagen wurden vielfach alle Messungen 
veröffentlicht. Auch die BehOrden, angefangen 
beim Landkreis i..Ochow-Dannenberg, Ober das 
Gew!M'beaufsichtsamt, bis zum Niedersachsl­
achen Landesamt f\ir Immissionsschutz und 
zur Landwirtschaftskammer, rOhrten sich im­
mer nur auf gro8en Druck von VertJrauchem. 
Amtlicher Probenahmeort war LOchow, der mit 
2 mm Niederschlag extrem hoch belasteten 
Ostlichen Gartower Raum, wurden bis zu 3 Mo­
nate verschludert, nlmllct1 bis nach der Land­
t.agswahl in Nledersachsen. 
Aus der schließlich erkannten und zugegebe­

nen hohen Belastung wurden dennoch keine 
Konsequenzen geZogen. Wlldfleiscb mit 2666 
Bq/leg CAslum wurde mit der BegrOndung fOr 
den Verkauf freigegeben, es handele sich ja 
nicht -um lrnportfleischl - Alle Beerenaorten 
wurden amtlich untersucht. nur zufllllg keine 
Johamisbeel'en, die bekanntlich am hOchsten 
belastet waren und mit 900 Bq/leg zu Buche 
achlugen. - Jetzt Im Winter vertrat der Land­
kreis die Auffassung, T8Chemobyl 881 11ngst 
vorbei und wer noch messen wolle, mOaae dies 
8elber bezahlen. So blieb eine Probenserie von 
Futtermitteln bis zu hochbelasteten Milchpro­
ben bis nach der Bundeetagswahl Im Januar 
liegen. Erat im April '87 kam Bewegung ln die 
~ BehOrden, als eine LOchower Schul­
ldas8e zu einem Beeuch Im l(emkraflwert( 
KrOmmel, ein atrahlende8 Gastgeschenk mit­
brachte und 80g8l' gemeseen bekam. 
Gl'llllellage und Heu aus dem Gartower Raum 
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waren mit 2.500 bis 10.000 Bq/leg gemessen 
worden. ln einer ersten Stellungnahme gehaup­
tete das AKW-KrOmmel, nicht sie hAtten falsch 
gemessen, sondern die Proben können nicht 
echt sein, oder mOSten unter einer Dachrinne 
gewachsen sein! - Von nun an ging es rund, 
die Landwirtschaftskammer empfahl, das Heu 
nicht zu verfüttern, das Gewerbeaufsichtsamt 
kam umgehend, um Proben zu nehmen (hat sie 
bis heute noch nicht gemessen) und ein Team 

Weide und Milch verseucht ... 
unglückliches wendländisches Schaf 

vorn Labor in KrOmmet erschien einen Tag sp6-
ter, um eigene Proben (echte) zu nehmen und 
auch vor Ort die . Arbeitsbelastung des 
BauemiBiuerln zu· meseen. Sogar die Land­
wirtschaftskammer und der Landkreis sausten 
jetzt von Dorf zu Dorf, um diese unvorstellbaren 
Meewerte, die dennoch "v6/llg normal" 8eln 
sollten, zu Oberpri)fen. Allein, vom Mes8en woll­
te es nicht weniger werden, 1m Gegenteil, noch 
hOhere Werte wurden gefunden: Heu bis 
10.600 Bq/leg, Kuhmilch bis 123 Bqll, Schafs. 

miich 280 Bqll, Kuhfleisch 573 Bqlkg, Lamm­
llelsch bis 800 Bqlkg. 
Konsequenzen daraus wurden nicht gezogen, 

deshalb zogen wir die Konsequenzen und er­
$tatteten Strafanzeige gegen den Oberkreisdi· 
rektor Poggendorf und Ordnungsamtsleiter 
Braband, wegen bewußter lrref\ihrung, unter­
lassener .Hilfeleistung und fahriAsslger KOrper­
verletzung. - Hatten wir doch durch Umfragen 
herausgefunden, daß in den Hochbeiasteten 
Bereichen bei Bauern große Probleme m.it dem 
Verkalben und bis zu 3 x 80 hohe Ml8geburten 
und Todgeburtenraten, wie in frOheren Jahren, 
aufgetreten waren. - Einige Fälle von FrOh·, 
Miß.., Fehl- und Todgeburten bei Menschen aus 
der Region verstArken zudem. den Verdacht, 
da8 auch hier Tschernobyl mit im Spiet sein 
kOnne. 
So hatten die KrOmmeltechnlker auf einem 

Heuboden eine Belastung von 200 MikrorOnt· 
gen· pro, Stunde gemessen, was f\ir eine 
SchWangere während der Heuernte sicher 
nicht ungeflhrlich ist und zudem im Labor nicht 
er1aubt und 1m Kernkraftwerk ohne Schutzvor· 
kehrungen auch niemandem zügemutet wird. 
Selbst Im Atomaren ZWischenlager ln Gor1eben 
dOrtte dieses Heu Mch den Annahmebedin­
gungen nicht eingelagert werden, ohne vorher 
V8fP8Ckt zu werden. - Als einzige beunruhigt 
waren dann auch die KrOmmef.Technlker, die 
wußten, wovon sie sprachen, hatten sie doch 
bei Ober 1.000 Messtlngen fOr die Bev61kerung 
nie mehr als 230 Bq gemessen. So kam dann 
auch der Strahlenschutzbeauftragte von KrOm­
mel nochmal zu einem Extrabesuch, um mit ei­
nem Bauern die Belastung .seiner Kleinkinder 
durchzurechnen. Das dauerte stundenlang, 
aber alles Rechnen half nichts, nach der Strah­
lenschutzVerordnung sind alle Kinder viel zu 
stark belastet. 
Und weil auch dies nur die Halle Wahmett ist 

und wir noch Immer nichts Ober die S1rontlurn­
Belastung wissen, wird dM8 jetzt auch noch in 
Bremen gemessen. 

(Dieter Scharschmidt) 
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Motto: "Natorllch passiert frOher oder spl­
ter ein schwerer Unfallln einem Kernkraft­
welk. Wir k6nnen nur hoffen, daß er so lan­
ge auf sich warten /Ißt, bis die Kernenergie 
in der Weltwirtschaft so verankert ist, daß 
die Menschhei t nicht mehr zurOck kann". 
Der englische Reaktorsicherheitsexperte 
Farmer ln den 60er Jahren (1). 
Ein Jahr nach der Katastrophe werden wei­
ter Ursachen wie Folgen nach KrAtten ver­
schleiert. Was die Ursachen angeht, haben 
alle offiziellen Stellen die sowjetische Dar­
stellung der Ereignisse Obernommen. Der 
Reaktor lief angeblich problemlos bis zum 
Tag des Unfalls, dann wurde absichtlich ei­
ne Notfallsituation simuliert, um zu testen, 
wie weit auslaufende Turbinen noch Strom 
liefern, dazu wurden automatische Ab­
schaltslgnale OberbrOckt, die automatische 
NotkOhlung abgeschaltet, der Reaktor ln ei­
nen Instablien Bereich bei 7% seiner Lei­
stung gebracht, von wo aus eine unkontrol­
lierbare Leistungssteigerung passierte, die 
zur Überhitzung, zu Leckagen, Explosionen 
und Brand fOhrte. 

Tenor des ganzen: Oie Technik war und Ist 
Im wesentlichen ln Ordnung, nur die Men­
schen haben falsch gehandelt, und dem 
kann man durch Strafmaßnahmen, bessere 
Schulung usw. entgegentreten, und Im Obrl­
gen weitermachen wie bisher. Nun Ist die 
These von menschlicher Schuld nicht un­
plausibel, denkt man daran, daß ln Harrla­
burg (TMI) die NotkOhlung von Hand ausge­
schaltet wurde, daß - schlimmer noch - in 
BrunsbOttel routinemäßig gewisse automa­
tisch~ Abschaltsignale kurzgeschlossen 
wurden; sie gibt nur nicht die volle Wahrheit 
wieder. Denn es gibt eine Möglichkeit, den 
Betreibern auf die Schliche zu kommen, wie 
Kirchner und Noack vorgefOhrt haben. Das 
Verhältnis der Aktivitäten von gewissen Iso­
topen verschiedener Halbwertzelt, wie Tel­
lur 1291132, zu einem gegebenen Zeltpunkt 
Ist nAmllch bestimmt durch den leistungs­
verlauf des Reaktors ln den davorliegenden 
Wochen; man kann berechnen, wie lange es 
her war, daß die AktlvitAten ln nennenswer­
ter Weise durch den Reaktorbetrieb produ­
ziert wurden. Kirchner und Noack (2) zeigen 

nun, daß der Reaktor schon etwa 14 Tage 
vor dem Unfalldatum, als er angeblich pro­
blemlos auf Vollast fuhr, ln Wahrheit auf 
höchstens wenigen Prozent seiner Leistung 
dahlnkrebste, daß die Betrleber also schon 
lange Zell ml1 einer wirklichen und keiner si­
mulierten Notfallsituat ion kämpften, als der 
Reak1or Ihnen außer Kontrolle geriet. 
Was sich da wirklich abspielte, wissen wir 
nicht, es mu&den Verantwortlichen so pein­
lich sein, daß es ml1 eisernem Schwelgen 
verhallt wird. Man kann also nur vermuten, 
daß technlscl')e Probleme auftraten, die bei 
Bekanntwerden zur Abschaltung aller ande­
ren AKWs lOhren wOrden, und da hat Jede 
Glasnost. ihre Grenze. 
Auffällig Ist, daß ln der Flut westlicher Ana­
lysen die von Kirchner und Noack durchge­
fOhrte Untersuchung nirgendwo auftaucht, 
daß amerlkanlsche Satellltenaufnahmen, 
die eine Katastrophensituation viele Tage 
vor dem angeblichen Unfallbeginn zeigen, 
nicht weiter verwert.et wurden. Das zeigt, 
wie sehr die Version von den fehlbaren Men­
schen und der fehlerlosen Technik den Ver-
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teldlgem der Atomenergie weltweit gelegen 
kommt. 
Dies um 80 mehr, weil die ln den ersten Ta­
gen so schnell herausgeschossene These 
vom sowjetischen "BiechbOchsenreaktor" 
sich sehr bald nicht mehr halten lieB, weil 
klar wurde, daß die Sicherheitsvorkehrun­
gen jedenfalls bei diesem sowjetischen Re­
aktortyp den im Westen Obilehen durchaus 
gleichwertig waren. Was Obrlgens nicht gilt 
fOr die sowjetischen Kesselreaktoren 
WWER 440, die vor allem im Comecon­
Bereich verbreitet sind, und dltf zusammen 
mit den englischen Magnox-Reaktoren das 
Schlußlicht im internationalen Vergleich bil­
den (bei dem es andererseits keine sicher· 
heitstechnischen Spitzenreiter gibt, wie ei· 
ne von Greenpeace organisierte Studie ge· 
zeigt hat) (3). 
Es bleibt bel dem verheerenden Eindruck, 
daß, wie auch Immer begrOndet, ein Unfall 
passiert war, der weit Ober das hinausging, 
was von den hochkarAtlgsten Experten fOr 
praktisch möglich gehalten worden war. 
Dagegen war die nAchste Verteldlgungsll· 
nie, die vor allem ln der BRO for einige Wo­
chen durchgehalten wurde: ln unseren 
AKWs kann schlimmstenfalls Tod und Teu· 
fel passieren, die Öffentlichkelt merkt da· 
von nichts, weil wegen unseres Sicherheit­
seinschlusses (Containment) sich alles 
drinnen abspielt und keine RadloaktlvltAt 
nach draußen gelangt. 
Als dann jemand wie Traube, der es wissen 
mußte, darauf hinwies, daß das Contain­
ment for sehr begrenzte milde UnfallablAufe 
konzipiert worden war, und die ihm nun 
nachtriglich zugedichtete Schutzfunktion 
l(eineswegs haben kOnnte, war die nAchste, 
noch heute geltende Verteldigungsllnie: 
Das Containment kann ln der Tat versagen, 
aber g~uantlert erst mit so groBer VerzOge­
runq, daß man·dle gefährdete Bevölkerung 
evak\,lieren kann. Oie Haltlosigkeit dieser 
These wird nicht erst durch das berOhmte 
TÜV-Gutachten zu den Siedewasserreakto­
ren bei Harnburg Qeutllch, das Warnzelten 
von 3 Stunden errechnete. Doch auch dies 
hAngt an dem offiziellen Dogma, daß ein so­
fortiges Versagen des Containments ausge­
schlossen sein soll: 

Es wird nur ein wiederum relativ milder Un­
fallablauf betrachtet • KOhlung versagt, 
Wasser lAuft aus, der Reaktorkern schmilzt, 
fAllt Ins Wasser, dessen Temperatur und 
Druck Im Containment steigt langsam an 
und erreicht Irgendwann den Versagens­
druck von 9 Ato (den noch keiner getestet 
hat!). Dann soll man durch das ominöse 
Wallmann-Ventil kurz vorher den Druck kon­
trolliert ablassen, wenn der Wind z.B. von 
Krommel oder Stade aus nicht gerade auf 
Hamburg, sondern belspielsweise nach LO· 
beck oder Bremen zielt. 
Ein promptes Versagen des Containments, 
MI es durch Beraten des Oruckkessels, 
durch Knallgas oder Waaserdampfexplo­
slon, wird weiterhin tabuisiert. Dabei wird 
gerade die letztere Möglichkelt ln den USA 
.als eine der wichtigsten t,<onsequenzen aus 
Tschernobyl diskutiert, und die erste Ist we­
gen der VersprOdul)g des Stahlkessels 
durch Neutronenbeschuß ats·etne reale G&­
fahr erkannt. 
Das zeigen die von der KWU selbst durchge­
fOhrten Messungen vor allem an den Wir· 
meelnflußzonen Im AKW Stade, das sind 
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die besonders gefährdeten Streifen zu bei· 
den Selten von SchweiBnAhten, die nach­
traglieh nur mit AuBerst unserlOsen Metho­
den wegdiskutiert werden (4). 
ln diesem AKW Ist die offiziell als zurasslg 
angesehene Neutonenbelastung des Stahl· 
behAiters bereits eingetreten; die vom TÜV 
garantierte Betriebssicherheit bis zum Jahr 
2012 wird n\Jr dadurch formal erreicht, daß 
dieser zuiAsslge Grenzwert willkOrlieh um 
70% angehoben wurde. 
Damit nicht genug: Die zZ. eingetretene 
Neutronenbelastung kann nicht direkt am 
OruckbehAiter gemessen werden, man be­
rechnet sie aus sog. vorlaufenden Material· 
proben, die Im Inneren des Reaktors ange­
bracht werden. Nachtrigliche Verglelch's­
messungen am Behllter des stillgelegten 
AKWs Gundremmlngen fOhrten jedoch zu 
dem aufregenden Ergebnis, daß diese allge­
meln. angewandete Methode die wirkliche 
GefAhrdung noch unterschltztl 
Oie Folgen eines solchen AKW-Unfalls ln 
der BRD werden schlimmer noch als nach 
Tschernobyl sein: sofortige Freisatzung der 
Radloaktlvltlt, gröBere Konzentration ln Bo­
dennlhe, da sie kein ln höhere Luftschich­
ten rechender r=euersturm Ober ganz Europa 
verteilt, gröBere Bevölkerungsdichte. 
Zur Beruhigung der Öffentlichkelt leistete 
sich Wa.llmann einen besonders dreisten 
Etlkettenschwlndel: Von der Expertenkom­
mission der Internationalen Atomenergie­
behörde, die auf .Einladung der Bundesre­
gierung die AKWs Phllllpsburg, Biblis und 
Krammet OberprOft, heißt es, sie kontrollier­
ten die Sicherheit der Anlage. Wie mir der 
Lelt~r der Kommission, SOJymossy, sagte, 
haben sie dafor ln Wahrheit weder Fach· 
kompetenz noch Auftrag. Es geht lediglich 
um Betriebsorganisation und Oienstvor· 
schritten und selbst zu diesem einge­
schränkten Bereich bemerkte er, es gAbe 

nur sehr oberflAchliehe Anweisungen fOr 
UnfAlle jenseits des von der Auslegung her 
"Erlaubten". Mit anderen Worten, selbst auf 
die Situation der verzögerten Freisatzung 
Ist die BetriebSamkelt praktisch nicht vorbe­
reitet. 
All dies ist wahrlich Grund genug, die sofor· 
tlge Stlllegung aller AKWs als aktuelle Fof­
derung und nicht mehr nur als politisches 
Fernziel iu verlangen. 
Ähnlich Intensiv waren die BemOhung.en, 
die Folgen der Katastrophe zu verhOlten. 
Kurz nach dem Unfall erging in der BRO die 
Weisung an dle offiziellen MeBiabors, außer 
Ober das kurzlebige Jod 131 keine Daten zu 
verOffentllchen. Das konnte, was Cäsium 
137 und die anderen Gammastrahler an­
ging, nicht mehr durchgehalten' werden, als 
unabhanglge Labors Ihre Befunde Ober die 
langlebige Verseuchung dadurch verOffent· 
lichten. 
Da unabhlnglge Daten Ober. das schwieri­
ger nachzuwel~. wenn auch radiolo­
gisch geflhrllchere Strontium 90 bisher nur 
selten vorliegen, funktioniert hier das Ver· 
schwelgen und VerfAlschen noch Immer. 
Weiterhin wird aufgrund· weniger Messun­
gen aus Soddeutschland behauptet, _die Ak· 
tlvltat des Sr 90 sei nur wenige Prozent des 
Cs 137, obwohl lAngst bekannt Ist, daß zu. 
mlndest in Norddeutschtand dieser Wert bis 
10% und darOber reicht, und damit das 
Strontium das Chlum an GefAhrliehkelt 
noch Obertrifft WAhrend zu Repht große 
Aufregung Ober das Cs ln Molkepulver 
herrscht, weist kaum jemand darauf 'hin, 
daß das z~ehOrlge Sr lAngst Ober die da· 
von abgetrennten Milchprodukte ln unseren 
Lebensmitteln steckt. 
Entsprechend vielfAltig sind die Angaben 
Ober die durch die Katastrophe bewirkten 
Strahlendosen. WAhrend die offiziellen 
Strahlenschotzer die Werte herabrechnen 
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Die Wolke von Tschernobyl 
Oie Ausbreitung der radioaktiven Wolke nach dem Reaktor-Unfall 

vom 26 .April1986 

und zudem durch Vergleich mit der Hinter· 
grundstrahlung zu verharmlosen suchen, 
gewinnt Hinrichsen vom Meteorologischen 
Institut Harnburg aus Meßwerten des Deut· 
sehen Wetterdienstes mit offiziellen Be­
sprechungsprogrammen eine mittlere Ge­
samtbelastung fOr jeden Einwohner in der 
BRD von 0,6 Rem (5). Daraus errechnen sich 
rriit Erfahrungswerten Ober Strahlenkrebser· 
zeugung, die international nicht mehr ernst· 
lieh bezweifelt werden, etwa 40.000 Men­
schen, die in den nächsten Jahrzehnten zu­
sätzlich an Krebs sterben werden. BerOck· 
sichtigt man die Erfahrung an Atomarbei· 
tern, daß bei chronischer Belastung die Wir· 
kung noch. 7mal schlimmer sein kann, 
kommt man zu zahlen von Krebstoten, die 
in die Hunderttausende gehen. 

Auch damit nicht genug: Eine vergleichbare 
Zahl von Todesfällen anderer Ursache ist zu 
erwarten, die durch die radioaktive Strah· 
lung zusatzlieh bewirkt werden, da diese 
z.B. das .Immunsystem schwächt und damit 
die Anfälligk~;~it gegenober Krankheiten er· 
höht. Das geht aus. wenig beachteten aber 
um so wichtigeren Untersuchungen in den 
USA Ober die Auswirkungen der Atombom­
benversuche hervor (6). 
Ein gerottelt Maß Schuld an den Todesop­
fern haben die offiziellen Stellen in der BRD, 
die durch ihre Verharmlosung zahllose Men· 
sehen davon abhielten, sich um strahlenar· 
me Nahrung zu bemOhen. Das bedeutet 
nach Hinrichsen (5), daß im· Jahr 1986 die 
Belastung 3-4mal höher war, als bei sorgfäl· 
tiger Ernährung unvermeidmar gewesen wä· 
re. WOrde man eine sorgfältige epidemiolo­
gische Erhebung durchfohren, kämen diese 
Tatsachen ohne Zweifel ans Licht, ebenso 
wie die Tatsache, daS 80% der Krebsfälle 
bei Kindern durch Radioaktivitit (Fallout 
und natOrllche Strahler) bewirkt wurden (7), 

oder daß sich bei Harrisburg die Krebsrate 
vertontfacht hat, und zahlreiche andere ge-· 
sundheitliche Anomalien auftreten (8). Je­
doch ganz im Gegenteil: Die Hinweise auf 
Erbschäden bei Menschen und Tieren, die 
sich 9 Monate nach Tschernobyl häufen, 
werden von offiziellen Stellen geleugnet, 
zensiert und unterdrückt. Um so wichtiger 
sind eigenständige Erhebungen (9). 
Bedenkt man, daß das Gesagte for die rela· 
tiv schwach belastete BRD gilt, und verwen· 
det die relativ spärlichen Belastungsdaten 
aus Osteuropa, kommt man zu Gesamtzah· 
len von Opfern in Millionenhöhe. Damit ist 
Tschernobyl mit großem Abstand die 
schlimmste zivile Katastrophe der Mensch· 
heit, ein wahrhafter Wendepunkt, von dem 
zu hoffen ist; daß er. das Ende des Atomzei· 
talters markiert, bevor er nicht durch noch 
schwerere Atomkatastrophen Obertroffen 
wird. 
Das Ensetzen Ober die buchstäblich haut· 
nah erlebte Radioaktivität aus einem viele 
tausend Kilometer entfernten AKW und 
Ober die offensichtlichen lrrtomer aller Ex· 
perten, die so etwas fOr praktisch unmög· 
lieh erklärt hatten, fOhrten weltweit zu ei· 
nem schlagartigen Meinungsumschwung 
Ober Atomenergie. Eine Reihe von Ländern, 
vor allem der Dritten Wett, aber auch 
Schweden, Holland, Dänemark und Oster· 
reich, trug dem Rechnung, indem ihre Atom· 
programmeendgültig beerdigt, drastisch re­
duziert oder ihre Beendigungen stark be­
schleunigt wurden. Dagegen sind es neben 
der so schwer getroffenen Sowjetunion 
selbst (was besonders erbittern muß) vor al· 
lern Frankreich und die BRD, die ihre Pläne 
ungerührt und mit noch mehr Einsatz staat· 
licher Gewalt durchsetzen wollen. Dabei 
gilt, meine ich, daS wtr Atomkraftgegner 
und .gegnerinnen die Gegenseite mit einem 
Wort Mao Zedongs "strategisch gering-

schätzen, taktisch ernstnehmen" mossen. 
Strategisch langfristig ist die Gegenseite im 
Abstieg begriffen, ist das Ende der Atome­
nergienutzung unausweichlich. 
Frewer vom KWU.Vorstand erklärte schon 
Mitte der 708r Jahre auf Fachtagungen: Na· 
tOrlieh sprächen fOr Kernenergie in der BRD 
eigentlich weder Energiebedarf, noch Res­
sourcen, noch P.reise, und 80% der Produk· 
tlonskapazität der KWU sei ohnehin fOr den 
Export gedacht (und das zu einer Zelt, da fOr 
die BRD nicht weniger als 599 AKWs ge­
plant wurden, von denen heute gerade 20 re­
alisiert wurden!). Aber Produkte, die im eige­
nen Land nicht betrieben wurden, verkaufen 
sich schlecht, mithin seien die Atomanla· 
gen der BRD im wesentlichen so etwas wie 
Schaufenster fOr das Flaggschiff des bun· 
desdeutschen Technikexports. Wenn nun 
im Gefolge von Tschernobyl der schon lan· 
ge dahinsichende Exportmarkt endgOitig 
zusammenbricht, so verschwindet die einzi· 
ge wesentliche raison d'&tre, der einzige we­
sentliche, Lebenszweck des westdeutschen 
Atomprogramms, es erweist sich als Koloß 
auf tönernen· FOßen, der nur durch staatll· 
ehe Hilfsgeroste aufrechterhalten wird. (Die 
Perspektiva eigener Atomwaffen ist gewiß 
eine wichtige, aber nicht die entscheidende 
Triebkraft d~s Atomprogramms, zumal in 
Hanau schon heute Stoff fOr zahllose Atom­
bomben lagert.) 
ln dieser. allgemeinen Situation fOhlte die 
BAD-Regierung nach Tschernobyl in Sa· 
chen Atomenergie den Boden unter den FO· 
Ben wanken. Als ihr dann sowohl bei Brok· 
wie bei Wackeradort die so häufig erfolgrei· 
ehe Spaltung entlang den traditionellen Li· 
nien nicht mehr gelang, schlug sie mit aller 
Polizeigewalt blindwütig ein auf alles was 
sich bewegte, aber rief vielfach eben da· 
durch erst recht Solldarltätsbekundungen, 
wie. nach dem Hamburger Kessel, hervor. 
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Auch die Oberpfälzer Oma, die in ihrer 
Handtasche den Kampfern am Zaun Steine 
zutragt, war den Herrschenden ein Menete­
kel; daß sich Mastanspranger vielfach wie 
die Fische Im Wasser in der Bevölkerung be­
wegen, ein anderes. Darum werden die neu· 
en Terrorgesetze speziell auf Aktionen von 
Atomkraftgegnerlinnen gemanzt. 
Dennoch ist festzustellen, .daß auch unsere 
Offensive Ins Stocken kam, der staatliche 
Terror seine Wirkung zeigte, Spaltungen 
und Olstanzlerungen wieder um sich griffen. 
Taktisch, auf die nlchste Zelt bezogen, Ist 
der Gegner also wahrlich ernstzunehmen I 

ln diesem Kampf sind die Partelen nach wie 
vor keine verlAßliehe Stotze, Im Gegenteil: 
Oie SPD faßte zwar BeschiOsse, die Stim­
men von AKW.Qegnerllnneln einfangen soll· 
ten, aber die Formel von "Ausstieg in 10 
Jahren" (wenn eine große Zahl der heute nur 
eingemotteten Kohlekraftwerke abgebro­
chen sein werden) und "Im Konsens mit al· 
Iien gesellscl\aftllchen Kratten" (also auch 
der Atomlndustrle) heißt Im Grunde, daß 
sich die Hinsicht a.uf das nach der Wende 
und lange vor Tschernobyl konzipierte "klei­
ne" Atomprogramm der SPD Im Grunde 
nicht gelndert hat: Das Lelchtwasser· und 
Hochtemperaturreaktoren-Programm soll 
weiterlaufen, nur die ökonomisch beson­
ders schweren Klötze am Beln • Schneller 
BrOter und WAA • sollen abgestoßen wer­
den. Konsequenterweise nichts gegen 
AKWs ln SPD-Llndern: Blblls ln Hessen, 
Wargassen und Hamm ln NRW, ebensowe­
nig gegen das Zwischenlager Ahaus und die 
Gronauer Urananrelcherungsanlage ln dem­
selben Land. Und selbSt gegen die Schrott· 
und Pfuschreaktoren wie Stade und Brok­
dorf .oder die 3-Stunden-Aiarmreaktoren 
Brunsbattel und Krommel klagt weder der 
Hamburger noch der Bremer SPD-Senat, 
vom Hanau..Skandal zu Schwelgen, wo die 
SPD lieber die Regierung aufgab, als diesen 
Kurs zu Indern. Die hasstsehen Granen un· 
terschleden sich; was den Welterbetrieb 
von Reaktoren angeht, kaum von Ihren Koa­
lltlonspartnern, schwerer noch wiegt, wenn 
die bayerlschen Granen Im Interesse ihrer 
Landtagswahlchancen sich von der 
Oktober-Demo der BOrgerinitiativen distan: 
zieren, noch schlimmer ist, daß, von Aus­
nahmen abgesehen, die Grane Partelimmer 
wieder Ihren Beitrag zur Schwächung und 
Spaltung der Bewegung leistet, die sich 
doch gerade zusammengefunden hatten 
mit der Losung, sich nicht spalten zu lassen_ 
an der Frage der Widerstandsforf!l. Gran~ 
und SPD werden dann und nur so weit wirk· 
lieh etwa.s fOr Stillegung aller Atomanlagen 
tun, w·le sie hoffen können, das als Erfolg in 
Ihre politischen Scheuern einfahren zu kön· 
nen; auch von dem Übel AKWs uns zu erlö­
sen, das können wir nur selber tun. 
Aber wie? - Wir mossen feststellen: wir ha· 
ben 1986 keine Chance verpaßt, daß aus der 
so verbreiteten Ablehnung der Atomenergie 
eine politische Kraft wurde, die die Stille· 
gung kurzfristig erzwingt. 
Zu den Granden gehört, daß die traditionel­
len Anti·AKW-Bis nach Tschernobyl Im 
Grunde weitergemacht haben wie bisher, 
daß sie es nicht geschafft haben, die zahllo­
sen neuentstandenen Gruppen aufzuneh· 
men, un die zunächst naheliegende Sorge 
um strahlungsarme Nahrung zu einer Kraft 
fOr die Stlllegung aller Atomanlagen zu ent· 
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wickeln. Dabei sind viele der "neuen" Grup­
pen Insofern politisch viel weiter als die,"al· 
ten", als sie ganz selbstverständlich als 
Hauptpunt ·die Stilleguno aller laufenden 
Anlagen fordern. Oie "alten" dagegen sind 
vielfach zu sehr der Tradition verhaftet, vor 
allem neue Projekte zu verhindern ·worin ja, 
setzt mand le geplanten 599 den existieren­
den 20 gegenaber, große Erfolge erzielt wur­
den • aber die Anlagen, die nicht verhindert 
werden konnten, unbehelligt "rechts liegen 
zu lassen". 
ln einer Situation, wo. die Setreiber selbst 
kaum mehr neue Anlagen planen, sondern 
nur noch darauf aus sind, den Bestand zu 
sichern muß damit Schluß sein; die Umo­
rlentier~ng "Ran an die laufenden Anlagen" 
beginnt nach mehreren Konferenzen all· 
mAhlich die BI-Bewegung zu erfassen. Zu 
Recht erklärte die Bleiefelder Konferenz 
vom Marz, daß. die fOr den Jahrestag der Ka· 
tastrophe geplanten Aktionen Auftakt zu 
langanhaltenden Kampagnen gegen alle 
Atomanlagen mit dem Zielihrer endgOitlgen 
Stilleguno sein mossen, 
Mit welchen Perspektiven? • Ich meine, die 
Erfahrung der erfolgreich verhinderten Pro­
jekte, von Wyhl Ober Gorleben z~ den weite­
ren 9 WAA..Standorten, wie auch ~er jahre­
lang verzögerten, wie Brokdorf oder Grohn· 
de, zeigt, daß die Gegenseite dann zurOCk· 
weicht, wenn der politische Preis, der ln Ge­
stalt einer ungehorsamen, Illoyalen, aufsaa­
sigen Bevölkerung einer Region zu 'zahlen 
ware, durch die politischen Vorteile der 
Durchsatzung der Projekte nicht aufgeh<> 
bän wird. 
Nun haben gerade die Erfahrungen zahllo­
ser Menschen, wie nach Tschernobyl die 
Fakten von staatlichen Instanzen verschlel· 
ert, verborgen und verhelmlicht wurden, el· 
nen llloyalltltsschub bewirkt wie selten in 
der Geschichte der BRO. Wer die offiziellen 
8adloaktlvltatswerte nfcht mehr glaubt und 
sich an unabhängige Maßstellen wendet 
und bereit Ist, sie zu finanzieren, der wird 
auch in anderen Fragen den Herrschenden 
nicht mehr unbesehen vertrauen und ent· 
sorechend handeln. 

Oie Bereitschaft, etwas gegen Atomenergie 
zu tun, Ist dabei gewiß nicht, wie Zyniker be­
haupten, mit der Halbwertszelt des Jod 131 
abgefallen, nur herrscht weitestgehend Un· 
klarhelt, wie das Ziel zu erreichen sei: Die 
BemOhungen, die Bundeskonfere~n in 
Regensburg und NOrnberg zu verhindern, 
sind vor allem daher zu versteheh, daß ver· 
hindert werden soll, daß die spontane Emp­
örung von Millionen· mit der Erfahrung von 
Zehntausenden zusammenkommen, um zu 
einer unwiderstehlichen politischen Kraft 
zu werden. Eben dies zu erreichen, den poll· 
tlschen Preis far den Welterbetrieb einer je­
den Atomanlage so hoch zu treiben, daß er 
fOr die Gegenseite unbezahlbar wird, das Ist 
die Aufgabe, die sich uns Im zweiten Jahr 
nach Tschernobyl stellt. ''-~~ c 
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Jens Scheer. Rede in 
Cattenom am 26.4.87 
Freundinnen, Freunde! 
Seit Tschernobyl weiB jede und jeder: Radioaktivität 
kennt keine Grenzen. Da passiert ein mittelgroBer Reak· 
tonmfall • bei weitem nicht der schlimmste mögliche • 
und neun Monate spater und 2000 km entfernt werden 
vermehrt Kinder mit Trisomie, dem sogenannten Mon­
golismus, geboren. Allein in der BAD werden Zahlen der 
Opfer durch Krebs in die Hunderttausende gehen, und 
noch einmal soviel werden Indirekt an der Radioaktivi­
tät zugrunde gehen, weil sie die Widerstandsfähigkelt 
gegen Infektionen schwächt. ln Frankreich werden es 
weniger sein, Im Osten sehr viel mehr· die Zahl der Op­
fer Insgesamt wird in die Millionen gehen. 
Ähnliche, ja schlimme Unfalle können auch hier passie· 
ren, der Druckkessel kann bersten, wogegen kein 
Schutz möglich Ist, der Reaktorkern kann schmelzen, 
es kann Knallgas- (Wasserstoff·) Explosionen und Was­
serdampfexploslonen geben, denen keine Schutzholle 
standhalt, ja die Schnellen Broter können explodieren 
fast wie die Atombombe. 
Was dagegen als Reaktorschutz gepriesen wird, ist Ja. 
cherlich: ln Bugey hat die Stromversorgung versagt und 
sind wir alle nur knapp einer wirklichen Katastrophe 
entkommen, ln Grohnde haben bei einem Test allen 
NotkOhlsysteme versagt, in Stade Ist der Druckkessel 
so spröde, daB er jederzeit bersten kann, auch wenn die 
Techniker das bestreiten· sie haben einfach die zulass I­
gen Grenzwerte um 70% erhöht. Auch die französl· 
sehen Reaktoren haben gefahrliehe Risse, und wir sind 
dankbar, daB deshalb die Techniker schon gestreikt ha· 
ben, aber sie sollten den Kampf fortfahren. Und allen 
französischen Reaktoren droht Gefahr, weil die tausen· 
de Kilometer Kabel vom Typ Crosne die Isolation verlie· 
ren, schon deshalb allein mossen alle sQfort stillgelegt 
werden. 
Es kann nicht mehr bestritten werden • alle AKWs ln al· 
Jen Landern bergen ungeheure Gefahren, kein Land 
kann sich rahmen, es habe die besseren Reaktoren. Al· 
Je haben spezielle Mangel, alle mossen sofort stillge­
legt werden. Das haben Atomkraftgegnerinnen und 
Gegner schon lange gesagt, man hat es uns nicht ge­
glaubt. 
Dann kam Tschernobyl und jeder sieht: Alle Experten, 
die fOr Atomenergie waren, sind blamiert, alle haben 
sich geirrt, die Katastrophe Ist da, vor der wir solange 
gewarnt haben und die sie fOr unmöglich erklärt haben. 
Schlimmere werden folgen, wenn wir nicht jetzt die 
Konsequenzen ziehen • sofort alle abschalten. Um je­
den, wirklich jeden Preis. Denn kein Preis kann so hoch 
sein, wie die Folgen einer Katastrophe, die wenn sie 
hier passiert, die von Tschernobyl in den Schatten stel· 
len wird. 
Die Herrschenden sparen, daB Ihnen ln dieser Sache 
der Boden unter den FOBen wankt, darum schlagen sie 
mit aller Gewalt ein auf alles, was sich bewegt. Wir kön· 
nen, mit einem Wort von Mao Tsetung, den Feind stra· 
teglsch gerlngschatzen, aber taktisch ernstnehmen. 
Strategisch hat die Atomenergie keine Chance, sie ist 
ökonomisch wie technisch Oberholt, ·wo die wirtschaft· 
liehe Konkurrenz sich auswirkt, wie ln den USA, geht 
sie schon daran zugrunde. 

Tschernobyl-Folgen 

Foto: Jargen Stegmann 

ln der Sowjetunion, in Frankreich und der BAD, wo der 
Staat aus verschiedenen Granden das zivile Atompro­
gramm kOnstlich am Leben erhalt, wird es noch harte 
Kampfe geben. Darum mossen wir den Gegner tak­
tisch, auf die nächste Zelt gesehen, sehr sehr ernst neh· 
men. 
Wir denken an Michel VItalen, den die französische Po­
lizei bei Malvllle getötet hat, und an Anna Slelka, die die 
deutsche Polizei ln Wackersdorf auf dem Gewissen hat. 
Wir denken an die vielen schweren Niederlagen, aber 
auch an unsere Siege. Wir haben Wyhl verhindert, wir 
haben Gorleben verhindert, wir freuen uns der Siege bei 
Plogoff und im Larzac. 
Allein in der BAD waren 599 AKWs geplant, nur 20 wur· 
den realisiert, das Ist ein groBer Erfolg unserer Bewe­
gung, aber es sind 20 zuviel, und Ihre Stillegung muB er· 
zwungen werden. 
Wir haben da gesiegt, wo eine ganze Region drohte, un· 
reglerbar zu werden, den Herrschenden die Loyalität 
aufkOndlgte. "Wenn Wyhl Sohule macht, Ist dieser 
Staat nicht mehr zu regieren", sagte der zuständige Mi· 
nlsterpräsldent, der alte Nazi Fllbinger. Das Ist es, davor 
haben sie Angst, davor welchen sie zurock. 
Nach Tschernobyl muB Schh.tB sein; Oberall, um jedes 
AKW, um jede Atomanlage, massen wir die Herrschen­
den das FOrchten lehren. Der Kampf wird noch hart 
sein, vielleicht kommt vorher eine noch schlimmere Ka· 
tastrophe und alles war umsonst. 
Umso nötiger Ist der Kampf. Radioaktivität kennt keine 
Grenzen, aber auch der Widerstand kennt keine Gren­
zen. Das bekräftigen wir an diesem ersten Jahrestag 
von Tschernobyl: Wir werden noch entschlossener, 
noch starker vereint, noch zielgerichteter kämpfen. • 
Verwandeln wir unsere Angst, unseren HaB in Energie. 
Gemeinsam können wir es schaffen. ln der SO\Vjet· 
unlon, in Frankreich, in Deutschland und Oberall for ei­
ne atomenergiefreie Welt. 
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Tschernobyl-Folgen 

Das erst Jahr seit dem Super GAU 10 Tscher· 
nobyl ist vergangen, und unsere Aktionen zum 
Jahrestag sind auch vorüber. Unser Gemüt ge­
wOhnt sich langsam daran, daß die Radioaktiv!· 
tit jetzt "normalerweise" höher liegt, als es frü. 
her der Fall war. Zu Blei-, CadmiiJm- und sonsti­
gen Giftwerten haben sich jetzt die Becquerel 
gesellt. Das ist Alltag geworden. Wir haben 
mehr Argumente auf unserer Seite und mehr 
Menschen sind jetzt aktiv. Aber wir denken 
nicht mehr daran, daß uns die Folgan schon 
bald oder erst in zehn Jahren ganz persönlich 
treffen können. 

Unsere Katastrophe 

Oie Radioaktivität traf uns kollektiv. Damit war 
keine von uns allein. Doch die Krankheit wird je­
de, die sie bekommt, ganz individuell bedro­
hen, sie wird damit allein sein. Wenn die Krebs­
zahlen steigen, warden schon so viele Jahre 
vergangen sein, daß die Ursache sich damit 
nicht mehr in Verbindung bringen läßt. 
Doch in diesam ersten Jahr nach dem Super 

GAU sind Folgen aufgetreten, die sich noch 
sehr ganau mit dem Reaktorunfall in Verbin· 
dung bringen lassen: Es sind Kinder zur Welt 
gekommen, die ihr Leben lang die Spuren einer 
vorgeburtlichen Schädigung tragen werden. 

Im Januar 1987 wurden in Berlin zehn Kinder 
mit dem Down-Sydrom geboren. Sie haben ei· 
nen Chromosomenfehler, der bei ihnen zu 
schweren Behinderungen führt. Sonst kommen 
im Durchschnitt in Berlin zwei Kinder im Monat 
mit diesem Chromosomenfehler zur Welt. Doch 
genau neuen Monate nach der Reaktorkata· 
strophe von Tschernobyl waren es fünf Mal so 
viele. Ein einziges Mal waren bisher sechs sol· 
eher Kinder in einem Monat geboren worden, 
und zwar im Februar 1981. 
Die erschreckend hohe Zahl machte die 

Wissenschaftlerlinnen vom Humangenetischen 
Institut Berlin aufmerksam. Die Stadt ist durch 
ihre 1nsellage ein abgegrenzter Raum mit etwa 
1.600 Geburten im Monat, in dem die 
Humangenetiker/innen die Häufigkeit des 
Down-Syndroms Ober Jahre genau erlaBt hat· 
ten. Eine Erhöhung von durchschnittlich zwei 
auf zehn Kinder, wie $ie im Januar auftrat, gilt 
als statlst/8ch hoch signifikant. 

!IIISOUIE Zl lf PROWir 

Auch in München war einem Kinderarzt, der 
ein genetisches Labor betreibt, eine Häufung 
der Neugeborenen mit Down-syndrom aufge­
fallen. Dort waren es nach seinen Angaben 
zwei~ bis dreimal so viele, als der Durchschnitt. 
Nach dem dieser Arzt, Dr. Waldenmeyer, mit 
seiner Meldung an die Öffentlichkeit gegangen 
war, entschloB er sich dann plötzlich doch, kei­
ne weiteren Auskünfte Ober die genaue Zahl 
der geschädigten Kinder zu geben. 
Kinder mit dem Down-8yndrom wurden we­

gen ihrer charakteristischen Augenform früher 
"Mongoloide" genannt. Dieser Begriff wird we­
gen seines rassistischen Untertons jetzt nicht 
mehr verwendet. Sie haben eine eingeschrlnk· 
te Lebenserwartung. Ihre geistige Entwicklung 
bleibt auf der SMe eines Kindes stehen. Hinzu 
kommen Organfehler und eine gröBere Anfällig· 
keit für Infektionskrankheiten. Ursache dieser 
Behinderungen ist ein Fehler der Chromoso­
men, genannt Trisomie 21. Ihre Zellen haben 
ein Chromosom zu viel. Normalerweise haben 
die Menschen pro Zelle 23 Chromosomen in 
doppelter Ausfertigung. Bei der Trisomie 21 ist 
das 21. Chromosom dreimal vorhanden (daher 
der Name die Vorsilbe Tri· = 3). 

Oie Entstehung der Trisomie 21 beruht auf ei­
ner Fehlverteilung bei der Reifeteilung der 
Keimzellen. Bei dieser Teilung halbiert sich der 
Chromosomensatz. Wenn eine Trisomie ent· 
steht, erhAlt die eine Zelle zuviel Chromoso­
men. Der letzte Schritt der Reduktionsteilung 
findet bei der Eizelle erst zum Zeitpunkt der Be­
fruchtung statt. Dies legt den Schluß nahe, da8 
die radioaktive Wolke bei den Müttem der ge­
schädigten Kinder einen negativen Einfluß auf 
diesen Teilungsschritt hatte, denn die Befruch· 
tung fiel bei ihnen in die Zeit relativ hoher radio­
aktiver Belastung. 
Doch der Einfluß der sogenannten Niedrig­

strahlung auf die Keimzellenteilung ist bisher 

Dies ist eine Graphik des Humangenetischen 
Instituts. Sie zeigt die monatliche Häufigkeit 
von Neugeborenen mit Down-Syndrom von Ja· 
nuar 1980 bis Februar 1987 in Berlin. 
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kaum untersucht worden. Professor Sperling, 
Chef des Berliner Humangenetischen Instituts, 
geht davon aus, daß nur Gamma-Strahlung 
Oberhaupt einen Einfluß aud die Keimdrüsen 
haben könne. Diese habe in Berlin im Bai 1986 
seiner Meinung nach nur 60 Prozent Ober dem 
normalen Wert gelegen. Davon hatte er keinen 
spürbaren Einfluß auf die Einfluß auf die Zahl 
geschädigter Kinder erwartet. Zunächst sagte 
er .daher, daß die Radioaktivität aus Tscherno­
byl nicht die Ursache für die vielen Fälle von 
Down-Syndrom sein könne. 
Es gibt zwei Untersuchungen aus China und 

Indien Ober die Häufung der Trisomie 21 in Ge­
bieten mit erhöhter Radioaktivität, doch die Er­
gebnisse dieser Studien gelten als wissen­
schaftlich umstritten. Bei Tierversuchen bewir· 
ken nur stilrkere Strahlendosen eine Keimschl­
digung, äußerte Professor Lenz gegenüber 
dem Spiegel. Er ist Entdecker des Zusammen­
hanges von Contergan und kindlichen Behinde­
rungen. Doch gerade am Beispiel Contergan 
hat sich gezeigt, daß die Ergebnisse von Tier· 
versuchen nicht viel Ober die Gefahren für das 
menschliche Embryo aussagen. 
Die erschreckend hohe Zahl geschädigter Kin· 

der in Berlin wurde von offizieller Seite zu­
nächst geleugnet. Auteine Anfrage der Alterna­
tiven Uste antwortete der Berliner Senator für 
Gesundheit und Soziales im Februar 1987: "Im 
Klinikum Stegfitz wird seit 1973 eine Studie über 
Fehlbildungen bei Neugeborenen durchgeführt, 
in der Ergebnisse von bis zu zwiJif Krankenhliu· 
sem zusammengefaSt werden. Die Rate der 
Fehlbildungen liegt danach in Berlin bei drei bis 
fünf Prozent. ( ... ) ln Berlin gibt es seit Tscherno­
byl keine erhiJhte Zahl von Fehlbildungen oder 
sonstigen AuffiJIIIgkelten bei Neugeborenen." 
Zu diesem Zeitpunkt waren die Beschäftigten 

des Humangenitischen IAstituts bereits auf die 
vielen Kinder mit Down-syndrom aufmerksam 
geworden. Professor Sperling und seine 
MitarJ)elterlinnen hatten mit der Arbeit an einer 
Studie Ober das Vorkommen von Chromoso­
menfahlem in der Bundesrepublik im Jahr 1986 
begonnen. Am 7.4.87 stellte er die Erg~bnisse 
der Studie der Öffentlichkeit vor: "Wir kiJnnen 
nun nicht mehr darüber hinwegsehen, daß es ei­
nen miJgllchen Zusammenhang zwischen dem 
Reaktonlnglück von Tschemobyl und einer er­
h6hten MIBbildungsrata in der Bundesrepublik 
gibt", erklärte er gegenüber der Berliner Zei­
tung "Der Tagesspiegel". Die Erkenntnisse 
aus der Studie hatten bei Ihm zu einem plötzli­
chen Sinneswandel geführt. 
Die Studie stützt sich auf die Ergebnisse von 

.vorgeburtfichen Untersuchungen in 40 Genetik· 
lnl!itituten. Es wurden Daten von durchschnittli­
che 2.400 Untersuchungen im Monat aus der 
.ganzen Bundesrepublik ausgewertet. Sperling 
benutzte zum Vergleich das gesamte Jahr 
1986. Damit hatte er eine gerin9fii9ig höhere 
statistische Grundlage, als durch die 1.600 mo­
natlichen Geburten in Berlin. Da die vorgeburtli­
chen Untersuchungen im vierten Schwangar­
schaftsmonat durchgeführt werden, mOSten 
sich Auswirkungen der radioaktiven Wolke von 
Tschernobyl im August bemerkbar machen. 



beginnt erst 
Dazu schreibt Professor Sperling in der ersten 
F'assung seiner Studie: .,Der August weist ei· 
nen recht hohen Wert auf, sogar den h&:hsten 
aller Monate, bezogen auf siJmtliche Chromoso­
menanomalien" (hier sind auch andere Chro­
mosomenfet)ler in die Auswertung einbezogen 
worden). Bei den Fällen der Chromosomenano­
malien ist ansChließend der Zeitpunkt der Be-
fruchtung errechnet worden. · 

Hier eine Graphik, in der die Wochen der letz· 
ten Menstruation bei den Müttern aufgeführt 
sind: 
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Im Aprll1986 ist ein Maximum, das heißt unter 

den Kindern, die Anfang Mai gezeugt wurden, 
waren die meisten FAlle mit Chromosomenfeh· 
lern. 17 Kinder mit Down-Syndrom hatte es in 
der fraglichen Zeit gegeben. (Wenn dies in der 
vorgeburtlichen Untersuchung festgestellt wird, 
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werden sie meistens abgetrieben). Sperlings 
Kommentar in der ersten Fassung der Studie 
zur erhöhten Zahl von Trisomien in den Maiwo­
chen: .,Diese Befunde deuten auf einen miJgli­
chen Zusammenhang zwischen non-disjunction­
Rate (Rate der Chromosomenfehlvertellung, die 
Verf.) und dem Anstieg der Strahlenbelastung 
hin, sind aber fOr sich allein selbstverstiJndlich 
nicht beweis/rittig." 

Da für ältere Mütter normalerweise ein größe. 
res Risiko besteht, Kinder mit Down-Syndrom 
zu bekommen, wurde in der Studie das Alter 
der Mütter der geschädigten Kinder errechnet. 
Bei den 17 Schwangerschaften, die in den Mai· 
wochen entstanden, waren die Mütter sogar et· 
was jünger als der Gesarntdurchschnitt. 

Die Studie enthält am Schluß eine Karte der 
Wohnorte der 17 betroffenen Mütter. Die mei­
sten liegen im süddeutschen Raum. Im dichtbe­
siedelten Nordrhein-Westphalen gab es nur ei· 
nen Fall und in Norddeutschland auch nur ei­
nen Fall. (Die unterstehende Graphik ist aus 
der zweiten Fassung der Studie entnommen) 
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Sperling hat seine Untersuchung unterdessen 
der Strahlenschutzkommission vorgelegt. Kurz 
danach gab er eine Neufassung der Studie her· 
aus. Darin werd nicht mehr erwähnt, daß im Au­
gust am meisten Chromosomenanomalien ge­
funden wurden. Es heißt nur noch, daß die Be­
funde auf einen möglichen Zusammenhang mit 
der erhöhten Radioaktivität hindeuten. Auch die 
Interpretation der regionalen Verteilung htlt sich 
geändert. Statt bisher 15 Fälle wurden nun nur 
13 Fälle dem süddeutschen Raum zugeordl1fl. 
Allein diese Beispiele zeigen, wie leicht sich 

die Ergebnisse uminterpretieren lassen. So hAt· 
te zum Beispiel die Graphik über die monatli· 
ehe Verteilung der ChromoSomenfehler sicher· 
lieh anders ausgesehen, wenn sie für den hoch 
radioaktiv belasteten süddeutschen Raum ge­
sondert aufgeführt worden wäre. 
Sperlings Fazit der Studie ist jedoch weiterhin, 

er können einen Zusammenhang der Fehlbil­
dungen mit der erhöhten Radioaktivität nicht 
mehr ausschließen. Er fordert eine vergleichba­
re Untersuchung für ganz Europa. 
An dieser Stelle möchte ich auf die wider­

sprüchlichen Folgen solcher Projekte hinwei­
sen. Es sind großangelegte Datensammlungen 
über bestimmte Aspekte unserer Chromoso­
men, unseres El't)guts. Wir boykottieren die 
Volkszählung, aber argumentieren anderer­
seits mit den Ergebnissen einer viel tiefgreifan­
deren Erfassung der Menschen. Nur weil die 
Genetiker/Innen schon jetzt in Berlin alle Fälle 
von Down-Syndorrn erfassen, wur<:ten hier die 
10 FAlle bekannt. Aber was nützt uns ein "Be-
~ 

Insert: Netto-Ortsdosis 
für den Zeitraum vom 
28.4. bis 20.6.1986 
(aus: Winter et al., 
Fachverband für Strah­
lenschutz E.V ., FS-86-
39-AKU, Oktober 86) 
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weis" der negativen Folgen von Radioaktivität, 
wenn durch die HintertOr die Erfassung der 
Menschen und ihrer Erbanlagen weiter voran­
getrieben wird? Damit wäre noch kein einziges 
AKW abgeschaltet. Außerdem ist es bei der 
nAchsten Studie möglich oder sogar wahr­
scheinlich, da8 versucht wird, die Folgen des 
Super GAU Von Tschernobyl zu vertuschen. 

Inzwischen kündigte_die Bundesregierung an, 
da8 die Bundesbürger planmABig auf Gesund­
heitSSchAden durch die Reaktorkatastrophe 
untersucht werden sollen. Dazu gehOlt unter 
anderem eine groBangelegte Studie Ober den 
Schwangerschaftsverlauf in der Zeit nach dem 
Reaktorunfall, sowie die Beobachtung derbe­
troffenen Kinder in der Folgezeit. Weitere Un­
tersuchungen sollen sich mit den Auswirkun­
gen der Aufnahme von radioaktiven NahrungS­
mitteln und dem Zusammenhang von Strah­
lung und LeukArnie befassen. 

Mißbildungen ln der TOrkel 

Anfang dieses Jahres erreichten uns auch aus 
der Türkei Schreckensmeldungen über mOgli· 
ehe Folgen der Raktorkatastrpphe. Im Gebiet 
der westlichen Schwarzmeerküste war 
Ärztlinn/en die HAufung von Fehlbildungen bei 
Neugeborenen aufgefallen. ln dem Ort Düzce 
~aren im November zehn Babys zur Weft ge­
kommen, deren mißgebildete Hirnmasse außer­
halb der SchAdeidecke lag. (Diese Fehlbildung 
wird Anenzephalie genannt). Der Chef einer 
Privatklinik, der selbst fOnf dieser Geburten mit­
erlebt hatte, erzlhlte davon in einem Interview 
mit der türkischen Zeitschrift NOKTA: " Was 
Ihm BUBerdern sehr Mitsam ersChien, WBr die 
Tatsache, da8 belallen betroffener! Familien kei­
ne besonderen Merlemale umJ Ursachen fOr sol­
che M/Bblldungen vorhanden waren oder fest· 
gestellt werden konnten (. .. ) zum Beispiel 8/uts­
verwlUidtschaft zwischen Mutter und Vs.ter, 
RiJntgenaufnahmen wlhrend der ersten drei 
Schwangersch8ftsmonate, spezielle M9dlka-
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rhente, die von der Mutter eingenommen wur­
den, fiebrige ErKrankungen der Mutter oder eine 
Blutgruppenunvertrlgllchkeit zwischen Mutter 
und Vater. Aber a// diese Faktoren und Ursa­
chen werden sowohl von den Krankenhaus-als 
auch von den Haus~innen der Opfer­
Familien ausgeschlossen, die in Düzce, Ereg/1 
und Akcakocs leben. " (Orte an der westlichen 
Schwarzmeerküste). Dr. Tezer vermutet, daß 
die.erhOhte RadioaktivitAt nach Tschernobyl Ur­
sache der Mißbildungen Ist: .. Wenn man vom 
Gebuttszeitpunkt zurückrechnet, kommt man 
auf eine (Entwicklungs-) Phase in der die Gene 
duch den TschemobyJ..Reaktorunfali sehr leicht 
beelnftu8t werden konnten." Kinder, die im No­
vember oder Dezember geboren wurden, be­
fanden sich zum Zeitpunkt der erhöhten Radlo­
aktivitAt in einer Periode, in der sich das zentra­
le Nervensystem entwickelt. 
Es gibt noch eiMn anderen Grund, der auf 

den Super GAU von Tschernobyl als Ursache 
schlie8en lASt: Das Gebiet, in dem die Ettern Je. 
benwurde von dem Fallout besonders betrof· 
fen. ln der Nacht vom 30.4. und 1.Mai wehte die 
Hauptluttstromung eine radioaktive Wolke aus 
der Ukraine genau in das Gebiet der westlichen 
Schwarzmeerküste. Bei un8 sorgte aus diesem 
Grund die Meldung von hoch verseuchten· Tee 
(15.000 bis 26.000 Becquerellkg -Trockenge­
wicht) fOr Aufsehen. DerlOrkische Tee wird fast 
ausschließlich in dem genannten Gebiet ange­
baut. 

Die Nachrichten von den Mißbildungen ver­
breitete sich in den betroffenen Regionen von 
Mund zu Mund. Von offizieller Seite wurde den 
Ärztlinnen verboten, Informationen darüber 
herauszugeben. Die NOKT A-Reporter versuch­
ten in einem zweiten Gebiet neben der sOd· 
westlichen SchwarzmeerkOste, in der Stadt 
Ec;time und Umgebung, Informationen zu be­
kommen. Hier Außerten sich befragte Ärzte 

Foto: 8 .M orell 

sehr wage: .. Totgeburten, Früh- und Fehlgebur­
ten haben in den letzten Monaten zugenom­
men. " Ein Arzt aus dem staatlichen Kranken­
haus Edime erkiArte, warum niemand genaue 
Informationen geben wolite: " Man hat uns alle 
gewarnt Wenn wir der Presseinformationen ge­
ben, sind wir unMre Stellen loS. " Nach langen 
Diskussionen wurde von vielen ,.namenlosen" 
Ärzt/innen bekannt, daß in den letzten Monaten 
die Zahl der Mißbildungen stark zugenommen 
habe. (Alle Informationen aus der Türkei habe 
ich einem Bericht der ,.Psychologie heute" vom 
Februar 1987 entnommen, der auch eine Über· 
setzung des Textes aus der Zeitschrift NOKTA 
enthält). 

Fragebogenaktion der 
Elternlnlilailven 

Mehrere Elterninitiativen und die Berliner un­
abhängige Maßstelle haben eigene Fragebö­
gen zu AuffAIIigkeiten bei nach Tschernobyl ge­
borenen Kindem ausgearbeitet. Er kann so­
wohl von den betroffenen Ettern als auch von 
beruflich betroffenen namentlich oder anonym 
ausgetollt werden. Er soll durch Stichproben 
wichtige Hinweise und Tendenzen aufzeigen, 
außerdem die Notwendigkeit wissenschaftli· 
eher Studien begründen, wasangesichtsvon 
Verharmlosungsversuchen sehr wichtig ist. Der 
Fragebogen kann bestellt werden bei: 
~ltern fGr unbe~e N8hrung •. v., Gw· 
............ 21', 2300 ta.l 
MOitw unct Vlter ...... •tomaN a.dro­
lamg •.V., clo. K~ FiuaMf...,.. 
e. 11, 1000 ....... 44 
Str~x. Unebhlnglp .,.....,.m.e­
st.h a.rtln, Wllanltck•r ....._ 15, 1000 
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Kinder- und Säuglingssterblichkeit in 
der Umgebung des AKW Lingen 
ln offiziellen Darstellungen wurde bisher immer 
davon ausgegangen, daß durch sog. Nied­
rigstrahlung, wie sle in der Umgebung von 
AKW's, im Normalbetrieb und insbesondere bei 
Störfällen auftritt, eine nur unbedeutende Erhö­
hung des Krebsrisikos und daneben keine Sn­
deren Gefahren für die Bevöl~erung auftreten. 
AkutfOlgen werden für diesen Dosisbereich 
ausgeschlossen. 
Ziel dieser Untersuchung war zum eineo eine 

Oberprilfung dieser Annahme und zum ande­
ren eine AbschAtzung der nach Tschemobyt zu 
erwartetenden Akutfolgen. Dazu wurde der 
zeHliehe und riumliche Verlauf der Kinder- und 
Säuglingssterblichkeit in Niedersachsen nach 
Inbetriebnahme ~ Ak.W Ungen untersucht. 
Der Studie liegen die Daten der amtlichen Stati­
stik des Landes Niedersachsen (1) und der Stu­
die zur Leukämiesterblichkelt des niederslchsi­
schen Sozialministers (2) zugrunde. ln der 
staatlichen Studie wird zwar ein Effekt festge­
stellt, da aber nur der Mittelwert Ober einen gro­
Ben Zeitraum und nicht der zeitliche Verlauf der 
relevanten Gebiete untersucht wird, wird die Er­
höhung der Kindersterblichkeit dort als nicht 
signifikant bezeichnet. 
Nach den jetzt vorliegenden Ergebnissen mei­

ner Untersuchung muß die These, daß durch 
Niedrigstrahlung keine Akutfolgen auftreten, 
aogezweifelt werden. Ein Vergleich von Ungen 
ml.t Tschernobyl ist z.B. mit Hilfe der·freigesetz­
teri. Menge radioaktiver Edelgase und Jod mög­
lich. Die in Tschernobyl freigesetzte Aktivitit an 
Edelgasen ist etwa 100 mal gröBer, als die Men­
ge, die das AKW Lingen 1969-77 abgegeben 
hat. Oie Menge des abgegebenden Jods 131 ist. 
in Tschernobyl etwa 5 Millionen mal grOBer als 
die Emissionen von Lingen 1970-77 (also ohne 
die StOrfälle von 68 und 69). (3) 
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Am auffälligsten ist der Anstieg der Säuglings­
sterblichkeit im Landkreis Grafschaft Bentheim. 
Nachdem die Säuglingssterblichkeit dort 1969 
noch· deutlich unter dem Bundesdurchschnitt 
lag (52 % des nach dem BAD-Durchschnitt er­
warteten Wertes), stieg sie 1970 stark an und 
erreichte in den Jahren 1973 und 74 ein Maxi­
mum (133 % bzw. 136 %des Erwartungswer­
tes). Zwischen 1972 und 1974 starben in der 
Grafschaft Bentheim 138 Säuglinge (106 erwar­
tet). Nachdem die Werte 1975 bis 1977 wieder 
im Bereich des Bundesdurchschnitts lagen er­
folgten weitere Anstiege 1978179 und 81. Bild 
(1) 
Ihre Aussagekraft gewinnen di~ Daten je­

doch erst vor dem Hintergrund der Ergebnisse 
größerer Gebiete: Der gleiche abrupte Anstieg 
der Säuglingsterblichkeit im Jahr 1970 findet · 
sich auch beim Mittelwert der Summe der 
Landkreise Cloppenburg, Emsland und Graf­
schaft Bentheim. 1970-77 wurden 1.452 Fälle 
beobachtet (1.256 erwartet). (Bild 2). 
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Dieser Trend zeigt sich auch, wenn man au­
ßerdem die landkreise Leer, Ammerland, Au­
rich und Friesiand hinzunimmt. Hier wurden 
1970-77 insgesamt 2.728 Säuglingssterbefälle 
beobachtet, gegenüber 2.489 nach dem Bun­
desdurchschnitt erwarteten Fällen. (Bild 3). 
Die Orte in ~er Südwestwindfahne des Reak­

tors sind auch deshalb von besonderem Inter- · 
esse, weil sie sowohl am 1.11.71 als auch am 
6.5.75 in der Abluftfahne des Reaktors lagen. 
Am 1.11. 71 kam es zu einer Sehnetlabschal­
tung des AkW's nach, einem Stromausfalt Am 
6.10.75 wurde durch einen defekten Filter eine 
erhöhte Menge an radioaktiven Aerosolen ab-
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Umgebung AKW linaen 

350[. 

::;_a l ...... ·_· .... r 
300,- ·]-
200 

150 

- Siidnslwindfahnc 

-·-· BRO·OurchschniH 
IOD 100. 

Y&~t.*7o~.7~1.~7~~7~3.~~~7~5.~7&~.*77.~7~a.~t~.a~~+.at•.a~~ 
Jahr ß((J3 

gegeben. An beiden Tagen herrschte Südwest­
wind. 
Zum Vergleich dienen die weiter vom AKW 

Lingen entfemt liegenc~en Regierungsbezirke 
Braunschweig und Lüneburg. Im Reg. Bez. Lü­
neburg steigt die Säuglingssterblichkeit Anfang 
der 70er Jahre an, übersteigt aber nicht den 
Bundesdurchschnitt. (Bild 4a). 
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Der Regierungsbezirk Braunschweig verläuft 
noch näher am Mittelwert. (Bild 4). Oie Zahl der 
Geburten ist in beiden Gebieten etwa gleich 
groB wie in dem als 'Südwestwindfahne' be­
zeichneten Gebi1!t. 
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Einen qualitativen Überblick über die zeitliche 
Entwicklung -von Säuglingssterblichkeit und 
Totgeburtenrate ermöglichen die Bilder 5 und 
6. Jede quer verlaufende Linie beschreibt den 
Verlauf für ein bestimmtes Gebiet immer näher 
an das AKW Ungen heran. Aufgetragen ist die 
Abweichung vom jeweiligen Durchschnittswert 
für die Bundesrepublik, (dargestellt durch die 
strichpunktierte Linie). Ausgehend von einem 
Gebiet in Ostniedersachsen (Gebiet I), dessen 
Verlauf durch die vorderste Linie der Grafik be­
schrieben wird, werden nach und nach am östli­
chen Rand liegende Gebiete weggelassen und 
durch am westlichen Rand liegende Gebiete er­
setzt. So verschiebt sich eine etwa gleich groß 
bleibende Zone immer niher an das AKW Un­
gen. Damit gelangt man nach einigen Vertau­
schungen zum Gebiet II und schließlich weiter 
zum Gebiet 111. Die weiter ~rom AKW liegenden 
Gebiete werden dann Schritt für Schritt W8S)Q8-
Iassen bis nur noch die Landkreise Grafschaft 
Bentheim und Emsland übrigbleiben, deren 
Verlauf die hinterste Linie beschreibt. 
Man erkennt deutlich, daB in einigen Jahren 

sowohl die SAuglingssterblicl'lkeit als auch die 
Totgeburtenrate bei Annäherung an Ungen zu­
nehmen. Dies ist ein weiterer Hinweis darauf, 
daB es sich ~ der hohen Säuglingssterblich­
keit in der Nähe des AKW Lingen nicht um stati­
~he Schwankungen, sondern um einen mit 
Windrichtung ·und Distanz zum AKW korrelier­
ten Effekt handelt. 

Quellen: 
(1) N/edersichsisches Landesverwattungs­
amt: Statl8tlsche Berichte, Ergebnisse der amtfl­
ehen Statistik des Landes Nledersachsen. A II. 
1969-82 
(2) Der niedersichsiehe Sozialminister: Be­
richt Ober die Leukjmie Sterblichkeit in Nieder­
sachsen unter besonderer Berücksichtigung der 
Altersgruppe unter 15 Jahren. - Entgegnung zur 
Behauptung Ober eine starke Zunahme von 
Leukmie Stetbefillen ·in der Umgebung des 
Kernkraftwerfes Ungen. 
(3) Der .Bundesminister des Inneren: Umwel­
tradioaktivltiJt und Strahlenbelastung, JahrestJ&;. 
richt1977. 
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Strontium die 
verschleierte Gefahr 

Worauf krttlsche Wissenschaftler längst hingewiesen haben, wird durch 
neue M888ungen zunehmend bestätigt Das Gefahrenpotentlai des Stron­
tium Im Tschemobyi-Fall-out Ist viel höher als offiziell zugegeben. Es gibt 
nur wenige veröffentlichte Strontium-Messungen: Der Staat hat keine ln· 
tere$88 an solchen Zahlen (eher .an deren Verschleierung und Verharmlo­
sung), für "altematlve" Labors sind ale meJst zu aufwendig. An der Bremer 
Uni wurden jetzt welche durchgeführt. Prof. Jena Scheer hat die bestürzen­
den Ergebnisse vertiffentUchl Diese Erkenntnlase en~erten Im übrigen 
auch die meisten Becquerei-Belaatungatabellen, die slch lediglich auf 
Clalum-Measungen stützen. 

Offizielle wie unabhängige Maßstellen 
pflegen zur Kennzeichnung der radioakti­
ven Belastung die Konzentrationen von 
c äslum-137 {Cs-137) +Cäsium 134 {Cs-
134) anzugeben. 
Was das Strontlum-90 (Sr-90) angeht, 
hat sich allgemein die Auffassung verbrei­
tet, dla von der atomenergiefreundlichen 
Münchener Gesellschaft für Strahlen-und 
Umweltforschung (GSF)· in die Welt ge­
setzt wurde: Die Sr-90-Aktlvlt.ät betrage 
1.) etwa 1% der von C~-137 und sei 2.) 
praktisch zu vernachlässigen. 
Der zweite Schluß wur.de und wird von den 
Münchener Experten wider besseres Wis­
sen verbreitet: Sr-90 Ist radiologisch we­
sentlich gefährlicher als Cs-137. Selbst 
die offizielle Strahlenschutzverordnung 
drückt das aus, wenn sie vorschreibt, daB 

40 mal weniger Sr-90 als Cs- 137 mit der 
Nahrung in den Körper aufgenommen 
werden darf, was heißt, daB Sr-90 etwa 40 
mal gefährlicher sei als Cs-137, also 1 Bq 
Sr-90 soviel zählt wie 40 Bq Cs-137. 
Diese Werte stützen sich, wie üblich, "nur• 
auf die Krebserzeugung durch Radioakti­
vität Inzwischen weiB mansch aber, daB 
gerade das Sr-90 noch verheerandere 
Auswirkungen hat; es sammelt sich in 
Knochen an, bestrahlt das Knochenmark 
und behindert damit die Ausbildung jener 
Zellen, die für die Immunabwehr zuständig 
sind.( ... ) 
Somit muB mansch ganz pauschal sagen, 
daB Sr-90 etwa h'llndertmal so gefährlich 
wie Cs-137 Ist, also 1 Bq Sr-90 etwa 1 00 
Bq Cs-137 entspricht. oder daB die Sr-
9G-Gefahrgleich dervon Cs-1371st. wenn 
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die Bq-Zahl des Sr-90 etwa 1% der des 
Cs-137 i, t; wie behauptet wird. 
Aber es kommt noch schlimmer: Denn 
auch die erste Behauptung stimmt nicht 
Offenbar waren die Wolken, die von 
Tschernobyl aus Norddeutschland er­
reichte, reicher an Sr-90 als die, von de­
nen Süddeutschland getroffen wurde 
(was nclht unplauslbel Ist, da sie zu ver­
schiedenen Zelten bei verschiedenen 
Temperaturen des brennenden Reaktors 
abgegeben wurden und die Elemente sich 
u.a. durch Ihre Verdampfungstemperatur 
unterscheiden). 
Schon die Kernforschungsant,ge JOIIch 
gab Im Mal 1986 Werte des Sr/Ca-Ver­
hältnisses bis 16% an, und in Berlln lag zu 
derselben Zelt das entsprechende Ver­
hältnis in Krankenhauskost bei 23%. 
Neuare Messungen der StrahlenmeBstel­
le in der Bremer Unlversltä\ an Regenwas­
ser aus Bremen und München zeigen so­
gar eine Umkehr des von Cs gewohnten 
Süd-Nord- Gefälles: 
in Bq/1 ergab sich für Bremen: Cs-137: 
12,6; Sr-90: 0,7; Sr/Cs • 6% 
für München: Cs-137: 61 ,8; Sr-90: 0,4; Sr/ 
Cs=0,7% 
Im Bremer boden fanden sich Sr/Ca-Ver­
hältnisse von 3%, in Bremer Milch dage­
gen schon 12%. Sehr aufsphluBrelch sind · 
neuere Bremer Messungen an bayerl­
achen Käsesorten, von denen man anneh­
men kann, daß bei der Hersteliung das 
Cs-137 zum groBen Teil in die vieldisku­
tierte Molke gelangt Ist Dies bestätigte 
sich. leider aber trennten sich bei der Her­
stellung Sr und Cs, und das Sr ging vor­
zugsweise ln den Käse. 
Geht mansch aus von einer bestimmten 
Menge Cs und Sr ln der Vollmilch, die je­
weils mit 100% Cs und 100% des Sr be­
zeichnet wird, so findet mansch wieder: 
ln Butter 2% des Cs, 1% des Sr; in Butter· 
milch 14% des Cs, 6% des Sr; in Sauer­
milchkäse 2% des Cs, 7% des Sr; ln Sauer­
molke 82% des Cs,86% des Sr; in Labkäse 
2% des Cs, 85% des Sr; ln Labmolke 82% 
des es. 8% ·des Sr. Nach diesen Oberla­
gungen wären also Liebhaber von Sauer­
milchkäse - zu denen der Autor gehört -
am besten dran. 
Generellaber zeigtslch,daB die Belastung 
du.rch Sr-90 die durch es übertrifft 
Doch sind für ein auch nur einigermaßen 
verbindliches Bild sehr viel mehr Maßda­
ten erforderlich. 
Hier sieht es noch schlechter avs. was vor 
allem· daran liegt, daß das Sr- 90 sehr viel 
schwerer nachzuweisen ist als Cs-137: 
Während für das Cs Meßwerte nach weni­
gen Stunden vorliegen, kann für Sr einen 
Woche konzentrierte Arbeit Im Chemiela­
bor erforderlich sein. 
Das geht Ober die Möglichkeiten der mei­
sten unabhängigen Maßstellen hinaus. 
Um so wichtigerwäre die unzenalerte Ver­
öffentlichung der ln den Qfftzlellen Labors 
relativ zahlreich anfallenden Werte. { ... ) 
Fordern wir gemeinsam: Freilegung und 
laufende öffentliche Berichterstattung 
über die offiziellen Meßwerte zu Sr-90. 
Kennzeichnungspflicht tor Lebensmittel 
auch bzgl. Strontium! 
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18.2. 
S.botage an BahMtrecb 
Bisher hat es SO Anschläge auf Bundes­
bahnstrecken ln Bayern gegeben. Beim 
51 . Sabotageakt kam es erstmals zu Fest­
nahmen. An der Strecke Ulm - Augsburg 
wurde an der Oberleitung durch ein 
BlechstUck ein Kurzschluß verursacht 
Kurz danach wurden zwei Männer verhaf­
tet. die von Innen-und AIDS-Staatssekre­
tär Gaulelter dem "mlßtanten WAA-:-W'tder­
stand" zugerechnet wurden. Nach einem 
Geständls wurden sie vorerst freigelassen. 

2.3. 
Fasching am Bauzaun 
Rund 1000 zum Tell phantasievoll kostll· 
mlerte Demonstranten demonstrierten 
per Gottesdienst, Straßensperre und ver­
einzelt geschmissenen Steinen gegen die 
WAA. 

3.3. 
Radi-aktiv-Urteil 
Wegen öffentlicher Aufforderung zu Straf­
taten und Verunglimpfung des Staates 
müssen die Redakteur/lnn/en von Radi­
Aktiv zwischen 900 und 3600 DM Geld­
strafe ble~hen (siehe letzte atom). 
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4.3. 
WAA-Beu rechtswidrig? 
Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 
hat durchblicken lassen, daß die erste Tel­
lerrlqhtungsgenehmlgung für die WAA 
(Zaun, Wache, Brennelemente-Eingangs­
lager) vermutlich rechtswidrig Ist, weil sie 
nicht (wie geschehen) nach dem Atom­
recht hätte erfolgen dürfen. Die Antwort 
des Landes: Für das Eingangslager wird 
die Genehmigung fllr sofort vollziehbar 
erklärt. wodurch Baubeginn möglich Ist 
Der erfolgt einen Tag später. 

5.3. 
17 Monate ohne Bawlhrung 
Das bisher härteste Urteil gegen WM­
Gegner t raf eine·n 20jährlgen Zivildienst­
leistenden aus Regensburg. Obwohl seine 
IdentifiZierung durch die Polizei höchst 
zweifelhaft blieb, wurde er für schuldig er­
klärt. am Bauzaun Polizisten mit Steinen 
und Erdklumpen beworfen zu haben: 17 
Monate wegen L.andfrfedensbruch. 

8.3. 
Keine WAA ln Wackeradorf? 
Oie DWK hat den Antrag für die Baugrube 
des Hauptprozeßgebludes zurückgezo-

Foto: Thomas Elnberger 

gen. Angeblich, weil die Abmessungen 
nicht mehr stimmen. Diff üblichen gut un­
terrichteten Kreise munkeln aber auch, 
statt WM solle "nur" ein End- oder Zwi­
schenlager in Weckersdorf entstehen. 
Vermutlich geht es aberdarum,jurlstlsche 
Fehler auszubügeln, die eine Genehmi­
gung des Antrages gefährdet hätten. Statt 
im Rahmen der 1.Tellerrlchtungsgenehmi­
gung soll der Antrag nun Bestandtell der2. 
Tellgenehmigung werden. 

10.3. 
Glbt'a auch: FrelaprOche 
Weil die Bullen nur haarsträubende Anga­
ben zur Identifizierung machten, wurden 
zwei Frauen und in einem anderen Verfah­
ren eine Mitarbeiterin des Altenachwen­
der lnfo-BOros vom Vorwurf des Steine­
werfans freigesprochen. Manchmal 
hängt's halt von der Laune der Richter ab. 

Arbeitaloaenquote faat 2011b 
Im Bezirk Schwandorf gab es Ende Fe­
bruar 23551 Arbeitslose, -das sind 19,6 
Prozent Vor allem sind auch Bauarbeiter 
betroffen. Kann mansch mal sehen. wie 
wichtig die WM Ist 



11.3. 
Hausdurchsuchung - Razzia 
Ein Bauernhof im Landkreis Schwandorf, 
in dem ein Fotograf und erklärter WAA­
Gegner wohnt, wurde vom Keller bis un­
ters Dach durchsucht Angeblich wegen 
Verdachts auf Aufforderung zu Straftaten. 
Die Beschlagnahmeobjekte weisen auf 
den wahren Grund hin: Die Polizei nahm 
rurtd 100 Filme mit Fotos von Wider­
standsaktionen mit 
Einen Tag später wurde die Wohnung ei­
nes anderen WAA-Gegners in Alten­
schwand in einer Art und Weise auf den 
Kopf gestellt, die die BI Schwandorf an 
"Gestapo-Zeiten" erinnerte. Mitgenom­
men wurden Zeitschriften und Flugblätter. 
Im gleichen Haus befindet sich das "Info­
büro Freies Wackerland". 

15.3. 
Einstürzende Masten 
Die Polizei beklagt in der Oberpfalz ein 
Anstelgen der Kriminalität, als dessen Ur­
sache sie die WAA-Proteste ansieht Al­
lein 1986 kippten bayernweit 30 Strom­
mast~n (64 wurden angesägt). da\lon al­
leine 24 im Landkreis Schwandorf. 

20.3. 
Entlassungen bei Maxhütte 
Bei der Maxhütte, einem der größten Un­
ternehmen der Region und einzigem 
Stahlwerk in Süddeutschland, sind 1500 
Arbeitsplätze bedroht Das ergibt sich aus 
Sanierungsüberlegungen des Mutter­
Konzerns Klöcker in Duisburg. Schon jetzt 
arbeiten auf der Maxhütte mit 4700 Arbeit­
nehmer/innen gerade noch halb so viele 
wie 1965. 
Die benachbarte Erzgrube Leonie mit 250 
Arbeitsplätzen soll sogar ganz geschlos­
sen werden. 

22.3. 
Gegen den rasenden Mob. 
Zu 18 Monaten mit Bewährung wurde ein 
30jähriger aus Kaiheim verurteilt, laut Poli­
zei "nicht zum harten Kern der Gewalttä­
ter gehörend",. laut Verteidiger ein passio­
nierter Mineraliensammler. Eben diese Mi­
neralien soll er bei der Pflogst-Demo 86 
Richtung Polizei geworfen haben. Staats­
anwalt und Gericht sahen in den Samm­
lerstücken nichts als schnöde Steine und 
verlangten Härte. Sonst, so Staatsanwalt 
Preischl, gewinne der "rasende Mob" die 
Oberhand· und es drohe "Anarchie". 

WAA-Beben 
Die WAA wird nicht 1997,sondern erstzwei 
Jahre später fertig. Sie kostet nicht 6 Mil· 
liarden, sondern 7,4. Zudem liegt sie in ei­
nem nicht erdbebensieheran Gebiet und 
gefährdet das Grundwasser. Das sind 
neuaste Angaben von unabhängigen Wis­
senschaftlern und Journalisten, die vor al­
lem das von der DWK vorgelegte Gutach­
ten zur 1. Teilerrichtungsgenehmigung kri~ 
tisierten: "Man hat erst die WAAund dann 
die Geologie darum herum geplant Man 
hat da etwas zusammengebastelt, damit 
es paßt" So Geologie-Professor Rutte 
von der Universität Würzburg. 

WAA·Chronik 

= I Abschied von der Wiederaufarbeitungsanlage? 

I Die Rücknahme des Genehmigungsantrages für die Baugrube des Hauptproze8gebiudes 
hat Spekultatlonen geschürt, Inwieweit die DWK ln Weckersdorf eine Wlederaufarbeltungs. 

• anlege überhaupt noch bauen will. Gemunkelt wird von einem End· oder Zwlschenlager. I Dertel Gerüchte erhalten Auftrieb durch Informationen des Bund für Umwelt und Natur· = schutz (BUND). demzufolge drei der elf DWK·Gesellschafter gegen die WAA alnd: mit dem 
i RWE, der VEBA und den Bayernwerken sicherlich die einflußreichsten Kapltalhalter. Laut 
i BUND haben sie eine Studie erarbeiten lassen, die zu dem Schluß kommt, man solle die not· 
I wendigste Wlederaufarbeltung ln La Hague durchführen, sich ansonsten auf das Endlager 
E ln Gorleben konzentrieren und ln Weckersdorf "lediglich" ein ZWischenlager errichten. Das 
I seiallemal billiger als eine eigene WAA. Nach den neusten Erschütterungen Im und um Gor· 
i leben Ist freilich auch nicht auszuschließen, daß über ein Endlager ln Weckersdorf nachge-­
i dacht wird. Es darl gerätselt werden. 
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25.3. 1.4. 
Drei Monate fürs Sprayen Urteil aufgehoben 
Einige eher harmlose Anti-WAA-Parolen Nach welch zweifelhaften Maßstäben in 
("Laßt euch nichtWAAsinnig machen"), an Schwandorf "Recht" gesprochen wird, 
diverse Wände in Amberg gesprüht, tru- zeigt die Berufsverhandlung vor der Ju-
gen einem Student drei Monate auf Be- gendkammer Amberg. Die hob ein Urteil 
währung ein, zudem 150"gemeinnütziger" (8 Monate) wegen Landfriedensbruch ge-
unentgeldlicher Zwangsarbeit gen einen WAA-Gegner auf, weil alle an­

geblichen Tatbestände nicht erwiesen 
Zehn Monate für Widerstand 
Zu zehn Monaten ohne Bewährung wurde 
in Schwandorf ein 33jähriger WAA-Ge­
gner verurteilt Er soll im Juni 86 auf dem 
Weg zu einer WAA-Demo mit Strumpf­
maske, Stahlschleuder, Stahlkugeln und 
Kanonenschlägen geschnappt worden 
sein und sich der Festnahme widersetzt 
haben. Die Verteidigung wies auf schwere 
Ermittlungsfehler hin: Es könne nicht 
nachgewiesen werden, daß die fraglichen 
Gegenstände tatsächlich beim Angeklag­
ten gefunden wurden und nicht bei ande­
ren Durchsuchten. Während des Prozes­
ses kam es zu Rangeleien zwischen Poli· 
.zei und Zuhörern, die zum Tell wegen 
Oberfüllung nichtln den Saal durften. Laut 
Lokalzeitung herrschten beim ProzeB "Si­
cherheitsvorkehrungen, wie sie in der Ge­
schichte der Schwandorfer Justiz bisher 
einmalig gewesen sein .dürften". 

Maulkorb für Anwälte 
Weil sie davor gewarnt haben, ohne 
Rechtsbeistand in WAA-Prozesse zu ge· 
hen, ("Sonst wird man abgemäht") läuft 
gegen zwei Rechtsanwälte in Nürnberg 
ein Ehrengerichtsverfahren. Mehrere 
Strafverteidigerorganisationen und die 
Richter in der ÖTV protestierten gegen 
diesen "Maulkorb". 

29.3. 
WAA-Wachleute schießen scharf 
Nach einem Bericht der Schwandorier Zei­
tung .Neuer Tag" werden die Wachleute 
der Firma "Ratisbona", die im Normalfall 
das WAA-Gelände vorwas weiß ich schüt­
zen sollen, von einem ehemaligen hohen 
Polizeioffizier im SchieBen ausgebildet 
Die Aufforderung dazu ging vom Bayeri­
schen Innenministerium aus. Angeblich 
werden die Wachleute im Dienst erst be­
waffnet, wenn der WAA-Betrieb läuft 

30.3. 
Yuppies gegen WAA 
Die bayerlachen Jungen Liberalen, also 
der FDP-Nachwuchs, lehnen eine WAA 
"entschieden• ab. Sie wollen lieber ein 
Endlager, weil Natur-Uran billigerwäre als 
wiederaufgearbeitetes. 

seien. 

·2.4. 
ProzeB gegen WAA: 
Siegreich und folgenlos 
Vor dem Bayerischen Verwaltungsge­
richtshofläuft siegreich, aberfolgenlos ein 
Prozeß, mit dem der Bau· der WAA ge­
stoppt werden sollte. Kläger sind drei 
Bauern, ein Brauereibesitzer und ein Chi­
rurg aus der Oberpfalz. Sie hatten Im Ok­
tober 1985 (I) ein "Eilverfahren'! ange­
strengt, das erst jetzt, 17 Monate später, 
zur Verhandlung führte. Die allerdings wur­
de kurz und bündig: Das Gericht hob die 1. 
Teilerrichtungsgenehmigung auf (für Bau­
zaun, Eingangslager, Baugrube), weil sie 
unzulässigerweise in einem atomrechtli­
chen Verfahren erteilt worden sei. Der 
WAA-Bau geht allerdings weiter. Denn für 
die Baugrube fürs Hauptgebäude hat die 
Landesregierung die Genehmigung vor­
erst zurückgezogen, für die übrigen Anla­
gen liegen die nach Gerichtsansicht aus­
reichenden einfachen Baugenehmigun­
gen vor. 
Aber immerhin: Die Landesregierung, die 
sich die 1. Teilgenehmigung als "erstes po­
sitives Gesamturteil über die WAA" ge­
dacht hatte, muß nun wiedervon vorne an­
fangen und das komplette atomrechtliche 
Genehmigungsverfahren abspulen. Die 
jet~t. gültigen einfachen baurechtliehen 
Genehmigungen geben als Vorentschei­
dung nichts her. Zumal die Kläger jetzt 
auch gegen diese Baugenehmigungen 
vorgebBn wollen. Sie sehen ein "Infames 
Zusammenspiel von Genehmigungsbe· 
hörde und Betreiberflrma, wenn nun über 
das Baurecht einfach weitergebaut wer­
de". 

4.4. 
Volksbegehren gegen WAA 
Die Bürgerinitiative •Volksbegehren ge­
gen die WAA Wackersdorf" hat einen An­
trag auf Zulässigkelt eines Volksbegeh-

rens gestellt Sie brachte 38592 beglau­
bigte Unterschriften von Unterstützer/in­
nen mit Das Innenministerium prOft jetzt 
die Zulässigkelt 



8.4. 
800 Arbelbplltze futach 
Der Klöckner-Konzern kommt ln puncto 
MaxhOtte zur Sache. Das Zweigwerk ln 
Haldhof, erst 1961 ln Betrieb genommen, 
ist geschlossen,800 Arbeiter, so die Lokal· 
zeltung, "verließen mit hängenden Köpfen 
die moderne Stahlproduktlonsstätte". 

7.4. 
StrauO lat beleidigt 
Weil Bayernmajestät Strauß sich durch die 
Aussage beleidigt fOhlte, er verdiene zwi­
schen 50000 und 100000 DM Im Auf­
sichtsrat der Bayernwerke, lleß er eine Re· 
gensburgar Zeitung durchsuchen. Er woll­
te den Missetäter aufspüren, der diesen 
Text als Anzeige aufgegeben hatte. 

8.4. 
AbNge an Polizei 
Weil die Polizei nicht nach dem Gesetz, 
sondern dem Wfllen der CSU vorgehe, sei 
keine Gesprächsgrundlage gegeben. Mit 
dieser BegrUndung gab der Dachverband 
der oberpfälzischen 81's den Freunden 
und Helfern einen K()rb. 

0.4. 
WAA ein Schwarzbau? 
Nach dem WAA-Urteil des Verwaltungs­
gerichtshofes am 2.4. hagelt es weitere 
Klagen gegen die baurechtliche Geneh­
migung. Unter anderem klagen sechs 
Mütter, die neben dem Bauplatz wohnen, 
weil die Baugenehmigung zu Unrecht er-
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teilt worden sal. Es handele sich daher um 
den "größten Schwarzbau der Bundesre­
publik" 

14.4. 
Leidensweg zur WAA 
Kirchliche Gruppen führten einen ökume­
nischen Kreuzweg zum WAA-Gelände 
durch, wobei in fünf Stationen Personen, 
die mit dem "Leidensweg Jesu" in Verbln­
dung stehen, auf die heutige Zelt Obertra­
gen wurden. 1000 litten mit 

Briefe an WAA-Gegner 
"Wie uns von der Polizei mitgeteilt wurde, 
gehören auch Sie zum Krals derWAA-Ge­
gner ... "lasen einige Schwandorfer Bürger/ 
Innen ln einem Brief, der Ihnen Ins Haus 
geflattert kam und sie von der Harmlosig­
keit derWAA Oberzeugen sollte. Unter an­
derem wird darin Milch als Mittel gegen ra­
dioaktive Belastung empfohlen und die 
freie Marktwirtschaft als Garant des Um­
weltschutzes gefeiert: "Hohe Profite ma­
chen Umweltschutz möglich". War's die 
OWK oder ein Spaßvogel? Oie OWK wer's 
nicht, sagt sie. Oie Polizei ermittelt 

15.4. 
Strafbares Kletschen 

Weil er zu militanten Aktionen am Bau­
zaun Belfall geklatscht, Bravo gerufen und 
durch Zurufe auf einen Zivi aufmerksam 
gemacht habe, wurde ein 40jährlger Mann 
aus Weckersdorf wegen Landfriedens-

Foro: Jargen $1egmann 

bruchs verurteilt: 8 Monate mit Bewäh· 
rung. 

Polizeikosten 
100 Millionen Mark kostete bisher die Po­
llzelpräsenz an der WAA Wackersdorf: 60 
Mlll. Personalkosten, 31 Mill. Reise- und 
Verpflegungskosten, 15 Mill. für "Spezia­
lausrOstung•. Dafür wurden 2,5 Millionen 
Einsatzstunden geleitet. bei denen 376 
Beamte verletzt und ein Sachschaden von 
7,5 Millionen Ma.rk nicht verhindert wurde. 

17.4. 
MaxhDtte Im Konkurs 
Oie MaxhOtte, größtes Unternehmen der 
Oberpfalz, hat Konkurs angemeldet Ziel 
Ist angeblich nicht die Schließung und 
Massenentlassung sondern geradewegs 
das Gegenteil: Ober den Konkurs solle die 
MaxhOtte vom Klöckner-Konzem los· 
geeist werden und eine eigene Sanierung 
betreiben. Oie Belegschaft, die mit Demos 
und Streiks für den Erhalt Ihrer Arbeits­
plätze gek.ämpft hat, wird vorerst mit dem 
Versprechen beruhigt, es gäbe vorläufig 
keine Entlassungen mehr. 

21.4. 
Ostern am Bauzaun 
Mehrere tausend WAA-Gegner demon­
strierten Ober die Osterfeiertage am Bau­
gelände. Bel den vielfältigen Aktionen kam 
es nur zu vereinzelten Auseinanderset­
zungen mit der Polizei. 



PoiiHI gnweHfrel 
Oie Polizei hat ln der Oberpfalz eine neue 
Taktik der Öffentlichkeltsarbeit entwickelt, 
die auch Ober Ostern ausprobiert wurde: 
Auf Aufklebern und Luftballons wird der 
Spruch wGewalt nein dankew propagiert. 
mit einer d~rchgestrichenen Zwille als 
Symbol. Fernsehstars wie Hansjörg Felmy 
(wKommlssar Haferkampw) werden in den 
Werbefeldzug eingespannt und Flugblät­
ter "ln eigener Sache" yertellt Darin i$t et­
wa zu lesen: "Wir glauben, daß die hart­
näckigsten Unterstellungen und. Kritik­
punkte auf Mißverständnissen beruhen•. 
Oie Polizei schütze nur geltendes Recht 
egal ob fOr oder gegen WAA. Sie bekämp­
fe nicht die Anti-WAA-Bewegung, son­
dern schOtze sie nur vor den Chaoten. Sie 
sei nicht brutal, sondern reagiere nur mit 
konsequenten Gegenmaßnahmen auf 
Gewalttäter. Und so weiter. Anlaß fOr die 
Aktion Ist die weitgehende Isolierung der 
Polizei ln der Oberpfälzer Bevölkerung. 

Aufkleber der Polizei ... 

... und die Antwort von WAA-Gegnern 

24.4. 
Hingemette strafbar 
Bei den Rodungsarbeiten Im Januar 86 
mußten die Holzfäller lange Zelt zwei Bäu­
me stehen lassen. Grund: Zwischen den 
Stämmen baumelte, ln acht Metern Höhe, 
eine Hängematte. Und in der lagen zwei 
Menschen. Deren phantasievolle Aktion 
gefiel dem Schwandorfer Amtsgericht 
aber nicht: je 15 Tagessätze zu 20 Mark 
wegen Nötigung. 

Foto: Thomas Elnberger 

27.4. 
Tschemobyi-Jehrettag 
Am Tschernobyl-Jahrestag kam es zu 
mehreren Aktionen in Schwandorf und 
Wackersdorf. WAA-Gegnet.blldeten rund 
um den 4,8 km langen Bauzaun einen 
"Energlekrelsw, 7000 nahmen an der "Wei­
ßen Oemow (gegen den wschwarze Politik 
in MOnchenw) und an der Abschlußkund­
gebung in Weckersdorf tell. Dort sprachen 
unteranderemUte Bodemervon der Öko­
station Oberpfalz ("Der Mensch muß sich 
als Teil der Natur begreifenw) und Jutta Olt· 
furth (wStrauß Ist ein bayerisoher Atomdik­
tator"). Karin Rostek von den wFrauen ge­
gen die WAAw kritisierte die Polizei-Aktion 
"Gewalt nein dankew. ln Wahrheit sei bel 
der Polizei von einer neuen sanften Unie 
nichts zu spUren. 
Immerhin: Polizisten verteilten zum Tell 
erfolgreich Bonbons und Ansteekar und 
halfen mit, den wenerglekrelsw um das Bau­
gelände zu schließen. Alles easy? Nicht 
ganz. Am späten Nachmittag erspähten 
die Beamten eine Oemogruppe; die 
wscheinangriffe" gegeri den Bauzaun führ­
te. Vereinzelt folgen Steine. 

WAA-chronlk 

Oie örtliche "Mittelbayerische Zeitung• 
zum weiteren Geschehen: "Einen Demon­
stranten griffen die Polizisten aus der 
Menge heraus,drOckten Ihn an den Beton­
wall und knieten sich auf Ihn, während uni­
formierte Dollegen sofort einen halbkreis 
um den Festgehaltenen bildeten. Fotogra­
fen und Demonstranten, die zwischen den 
Beinen der Polizisten hindurch das Ge­
sc,hehen verfolgen wolltlen, wurde der 
Blick mit Schlagstöcken verwehrt. Als der 
ruflaut wurde woas Ist Folterung• stOrmten 
Uniformierte und WAA-Gegner aufein8f1· 
der los. Oie Demonstranten bildeten einen 
riesigen Kreis um die Hundertschaft, als 
sie den Festgenommenen zum Haupttor 
abführten. Den Polizisten, die Im Weg ste­
henden WAA-Gegner wegstießen, 
schrien die Demonstranten höhnisch das 
Motto deroffiziellen Polizei-Aktion entge­
gen: 'Gewalt- nein danke'." 
Insgesamt wurden drei Demonstranten 
festgenommen, ein -Roilstuhlfahrer kran­
kenhausreif geprügelt 
Schon einen Tag später wurde einer der 
Festgenommenen per Schnellverfahren 
zu drei Monaten auf Bewährung verurteilt: 
wegen angeblichen Stelneschmelßens. 



Widerstandsdiskussion 

Wackersdorf 
ln der letzten atom hatten wir einen Zuversicht verbreitenden Artikel über 
die geplanten Herbstaktionen ln Weckersdorf geschrieben. Tenor. {Fast) 
alles klar; nach der kontroversen, aber konstruktiven Diakussion auf der 
Atommüllkonferenz Ende Februar ln Bleiefeld Ist ein Kompromlß gefunden 
worden, für den zwar alle Strömungen der Bewegung Abstriche an ur· 
sprUngliehen Positionen machen mußten, der abe~ dennoch für die gesam· 
te Anti·AKW·Bewegung Grundlage für eine massenhafte Mobilisierung ln 
die Oberpfalz Ist 
Aber wir hatten uns getiuscht Die real exJtlerenden Widersprüche ln der 
Bewegung waren mit dem Bleiefelder Beschluß nur zugekleistert und 
nicht beaeltlgt worden, wie sich ln der Folgezelt erweisen sollte. 
Das Schwandorfer Treffen vom 28.3., bel dem eigentlich •Aktlonarahmen 
und Aufrufvorach lag• für die Herbstaktionen erarbeitet werden sollten, an· 
dete mit einem Fiasko • und ohne Ergebnis. Autonome Gruppen hatten zur 
Überraschung der meisten Anwesenden einen alten Vo...chlag • Großde. 
mo ln Amberg statt am Bauzaun • ln ein neues Papier gekleidet, wodurch 
die Bleiefelder Beschlüsse praktisch für unwirksam erkllrt wurden und dla 
ganze Debatte Ober Sinn und Unsinn eines Konzeptes, das Aktionstage 
und Großdemo vereinigt, neu aufgerollt werden mußte. Eine völlig vergifte. 
te Atmosphlre führte schließlich dazu, da8 ein Tell, darunter auch die an­
weaenden Leute aus der atom·Redaktlon, das Treffen vorzeitig verließen 
(vgl. hierzu ausführlich die nachfolgenden Berichte ·und Elnschltzungen 
über diese Konferenz). 
Danach war der Frust erst mal groß, und es schien so, als würde für den 
Herbst Oberhaupt keine Planung mehr zustande kommen. •Historische« 
und emotionale Parallelen zu der gescheiterten Aktionskonferenz (seiner· 
zelt ln Göttlngen) gegen den Weltwirtschaftsgipfel ... 
Ein Haufen Kritikpapiere wurde produziert; die Autonomen polemisierten 
gegen • KB• und •atom•, die •radl aktiv• und der BUF (Bundeskongreß un· 
abhlnglger Frledensgruppen) griffen die Autonomen an, und auch ein Mit· 
glled der atom-Redaktlon beteiligte sich mit einem Beltrag an der Debatte 
(die Papiere sind größtenteils dokumentiert). 
Danach kamen am schnellsten die Autonomen wieder ln die Schuhe. Sie 
luden zu einem •Fraktlonatreffen- für den 11.4. nach Frankfurt ein und tra· 
fen sich auch ln einer Arbel~ruppe am Rande der •Libertlren Tage« (Pro­
tokolle'dleaer Treffen sind ebenfalls dokumentiert). 
Für den 9.5. luden dann Oberpfllzer Bl6 zu ejner emeuten Konferenz nach 
Schwandorf ein. Zwar wa; der Amberg-Vorschlag mittlerwelle zurückgezo­
gen worden, aber ein Tell der Autonomen lehnte weltertlln .eine Großde· 
monstratlon am Baugelinde ab; ca. 20 Leute aus diesem Spektrum zogen 
aus. Die Verbliebenen bekrlftlgten den Bleiefelder Beschluß und einigten 
sich auf eine Einladung zu einem weiteren Treffen für den Pflngstaamstag 
nach Frankfurt, wo ein Trigerkrals für die Herabtaktionen gebildet werden 
sollte. Oie Kasseler AtommOllkonferenz vom 15J18.5. ln Kassel nahm den 
Stand der Dinge mehr oder weniger nur zur Kenntnis (die Protokolle des 
Schwandorier Treffens und der Atommüllkonferenz sind abgedruckt; der 
Trlgerkrels·Tennln findet statt, wenn diese atom Im Druck Ist Wir werden 
versuchen, ein Einlegeblatt zu erstellen). 
Wie Ist nun, Ende Mal, dieser .Stand der Dinge«? 
Fonnal, das heißt von der Beschlußlage her, genau so welt wie Ende Fe· 
bruar. Das Bleiefelder Papier hat weltertlln oder besser. wieder Gültigkeit. 
Politisch hat es aber eine Rückwirtsentwicklung gegeben. Allgemein 
herracht große Ratlosigkeit und Verunsicherung vor, ob es unter den gege· 
benen Bedingungen überhaupt sinnvoll Ist, an den Herbataktionen ln der 
ursprünglich geplanten Fonn weiter featzuhalten. Von Begeisterung Ist J• 
denfalls nicht viel zu spüren. EJnlge Gruppen, so die FOGA (Föderation G• 
walthler Aktlonsgruppen) und einige autonome Gruppen haben begon· 
nen, die Aktion• und Blockadetage Individuell vorzubereiten. 
Natürlich hoffen wir weltertlln, daß es doch noch eine gemeinsame Moblll· 
slerung für den Herbat geben wird und daß eine entsprechende Stimmung 
und Einsicht ln die Notwendigkelt dafür entsteht. VIeles wird von dem Ver· 
lauf und den Ergebnlaaen des Frankfurter Treffens am 8. Juni (vgl. • hof· 
fantlieh • Beilage) abhingen. 
Umsonst waren die Streitigkelten allerdings ln gar keinem Fall. Selbst 
wenn die Herbataillonen nicht oder nur ln reduziertem Umfang zustande 
kommen, so haben die Auaelnandersetzungen doch beispielhaft verdaut· 
licht, wo die Konfliktlinien lnnertealb der Anti·AKW·Bewegung verlaufen. 
Unter anderem auch deahalb dokumentieren wir die Protokolle, Beachlüa-
~ Elnschltzungen uaw. ln relativer Ausführlichkelt * 
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Offizielles Protokoll des Schwandorfer Treffens vom 28.3.87 

Anwesende Gruppen: · 
BI SChwandorf · Vorstand und Ortsvruppe, ande,. Ortsgruppen: München, AnU·WAA·BOro. 
lnfobOro, Regenabu'lll81wak, NOmberg, Nabbura, Erlangen, Frelbura, Berline, Bertln, F,.nk. 
furt, Köln, Bann, B~lefald, Münster, KaaMI, KB, "atom", BUF, Graawumf 
lnagaaamt ca. 120 Personen 
Von der Zeitschritt "atom" wurde vor· einiger Zeit der Vorschlag einer Großdemo for den 
Herbst in die Diskussion gebracht. Von vielen Anti·AKW-Gruppen wurde die Herangehans­
weise kritisiert und daß eine reine Großdemo in Wackersdorf ein Schritt zurock sei (s. u.a. 
Kritik des Bonner Anti-WAA·Pienums in der neuen "atomj. Mensch mosse die Infrastruktur 
weiter thematisieren. Daraufhin wurde auf der AtommOllkonferenz in Bleiefeld verabschie­
det, die Städte und Bis sollten sich mit Aktionstagen (Biockadeaktionen + Großdemo) aus­
einandersetzen. Die endgOitige· Entscheidung sollte das Treffen am 28.3. bringen. Auch 
schon etwas lAnger geistert die Idee von einer Demo in Amberg durch einige KOpfe. Auf der 
LAKO abgelehnt, auf der BUKO nicht eingebracht und auf der ATMK nur am Rande themati· 
siert, wurde diese l.dee auf einem Städtepartnerschaftstreffen aufgegriffen und ausgearbei· 
tet (s. Anhang). Auf dem Treffen am 28.3. ist dieser Vorschlag eingebracht worden~ 
Viele der dort Anwesenden waren von dieser Idee sehr Oberrascht und fOhlten sich tellweise 
Oberrollt Anstatt diesen ~orschlag inhaltlich zu diskutieren (und in Zusammenhang mit den 
Aktlonstagen) wurde nur taktisch .und strategisch herangegangen. Es bildeten sich bald 
zwei Fronten, die sich im Laufe der Diskussion projezierten auf KB und einzelne 
Vertreter/innen der Redaktion "atom" und auf einige Berliner Frauen. Oie Diskussion mußte 
dann abgebrochen werden, weil es unartrAglieh wurde. Mensch konnte sich gerade noch 
darauf einigen, die Diskussion Ober den Ort einer Großdemo bis auf weiteres zu vertagen 
und in den Stadten und Bis neu zu diskutieren. Nach einer Pause wollte Mensch sich mit 
den Aktionstagen beschäftigen. Was anfangs auch gelang mit einem Bericht aus den StAd· 
ten. Aber es dauerte nicht lange, und die Scheiße ging von vorne los. Oie ersten Leuten ver­
ließen das Treffen, teilweise unter Protest. Abbruch. 
Nach einer weiteren Pause trafen sich noch ehimal ca. 40 Menschen, aus Oberwiegend auto­
nomen Spektrum, um Ober die Aktionstage und die weitere Herangehel')sweise zu reden. 
Mensch redete zuerst Ober di.e vergangeneo Stunden und wie es dazu kommen konnte, daß 
mansch auf diese Art und Weise miteinander umgeht. Da die KOpfe am qualmen und die 
Stimmung am Boden war, entschied mensch sich zu einem btmdesweiten, autonomen Tref· 
fen, um Ober die weit~re Herangehensweise und den Umgang mit Wackersdorf, den StAdte­
partnerschaften und vor allem mit den Aktionstagen zu reden. 

MEINUNGSBILD 
der Oberpfälzer Bürgerinitiativen und Gruppen gegen die WAA 

zu den HERBSTAKTIONEN 

Oberpfälzer 81 's und Gruppen gegen die WAA kamen auf dem Strategie· 
treffen vom 16.3.'87, bei 3 Enthaltungen, zu folgendem Meinungsbild: 
1. Im Herbst dieses Jahres sollen Aktionstage und eine Großdemonstra­

tion mit vorheriger Kundgebung stattfinden. 
2. Die Großdemonstration bildet den Abschluß der Aktionstage. 
3. Es gibt einen gemeinsamen Aufruf der Oberpfälzer Bl's und der Anti­

AKW-Bewegung zu den Aktionstagen und der Großdemonstration. 
4. Es gibt einen Arbeitskreis zur Vorbereitung der Demonstration. ln die­

sem Arbeitskreis können auch Gruppen und Organisationen mitarbei­
ten, die nicht zu den Aktionstagen aufrufen wollen. Dieser Arbeitskreis 
erstellt einen eigenen Aufruf nur für die Demonstration. 

5. Die Kundgebung findet in Wackersdorf statt, mit anschließender De­
monstration zum Bauzaun. 

6. Die Aktionen dürfen sich nicht gegen die Bevölkerung richten. Auf die 
Vermittelbarkeil muß geachtet werden. 
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Auf dem Treffen warteten autonome Gruppen mit einer Überraschung auf: 
Großdemonstration nicht am Baugelände, sondern in Amberg. 

Am 21.3.87trafen sich einige Ortsgruppen 
der BI SAD mit ihren "Städtepartnerschaf­
ten": Städtedreieck-Berlin, Nlttenau­
Reutlingen, Amberg, Freiburg, Alten­
schwand. 
Neben anderen Themen wurde über die 
geplante GroBdemo im Herbst in der 
Oberpfalz diskutiert Aufgrund der Ent­
wicklung des WAA-Widerstands erschien 
allen Anwesenden unter den jetzigen Be­
dingungen eine . Demo am Baugelände 
nicht sinnvoll zu sein. Stattdessen schla­
gen sie eine GroBdemo in Amberg vor. 
Baugelände und Bauzaun wurden in den 
letzten belden Jahren zum Symbol des 
WAA-Projekts, gegen das sich ein groBer 
Teil des Widerstands richtete. Gleichzeitig 
versuchte die bayerische Landesregie­
rung, die Region um das Baugelände zur 
demonstrationsffeien Zone zu machen. 
Viel Geld wurde investiert, um die Situa-

. tion am Bauzaun in den Polizeigriff zu be­
kommen. 
Dieses Konzept der Einschränkung von 
WAA-Widerstand und demokratischen 
Rechten darf nicht ohne Widerstand blei­
ben. Trotzdem sind wir der Meinung, daß 
wir uns vom Aufrüstungskonzept der Lan­
desregierung nicht allein zur Re-aktion 
zwingen lassen sollten. 
Sinnvollerfinden wireine Demo, die Impul­
se der Entwicklung des Widerstands auf­
greift und vorantreibt, und nicht das Bau­
gelände zum inhaltsleeren Symbol degra­
diert und. unsere Aktionen zum abge­
schmackten Medien-Ritual macht Kon­
kret heißt das, politische Zusammenhän­
ge und Hintergründe nicht nur verbal ·in 
Redebeiträgen darzustellen, sondern die 
Repräsentanten und Macher direkt mit 
unserem Widerstand zu konfrontieren. 
Dies erscheint uns besonders gut in Am­
b~rg möglich. Wirtschaftliche . Verflech­
tung mit dem WAA-Projekt und die Aus­
weitung des staatlichen Repressionsap­
parats können hier konkret zum Thema 
gemacht werden. Darüber hinaus erwar­
ten wir in einer Stadt eine gröBere Öffent­
lichkeit, als ~unter uns" am Zaun. 
Im folgenden noch einmal die inhaltlichen 
Bezugspunkte, die für eine Demo in Am-
berg sprechen: · 
Verschiedene Armen aus Amberg sind di· 
rekt am Bau der WM beteiligt: 
Kunz und Co., Bauarbeiten: Sägewerk 
Bösl, Holzbauten: lng.-Büro Donhauser; 
ESSO-Berzt. Dieselbetriebsstoffe; DUKA 
Elektrotechnik, lnstallationsarbeiten; 
Plank, Betonfundamente; Prüfling, Hei­
zung; Singer, Sanitär; alle Banken und 
nicht zu vergessen: Siemens. 
Egal, ob WAA oder. Endlager: Durch Am­
berg, bzw. an Amberg vorbei werden 
schon bald die ersten "Atommülltranspor­
te• rollten, und zwar über die Bahnlinie N­
AM-SAD, bzw.Autobahn oder.B85. Diebe-

vorstehenden Massenentlassungen von 
2000 Arbeiterlinnen im benachbluten 
Maxilütte-Werk in Sulzbach-Rosenberg 
sind ein Beispiel dafür, wie die Region für 
die WAA "reifgeschossen" wird. 
Die Einsatzleitung der Polizei (Huber) hat 
Ihren Sitz in Amberg, die Staatsschutzab­
teilung wurde vor kurzem vergrößert, die 
Streifenpolizei soll demnächst personell 
ausgeweitet werden. ln Sulzbach-Rosen­
berg ist eine neue BePo-Kaserne g·eplant. 
(insgesamt ca. 1000 Beamte). 
Am Amtsgericht und Landgericht laufen 
Prozesse gegen WAA'-Gegner/innen. 
Hierfür wurden eigens neue Staatsanwäl­
te und Richter eingestellt Die gesamte 
WAA-Staatsanwaltschaft sitzt in Amberg. 
Der Knast soll um das Doppelte vergrö­
Bert werden. ln Amberg gibt es drei Bun­
deswehrkasernen und eine US-Army­
Kaserne,sowie drei Truppenübungsplätze 
in nächster Nähe, unter anderem auch 
Grafenwöhr, der größte in Westeuropa. 
Außerdem erwarten wir, daß zu einer Oe~ 
mo am Bauzaun wieder nur Leute kom­
men, die sich schon mit derWM beschäf­
tigen. Die WAA-Gegner/innen werden 
wieder einll'ial unter sich sein und andere 
Menschen bekommen über die Demo nur 
die verzerrten Berichte der Medien mit 
Anders in Amberg. Wir können den Men­
schen, die von dem Projekt WAA unmittel­
bar betroffen sind, deren ALLTAG dadurch 
verändert wird, unser~ ANliegen und. ln­
halte direkt vermittetri und die Auseinan­
dersetzung über WM und Widerstand in 
unserem Sinne mit ihnen führen. Wir dürf­
ten doch gelernt haben, daß die ständige 
Wiederholung von Promi-Reden und der 
beliebten "Chaoten"-Szenen aufm Fern­
seher nach einem Tag vergessen sind, im 
Gegensatz zu eigenen Erfahrungen, die 
uns erst handlungsfähig machen. So sind 
hier z.B. mit de.r Polizeistrategie viele, an­
sonsten "unbeteiligte" Menschen kon­
frontiert 'Beobachtungen des Demo­
Ablaufs können der offiziellen Medienver­
sion gegenübergestellt werden. 
Im Hinblick auf allen zukünftigen Aktio­
nen, also auch auf unser Konzept der Ak­
tionstage denken wir, daß derWiderstan.:t 
wegkommen müßte vom sich beziehen 
auf Symbole und hin zur Thematisierung 
politischer und wirtschaftlicher Zusam­
menhänge. Unser Ziel .sind dezentrale, 
thematisch breitgefächerte Aktionen. Das 
bedeutet nicht, daß wir uns prinzipiell ge­
gen GroBaktionen wenden, sie sind wich­
tig als Kristallisationsppunkte der Bewe­
gung. 
ImAmberg bietet sich die Möglichkeit, daß 
sich die unterschiedlichen soz. Bewegun­
gen teils eigenständig mit ihren spezifi­
schen Schwerpunkten 'auf konkrete Ob­
jekte beziehen, erst daraus kann eine ge­
meinsame Stärke und Weiterentwicklung 



des gesamten Widerstands entstehen. 
Amberg steht als •ganz normale Stadt" 
a4ch dafür, daS das •Obel• nicht vor den 
Bauzäunen haltmacht oder sich bloß in 
besonders menschenverachtenden Pro· 
jekten - als .•selbstlauf"- realisiert 
Eine Demo in Amberg kann dafür stehen, 
daß unser alltägliches Leben, unserunmit· 
telbarer lebensraum IHREN Interessen 
von Profit und Herrschaft unterliegen, und 
daß g'neau hier Widerstand notwendig 
und möglich Ist 

Nebensteh.end eine Einschätzung 
des Schwandorfer Treffens von ei­
nem Teilnehmer. 

Diese Vorstellung einer GroSdemo zur 
WAA greift die Anliegen der Aktionen von 
Pfingsten und Herbst 86 und der geplan· 
ten Aktionstage ffl auf. So ergänzen sich 
diese Konzepte gegenseitig und stehen 
nicht- wie im bisher diskutierten "Aktion· 
spaket• - gegeneinander. Natürßch kann 
dies. nicht wie auf dem ReiBbrett "von 
oben• geplant werden, sondernbasiert auf 
der gemeinsamen An!ltrengung der Brs in 
der Region und der überregionalen Ver· 
treter/innen der unterschied~chen soz. 

Widerstandsdiskussion 

Bewegungen. 
ln diesem Sinn denken wir, daß es ein gu· 
tes Argument gibt. am Baugelände zu de· 
monstrleren, daS es aber mehr gute Argu· 
mente gibt. eine Demo in Amberg zu ma· 
chen. Auch dort werden wir noch genug zu 
tun haben, unsere Demo, bzw. Routen und 
Kundgebungsorte durchzusetzen. 
Deshalb rufen wir allen Bl's dazu auf, Im 
kommenden Herbst eine GroBdemo in 
Amberg vorzubereiten und durchzufüh· 

ren .• 

Die Konferenz erbrachte keine konkreten Ergebnisse und endete damit, daß ein Tell der Teil· 
nehmer unter Protest den Saal verließ. 
Symptomatisch tor den ganzen Diskussionsverlauf war, daß sich nur eine Minderheit der 
Anwesenden daran beteiligte, daß viel zu lange Redebeltrage Immer wieder wiederholt wur­
den, und daß sich kaum jemand die MOhe machte, auf vorhergehende Beitrage konstruktiv 
einzugehen. 
Das lag meiner Meinung nach daran, daß es von·~ornherein verschiedene Fraktionen gab, 
die verschiedene Konzepte unbedingt durchpowern wollten. Der einen Fraktion (hauptsach­
llch ATOM + KB) (uns Ist klar, daß die Redaktion "atom" nicht = KB Ist, sondern in der 
"atom" verschiedene Meinungen vertreten sind, die aber auf dem Treffen nicht ganz deut­
lich wurden) ging es anscheinend darum, eine Auseinandersetzung Ober das Thema "Groß. 
demo am Zaun oder in Amberg?" zu fOhren und vertrat dabei die Position, auf eine Massen­
dame am Bauzaun hin zu mobilisieren. Die "Gegenfraktion" (haupts. autonomes Spektrum) 
tendierte wohl eher nach Amberg, vertrat dabei aber keine sehr klare Position. Das lag dar· 
an, daß viele auf dieses Thema kaum vorbereitet waren, sondern eigentlich Ober die lnhaltll· 
ehe FOIIung der Aktionstage insgesamt dlskutlerel"\ wollte. Da belde Fraktionen Ihre thema­
tische Ausrichtung grundsAtz.llch beibehielten, wurde natOrllch völlig aneinander vorbeige­
redet, wobei der Diskussionstell der ATOM/KBier immer arroganter und der der Autonomen 
Immer aggressiver wurde. Nachdem der Versuch der Autonomen, nach der Pause nur noch 
Ober die Inhalte der Aktionstage zu reden, an den taktischen Spielchen der Gegenseite (end­
lose sich ewig wiederholende Monologe) gescheitert war, reagierten einige Autonome dar· 
auf nur noch provozierend (wobei sich besonders die Berliner Frauen durch erfrischende Of· 
fenhelt hervortaten. Solldarische GroBe!). Die ATOM/KBier, deren Konzept damit ebenfalls 
zu scheitern drohte, reagierten darauf, indem sie den Saal verließen. Oie verschreckten BOr­
ger (BI-Vorstand etc.), die sich schon vorher kaum an der Diskussion beteiligt hatten, verlie­
Ben daraufhin ebenfalls den Saal, womit die Konferenz endgOltig ergebnislos bleiben muß. 
te. 

Forts. nS.chste Seite 
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Forts. von vorheriger Seite 

Es gibt ln der Anti·AKW·Bewegung mehrere Fraktionen mit völlig verschiedenem Polltlkver­
stlndnls. Der regionale "bOrgerllche" Widerstand ist langfristig unpolitisch, da er sich in er­
ster Linie an der WAA orientiert und beendet ware, falls es tatsachlich gelange, die WAA zu 
verhindern. Die Borgers sind deshalb zu jedem Kompromlß bereit, der Irgendwie dem Ziel 
WAA-Verhlnderung zu dienen scheint. 
KB-Polltlk Ist langfristig ausgerichtet, strebt nach Durchsetzuno eines best. gesellschaftli­
chen Konzeptes, strebt nach Machtgewinn und-erhaltungdurch die Mobilisierung von mög­
lichst großen Menschenmassen und Ist vor allen 'Funktlonarapolltlk, wobei die Entschei­
dungsgewalt von oben ausgeht. Funktionarspolitik Ist taktisch bestimmt, verzichtet auf all­
zu eindeutige Positionen und Abgrenzungen, wenn es darum geht, moQIIchst viele Men­
schen auf eine einheitliche Position zu bringen. Das macht di~ Propaglerung radikaler Inhal­
te fast unmöglich und Ist keine Politik, die die herrschenden Strukturen effektiv angreift. 
Autonome Politik versucht spontan von unten nach oben zu agieren, akzeptiert keine Ent· 
scheldungstrlger, Funktionare oder vorgegebene Richtlinien und versucht deshalb, alle 
Machtstrukturen anzugreifen (wobei die scene-Internen Machtstrukturen meistens ver­
drangt werden). Autonome Politik außert sich radikal und versucht eindeutige Positionen zu 
vertreten, wobei selten eine einheitliche taktische Linie zu erkennen Ist. Zugunsten der offe­
nen Propaglerung radikaler Inhalte wird dabei die Verankerung ln einer Massenbewegung 
meist erschwert wenn nicht verhindert. 
Zwischen diesen belden politischen Linien mußte es Irgendwann zum Bruch kommen. ln· 
haltliehe Kornpromisse sind selten möglich und auch nicht unbedingt erwonscht. Zusam­
menarbeit Ist wohl nur Im Rahmen reiner Aktionsbondnisse möglich. 
ln Bezug auf die WAA sollten wir ~onkret diskutieren, ob wir derartige BOndnisse brauchen, 
um in de~ Oberpfalz effektiven Widerstand leisten zu kOnnen und wie ein derartiges BOndnls 
Oberhaupt funktionieren kOnnte, ohne da6 wir etwas von unseren Inhalten aufgeben. Wichti­
gerals die Zusammenarbeit mit Irgendwelchen Funktionaren Ist allerdings die Frage, ob au­
tonomer Widerstand noch einen ROckhalt bel der Oberptalzer Bevölkerung hat. Olea wäre 
zumindest vorlluflg ein sinnvoller Dlskuaalonspunkt, besonders Innerhalb der Stldtepart­
nerschaften. 

Der folgende Beltrag einer Frau aus Bonn setzt sich mit dem Amberg­
Vorschlag auseinander. 

Liebe Leute, 
die Aktionskonferenz war eine Katastrophe. 
Ich bin ehrlich enttluscht - waa Ist paaalert? 
FOr·mlch war'a so, da6 die Grundlage, auf 
der wir uns vorbereitet hatten, nlmlich der 
Vorschlag "Aufruf zu Großaktionen Im 
Hetbat" von der Bleiefelder AtommOllkonfe­
renz • durch das vorgelegte Papier "Diskua­
slonspapler zur Gro6demo zur WAA", nicht 
mehr da war. Das Papier stellte die bereits 
gefahrteil Dlskuaalonen nach der BUKO ln 
Nbg., auf und nach der AtommOllkonferenz 
ln Bleiefeld - zumindest bei uns - ln Frage. 
Das Papier Ist ein Gegenvorschlag zu der ln 
Bleiefeld verabschiedeten Aktion. 
Wir haben die Vorgehansweise von "atom" 
und "radiaktlv" en unserem Brief kritisiert. 
Oie Redaktion von "atom" hat die Kritik auf· 
genommen. Sie wird sich dazu außern. 
Unsere Kritik g1ng ganz eindeutig Ober den 
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Großdemo.Vorschlag hinaus, bezog sich 
vielmehr auf Strukturen, die von der "atorn" 
in den vergangeneo Monaten reichlich Ober· 
strapaziert wurden. Wenn Ihr diese Kritik 
aufgegriffen hAttet • was wir uns sehr won­
schen - hattet Ihr das anders machen moa­
sen. Diese Olakuaalon • Ober die Strukturen 
der Anti-AKW-Bewegung, eine bessere Ver· 
netzung etc. • Ist eine, die schon lange hluft 
und die auch Immer weltergehen wird. 
Der Vorschlag von "atom" und "radlaktlv" 
wurde auf der Bleiefelder AtommOllkonfe­
renz heiß diskutiert, urngelndert, erglnzt 
und von einem Plenum von ungeflhr 300 
Leuten verabschiedet. Es geht also nicht, 
die Kritik an dem Vorschlag der "atom" zu 
vAIII.-~h!;.Ain mit e1ner an einer möglichen 

lung der "atom" 
was gemeint 1st? 

"'"''"""m Ober die Strukturen in der 
ist efne Sache. Oie Ak· 

tlonatage ln Wad(eradorf sind eine andere 
Sache • auf sie haben wir uns mit dem Auf· 
ruf von Bietefeld bereits eingelassen I 
Zu Eurem Papier: 
Als "Diskusslonsbeltrag Ist es wenig kon­
struktiv, torden Stand der Diskussion Inner­
halb und außerhalb der Anti -AKW· 
Bewegung Ist es zu aplt, als Analyse der SI· 
tuatlon ln der Oberpfalz Ist es NCht fl'llgwür· 
dlg. 
Wenig konstruktiv: auf dem Treffen am 21.3. 
hAtte euch das Meinungsbild des "Strate­
gletreffens" vom 16.3. bekannt sein mos­
sen. Darauf bezieht sich Euer Vorschlag nlr· 
gends, auch nicht kritisch. Ebensowenig be­
zieht er sich auf das Diskussionsergebnis 
von Blelefeld. Warum habt Ihr den Vor­
achlag nicht eingebracht als 1 Scherpunk­
taktton wahrend der Aktlonstage? Wenn Ihr 
das Gro6demokonzept kritisieren wollt, wa­
rum tut Ihr es nicht offen/direkt? 
Zu spat: da Herbstaktionen ln Wackersetort 
schon lange Offentlieh Im Gesprlch sind, 
haben bereits verschiedene Gruppen außer· 
halb der Anti·AKW-Bewegung hierober dis­
kutiert: BUF, Grane, BUKO und sogar (I) der 
KA ... Wie Immer Leute zu diesen Gruppen 
stehen, es Ist politisch unklug, auf diese 
Dlskuaalonen keine ROQ(slcht zu nehmen. 
Zusammengehen mit anderen Gruppen Ist -
gerade auch ln Wackeradort • notwendig. 
NatOrllch Ist es ebenso klar, unseren Stand­
punkt deutlich zu machen und ln einem evtl. 
BOndnie einzufordern. Im Wackersdorfer 
Widerstand Ist wett mehr vertreten, als wir 
es bestimmen kOnnen • autonome Ghetto­
politik bringt niemanden weite.rl 
FragwOrdlge Analyse: " ... die Impulse der 
Entwld(lung des Widerstandes" aufgreifen . 
was heißt das? Der Widerstand entwid(elt 
s teh z.Z. eher defensiv • reagierend auf die 
Krlmlnallslerungswelle, die durch die 
Oberpfalz schwappt. Welche Impulse gehen 
hiervon aus? Bel Geapilchen mit Menschen 
dort gibt es unterschiedliche Ansichten • 
viele wollen zum Gelinde, dort was tun, vJe­
le andere wiederum haben Angst davor. Be­
greift doch, da8 die Parole "Weg vom Bau­
zaun" nicht nur Ausdruck von dem Begrel· 
fen "Hin zur Infrastruktur" lstl Weg vom 
Bauzaun Ist auch ganz klar ein Bestandtell 
der sog. "Deea~alatlonsstrategle" von Bul­
len, Herrachenden und Gro8kopfetten aus 
der Bewegung (z.B. Jo Leinen). Dazu lege 
Ich mal ein Papier bei, das 1983 entstanden 
Ist. 
" ... die Reprisentanten und Macher direkt 
mit unserem Widerstand zu 
konfrontieren ... " • mit diesem Argument 
(was richtig Ist) kOnnen wir ebenso eine De­
mo ln Ffm, fn MOnehen oder Bonn fordern! 
ln der Oberpfalz kOnnen wir das sehr gut, 
am besten wahrend der Aktionstage zeigen 
u. vermitteln. 
Eine Demo zum Bauzaun "degradiert" die­
sen keinesfalls zum "Inhaltsleeren 
Symbol" ! Sie Ist eine offensive und deutll· 
ehe Provokatton der Atom- und Polizeistaat· 
macht. Diese Provokatton kann allerdings 
nur gelingen mit ausenden von Menschen, 
bei denen sich Ober das "Symbol" WAA, den 
Bauplatz, Ihr Widerspruch zu diesem Sy­
stem kristallisiert: 
3.-Welt-Bewegung, Friedensbewegung, BOr· 
gerrechtsgruppen etc. 
Die Infrastruktur, die fOr diese Tellbereichs­
bewegungen wel~htlg anzugreifen Ist, liegt 
fOr die einen eher Im Bankenviertel von Ffm, 
fOr die anderen ln Hanau, fOr wieder andere 

ln Bonn oder weiß der Geier wo! * 
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Eigentore im Kampf gegen die W AA 
Die folgende Kritik beschäftigt sich mit nur 
einem RUgel des weltgefächerten Auto­
nomen Spektrums. Wir sollen Ihn Im Fo(­
genden elnfachheltshalber als "Amberg­
Fraktlon• bezeichnen. 
Für diese Fraktion gilt der Vorschlag einer 
MassenmobUislerung nach Weckersdort­
ob mitoderohne Vorfeld-Blockaden-per 
se als •politischer Rückschritt• und wird 
entsprechend heftig bekämpft. Gefordert 
wird stattdessen ein "offensives Aktions­
konzept•, um den Alltag der Großbaustelle 
WAA zu durchbrechen und zugestanden 
wlrct bestenfalls eine "GroB"demo in Am­
berg mit Ansatzpunkten fOr direkten WI­
derstand (Knast. Baufirmen etc.). Im WI­
derstand gegen Weckersdorf komme es 
heute eben mehr auf die Qualität als auf 
die Quantität an - so die Kurzformel der 
Amberg-Fraktlon. Problematisch wird es, 
wenn jemand fragt. was '!höhere Qualität" 
elgenUich bedeutet MIBt sich Qualität ei­
nes Widerstandes an der Höhe des erzlei­
ten Sachschadens? Oder an den Knastan­
drohungen und Steckbriefen der Gegen­
seite? 
Daß mansch schön danebenRegen kann, 
wenn "höhere Qualitäten" Im Widerstand 
nach Lust und Laune ausprobiert werden, 
zeigen Anschläge auf beliebige Bundes­
bahn-Einrichtungen, die bisher otine gro­
Ben Widerspruch AKW-Gegnern zuge-

schoben wurden. Anders als beim Wider­
stand gegen MunltlonszOge und Atom­
millitransporte können derartige Anschlä­
ge ein politisches Anliegen Innerhalb der 
Bevölkerung nur diskreditieren. Sie 
schmecken mehr nach Provokation als 
nach sozialem Widerstand. 
Zurück zur Amberg-Fraktlon, die eine 
GroBdemonstration gegen "direkten• Wi­
derstand ausspielen will und mit dieser 
falschen GegenOberstellung alle Erfah­
rungen der Antl-AKW-Bewegung über 
Bord wirft: 
1. Ohne die Lagltlmltät von Anschlägen 
gegen die WAA-Infrastruktur infrage stel­
len zu wollen: in Sachen Atom- und Pluto­
niumwirtschaft gibt es fOr die Herrscha­
den keine materielle sondern allenfalls ei­
ne politische Schmerzgrenze. Nicht der 
Sachschaden bedeutet fOr diese Leute ei­
ne Gefahr, sondern die Veränderung in 
den Köpfen, also der massenhafte Bruch 
mit Staat und Gesetz. Obrigkeit und Kir­
che. 
2. Oie Orientierung Qualität statt Quanti­
tät Ist vor dem Hintergrund verschärfter· 
staatlicher Repre88lon besonders aben­
teuerlich: Oie letzten Blockade-Aktionen 
in der Oberpfalz spielten sich Oberwie­
gend als Katz- und Maus-Spiel mit der 
Polizei ab und führten zu Ober 500 Fest­
nahmen. Wer als Konsequenz daraus den 

Muskelprotz markieren und die nächsten 
Blockaden "entschlossener• statt "mas­
senhafter•, d.h. politisch abgesic~erte.r 
machen wlß, verhält sich kurzsichtig und 
wird eine Verbreiterung der Kämpfe ge­
gen die WAA nicht fördern ,tondern eher 
behindern. 
3. Je unrealistischer und hilfloser der lln­
l<e Flügel der Anti-AKW-Bewegung agiert. 
desto realistischer und hUfreicher werden 
dtfr•Masse derWAA-Gegnerdle Angebote 
erscheinen, die die SPD und sonstige bOr­
gerllche Verbände Ihnen bieten. Das läuft 
Im Ergebnis darauf hinaus, daß es welter­
hin -weit weg vom Bauzaun-nicht harm­
lose und betont gewaltfreie Anti-WAA­
Festivals mit 100.000 Teilnehmern auf der 
einen Seite und Kleingruppenaktionen Im 
Schatten der Polizeihubschrauber mit 
max. 1.000 Teilnehmern auf der andere.n 
Seite geben wird. Beldes Ist fllr die bayerl­
achen Machthaber vielleicht lästig, aber 
nicht wirkOch unangenehm. Die vermut­
lich entscheidende Voraussetzung für die 
Verhinderung der WAA besteht aber gera­
de darin, das bayerlache MachtgefOge, 
den urbayerlschen Obrigkeitsstaat ("Kai­
ser, Könlg,Adolf, Franz Josef"-das hat der 
Kreuzeder gut gesagt) nachhaltig zu er­
schOttern. Das kann aber nur gelingen, 
wenn der Unke RUgel de'r Anti-WAA-Be­
wegung eine radikale Aktion nicht gegen 

Forts. nlchate Seite -

33 



Widerstandsdiskussion 

Forts. von vorheriger Seite 

größtmögliche Mobilisierungs~nstren­

gungen ausspielt. sondern beiden kombi­
niert 

Weg vom 81uzaun • hin zur lnfr11truktur 

So lautet die zentrale Orientierung der 
Amberg-Fraktion bei den Autonomen. 
Man will •den Widerstand weg vom Bau­
zaun, weg von der vorprogrammierten Bul­
lenrepression in die gesamte Region tra­
gen. Dadurch sollen die lnhaflfichen Zu­
sammenhänge (Zufieferlirmen, Kap/tal, Ju­
stiz ... ) aufgezeigt werden und dem ent­
sprechende Widerstandsformen entwik­
kelt und umgesetzt werden" (aus einem 
Diskussionspapier des Anti-AKW-Pie­
num Freiburg). Hier Ist zunächst anzumer· 
ken, daß die Parole ·weg vom Bau.zaun" 
ein prioritäres Ziel der bayerlachen Reak­
tionäre exakt umschreibt Um dieses Ziel 
zu erreich.en, veranstaltet der beyarische 
Staat Giftgasorgien am Bauzaun, werden 
Trockengräben, zusätzliche Rodungsflä-

chen und Zaunverstärkungen Installiert 
und last not least zwei Bundeskonferen­
zen der Anti-AKW-Bewegung verboten. 
Spätestens seit den Pfingst-Zusammen­
stöBen gehört die Parole "Weg vom Bau­
zaun" auch zum Standard-Repertoire al­
ler gemäßigten WAA-Gegner: ob BN. ob 
SPD, ob Grüne oder die BI Amberg. 
Zusätzlich steckt die spontane Abneigung 
gegen weitere Bauplatz-Demos Tausen­
den von AKW-Gegnern in den Knochen, 
die verständlicherweise keine Lust haben, 
sich erneut von CS-Gas einnebeln oder 
vom BGS festnehmen zu lassen. Es gäbe 
keinen gröBeren Fehler, als diese Stim­
mung zu ignorieren, herunterzuspielen 
oder gar als "Feigheit" zu verspotten. 
Nur ist es einfach Falschmünzerei, wenn 
der Eindruck erweckt wird, bel " lnfrastruk­
tur"-Aktlonen in der Oberpfalz sei mit we­
niger Repression zu rechnen. Der Kon­
frontation mit dem bayerischen Staat 
kann überhaupt nur ausweichen, wer sich 
auf einen sozialdemokratischen Protest 
beschränken will oder aber mit super­
schnellen Turnschuhen ausgestattet Ist­
eine Möglichkeit, die für Individuen, nicht 
aber für eine Masse von Demonstranten 

Diskussionsergebnisse des Frankfurter Treffens 
vom 11.4.87 zu den He~taktlonen 

Auf dem Frankfurter Treffen, das nach der geplatzten Konferenz in Schwandorf am 28.3. be­
schlossen wurde, waren vorwiegend Autonome aus sechs Stadten vertreten. 
Wir haben gemeinsame Vorstellungen zu den Herbstakttonen ln der Oberpfalz entwickelt, 
zum einen unter Berockslchtlgung der Blockadetage Im letzten Jahr, aber auch aus der Dis­
kussion, was for und Anti-AKW-Bewegung ln der Oberpfalz, bundesweit und in den Stadten 
bedeuten kann. 
Autonome Politik heißt tor uns, Kampf um Selbstbestimmung, nicht zuletzt in den außerpar­
lamentarischen Bewegungen selber. Wir sind uns bewußt, daß es unterschiedliche Konzep­
tionen sowohl zur konkreten Durchsatzung bestimmter Ziele, aber auch grundlegend ver­
schiedene Vorstellungen von Widerstand gibt. Wir wollen Radikalitat nicht aus einer Isolier­
ten Situation heraus, sondern wollen trotzunterschiedlicher politischer Ansatze, Radikalitat 
im Kapf fOr Se:bstbestlmmung zur Sachen von vielen machen. 
Auf dieser Grundlage Ist uns klar geworden, daß wir eine kontinuierliche Anti-AKW-Arbelt 
wollen, die auf der Zusammenarbeit in der Bewegung (Hanau-Demo, AtommOIIkonferenz) 
aufbaut. 
Auf der Schwandorfer Konferenz Ist uns die Notwendigkelt einer gemeinsamen Position fOr 
die Herstaktlonene klargeworden, um mit anderen Zusammenhangen in der Anti-AKW­
Bewegung und auch darober hinaus, in eine offene und konstruktive Diskussion treten zu 
kOnnen. Dabei haben wir uns an den BeschlOssen der AtommOllkonferenz orientiert, d.h. ge­
meinsam vorbereitete und getragene AktlonstageJn der Oberpfalz, die unter anderem auch 
eine GroBdemo am Saugelande beinhaltet. 
Im einzelnen bedeutet das fOr uns, einen Tragerkrels zu bilden, der eine politische und orga­
nisatorische Klammer der Aktionstage darstellt und die Geschlossenheit der Anti·AKW· und 
anderer .beteiligter Bewegungen und GruppEin ausdrOckt. 
Fantasievolle und entschiedene Aktionen Im Laufe der Aktionstage und eine GroBdemo, zu 
denen mit einem einheitlichen Aufruf des Trägerkreises mobilisiert wird, stehen in zeltli· 
ehern und Inhaltlichem Zusammenhang. Die Gruppen, die Im Rahmen von BI· 
Partnerschaften Aktionen vorbereiten, werden Im Tragerkrels mitarbeiten. Wir haben Rah­
menbedingungen zu den Herbstaktionen diskutiert, die fOr uns slonvolle Grundlage fOr eine 
Zusammenarbeit sind. 
Entsprechend zu den Bedingungen, dle·zu der Demo ln Hanau erarbeitet wurden, sehen wir 
die folgenden Punkte als Grundlage der inhaltlichen Ausrichtung der Aktionstage an: 
zum Aufruf: 
- zlvll-mllltarlsche Nutzung der Atomenergie 
- Infrastruktur und Umstrukturlerung hier 
- wirtschaftliche Verflechtung und Ausbeutung der Entwicklungstander 
- Internationale Verflechtung der Atomwirtschaft 
- Repression 
zur Kundgebung der Abschlußdemo 
- keine Parteirednerlinnen 
- themenbezogene Redebeltrage 
ansonsten keinerlei Absprachen mit den Bullen. 
Wir denken, daß diese Rahmenbedingungen konsensfähig sind, der ''Tradition" der Anti· 
AKW-Bewegung gerecht werden und eine sinnvolle Basis fOr die Herbstaktionen darstellen. 

(Bielef-'ci) 
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gegeben Ist Mitanderen Worten : Der Kon­
frontation mit dem bayerlachen Staataus­
weichen zu wollen, läuft letztlich darauf 
hinaus, die WAA hinzunehmen.( ... ) 
Ob der bei vielen schon verinnerlichte 
Horror bei einer Demonstration zum Bau­
platz Wirklichkelt wird (also z.B. CS-Gas 
zum Einsatz kommt), istabhängigvon den 
politischen Rahmenbedingungen der Ak­
tion: Anzahl der Teilnehmer, Geschlossen­
heit des Demo-Zuges, Ausmaß der Öf­
fentlichk.eitsarbeit. Bündnlsbrelte, Stand 
der ärtztlichen Aufklärung und der öffent­
lichen Ächtung von CS-Gas usw. usf. Bei 
der Alternative Amberg oderWackersdorf 
geht es um·die Frage, ob wir uns mit den 
von Strauß rings um .den Bauzaun ge­
schaffenen Zuständen abfinden, was z.B. 
auch bedeutet. die Kampagne gegen CS/ 
CN-Gaselnsätze zurückzustufen, oder ob 
wir in einer hochpolitischen Aktion genau 
diesen Zuständen die Stirn bieten, sie ver­
hindern wollen. Die Losung "Weg vom 
Bauzaun• lebt u.E. von der Hoffnung, dem 
Problem des beyarischen Atomstaates 
auswelchen zu können. Es Ist eine Losung, 
die von der Anti-AKW-Bewegung son­
dern von Strauß und seiner Bauzaunpoli­
tik diktiert wurde. ( ... ) 

M., ato.m-Reda.ktlon 

* 

Blockadetage in Wackersdorl am 17.10.86 



Dlstanzlerungstango -
Von de·r (scheinbaren) 
Schwierigkelt des 
Kompromisses 
Ärgerlich Ist fS schon: Da wird auf der Bu· 
ko in NOrnberg in derWM-Arbeltsgruppe 
Ober Aktionen Im Herbst in der.Oberpfalz 
diskutiert. nach zähem Ringen ein Kom· 
promlß gefunden-und auf dem Abschluß· 
plenum distanzieren sich die mitarbeiten· 
den Autonomen. Dann findet in Bleiefeld 
eine Neuauflage der Nürnberger Diskus· 
slon statt, das Abschlußplenum der Atom· 
müllkonferenz billigt ein Kompromlßpa· 
pler und ruft zu weiteren Beratungen zu el· 
nem Treffen ln Schwandorf auf - und 
schon wieder wird ein schon konsensua· 
ler Punkt des Kompromisses von autono· 
mer Seite gekippt 
Laut Beschl~ß der Atommüllkonferenz 
sollte ln Schwandorf Ober "Aktionen, zu 
denen auch Blockaden und eine Großde· 
mo am WM-Baugelände gehören•, dls· 
kullert werden. Diskutiert werde darüber, 
ob 'die Großdemo am Baugelände oder in 
Amberg stattfinden soße. Dabei ist der 
Streitnichteinmal neu. Schon in NOrnberg 
waren Erlangen und Regensburg als Oe· 
mo-Orte Im Gespräch, mansch einigte 
sich jedoch auf eine Demo am Baugelän· 
de.ln Bleiefeld wurde bereits kurz der Vor· 

schlag Amberg diskutiert, letztendlich 
wurde obiger Aufruf verabschiedet 
Warum dann dieser Vorschlag auf dem 
Schwandorier Treffen, auf dem doch die 
Ausgestaltung der Aktlonene und der 
möglichen BOndnisse diskutiert werden 
sollten? Und was bedeutet das für die wei· 
tere Diskussion und das angestrebte 
Bündnis mit der Friedensbewegung? Der 
Vorschlag, die Großdemo in Amberg zu 
veranstalten, wurde .ln einem Vorschlag­
papier des •städtepartnerschaftstref· 
fens• begründet Da heißt es, ln Amberg 
könne die Infrastruktur von am Bau der 
WM beteiligten Armen und derstaatliche 
Knast- und Justizapparat •angegriffen• 
werden. FOr die Friedensbewegung gäbe 
es dann auch noch ein paar Kasernen und 
Truppenübungsplätze. Für Amberg spre· 
ehe auch das momentane Konzept ·weg 
vom Bauzaun• und außerdem sei getreu 
dem Motto ·wackersdorf Ist überall• damit 
zu zeigen, daß es in allen Städten und Re· 
gionen Angriffspunkte im Kampf gegen 
das BRD-Atomprogramm gebe. 
Für dezentrale Aktionen Ist das eine her­
vorragende Begründung, nicht jedoch für 
eine bundesweite Gro8demo, die über· 
dies noch in ein weltgehend dezentrales 
Aktionskonzept eingebettet sein soll. Der 
Zusammenhang mit den Kämpfen der 
Friedensbewegung bleibt künstlich und 
aufgesetzt Truppenübungsplätze ~lbt es 

Foto: JOrgen Siegmann 
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überall, aber nur der Kampf gegen die 
WM mit lhren Optionen Im Barelch der 
Plutonlumwlrtschaft. ihren Verbindungen 
z.B. nach Namibia, ihrer überragenden 
Funktion Im BRO-Atomprogramm kann 
die Kämpfe der verschiedenen sozialen 
Bewegungen in politisch verallgemel· 
nernder Weise verblndttn. Dort ist ein Ob· 
jekt, an dem der Kampf gegen denAtom· 
staat, gegen den Sicherheitsstaat gegen 
den NATO-Staat und gegen den BAD-Im· 
perlaBsmus zugespitzt und gemeinsam 
geführt werden kann. 
Eine Gro8demo, die diesen Namen auch 
verdient, die efne wirklich wefterweisende 
Bündnisaktion derstellt braucht ein Ober 
die Grenzen der •alten• Antl-AKW-Bewe­
gung hinausgehendes Symbol Das kann 
momentan nur die Gegner/Innen/schaft 
gegen die geplante WAA leisten. 
Angesichts der sich wiederholenden Dis· 
kusslon der letzten zwei Monate habe Ich 
jedoch den Verdacht daß es dabei nicht 
um den Demo-Ort geht sondern um die 
Demo selbst und damit um das Integrierte 
Konzept (Blockaden und Demo als Ein· 
heit). Mit der Annahme des Vorschlags 
Amberg wäre beides und die Zusammen· 
arbeitmit der Friedensbewegung gekippt 
Das beträfe jedoch nicht nur diese Aktion, 
auch die Versuche, eine staatlicherseits 
forcierte Spaltung der AntJ-AKW-Bewe­
gung ln eine gute, staatlich tolerierte und 
eine böse, staatsfeindliche, als "terrorl· 
stlsch" denunzierte durch gemeinsame 
Aktionen zu verhindern, erlitten einen 
schweren Rückschlag. 
Der Widerstand gegen das BAD-Atom· 
programmIst nicht mit (scheln-)radlkalen 
Ritualen voranzubringen, sondern nur 
durch Verbreiterung und Zusammenar· 
bell und auch dadurch erfolgende Ver· 
mlttlung bereits erarbeiteter Inhalte. 
Dem Vorgehen der autonomen Gruppen 
scheint auöch die Einschätzung zugrunde 
zu liegen, daß sich Teile der unabhängigen 
Friedensbewegung trotz allem wieder an 
den so entstehenden Aktionen des links· 
radikalen Zirkels beteiligen werden, doch 
sehe Ich dafür momentan keine Hoffnung. 
Als Aushängeschild der Bündnisberelt· 
schaftder Anti-AKW-Bewegung wird sich 
BuF diesmal nicht mißbrauchen lassen. 
Ohne echte, demokratische Partizlpa· 
tlonsmöglichkeiten wird es diesmal kein 
Bündnis geben. 
Aktuell Ist keine Lösung des Problems in 
Sicht Auch die erneut angesetzte Diskus· 
slon Ober die dlssenten Punkte wird, so· 
lange das Ziel der autonomen Gruppen 
eben die Verhinderung einer Großdemo 
zu nln scheint zu keinem Ergebnis füh· 
ren. Denn zur Verhinderung gelangen sie 
durch Festhalten am Amberg-Vorschlag 
Immer: Ohne Einigung wird es keine 
Großdemo geben und ln Amberg wird eine 
Demo keine Gro8demo. 
Ob uAd wie der Olskussionsprozeß noch 
einmal in Gang kommen wird, Ist also un· 
klar. VIel wird auch. davon abhängen, wie 
sich die Oberpfälzer Bis dazu verhalten 
werden. Der unabhängige Teil der Frle· 
densbewegung, Insbesondere BuF, sind 
jedoch weiterhin bereit, gemeinsame Ak· 
tlonen fOr den Herbst zu planen und 
durchzutuhren. Oie Zeit arbeitet jedoch 
gegen uns. * 

Jens Siegert (BuF-TK) 
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Während der Libertären Tage in Frankfurt trafen sich auf Initiative der Anti­
WAA-Gruppe München noch einmal Autonome. um über die Herbstaktio­
nen zu diskutieren. 

Es wurde etn Vorschlag eH1gebrachl, dle Großdemo an e•nem KWU-Siandort durchzu führen 
(s. Anhang). Dies solltebelder Kon ferenz m Schwandorf am 9.f10. Mal etngebrachl werden. 
Getroffen haben stch ca. 20 bts 30 Menschen 12 mal) aus Munchen. Berlin. Fretburg. Bonn. 
Ffm. Oberpfalz. 
Zuerst wurde aus Ffm vom 11.<1. oertchtet (S. belltegendes Protokoll) und dann der KWU­
Vorschlag vorgestellt. D•eser wurde größtenteils abgelehnt. weil er zu spät und von Mun­
chen tnhalllach. Organisatorasch nicht ausgearbeitet worden ist (Ste hat ten noch nacht em­
mal Kontakt zu etner KWU·Gruppe an einem Standort). Außerdem empfand mensch es als 
falsch. oea der Konferenz wteder m11 etnem neuen Vorschlag zu kommen. 
Es vertraten nun einige. vor allem Oberpfalz und München. die Position. die Großdemo am 
Bauzaun auf teden Fallverhtndern zu müssen oder sie zumindest von den Aktionstagen c.b­
zukoppeln Dagegen ausgesprochen,haben sich hauptsächlich die Menschen. dre sich etne 
Woche vorher in Firn getrotlen hatten. Für uns war es natürlich schwterig. da die Großdemo 
sowteso nicht Sache aller ISt (S. Amberg·Papter). Den Argumenten gegen Bauzaun stand das 
Tretlen eine Woche vorher gegenüber. wo mensch vernonfttg miteinander geredet halle und 
zu einem Ergebnas gekommen war 
Prinzipreif stehen Stch dret Positionen gegenüber: 
·- Großdemo tn Wackersdorf ist fa lsch. ein ROckschritt und muß deshalb verhtndert wer· 

den 
Großdemo tSI richttg. wenn sie von uns rnhaltlich besttmmt wJrd 
Großdemo tsl zwar falsch .... aber unser Interesse liegt in den Akttonstagen. (Wie wichtig 
hierbei. als einen Teil. eme Großdemo gesehen wrrd. ist unterschaedlich.) Um die Aktton­
stage nicht platzen zu lassen. nehmen wir die Großdemo in Kaul und versuchen, sie welt­
möglichst mitzubestimmen (s. Rahmenbedingungen). 

Es wurde noch eine Menge hin und her taktiert (ES WAR SOWIESO EINE TOTAL BESCHIS­
SENE ATMOSPHÄRE!). Aus der Oberpfalz waren verschiedene Einschätzungen zu hören 
ozgl. Amberg·Demo. Von: die Demo in Amberg wird bestimmt von der Hälfte der Leute in den 
Bis positiv gesehen. Es ist noch nichts entschieden. Bis: sowieso schon alles entschieden. 
Keine Illusion, daß Demo am Bauzaun stattfinden wird. Alle (Oberpfälzer. die in Ffm waren) 
lehnten aber diese Demo ab, wollten nicht teilnehmen, und dies auch Oberregional klarma­
chen. 
ln Bonn sind alle drei Positionene vorhanden. Leztere überwiegt momentan. 
Nun eine persönliche Einschätzung: Wenn wir als Autonome ... den Anspruch haben, dem 
Widerstand in der Oberpfalz etne neue Qualität zu geben, und ihn und uns weilerentwickeln 
wollen, dürfen wir uns nicht selbst hinauskatapultieren. Der Widerstand liegt im Moment 
ziemlich am Boden. Oie paar Leute mehr am Bauzaun sind eher auf das bessere Wetter, als 
auf eine politische Dimension zurückzuführen. Repression zeigt Ihre Auswirkung (hierzu 
kommen noch enttäuschte Hoffnungen auf die Parlamente und das Gerücht, es käme so­
wieso NUR EIN END- BZW. ZWISCHENLAGER nach Wackerscorf). 
Gibt es tm Herbst e1ne Großdemo zum Zaun, die völlig losgelöst ist von Inhalten und der Si· 
tuation vor Ort, gibt es ein Fiasko a Ia Brokdorf und das könnte es dann gewesen sein, mit 
dem AKW-Widerstand -vorerst zumindest! Zehntause11de wOrden vielleicht zum Zaun kom­
men (und einen Ober den Schädel wahrscheinlich) gefrustet wieder nach Hause fahren. Die 
Oberpfälzer wären mal wieder alleine ... 
Und es wird eine Großdemo geben, ob mit bzw. als Teil der Großaktionen oder ohne- als die 
GroBaktion der Anti-AKW-Bewe.gung 1987. Machen wir uns doch nichts vor, sie verhindern 
zu können. 
ln Schwandorf wollten viele schon über die Aktionstage und deren Inhalte reden. Dies wurde 
durch die Demo-Ort-Diskussion, die uns von bekannter Seite (schon wieder vor NOrnberg. 
BUKO) aufgedrückt wurde, verhindert. in Frankfurt wurde am 11.4. ein Anfang gemacht, und 
das Bedürfnis und die Notwendigkeit einer intensiven Vorbereitung wurde klar. Die Vorberei­
tungszelt und die Aktionstage werden aber nur dann von Bedeutung sein, wenn wir es 
schaffen, als Inhaltliches Potential wahrgenommen zu werden, ansatzweise· unsere Inhalte 
rOberbrlngen und nicht nur unter ferner liefen abgehandelt werden und unsere Widerstand 
am Sachschaden messen. Wenn die Großdemo von den Aktionstagen abgekoppelt wird, 
konzentriert sich die Anti-AKW-Bewegung nur auf die Demo. Da werden wir's mit eirwr Mobi· 
lisierung fOr die Aktionstage schwer haben. Wenn wir die Tage ganz fallenlassen und es 
läUft nur die Demo - na dann Prost Mahlzeit, dann sind wir ganz raus. 
Wenn wir die Aktionstage als die Aktion der Anti-AKW-Bewegung 1987 begreifen. wo die Oe· 
mo ein gleichberechtigter aber nicht DER Teil Ist. haben wir noch die Möglichkeit einer in­
haltlichen Mitbestimmung auf der Demo. Ob dies gelingt, ist ganz allein von der Vorberei­
tung und unserem gemeinsamen Vorgehen abhängig. 
das war's. 

36 

Protokoll des 2. bundes­
weiten Vorbereitungstref­
fens zu den Aktionstagen 
im Herbst ln Wackeradort 
Nach einem zusammenfassenden Rück­
blick auf die vergangeneo Treffen wurden 
deren Ergebnisse noch einem kurz darge­
legt Von den anwesenden Autonomen 
wurden die Beschlüsse der BUKO, wie 
auch der AtommOllkonferenz in Blelefeld, 
nicht akzeptiert bzw. anders Interpretiert 
Die Diskussion darüber endete mit dem 
Auszug von ca. 20 Autonomen, weil die 
Kontroverse Bauzaun/anderer Standort 
nicht ausdiskutiert wurde, sondern durch 
eine Abstimmung beendet wOrde. Auch 
die Tatsache, daß auf dem Strategletreffen 
der Oberpfälzer Bis bereits der eindeutige 
Beschluß pro Wackersdorf gefällt wurde, 
gab den wesentlichen Impuls, die Diskus­
sion mit einer Abstimmung zu beenden. 
Oie Bedeutung des Auszugs der Autono­
men wurde Oberwiegend als nicht maß­
geblich für die bundesweite "autonome 
Bewegung• gewertet, ausdiskutiert wurde 
dies allerdings nicht Insbesondere von 
verschiedenen Oberpfälzer Bis wurde an­
gemerkt, daß "man"sich nicht ln von außen 
aufgedrängte Konzepte einbringen las­
sen möchte. 
Zum Trägerkrels: 
Folgender Beschluß wurde mit eindeuti­
ger Mehrheit verabschiedet: Sowohl für 
die Aktlonstage, als auch für die Demo 
wird ein gemeinsamer Träger1<rels gebil­
det Den Abschluß der Aktionstage bildet 
die Großdemonstration. Alle Aktionen 
müssen jederzeit vermittelbar sein und 
dürfen sich nicht gageil die Bevölkerung 
r~chten. 
in der diesem Beschluß vorausgehenden 
Diskussion wurde ein .gewisser Aktloos­
rahmen als unabdingbar era.chtet, um Ak­
tionen, die von teilnehmenden Gruppen 
nicht toleriert werden können, auszu­
schließen. Folgendes gUt derzeit als Minl­
malkonsens: 
Wir akzeptieren keine "Bannmeile". 
Wir Jassen uns das Recht, vor Ort zu de­
monstrieren, nicht nehmen. Wir demon­
strieren am Bauzaun. Bei der Abschluß­
kundgebung sollen keine Partelredner 
sprechen. Vom Landesverband der Grü­
nen, Bayern, wurde bereits der Beschluß 
gefaßt, nicht diesem Trägerkreis beizutre­
ten. Daraufhin wurde heftig kritisiert, daß 
die GrOnen solche Beschlüsse verab· 
schieden, obwohl bishernoch garkein Trä­
gerkreis existiert 
Ein Vertreter der Friedensbewegung war 
der Auffassung, daß dieser Aktionsrah­
men für die Friedensbewegung tolerierbar 
sein könnte. Als bisher elnzigerTertnlnvor­
schlag wurde vom Strategietreff der Ober­
pfälzer Bis der Zeltraum vom 8. Okt-10. 
Okt eingebracht Im allgemeinen sollen 
die Aktionstage Ober •städtepartner­
schatten• zwischen B.nhelmlschen und 
auswärtigen Gruppen organisiert werden. 
Das Wort "Bioclcadetage• soll Im Zusam­
menhang mit den Her$taktlonene nicht 
mehr verwendet werden. 

* 
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Protokoll der AG Herbstaktionen von der Kasseler AtommOllkonferenz 

Anwesend waren oa. 15 Leute aus der 
Oberpfalz, Dortmund, MOnster, Göttlngen, 
alelefeld, Bonn, Frankfurt, Amberg, NUrn­
berg - und einige von denen lch'a nicht 
weiß, woher sie waren. 

Herbitaktionen ln ur Oberpfelz. 
Die Diskussion vertief "hr schwierig. Zu­
nächst gab es den Versuch, nochmal auf­
zuzeigen, wie der Dlakuaalona~nd zu 
den herbstaktlonen ln der Oberpfalz ge­
laufen Ist aalt der AtommOllkonferenz und 
dem dort gefa8ten Beachlu8. Schon hier 
gab es Schwierigkeiten, weil sich heraus­
stellte, da8 einigen Leuten der 'Beschluß 
von Blelefefd' nicht bekannt war. 
Es wurde noch einmal der Vertauf der di­
versen Aktionskonferenzen zu den 
Herbataktionen wiedergegeben. 
Auf der letzten Aktfonskonferenz ln Fron­
berg am 9. Mal, wo die autonomen Grup­
pen aus der Oberpfalz, Erlangen, MOn­
ehen achlieBlich aus Protest auazogeh, 
wurde dann von den restlichen Leuten der 
Beschluß gefaßt, die Herbataktionen ent­
sprechend dem 'Beschluß von Bielefeld' 
anzugehen (Aktlonatage mit abschließen­
der Demo zum Bauzaun) und zu einem 
Trägerkreistreffen fOr den 6./7. Juni 1987 
nach Frankfurt einzuladen. 
Es Ist festzustellen, daß es Innerhalb der 
autonomen Gruppen keinen koordinier­
ten DlakusaJonprozeß gibt So wurde z.B. 
kritisiert, da8 sich die Oberpfälzer Autono-

man (und Erlangen und und) in Ihrer Dia­
kussion zu den Herbataktrenen nicht auf 
das Ergebnis des Treffens von anderen 
autonomen Gruppen ln Frankfurt Mitte 
April bezogen haben. 
Weiterhin Ist es ein Problem, daß die 
Strukturen der Oberpfälzer BOrgerinitiati­
ven nicht besonders durchlässig sind. D.h., 
daß Vorachläge zu wenig und nicht wirk· 
llch breit diskutiert werden, sondern daß 
dies von Vorständen oder von einZelnen 
Treffen (Widerstands-, Strategie- usw. 
uat) abgefedert wird, um dann sozusagen 
•entschle8ungavortagen• zu produzieren. 
( ... ) 
Bekannt wurde, da8 etnlge gewaltfreie Ak­
Uonsgruppen bereits efn Aktionskonzept 
erarbeitet haben und sich gemeinsam mit 
Gruppen vor Ort vorbereiten. 
Es fo&Qte einelängere Diakussion Ober die 
Frage: Trägerkreis - ja oder nein. Es gab 
die Elnschätzung, daß die Anti-AKW­
Gruppen lediglich benutzt werden sollten 
für ein Konzept, das bereits bestünde 
(DrahUieher KB und Teile der Grünen) fOr 
eine Massenmobilisierung an den Bau­
zaun. Diesen Leuten seien die Aktionstage 
egal. Deshalb sei eine Beteiligung am Trä· 
gerkreis abzulehnen. Außerdem sei die 
Stimmung in der Oberpfalz eher desolat, 
und um den Leuten eine Perspektive zu 
vermitteln, sei eine GroBdemo die denk­
bar schlechtaste Kiste. 
Die andere Einschätzung mefnte, daß -

unter der Voraussetzung von eigenen kla­
ren Inhalten -eine Beteiligung am Träger· 
kreis durct)aua sinnvoll sein könnte. Aller· 
dlngs mOase schon auch gewährleistet 
aefn, daß die Anti-AKW-Gruppen in ei­
nem solchen Trlgerkre!s auch die Mehr· 
heft haben mOsae. Als Bedingungen, die 
dann später auch Im Plenum von der AMK 
efngebracht wurden, wurden genannt: 
Ea muB einen Ttlgerkrela fQr die geaam­'*' Aktlonltage gebenJEa muB einen 
Aufruf fQr die Aktionstage gebenJEa 
darf ulne Dlstanzlerung won Aktlontfor­
mengebenJDie-AktlonenfOrcleTagevor 
der Demo werden gemelnaam ln Stlctte­
partnerachaften vorbereltet./Auf der De­
mo wird ea ulne Parteirednerlinnen ge­
benJEa mue eine Mehrheit won Anti­
AKW-Gruppen Im Trlgerkrela Mln. 
Massenmobilisierung kann nicht das Kri· 
tertum sein - es geht um die lntralte der 
Aktlonstage. 
Die Forderungen 'Keine Dlstanzlerung von 
Aktionsformen' und 'Sofortige Stlllegung 
aller Atomanlagen - weltweit als Batspiel 
sind für uns Forderungen, hinter die wir 
nicht zurückfallen werden. * 
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Fo.lgenden, grundsätzlichen ·und s-icher viel Kontroversen 
auslösenden Artikel zur Situation der Autonomen in der Anti­
AKW-Bewegung haben uns Frankfurter Autonome mit der Bit­
te um Abdruck geschickt. Wohl nur selten gelingt es, in einem 
Artikel so viele wesentliche Fragen mit einander zu verknOpfen 
und sie zu bOndein und das alles, ohne eine theoretische Ab­
handiungsweise, durch die man/frau sich mOhsam durch­
kämpfen muß. Der Artikel, so lang er auch sein mag, liest sich 
äußerst spannend, er Ist vielen von uns politisch und praktisch 
aus dem Leben gegriffen. Mit autonomer Politik wird hier hart 
ins Gericht gegangen, ob zu recht, mag jede/er selbst entschei­
den. Der Artikel stellt sicher nur eine Seite - allerdings eine in 
den letzten Jahre zu wenig beleuchtete und diskutierte - der 
Medaille dar. Und Vorsicht: Wer meint, er/sie habe von auton<> 
mer Politik schon immer die Nase voll gehabt und Zelt wurde 
es, d_aß es die Autonomen nun auch mal selbst merken, der/die 
merkt nicht, daß Nachdenklichkelt angesagt Ist, wenn man 
selbst im Glaskasten sitzt. Solch grundsätzliche Kritik ist auch 
bei manchen anderen Teilen der Anti-AKW-Bewegung, seinen 
es mun gewaltfreie, borgerliche, grOne oder andere Strömun­
gen längst o~rtällig. Verkrustungen, N!ythenbildungen und 
Ghettoisierung sind beileibe kein spezielles Problem der Aut<> 
nomen. Wir hoffen, daß dies nicht der letzte Artikel in dieser 
Hinsicht bleibt. 

Seit ein paar Monaten laufen ln fast allen SticHen und eutonomen 
ZUsammenhingen Dlakusalonen Ober Fehler und Perspektiven auto­
nomer Politik. DIMer Tut kaM sich veratlndiiC:henMisa Im weaent· 
IIchen nur auf die Elfehrungen ~ .. dle wir ln unaerH Rheln­
MIIn-ZUsammenhlngen.gemacht haben. Dennoch glauben wir, da8 
wtr Im grolen und ganan 1m bu,..,..bllkanlachen Trend liegen. 
Ahnliehkelten und Oberelnstlmmungen sind also weniger zufllllg ela 
typisch. 
Warum gerede ln den letzten Monaten eine gemeinsame Äuaelnan­
deraetzung um Perspektiven entbrennt Ist, het fOr uns eine entsche.l· 
dende Uraach« Vlele scheinbare, unumat6811che Klarhelten, Myt· 
hen, Front· und Kampflinien sind Dl'brochen, beginnen sich aufzu~ 
aen und zu zetMtzen. Pl6tzllch acheint nichts mehr klar zu sein, vof. 
ler WidertprOehe und Ungereimtheiten. De. w.rden HeuabeMturl 
Innen "'krrrrilneller Fluehtburgen" von Nlchtverhlndlem zu Verhand­
lern, werden Hluaer gegen "feHe" Abfindungen freiwillig gerlumt 
(z.B. DM 300.000 "Umzugebelhllfe" fOr die Stleemayeratr. lln Ftank· 
furt), da beginnen Militante mit Staetaknete dle Renovierung lh..., 
ehemlla buetzl8r., nun legalisierten HIUMr, da verschwinden die 
hirtasten Fighterlinnen feat apurtoe von der militanten IUihne, um· 
Im bOrgertlchen Leben Ihr Comeback ·ln eller Stil• zu feiern, da fl .. 
gen WGa eUMinander, deren a.wohnerllnnen von den vielen Fetze. 
relen entnervt nun ln 2.zlmmer·Wohnungen mit Freundin (und Kind) 
Ruhe und Geborgenhalt suchen, da gehen nicht wenige, deallluaJo. 
n1ert und unter dem Druck Kohle mec:hen zu mOsMn, Arbeltabedln. 
oungen ein, en denen ale schier ausflippen.. 
Einige von uns wollend .... WldersprOc:he Immernoch nicht wehrhe· 
ben, endere achmlnk~ sich elle AnsprOehe eb und kOmmem sich 
nur noch um lh,.n eigenen Kram. FOr uns sind dle .. eufbrechenden 
und nicht aalten erschreckenden Wldaraprüche eine Chance, offen 
und aelbatkrttlech demlt umzugehen. Denn dlesa Widersprüche sind 
nicht neu und pnz pl6tzllch da; ate spielten nur acheinbar keine Rol· 
Ia, ala dle a.w.gung vor K,.H und Selbatllberachltzung strotzte. Es 

38 

liegt en uns, d .... WidereprOehe nicht ela SchVfiche zu begreifen, 
sondern als Möglichkeit, Redlkelltlt nicht deren zu meaaen, wer al· 
las klar hat, IOndem wie ehrtich und solldarlach wir mit unaeren elgeo 
nen WlderlprOc:hen umgehen. FOr uns Ist ein Punkt gekommen, wo 
wir so nicht wettermachen wollen. Wir haHen ln den letzten Jahren 
oft genug das Vergnügen, bestimmte Fatller Immer wieder wieder· 
holt zu haben, ohne aus lh~Mn gemelnaem zu lernen. Im Gegenteil: 
Wir machten un..,. Fehler zu Markenzeichen eutonomer Politik, 
vom großmlullgen, breitbeinigen Aufiman bla hin zur glnzllchen 
S.lbatUbertchltzung eutonomen VOfgehena, nech dem MoHo: Heu 
rein Ia Tango. 
FOr die von uns, die dle geplanten Projekte ln dlnem und Im kom­
menden Jehr (Volkszlhlung, IWG etc.) wie Fehnenstangen fOr den 
eutonomen Sieiom umkurven werden, wird steh nicht viel Indem. 
FOr uns dagegen zlhlt arateinmal weniger der Blick euf den Feinet. 
als der Blick um uns herum, der Versuch, genauer klarzukriegen, wes 
sich un,_ uns tatal_chllch verlndert hat. Ist " une tatalchllch ge. 
Iungen, autonome Strukturen zu'verlndem, d.h. vor allem zu entwlck· 
len? Gelang • uns ln den letzten Jehr.n, mllltente Politik nicht (nur) 
an den Mitteln, aondem an ua .. ren Inhalten f•tzumechen? Gibt " 
Ansitze, die die glnglge Praxis mllltenter Feuerwehrpolitik durch el· 
ne kontinuierliche Praxis sozialer Gegenmacht llberfiUaatg macht? 
Können wir ernsthaft sagen, unae... polltl~ Strukturen sind en­
dere geworden? Oder wiederholen wir Im kleinen des, wes wir Im gro-
8en so redlkal eblehnen? Haben sich letalchiich die Strukturen un­
ter uns Typen, der von Fightern und SchlaMm, von "Brtng.erst-mal­
waa" und "We•wlllat-clenn-du" Haltungen wlrkllc;h verlndert? Ist un­
.., Verhlltnla zu Freuen genauso wichtig wie Weckersdorf oder erst 
dann, wenn wir als Klmpfer eua der Schlecht zurückkehren? Haben 
wir nicht nur em Bauzaun, IOndem auch en unseren Alltagaatruktu· 
ren gerOHell? Iai " nicht so, de8 die T,.nnung von Politik und Allteg 
ln dem Ma&e gl68er geworden 111, wie unHI' Allleg mehr und mehr 
von KohleprobletMri, Lohnarbeit. und Freizelt sprich ebhl,... beo 



Widerstandsdiskussion 

,,unter uns Autonomen hat sich ein Begriff von Militanz ent­
wickelt, der sich eher der Logik der Gewaltfrage unterordnet 
als unseren Utopien von sozialer GEGEN-Machtcc 

stimmt wurde? Ist es nicht so, daß gerade das, was unseren Lebens· 
vorstelJungen und Utopien den Boden unter den Füßen wegzieht, Im· 
mer mehr zur Individuellen Krste Jedeiris einzelnen wird? 
Das schlimme an all diesen Fragen Ist wahrscheinlich gar nicht das 
Ketzerische, sondern die Tatsache, daß all das uns schon lingat 
nicht mehr provoziert. Wie oft sind diese Fragen so oder ähnlich ge. 
stellt worden, wie oft haben wir Konsequenzen gefordert, ohne sie zu 
ziehen, wie oft sind unter uns Worte gefallen, wie Schnee von ge. 
stem: Kontinuität, Strukturen aufbauen, Kollektive Lebensformen, 
solidarischer Umgang, militanter Alltag .•. 

Genau an diesem Punkt sind bereits mehrere militante Bewegungen 
zerbrochen: die 88er Studentenbewegung, die autonomen Betrieb• 
klmpfe der 10er Jahre, die Häuserkämpfe 72, die Häusertelimpfe 
80181. Was spricht eigentlich dafür, daß es uns nicht genauso ergeht, 
wie jenen radikalen Bewegungen vor uns? Allein dieser Frage nach· 
zugehen, würde uns nicht nur unserer Geschichte näher bringen, 
aonder auch Ansitzen, aus dieser zu Jemen, anstatt sie blindlings zu 
wiederholen. 
Es gibt noch einen anderen Punkt, warum uns Konsequenzen unter 
den Nigeln brennen. Wir gehören zu den "Alten" der militanten B• 
wegung • manche bezeichnen uns bereits als Op .. und Omas, denn 
nirgendwo Ist der Alterungaprozeß krasser als ln unserer militanten 
Szene. Trauen keinem über 30. Und ln der Tat, es Ist etwas dran an 
den militanten Generationskonflikt. VIele von uns können an zwei 
Händen aufzählen, wer übrig geblieben Ist. Die meisten von uns ha· 
ben resigniert, aufgegeben und sich zurückgezogen. Uns geht es da· 
bel nicht mehr um diejenigen, für die Ihre Jugendsünden nur der Ein· 
ttleg ln eine alternative Karriere waren. Uns schmerzen diejenigen 
von uns, die wir selbst nicht mehr überzeugen konnten, weil auch wir 
1tve Kritik teilten, ohne Jedoch unsere Hoffnungen und Utopien auf· 
gegeben zu haben. Wir alle hatten es uns zu einfach gemacht, Ihre 
Rnlgnation und Perspektivenloslgkelt zu Ihrem Individuellen Pro. 
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deshalb nJcht an uns herankommen zu Jaaaen, JMII wir sie aelbet Jn 
uns trugen. Und so wiederholt sich etwas ln der autonomen Szene, 
was ln ancter.n radikalen Bewegungen glelchfalta zum "eMI'nen G• 
setz" wurde: Die Jungen wiederholen mehr oder weniger die Fehler 
der Alten, wlihrend sich die Alten Zug um Zug zurückziehen, weil sie 
ln der Wiederholung gemachter Fehler keine eigene Perspektive ent· 
decken können. Eine Bewegung ~h, die nicht alt wird, die nur 
aus Jugendsünden besteht, die gemachte Erfahrungen nicht mit 
neuen vertenüpfen kann, die aus gemachten Fehlern nlc:ht lernt, aon. 
dem diese geradezu ritualisiert, kann nJcht wachsen, sondern stlft)t 
von Innen. 
Gerade weil wir die Arroganz und ·s.Jbatgeflilligkelt vieler Altlinker 
und Ex-Militanter satt haben, verlangen wir von uns selbst, eine radl· 
kale Kritik unserer eigenen Geschichte. 

1. Unter uns Autonomen hat sJch ein Begriff von Mllitanz entwickelt, 
der sich eher der Logik der Gewaltfrage unterordnet als unseren Uto­
pien von sozialer GEGEN-Macht. 
Gerade die Großdemos nach Tschernobyl haben uns wieder einmal 
recht schmerztulft gezeigt, daß wir weder die Möglichkelten haben. 
noch die gesallschaftllchen Bedingungen dergestalt sind, daß wir 
mit mllltlirlscher Stlrtee unsere politischen Ziele durchsetzen kön­
nen. Unausgesprochen bestand die Hoffnung, durch Maaaenmlll· 
tanz das Atomprogramm zu überrennen. Die welterveft)reltete Angst, 
die um sich greifende Verunsicherung, die demoskopischen Mehr· 
helten für den Aulltleg aus der Atomenergie schienen uns Indikato­
ren genug zu sein für eine Veft)relterung und vor allem Redlkalla .. 
rung sozialer Bewegungen. Doch so sehr das "Geschlft mit der 
Angst" ein Mittel der Herrschenden Ist, so sehr haben auch wir Jn• 
geheim darauf gesetzt, die Angst der Bevölkerung und die politische 
Verunsicherung der Hemschenden für eine Art Oberraschungscoup 
nutzen zu können. Um so größer Ist nun unsere Fruatraflon und Rat· 
loslgkelt angealchts der Tatsache, daß wir unserem Zlel"aofortlger 
Allsstieg aus dem Atomprogramm" kaum einen Sohrttt nlhar v• 
kommen sind. Im Gegenteil: Wlhrend unsere Massenmllltanz an die 
Grenzen stattlicher Gewalt gestoßen Ist, hat der Staat ln einem Ma­
ße aufgerüstet, daB die Hlndemlaae, die wir nun zu Oberwinden ha· 
ben, eher größ« als kleiner gew~ sind. Wer z.B. Wackeradort an 
Pfingsten mit dem Wackeradort heute vergleicht, der erahnt, daß 
nicht wir, sondern der Staat die militanten Auseinandersetzungen 
für sich nutzen konnte. Wlihrend wir nach Hause fuhren, wurden ln 
Wackeradort 4 neue Hundertschaften aufgestellt, für Millionen DM, 
neue Waffen gekauft, einen so M!tter breite Sicherheitszone rund um 
das Gellinde gerodet, eine Straße am Ende der Sicherheitszone beto­
niert und die Böschung am Zaun mit 4-5 Meter hohen, stell a~ 
brachten Betonplatten fDr ein Vorgehen am Zaun schier unbrauch­
bar gemacht. Und auch der scheinbar politische Skandal um den 
Hamburger Kessel hat uns eher Sand ln die Augen gerleben ala sie 
tatsichlieh geöffnet. Zwar rollte mediengerecht ein Kopf, doch was 
sich wirtelich verlnderte, entzog sich unserer Aufmertesamkelt. Nur 
ein paar Wochen apliter wurden auch ln Harnburg ln aller Ruhe, ohne 
Jeglichen Widerspruch von unserer Seite die Gelder für die Aufatel· 
Jung von 4 zualtzllchen Hundertschaften bewilligt. 
Wie sehr wtr una mllitilrlsch überschlitzt haben, zeigt auch unsere 
Reaktion auf die Diakussion und geradezu reibungslose Verabschl• 
dung der neuen Slcherheltsgesetze. Wir verhielten uns so, ala ob es 
uns nichts anginge, einfach gar nicht 
Wlr hatten unser Pulver verschossen. Das Feld der "Nachbereitung• 
haben wir faat glnzllch dem Staat über1aaaen. Wir haben una zwar 
gelegentlich mehr zaghaft als überzeugend dagegen oew-hrt, die 
Gewaltfrage zur Bestimmung unaerea Widerstandes zu machen. 
Doch letztendlich haben wir sie seibat gestellt und ver1oren. Wie vt. 
Je Autonome Putz und Bullenpogo mit Mllitanz glelc:hsetzen und da­
mit mehr die bOrgerliehen Vorstellungen von Radlkalltlit mit Leben 
füllen, anatatt sich Ihnen zu wlderaetzen, wurde auch auf der Hanau­
Demo gegen Alkern und Nukem anschaulich demonatr1ert. Für uns 
war die Demo eine der wenigen Momente, wo wir endlich einmal wl• 
der die Kraft polltlacher Mllitanz verspürten, eine Demo, die ln Ihren 
militanten und offenalven Inhalten eine Stlrtee zum Auedruck brach­
te, die wir bel vielen Putzdemos vermiBten. Doch für einige von uns 
ging nlchta ab. Also mußten noch unbedingt einige Scheiben von AJ. 
dl abwlrta dran glauben. 200.00 DM Sachschaden· ein Schaden, der 
llicherllch gering Ist Im Vergleich zu dem polltlac:hen Schaden an der 
Glaubwürdigkelt und Zlelger1chtethelt autonomer Politik. 
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Widerstandsdiskussion 

..1 
. d\e Mitte\ mi\itanter Po\itik selbst 

n\n vielen Kämpfennaben W\f 

zum Ziel gemacht« 

2. ln vielen Kämpfen der letzten Zelt haben wir die Mittel mllltar1ter 
Politik selbst zum Ziel gemacht. 
Das liegt sichertich einmal daran, daß und die Mittel einfach näher 
liegen als unsere Ziele. Wann haben wir wirklich einmal unsere Ziele 
aus der sozialen und gesellschaftlichen Realität heraus antwlckelt 
und daran überprüft? Wie oft war unser praktisches Vorgehen vom 
Vorgehen staatlicher Gewalt bestlmmt;.anstatt von unseren eigenen 
Zielsetzungen? Wiran unsere Ziele klarer, d.h. eben auch der Weg 
dorthin, dann könnten wir auch unsere Mittel aus diesen Zlelsetzun· 
gan heraus bestlmmtan. Doch da es nichts vageres gibt als unsere 
konkreten Ziele, bleiben gezwungenermaßen unsere Mittel oft wahl· 
los, zufällig und austauschbar. 
Wie unsere Mittel militanter Politik selbst zum Gradmesser des Er· 
folgs werden, dafür Ist Wackeradort ein Iehrbuchhaftes Beispiel. Für 
viele von uns, gerade aus der Startbahnbewegung, war es ein Wun· 
der, wie schnell sich die Region um Wackeradort ln unseren Augen 
radikalisiert hat. Was bei uns ein ProzeB von 5 Jahren war, vollzog 
sich ln Wackeradort scheinbar Innerhalb eines Jahres. Die anfängll· 
ehe Skepsis und Arroganz gegenüber dieser Mischung aus Bayern, 
Bauern und Mutter Marla schlug geradezu atemberaubend in eine 
Mystlflzlerung der "Oberpfilzer" um. Mir nichts dir nichts gebar un· 
ser Wunsch einen Oberpfilzer, der keine Probleme mit der Gewalt 
hat, der nicht lange fackelt und zulangt, der uns einfach Ins Herz ge· 
schlossen hat. 
Daß ein Großtell der Auseinandersetzungen • von denen wir heute 
noch schwärmen • schlicht über Ihre Köpfe hinweg ging, peglnnt uns 
erst letzt zu dämmern. Es genügt eben nicht, 1, 2, oder 3 mal Im Jahr 
eine Region zur Kulisse unseres Widerstandes zu machen, ohne zu 
kapieren, daß die Leute selbst, vor Ort, einen Widerstand entwickeln 
müssen, der Ihren und nicht unseren Erfahrungen angemessen Ist. 
Während wir welterzlehan (bzw. nach Hause fahren), bleiben die 
Manschen ln der Region mit der staatlichen Reaktion allein. 
Wie wenig wir selbst dem Niveau militanter Auseinandersetzungen 
gewachsen sind, machten die Blockadetage Im Oktober letzten Jah· 
res deutlich. Unter dem Motto: "Eine Region wehrt sich" und "Uns 
gehört das Land" sollte für 2 Tage die Infrastruktur rund um die WAA 
gestört bzw. lahmgelegt werden. Während die "Region" zu Hause 
blieb, bzw. pünktlich zur Arbeit ging, versuchten wir • ein~ Mehrhalt 
von Auswärtigen • mit der Landkarte ln der Hand, gegen die aufkom· 
rnende Ohnmacht anzukämpfen. Die örtlichen Strukturen brachen 
bereits am 1. Tag fast völlig zusammen. Das erste Plenum löste sich 
panikartig von selbst auf, andere fanden nicht mehr statt, oder wur· 
den schnitzeljagdmäßig auf andere Orte verlegt. Von einer echten 
Beteiligung der Iindiichen Bevölkerung konnte nicht Im geringsten 
die Rede sein. Im besten Falle schaute sie wohlwollend und daurnen· 
drückend zu, während wir, wie aufgescheuchte Hühner, von einem 
Gerücht zum nächsten Jagten, nachdem wir • dank unserer Orts· 
kenntnlsse • Wege verbarrikadierten, die von den Bullen lAngst 
selbst mit Contalnernk unpassierbar gemacht wurden. Angesichts 
einer mageren Beteiligung von vielleicht 1000·1500 
Tellnehmernllnnen, eines faktlachen polizeilichen Belagerungszu· 
standes, brach das Blockadekonzept praktisch ln sich zusammen. 
Hier rächt sich, deß viele von uns die "Oberpfilzer" wahrnahman wie 
ein Fußballspieler die Kulisse des Stadions. Wir genossen die Kulis· 
se, anstatt dahlnterzuschauan. Nachdem der Rausch verflogen Ist, 
bleibt die nüchterne Erkenntnis zurück, daß diese Mischung aus au· 
tonorner Selbstüberschätzung und Unkanntnls örtlicher Bedlngun· 
gen eine logische Folge autonomer Feuerwehrpolitik Ist. 
Und für diese Art von Politik auf der Durchreise als Jahresabo Ist 
auch kennzeichnend, daß wir die "Brennpunkte" wechseln wie Hem· 
den, aplt•tens daann, wann uns der Boden zu heiß wird· dann also, 
wenn " wirklich darauf anklrne. Wackeradort Ist out. 
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Hätten wir tatsichlieh das gemeinsame Ziel vor Augen, Immer mehr 
Menschen für einen radikalen Bruch mit diesem Staat zu gewinnen, 
dann müßten wir uns nicht Immer wieder ln den Mittelpunkt eines 
Widerstands drängen, der nicht von den Augenblicken großer 
Schlachten lebt, sondern von den Möglichkelten und Erfahrungen, 
Ihn alltäglich umzusetzen. 

3. Unsere politische Mllltanz hinkt der praktischen hinterher, anstatt 
Ihr vorauszugehen. 
Eine Passage aus der Karlsruher Stadtzeitung bringt es auf den 
Punkt "Gerade ln den Hochburgen der Autonornen ( ••• ) Ist es ln den 
letzten Jahren zu einer Arbeitstellung zwischen Autonomen und Grü· 
nen gekommen: Wir machen den Putz und die Grünen vermitteln das 
ganze politisch. Solange die Militanten selbst nicht ln der Lage sind, 
diese Arbeitstellung ( ••• ) zu durchbrechen, hat Stollenberg den Nagel 
auf den Kopf getroffen, wenn er sagt, 'die Militanten sind der bewaff. 
nete Arm der Grünen'." (Kartsruher Stadtzeitung Nr. 39/88). Wir brau· 
chen nur auf die AKW·Kimpfe nach Tschernobyl zurückblicken, um 
genau diese Arbeitstellung bestätigt zu sehen. Während wir uns ln 
den Auseinandersetzungen mit den Bullen aufrieben und verausgab­
ten, zogen die Grünen ln aller Seelenruhe an uns vorüber, um sich als 
einzige politische Alternative zu profilieren. Wie ln der Friedensbe­
wegung machten sie sich • fast unangefochten • zu Sprechern der 
Anti·AKW·Kimpfe. Und je mehr es den Grünen gelang, sich als elnzi· 
ge politische Opposition darzustellen, um so unvermittelter blieb un· 
ser praktisches Vorgehen, um so mehr reduzierte es sich auf ein mlll· 
tirlsches Schauspiel. Denn dort, wo wir wirklich hätten gewlnnan 
können, ln der politischen Auseinandersetzung um gesellschaftliche 
Alternativen, waren wir nicht präsent. Im Gegenteil: ln der Auselnan· 
dersetzung zwischen Autonomen und Staat haben sie uns nur ge­
stört, die Unentschlossenen, die Aufgeschreckten, die Gewaltfrelen, 
die Becquerel-Muttis, die Nauen. Während sich die "neue" Anti· 
AKW·Bewegung um so "banales" und "privates" wie gesundes Le· 
ben sorgte; machten wir unbekümmert knallhart Politik; so als ob 
uns Cäsium und Plutonium nichts angingen, so als ob unser Kampf 
am Bauzaun nichts mit der Angst vor verstrahlter Nahrung zu tun 
hätte. anstatt unseren Kampf gegen dieses System mit den Kämp­
fen um radikale Lebensvorstellungen zu verknüpfen, stellten wir sie 
gegeneinander. Das, was unsere Stärke hätte sein können, Politik 
und Alltag, machten wir zur Trennungsllnle. 
So war es für die Grünen ein einfaches, sich gerade für jene als An· 
walt anzubieten, die erst einmal Fragen stellten und nach gesell· 
schaftliehen Alternativen suchten. Die Grünen organisierten lan· 
dauf, landab Veranstaltungen, versuchten gerade jene zu erreichen, 
die nicht auf Demos gehen, sondern eher ln die Kirche. Sie sammel· 
ten geschickt die kritische Intelligenz um sich, gaben Ihr Raum und 
Zelt, sich öffentlich einzumischen und entwickelten als einzige ein 
"Ausstlegsszenarlo", das zumindest die Angst (und die Argumente) 
vor dem drohenden Steinzeltalter als Kastrationsangst Industrieller 
Omnipotenz bloßstellte. Sie machten mit politischem Erfolg genau 
da, was unsere Stärke hätte sein müssen: den politischen und öko­
nomischen Feind mit selnan eigenen Waffen schlagen. Es hätte an 
uns gelegen, ln der offensiven Auseinandersetzung um Alternativen 
ln diesem System gerade auch die Grenzen eines grünen reformlstl· 
sehen Reparaturbetriebes aufzuzeigen. 



4. Die Hluflgkelt von AniChllgen und Sabotage Ist für uns (noch) 
Hin Zeichen neuer Qualltat radikalen Widerstandes. Sie Ist erst ein· 
mal vor allem eine Reaktion auf die staatliche Repression gegen öf· 
flntllche Formen von Ma ... nmllltanz. 
Wenn wir die letzten Ereignisse noch einmal ln Erinnerung rufen, so 
müuen wir doch • bis auf ein paar Ausnahmen • feststellen, daß es 
sich bel den meisten Demonstrationen eher um Demonstrationen 
staatlicher Gewalt handelte, als um einen machtvollen Ausdruck so­
zialer Gegenmacht (Brokdorf, Hamburger Kessel, Wackersdorf, Hiu· 
serrilumungen, Dulsburg, Hamburg und Bremen e,c.). Unsere Mas­
senmllltanz Ist an Grenzen nackter Gewalt gestoßen, einer Staatsge· 
walt, der wir auf gleicher Ebene nichts entgegenzusetzen haben. Wir 
sind heute an Grenzen gestoßen, an die auch viele soziale Bewegun· 
gen vor uns gekommen sind. Jedes Mal standen diese militanten 
Kämpfe vor der vom Staat erzwungenen Alternative: entweder sich 
auf die von Ihm vorgegebene militärische Auseinandersetzung elnzu· 
lassen oder aber langfristig die militanten Kämpfe sozial und poll· 
tlsch zu verankern, mit dem Eingeständnis, erkämpfte Freiräume (be­
setzten Häuser, Jugendzentren atc.) mit Gewalt nicht halten zu kön· 
nen. Doch vor diese Alternative gestellt, war der Druck des Augen· 

bllcks, des Reagieren& bereits so groß, daß eine eigene Entachel· 
dung nicht mehr möglich war. Die Krlfte waren aufgezehrt, die (er· 
zeugte) Sympathie der kritischen Offentliehkelt verbraucht, die Splt· 
ze des Skandals gebrochen, der reformlerbare Tell des "Mißstandes" 
ln die politischen Apparate Integriert, der antagonistische,. unver· 
söhnllcha Anteil des Mißstandes polizeilich und Ideologisch einge­
kreist. Vor der Dynamik dieser Auseinandersatzung überrollt, wurden 
wir eher zum Objekt staatlicher Lösungen als daß wir uns als Subjek· 
te militanter Perspektiven verhalten konnten. 
Und wie damals so befürchten wir auch heute eine Situation, ln der 
auch wir von der Dynamik staatlicher Repression überrollt werden. 
Denn nun stehen wir vor der Alternative, uns entweder auf Ihre mllltl· 
rlschan auselnandersetzungen Im waltesten Sinne einzulassen oder 
aber unsere ganze Kraft auf die Entwicklung sozialer Gegenmacht 
zu konzentrieren, die endlich die Stärke besitzt, sich weder der Logik 
und Dynamik staatlicher Gewalt zu opfern, noch sich daran zu mes· 
sen. 
Wenn wir also an die Entwicklung und das Scheltern anderer radlka· 
ler Bewegungen erinnern, dann aus der E"lnschitzung heraus, daß 
die Sabotagewelle nicht Ausdruck unserer Stärke, sondern oft unser 
letztes Mittel Ist, überhaupt noch unseren Widerstand wirksam zur 
Geltung zu bringen. Denn geradezu zwangslluflg werden miHtantan 
Angriffe ln dem Maße Symbole von Widerstand wie sie Ersatz, und 
nicht Mittel militanter Strategien werden. Und so sehr wir uns auch 
über mehr als 150 gefällte Strommaaten freuen, so gefährlich halten 
wir es, Sabotage als militante Politik zu begreifen, mit der man/trau • 
nicht selten pldagoglsch ln soziale Bewegungen hlnelnwlrkt, an· 
statt zu allererst Innerhalb sozialer Bewegungen militante Perspektl· 
ven zu entwickeln und zu verbreitern. Nicht an Stelle militanter Per· 
spektlven Sabotage zu organisieren kann unser Ziel sein, sondern 
aus klaren Perspektiven heraus Sabotage als ein Mittel von vielen zu 
entwickeln und polltlscti einzubinden. 
Die Schwierigkelt Sabotage nicht als Ersatz, sondern aus ein Mittel 
militanter Perspektiven zu begreifen, hatten wir während der ganzen 
Startbahnbewegung. Wenig Probleme hatten wir meist, praktische 
Formen militanten Widerstandes zu entwlcklen. Unsere größten 
Schwierigkelten bestanden damals wie heute darin, unser praktl· 
schea Vorgehen ln eine konkrete und für alles nachvollziehbare Stra­
tegie einzubinden. Allzuoft hatten wir der reformistischen Strategie 
politisch nichts entgegenzusetzen. 
Dieses Dilemma autonomer Politik wiederholte sich ln der Friedens­
bewegung wie ln den letzten Anti·AKW-Kimpfen. Anstatt uns an el· 
ns langfristige Entwicklung und Verankerung radikaler Perspektiven 
zu machen, versuchen wir unsere Vorstellungen auf der Straße an­
statt zu allererst in den Köpfen der Menschen durchzusetzen. Kein 
Wunder also, daß wirtrotz breiter Verunsicherung nach Tschernobyl, 
weder nennenswert mehr geworden sind, noch daß es uns gelungen 
Ist, die politische Dominanz grüner Realpolitik zu durchbrechen. Ge-
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radazu symbolhalt konnte dar letzte BUKO·Kongreß ln Nlimberg nur 
unter dem Schutz eines grünen Parteltages stattfinden, nachdem 
uns klar wurde, daß wir alleine nicht ln der Lage sind, einen Kongre8 
politisch, geschweige den prektlsch durchzusetzen. 

VIellaicht Ist es gerade diese politische Schwiche, die uns allzu· 
schnell dazu verleitet, den materlallen Schaden von Sabotage und 
militanten Aktionen überzubewerten. Keine Frage, 150 geflllte 
Strommasten tun der Atomindustrie weh. Doch solange diese Im 
Verbund mit dem Staat ln dar Lage Ist, politisch den Schaden umzu· 
wälzen (durch zusätzliche Bereitstellung von Geldern, durch Umver· 
tellung Im Haushalt, bis hin zu Stromprelsarhöhungan) 
VIelleicht Ist es gerade diese politische Schwäche, die uns allzu 
schnell dazu verleitet, den materlallen Schaden von Sabotage unct 
militanten Aktionen überzubewerten. Keine Frage, 150 gefällte 
Strommaaten tun der Atomindustrie weh. Doch solange diese Im 
Verbund mit dem Staat ln der Lage Ist, politisch den Schaden umzu· 
wälzen (durch zusätzliche Bereitstellung von Geldern, durch Umver· 
tellung Im Haushalt, bis hin zu Stromprelserhöhungen) bleibt der ma­
terielle Schaden gering. Der politische Schaden verkehrt sich dann 
sogar • schlimmstenfalls • Ins Gegenteil. Erst wenn es uns gelingt, 

den politischen Spielraum herrschender Politik, d.h. ln diesem Fall 
privatkapitalistlache Verluste zu vergesellschaften, einzuengen, wi· 
re Sabotage tatsichlieh ein wirksames Mittel, Ihre Projekte Im wahr· 
sten Sinne des Wortes unprofltabel zu machen. 
Diese Erfahrungen mußten wir auch an der Startbahn machen. Wir 
haben uns zwar lußerste Mühe gegeben, und halten auch nicht lnne 
nichts ganz zu lassen, • doch letztendlich stand das Projekt nur ein· 
mal auf der Kippe, als nämlich die SPO.Reglerung befürchtete, Ihre 
eigene politische Baals aufs Spiel zu setzen., bzw. zu verlieren. Inter· 
esaanterwelae zu einem Zeitpunkt, als die Partelen-Koalition von 
CDU bis DKP noch den größten Einfluß Innerhalb der Startbahnbe­
wegung hatte. Wir Autonome begriffen damals , mehr vereinzelt als 
gemeinsam, erst allmihllch die Dimension, die der Kampf um hun­
darte von Hektar Wald angenommen hat. Es war die Angst vor der 
Unreglerbarkelt einer ganzen Region, die Angst vor dem Irreparablen 
Schaden, die das Projekt für Augenblickeins Wanken gebracht hat. 
Weder die Radlkallalerung der Startbahnbewegung, noch die sich 
verbreitemde Sabotage konnten diese Bedingungen wiederholen. 
VIelleicht machen diese Belspiele deutlich, daß es letztendlich nicht 
darauf ankommt, wieviele Strommasten fallen. Politisch entschel· 
dend wird sein ln wievielen Köpfen diese Maaten fallen. Erst wenn es 
uns gelingt, dafür die sozialen und gesellschaftlichen Bedingungen 
zu schaffen, wird nclht nur der materielle Schaden größer, sondern 
vor allem der politische. Denn eines Ist den Herrschanden klar: der 
materlalle Verlust Ist reparabel, der Verlust an politischer Glaubwür· 
dlgkelt dagegen, der Verlust politischer Legitimität staatlichen Han· 
delns Ist weder reparabel noch ersetzbar. 

5. Solange wir die Systemfrage nur stallen und nicht danach han­
deln, verbreiten wir mehr Ohnmacht als Gegenmacht, mehr Angst 
als Mut. 
Auch nach Tschernobyl pasalerte genau das, was wir als Routine 
längst drauf haben. Wir forderten nicht nur den sofortigen Ausstieg 
aus dem Atomprogramm, sondern ln aller Bescheidenheit "die Stille· 
gung der herrschenden Klasse". Da wir uns wieder einmal auf ganz 
grundsätzliches beschränken, verfingen wir uns erst gar nicht ln den 
Details politischer Durchsetzbarkelt und Umsetzbarkelt Wir hielten 
uns also gar nicht erst größer an der Technik· und Okologlekrltlk auf, 
verschwendeten kaum einen Gedanken darauf, welche Bedingungen 
wir geschaffen haben, um die AKW·Frage nicht nur verbalradlkal, 
sondern ganz praktisch zur Systemfrage zu machen. Gar völlig ver­
pönt war der Gedanke, uns ln den Kampf um Alternativen Innerhalb 
des Systems einzumischen, mit dem Ziel politische Spielräume zu 
schaffen, die uns einem Kampf darüber hinaus tatsächlich ein paar 
Schritte hätten nilher bringen können. Wir ließen sie einfach alle 
rechts liegen. Die Mütter gegen Atom, die Okologen, die Radlkalde­
mokraten, die Gewaltfrelen, die Reformisten, Technik· und Wissen· 
schaftskrltlker. Statt dessen läuteten wir • wie so oft • zur letzten 
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Runde ein und stellten kurz und bündig die Systemfrage, um sie als· 
bald in aller Ausführlichkelt zu beantworten: Hau weg den Scheiß! 
VIelleicht liegt es ln der Unvorstellbarkelt von revolutloniren,Verin· 
derungen hier, daß wir uns nicht die Mühe machen, den Weg, die 
Schritte dorthin, uns und anderen genau zu benennen. Wenn wir uns 
der Anstrengung stellen würden, nicht nur radikale _Gedanken Im 
Kopf zu haben, sondern sie auch auf die Füße zu stellen, dann müß· 
ten wir auch von vielen pflegeleichten, sozialromantischen Vorstel· 
Iungen autonomer Politik Abschied nehmen. Denn jede autonome 
Politik wird letztendlich nicht an den guten Absichten gemessen, 
sondern an den realen Erfolgen und Verbesserungen, die sie er· 
reicht. Und wenn ein elementarer Grundsatz autonomer Politik Ist, 
bereits heute das vorwegzunehmen und zu leben, was morgen erst 
gesellschaftliche Realtltit wird, dann werden wir auch um Verinde· 
rungen Innerhalb des Systems kämpfen müssen. Tatsichliehe Re­
formen sind kein Geschenk von oben, sondern waren und sind Immer 
auch ein Resultat sozialer und ökonomischer Kämpfe. So sind die 
Mleterschutzrechte, die veränderte .Baupolltlk, das Sozialbindung· 
spapler, das Ausländerrecht, die Hochschulreform, die Finanzierung 
und LegaUslerung von alternativen Wohnprojekten und selbstverwal· 
teten Betrieben von "anerkannten Frauenhäusern" bis hin zur Frau· 
enbeauftragten kein Geschenk des Staates, sondern allesamt Resul· 
tat verschiedener Kämpfe der 60er und 708r Jahre. Daß sich die 
Früchte jener Kämpfe mehr in der Machbarkelt und Modernität herr· 
sehender Politik gegen uns kehren und daß wir sie als politischen 
Freiraum für weltergehende Kämpfe nutzen konnten, liegt schlicht 
an uns selbst: an jenen, die Ihre revolutionären Kämpfe zugunsten 
etablierter Sicherheiten eintauschen, und an uns, die nicht in der La· 
ge waren, die Kämpfe in ihrer Radikalität weiter zu führen. Entweder 
wir nutzten die erkämpften Reformen dazu, den Geschmack auf den 
ganzen Kuchen zu schärfen, oder aber wir müssen uns it den Brotsa· 
men abfinden, die vom Tisch herrschender Politik herunterfallen. Wir 
werden also Ziele formulieren müssen, die das System (gerade) noch 
zulassen kann und wir werden für weltergehende Ziele Bedingungen 
schaffen müssen, die das System auf jeden Fall zu verhindern ver· 
sucht. < • 

Erst wenn es uns gelingt, z.B. dezentrale und kommunale Energlever· 
sorm,tngsalternatlven (wie Sonnenenergie, Wärmekraftkopplung) mit 
unserem Ziel der Zerschlagung von (Energie-) Monopolen zu verknüp­
fen oder z.B. die Forderung nach Volksbegehren und Planmltbestlm· 
mungsrechten mit eigenen Formen von Selbstbestimmung und Selb· 
storganlsatlon z•J verbinden; erst dann vertrösten wir uns und andere 
nicht Immer auf Morgen, sonder erkämpfen uns bereits heute das, 
was die Lust auf Morgen erst richtig möglich macht. 

6. Unsere soziale Verwurzelung entspricht dem Wurzelbett eines 
Plastlkbaumes. 
Für einige von uns waren die letzten Jahre keine schlechten Jahre. 
Überall wo es brannte, waren die Autonomen dabei, wo es zu Putz 
kam, mischten wir kräftig mit, ganz nach dem Motto: Wo wir sind 
geht nichts mehr, aber wir können ja nicht überall sein. Der spiegel 
widmete uns eine ganze Serie, unter dem aufreißerischen und 
schmeichelhaften Titel "Schlacht um die Kernkraft". Und unser ln· 
nenmlnister Zimmermann schließlich konstatierte, wie bei einer 
Flugkatatstrophe, das Anschwellen d&r Zahl der Militanten von 500 
auf 3.000 bis hin zu 10.000 zu aller Gewalt Entschlossenen. Mit verdü· 
sterter Miene warnt er vor einer Welle der Gewalt, die die BRD zu 
überschwemmen droht. Und .während die, die dieses Schreckenssze· 
narlo verbreiten und ausmalen dazu nutzen, um Ihr Modell Deutsch· 
land noch sicherer zu machen, genießen einige von uns den Rummel, 
das grelle Scheinwerferlicht der Medien und die Aufmerkasamkeit, 

die dabei abfällt. Bel manchen haben wir das Gefühl, daß sie selbst 
beginnen, sich in dletem vom Staat aufgebauten Szenario wohlzu. 
fühlen, daß sie anfangen, sich in das Bild zu verlieben, das der Staat 
und die Medien von uns machen • gerade weil wir diese Gefährlich· 
kelt, Macht und Bedrohlichkelt nur ln Ihren Horrorvisionen haben, 
weit davon entfernt, diese Gefahr selbst zu produzieren. 
Ein weitere Kennzeichen autonomer Politik der letzten Jahre Ist, daß 
wir uns mehr oder weniger wie eln/e Seiltänzer/ln von Großprojekt zu 
Großprojekt hangeln, ohne wirklich mit den Füßen den Boden be· 
rührt zu haben. Fast ausschließlich sind unsere Zusammenhänge an 
der; Aktualität eines Themasanstatt Ihrer Bedeutung Innerhalb einer 
militanten Perspektive. ln viele Themen und Auseinandersetzungen 
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steigen wir erst ein, wenn sie heiß sind, in der Offentliehkelt dlsku· 
tlert und von den Medien aufgegriffen werden. Erst dann gewinnen 
ddlese Auseinandersetzungen für uns an Wichtigkeit. Doch sobald 
das Thema out Ist, die Medien Ihre Teleobjektive einziehen, das Pro­
jekt steht oder der zähe Alltag spektakulären Aktionen weicht, sind 
wir meist wieder auf der Suche nach neuen, brennenden Themen, die 
gerade angesagt sind. Von Friedensbewegung Anti·Nato, Anti· 
Kriegs, Antlfa, Anti·AKW, WAA, WWG, bis hin zu Volkszihlungsgrup· 
pen haben viele von uns alles oder vieles davon mitgemacht. Meist 
hielten sich diese Gruppen ein paar Monate, höchstens 1·2 Jahre, 
zerfielen dann, um sich ln wechselnder Zusammensetzung bei einem 
neuen Thema wieder zu sehen. Man/Frau wird nicht alt; die Auseln· 
andersetzung miteinander und um das Thema bleiben oft flüchtig 
und oberflächlich. Und je mehr wir diesen Jahrmarkt aktueller The­
men betreten, desto mehr müssen die Hoffnungen auf soziale Aus· 
dehnungden Fähigkelten eines Allround·Künstlers untergeordnet 
werden: Wir wissen von allem etwas und von Genauerem nichts. Wir 
sind überall dabei und nirgendwo richtig. Dabei haben sich Struktu· 
ren eines Kleinfamilienunternehmens entwickelt. Fast jede/r kennt 
jede/n, wir sind alle voll Im StreB, haben vor lauter Terminen kaum 
Zelt, haben meist mehr politisch zu tun, als wir bewältigen können. 
Der harte Kern des Unternehmens rackert sich ab, tanzt oder besser 
rotiert auf verschletlenen Hochzeiten, während sich der Großtell der 
Familie erst ·blicken läßt, wenn die Firma alles gut vorbereitet hat. 
Bei jedem Fest dabei ••• 

Wenn wir also hinter die spektakulären ~roßerelgnisse blicken, dann 
stellen wir fest, daß wir uns zwar in den Schlagzellen herrschender 
Politik breitmachen konnten, aber noch lange nicht in den Köpfen 
und Handlungen anderer Menschen. Wir brauchen nur die soziale 
Verankerung militanter Politik heute mit der militanten Geschichte 
1972 zu vergleichen, um uns Im Klaren darüber zu sein, wie schmal 
der Steg Ist, auf dem sich heute autonome Politik bewegt. Denn im 
Gegensatz zu heute, drohte damals tatsächlich ein Flächenbrand mi· 
lltanter Unruhe, der sich fast in alle gesellschaftliche Bereiche aus· 
breitete. Da waren die Jungarbelter· und die Lehrllngsbewegung, die 
Betriebskämpfe, die an allen Orten der BRD entstandene Jugendzen· 
trumsbewegung, die Emigrantenarbeit, die Schülerstrelks, die Stu· 
ttentenunruhen an den Hochschulen, die lnternatlonalismusgrup­
pen, die Stadttellgruppen, Häuser· und Mleterräte. Sie verkörperten 
in der Tat ein Stück Gegenmacht ·Momente einer erlebbaren Utopie, 
die sich atmosphärisch für Monate im Leben der Stadt niederschlug 
und gelegentlich an der Vlelschichtigkelt, Verschiedenheit, an der 
Vermischung und Verbindung einzelner Kämpfe, die es Staat, Me­
dien und Polizei über lange Zeit hinweg schwer machte, den Brand· 
herd schnell zu lokalisieren. 
Denn überall dort wo er mit aller Gewalt zu löschen versuchte, treat 
genau das Gegentell ein: Statt Demobilisierung Mobilisierung, statt 
Einschüchterung Mut, statt der Eindämmung die Ausweitung des 
Konflikts. Solange das praktische Vorgehen auf der Straße Ausdruck 
und nicht Ersatz alltäglicher Kämpfe ln Schule, Fabrik und Wohnvier· 
teln blieb, war der Staat gezwungen, den. Konflikt politisch anzuer· 
kennen. Die Waffen staatlicher Gewalt blieben gewaltsame Vorge­
hen des Staates mit der sozialen Ausdehnung des Konfliktes zu ant· 
worten. 



Wenn also viele von uns dl8 Kämpfe 72 vor allem mit den spektakull· 
ren HausbeSetzungen, -rlumungen und Straßenschlachten ln Ver· 
blngung bringen, dann vergessen wir die jahrelangen, alltäglichen, 
unspektakullren Kämpfe, aus denen heraus sich erst der Häuser· 
kampf entwickeln konnte. 
Doch wir brauchen nicht wo weit zurückzublicken, um zu erkennen, 
wie schwach der Windstoß sein' muß, um uns umzublasen. So be­
durlte es während der Häuserkämpfe 80181 ln Frankfurt nur des Kon· 
struktes eines "SChwarzen Blocks", einer kriminellen Vereinigung 
(Es kam zur Verhaftung von vier "Mitgleldern", die nach ein paar Mo­
naten freigelassen wurden.), um die ~ünnen Fäden politischer und 
sozialer Gemeinsemkelten zu zerreiBen. Mit der staatlichen Repres· 
slon mehr oder weniger auf uns alleine gestellt, zerrleben wir uns 
noch untereinander und zerstreuten uns schließlich ln alle Wlndrlch· 
tungen. 

Wenn wir uns also ohne Selbstbetrug eingestehen, daß unsere auto­
nomen Positionen nach wie vor kaum politisch und sozial elngebun· 
gen und verankert sind, wenn wir uns eingestehen, alleine weder po­
litisch noch praktisch reale Gegenmacht zu sein, denn müssen wir 
schleunigst den Laufstatt autonomer Politik verlassen. Die bereits 
beschriebene Ignoranz und Selbstüberschätzung gegenüber and• 
ren Gruppierungen Innerhalb der Anti·AKW·Bewegung lassen sich 
ohne weiteres auch auf den Zustand ln den Städten übertragen. VIel· 
leicht Ist Frankfurt ein krasses Belspiel für die Isolierthalt einzelner 
Gruppen und Initiativen und für einen autonomen Alltag, der sich oft 
nur über Irgendwelche Großereignisse herstellt, ansonsten jedoch 
dem "Zufall" persönlicher Verbindungen überlassen bleibt. 
Autonome Politik hat sich hier ln Frankfurt seit Jahreo nicht mehr 
kontinuierlich eingemischt. Sie hat sich ln überwiegendem Maß au· 

ßerhalb, Jensalts unseres Lebens ln dieser Stadt abgespielt. Darüber 
können auch die Günther.Sare-Demos nicht hinwegtäuschen. Erst 
Im letzten Jahr entstanden wichtige kleine Ansätze, aus unserem All· 
tag heraus, soziale, politische und kulturelle Zusammenhinge zu 
entwickeln, selen es StadHellgruppen oder auch das neu gegründete 
Libertäre Zentrum, das für uns Anarchos. und Autonorne bisher der 
einzige Anlaufspunkt Ist. Sicherlich, es fällt auch uns oft unendlich 
schwer, Gedanken und Vorstellungen zu entwickeln, was wir hier ln 
der Stadt • überhaupt noch • wollen, wo lnmiHen der erdrückenden 
Bstonburgen noch Platz und Raum für unsere Utopien sein könnte. 
Wo wir die ~orzüge einer Metropole (alternative Kneipen, Caf6s, Kino 
etc.) nicht nur privat verkonsumieren, sondern auch dem program· 
mlerten (ln Beton gegossenen) Geld·, Konsum- und Menschenver· 
kehr eigene, radikale Vorstellungen von (Zusammen·) Leben entge· 
gensetzen können. · 

. Es hat für uns viel mit der fallenden faszlnatlon und Ausstrahlung 
autonomer Politik zu tun, daß wir große Bereiche unseres Alltags ab· 
gshakt und aufgegeben haben, was sich ln den Formen autonomer 
Politik eher widerspiegelt als bricht. Es sind eben nicht die 10% au· 
tonorne Politik, sondern 90% Alltag, die entweder unsere Utopien 
wie ein Schwamm aufsaugen oder die Kraft darstellen, aus der her· 
aus wir sie umsetzen können ••• 
Einen letzten Punkt ln diesem Zusammenhang wollen wir noch hin· 
zufügen: unser Verhältnis zu den Grünen. Unsere weltverbreitete Ab· 
lehnung zu Jeglicher Grüner Politik hat für uns weniger mit radikalem 
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Anti-Parlamentarismus zu tun, als vlelrMhr mit der Angst und Unfl· 
hlgkelt, uns mit grüner Politik genau und dlffer.nzlert auNinander· 
zusetzen. ln dem Maße, wie wir una selbst schwer damit tun, ein p 
melnsames Selbstverständnis zu formulieren (und offenalv zu vertre­
ten), heben wir schlichtweg Schiß, von grünen Polltprofls über den 
Tisch gezogen zu werden, sobald wir una auf sie einlassen. 
Denn trotzunseres klaren Anti-Parlamentarismus muß uns klar sein, 
daß es auch (und gerade) für uns keinen Weg an grüner Politik vor­
beigeht. Gerade wenn es une darum geht, die bereits beschriebene 
Arbeitstellung von militantem Vorgehen und grüner Vermittlung zu 
durchbrachen, müssen wir uns politisch offensiver mit jenen Grünen 
auselnandersetzen, die (noch) bereit sind, radikale Positionen ln der 
Politik umzusetzen. Die Fundamentalisten Innerhalb der Grünen sind 
nicht nur ein Alibi grüner Realpolitik. Sie verkörpern auch einen Ver· 
such radikale Vorstellungen jenseits konjunkturaller Bewegungen 
als Widerspruch Innerhalb und außerhalb parlamentarischer lnatltu· 
tlonen zu formulieren. Und etwas genz entscheidendes können wir 
von den Fundamentalisten lernen: Ihre Anstrengungen und Bemü· 
hungen unsere Vorstellungen von radikalen Utopien ln konkrete u.nd 
greifbare Konzepte zu übersetzen. 
Solange die Fundamentalisten Ihre parlamentarische Präsenz als 
Hemmnis herrachender Politik und nicht als Gleitmittel begreifen, 
halten wir es für wichtig, nach Möglichkelten von Zusammenarbeit 
zu suchen. 

7. Unsere Verhaltens· und Lebenswelsen haben sich ln den letzten 
Jahren ln einer Art autonomer Doppelmoral eingerichtet: Was wir po­
litisch radikal und kompromlßlos angreifen, leben wir untereinander 
manchmal geradezu selbstgefällig aus. • STEIN DES ANSTOSSES 
ODER GRABSTEIN ? 

Obwohl dieser Tell am Ende steh~ mü~te er am Anfang Jeder radlka· 
len Politik stehen. Doch auch uns fällt es schwer, den Wust aus All· 
tag, Verdrängung, Gewöhnung und Sicherheiten für uns durchdrlng· 
bar zu machen. Je näher wir an uns selbst kommen, desto mehr ver· 
schlägt es uns die Sprache. Einmal , weil wir es nicht mehr hören 
können, zum anderen, weil wir selbst ln einem Maße darin verstrickt 
sind, daß unser Handeln oft mehr von Sicherhalten und Gewohnhel· 
ten bestimmt Ist, als von der Lust und Kraft, ein neues Risiko elnzu· 
gehen. Diese stumme Anpassung drückt sich auch darin aus, daß 
die kollektiven Auseinandersetzungen Im Alltag mehr und mehr Ins 
private verdrängt wurden. 

Für die meisten von uns sind Job, Kohle, Wohnung und Beziehung 
Probleme, mit denen sie alleine fertig werden müssen. Man/Frau ar· 
beltet völlig vereinzelt, große WGs sind nervig und ätzend geworden, 
man/trau zieht 2-Zimrnerwohnungen wieder vor und manche genl• 
Ben gar die Vorzüge des Slngi•Daselns, ziehen und wohnen allelne, 
um endlich tun und lassen zu können, was Ihnen paßt. Und je mehr 
uns die Arbeit aufsaugt, je abstrakter unsere Politik wird, umso exl· 
stenzleller wird die kuschellg-welche Beziehung, ln der wir uns • un· 
beobachtet • fallen lassen können, ln der wir endlich einmal so sein 
können wie wir sind • oft fertig, gestreBt und leergesaugt. Eine Bez .. 
hung also, wo wiralldas versuchen zu bekommen, was wir weder auf 
der Arbeit noch ln der militanten Politik kriegen: Geborgenhel~ Wir· 
me, Vertrauen, Nähe und Intensität. Je mehr also Zwelerbezlehun· 
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a-n all das erfOIIen sollen, wu das Leben und drau8en verNgt, de­
sto mehr .warden diese Bedürlnlue zum Individuellen Glückasplei 
(nicht selten Drama) von Zwelerbezlehungsn, anstat kollektive Bedln· 
gungenfür radikale Leben• und G ... llschaftavorstellungen zu sein. 
Solangs Geborgenheit, Vertrauen und Nihe ein Privileg von (Zweier·) 
Beziehungen bleibt, taugt radikale Politik nichts. Sie bleibt Abbild 
bürgerlicher Macho-Politik, anstatt sich gerade davon radikal zu un· 

· terschelden. 
Und wenn wir unsera autonome Politik betrachten, dann Ist sie doch 
Im klassischen Sinne Minnerpolltlk. Nicht nur, weil Minner und 
Mannsbilder darin dominieren, sondern gerade auch deshalb, weil 
die wenigen Frauen darin, nur dann etwas zu sagen haben, wenn sie 
sich diesen Strukturen engspaßt haben, d.h. eben oft wenn sie 
150%1ge minnllche Leistungen bringen. Der walbliche Anteil auto­
nomer Politik besteht viel zu oft darin, Wunden minnllcher Fighter 
zu lecken, Anerkennung und Bewunderung zu zollen, und gerade J• 
ne Bedürfnisse zu befriedigen, die Innerhalb dieser Strukturan nicht 
gefragt sind. Ea bleibt den autonomen Frauen überlassen, unter der 
harten Schale unseren welchen Kern zu entdecken. ln unseren 
Rheln·Maln-Zusammenhingen haben wir einen Punkt erreicht, wo el· 
nlge Frauen aufgegeben haben, sich gegen dleM minnllchen Struk· 
turen zu behaupten. Denn u gibt eine ttPJsche autonome Form von 
"repraaslver Toleranz": Wir leugnen nicht bestimmte Macho­
Strukturen unter uns Minnem und gapenDbar Frauen, nur wir über· 
lassen es den Frauen, sich damit auselnanderzuaetzen. Keine auto­
nome Demo ohne trauenspeziflachen Beitrag, keine llbertiren Tage 
ohne eine "Frauen-Ecke". Was die Frauenbeauftragte für grüne Real· 
polltlker Ist, Ist der autonome Frauenbeltrag für militante Politik. 
VIele von uns haben keine Angst, Bullen anzugreifen, sind aber zu 
felge, unter uns Minnem Kritik zu iß:l!im. Das fingt mit dumman auf· 
geblihten Machosprüchen an, die mit einem kumpelhaften Liehein 
verbraten werden, bis hin zu alltigllchen Verhaltensweisen, die still· 
schwelgend hingenommen werden, weil wir Angst vor einer echten 
Auseinandersetzung haben, die viele scheinbare Minnerfreund· 
schatten ln Frage stellen würde. So lange wir selbst nicht ein Bedürf· 
nls danach verspüren, unsere Lebens- und Verhaltenswelsen radikal 
zu verindem, bewirkt die Kritik der Frauen bestenteils eine opportu· 
nlstfsche Anpaaaung (ZUm Softl) anstatt einer wirklichen Verinde­
rung. Dl ... Radlkalltit ln unserem Leben verlangen wir nclht (nur), 
weil wir mit der Kritik der Frauen umgehen wollen. Wir machen uns 
selbst kaputt, wenn wir ln der Lelatungs-Mentalltit weitermachen. 
Gerade weil wir bereits seit 15 Jahren ln diesen Zusammenhingen 
stecken, können wir mit Sicherheit sagen, daß gerade die Hirtner 
und Hardcore-Minner (und manche Frauen) u .waren und sind, die 
dem Inneren und iußeren Druck nicht mehr standhalten und zerbra· 
chen. Viele von Ihnen machten jahntlange knallharte Politik, ohne zu 
marken, daß sie keine wirklichen Freunde hatten, daß sie Inmitten 
der Klmpfe elgtntllch alleine bleiben. Bezeichnenderwelse finden 
sich viele ehemalige Hafd.Core.Flghter heute ln den klein· 
bürgerlichsten Verhiltnlssen wieder. 

Ein walterar zentraler Punkt unseres Alltags scheint sich außerhalb 
autonomer Politik zu bewegen: die (Lohn·) Arbeit. Abgesehen von 
den Jobber·lnls, scheint die (Lohn-) Arbeit mehr und mehr die Kiste 
jederls einzelnen zu sein. Ob Lehre, Jobs, "garantierte" Arbeit oder 
alternative Betriebe, jedelr mu8 alleine schauen wo er/sie bleibt. Die. 
se ext.rema Individualisierung existenzieller Bedingungen hat für uns 
2 Ursachen: 
a) Eine militante, autonome Perspektive Innerhalb von Lohnverhilt· 
nlssen existiert seit Jahren nicht mehr. Militante Klmpfe finden %War 
außerhalb statt, aber bezeichnenderweise nicht dort, wo sich die 

. GewaltiHerrachaft dlesu SyatemJ gaoz zentral ausdrückt: Im Pro­
duktlonasektor. Dem Kapitalist es gelungen, militante Klmpte aus 
den empfindlichen (Sicherhelts-)Zonen seiner Herrschaft zu verdrin· 
gen, gerade dort also, wo zunehmende Technologlslerung und Corn­
puterlslerung den ökonomlachen Sektor Immer anfilllger und ver· 
lttzbarer machen für militante Kimpte (lnkl. Sabotage). 
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b) Es el(lstlert keine militante Perspektive, Jenseits von Lohnverhilt· 
nlssen, eigene Arbeits- und Lebensvorstellungen zu entwickeln. Die 
Faszination altematlver, selbstbestimmter Betriebe Ist an der kaplta· 
IIstischen Realltit, • der sich auch altematlve Betriebe stellen müs­
sen • erblindet. 
Die politische und soziale Bedeutung von selbstbestimmten Iebens· 
bentlchen Ist geschwunden, oftmals bleibt nur noch das ökonoml· 
sehe Kalkül: die Kohle. Auf der einen Seite der Rechnung steht die 
Verantwortung für alle und allu, zihe, zeltaufwendige und nervige 
Diskussionen, auf der anderen Seite ein mlkrlger Lohn, der. an Selb­
stausbeutung grenzt. Der politische Anspruch wird vielfach nur noch 
Dekors knallharter Professionalisierung. Manche Caf6s und Kneipen 

z.B. haben heute mehr Angestellte und Aushilfen als Kollektlvmlt· 
glleder. Ganz nach dem Prinzip: Hlre and Flre (ohne Sozlalverslchs­
rung, Arbeitsvertrag, Anspruch auf Krankheit und Urlaub). 
Und nicht wenige von uns tralbt die Angst vor diesem Jobberdasein 
zu neuen Stufen der Qualifizierung. Man/Frau beginnt (noch einmal) 
eine Lehre, eine neue Ausbildung, oder der Abschluß an der Uni wird 
wieder mit aller Verbissenheit gesucht. Mögen einige von uns auch 
"das letzte Drittel" als revolutlonires Potential· neuentdeckt haben, 
so versuchen viele von uns gerade nicht dazuzugehören, d.h. durch 
(Nach-)Quallflkatlonen die Chancen auf einen Platz Im "%Walten Drlt· 
tel" zu bewahren. 
Die Kluft zwischen der politischen Theorie "vom letzten Drittel" und 
unseren eigenen Bemühungen um Qualifikationen und gesicherte 
Arbeltsbedlngungen; der Graben zwischen der politischen Thearle 
von den Subslstenzkimpfen und unseren Schwierigkeiten, eigene 
Arbeits· und Lebensformen jenseits von Wertarbett umzusetzen, wä· 
ren für uns zwei zentrale S9t\nlttpunkte, entlang derer wir unser Ver· 
hiltnls zu Arbeit bestimmen müßten. Denn solange wir keine militan­
te Perspektive Innerhalb und außerhalb von Lohnarbeltsverhiltnls· 
sen entwickeln, wird sich unter uns nur eins durchsetzen: die gna· 
denlose Individualisierung und .Konkurrenz, ln der gerade Linke • un­
ter Ausschaltung selbst bürgerlicher Skrupel • bereit sind, Im Kampf 
um den dicksten Krümel sich gegenseitig auszustechen. 

Eine militante, revolutionäre Perspektive wird nicht umhin können, 
sich eigene ökonomlache Strukturen zu schaffen. Nur die politische 
und soziale Bestimmung und letztendlich Verankerung selbstverwal· 
teter Projekte Im Rahman einer ravolutloniren Perspektive kann den 
Freiraum Innerhalb kapitalistischer Ratlonalltit groB genug halten, 
um unsere Ansitze von Gegenmacht darin zu verankern. Wir brau· 
chen nicht nur Drucker, Schreiner, Metaller, Schrauber, Elektroniker 
etc. unter uns, sondern vor allem Bedingungen, unter denen sie als . 
Militante arbeiten können. (Das fingt bel Illegalen Druckerzeugnis­
sen an bis hin zu Orten, wo wir gerneinsam ungestört reden können.) 
Wenn wir nicht • wie so oft • von der Zufälligkelt persönlicher Bezt. 
hungen und Hilfen abhinglg .sein wollen, dann müssen wir die feh· 
Ienden Strukturen nicht nur Immer wieder beklagen, sondern selbst 
schaffen. Zu einer langfristigen Perspektive gehört für uns eine ge­
malnseme Anstrengung um den Aufbau und die Vemetzung militan­
ter Projekte. Diese können und sollen nicht alleine prlvatkapltall· 
stlsch vor sich hin wurschteln, sie müssen kollektiver Bestandtell un· 
serer Strukturen werden. D.h. der Preis für die Projekte darf sich 



nicht nur an Ihrer Wirtschaftlichkeit, sondem auch an der Notwen· 
dlgkelt Im Rahmen einer revolutionären Perspektive orientieren. 
8. Unsere Strukturen entsprechen dem eines Hobbycluba, anstatt 
einer revolutionären Perspektive. 
Wenn wir militante Strukturen heute mit denen Vl?r 6 Jahren verglel· 
chtn (oder gar mit jenen während der Kämpfe 71172), dann wird die 
ganze Schwäche und asmathlsche Kurzlebigkelt autonomer Politik 
deutlich. Ohne die Strukturen 80/81 zu verherrlichen, so gab es doch 
zumindest ein autonomes Plenum, eine eigene Zeitung ("Vollauto­
nom"), ein Illegales Radio ("Radio lsnogood") und mehrere Gruppen, 
die ln der Lage waren, gemeinsame Aktionen zu tragen. Heute exl· 
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stlgan Ziel radikaler gesellschaftlicher Verlnderungen. SO mußten 
die Günter-sare-Demoa geradezu zwangsläufig Im Sande verlaufen, 
n~chclem klar wurde, da& wir nicht ln der Lage sind, lnhaHIIch und 
praktisch über den eigentlichen Anlaß hinauszukommen. SO blieb 
die Parole: Wut und Trauer ln Widerstand verwandeln, auf unseren 
Transparenten haften, anstatt sich ln unserem Handeln umzusetzen. 
Ober den Anlaß hinauszugehen hltte bedeutet, sich langfristig mH 
den Methoden und Zielen des staatlichen GewaHapparates auseln· 
anderzusetzen, also gerade dort einzugreifen, wo staatliche Gewalt 
Alltag Ist ln den Polizeirevieren, auf den Kommlaarlaten, bel der Aus· 
llnderpollzel, ln den Fahndungaapparaten, Im Justiz· und Knaatap-

»Unsere Verhaltens- und Lebensweisen haben sich in den letz· 
ten Jahren in einer Art autonomer Doppelmoral eingerichtet: 
Was wir politisch radikal und kompromißlos angreifen, leben 
wir untereinander manchmal geradezu selbstgefällig aus« 

stiert kaum noch etwas davon. Die wenigen Zusammenhinge sind 
vereinzelt und stellen sich zudem meist über persönliche Bezlehun· 
gen her. Die Startbahnstrukturen sind derzeit die einzigen Zusam· 
menzhänge, die ~aufgrund Ihrer Kontinuität und Erfahrung hand· 
lungefähig geblieben sind. Ansonsten sind die meisten Treffen und 
(Vorbereltungs·)Gruppen an kurzfristige Ereignisse oder aktuelle An· 
lässe geknüpft. Da manlfrau kaum auf etwas zurückgreifen kann, 
muß vieles aus dem Stehgreif und unter ~em Druck des Ereignisses 
organisiert werden. Die Immer salben Gesichter teilen zlhnknlr· 
sehend die viele Arbeit unter wenigen auf. Die Inhaltliche Auselnan· 
dersetzung, die über den Anlaß hinaus hätte geführt werden müssen, 
fällt unter den Tisch, da die praktischen Vorbereitungen fast den 
ganzen Raum einnehmen. Für Erlolg oder Nlcht·Erfolg spielen dann 
mehr Zufall, Glück oder völlig unerwartete Umstände eine Rolle, als 
unser eigenes Konzept. Manch ein· "Erfolg" kam für uns überra· 
sehender und unerklärlicher als für die Bullen. 

Diese fehlende soziale und materielle Infrastruktur drückt sich zwln· 
gendermaßen ln oft schlecht vorbereiteten und durchgeführten Ak· 
tlonen aus. Der Effekt einer 3-fachen Demobilisierung stellt sich ein: 
1. diejenigen, die unter dem Druck der Ereignisse keine Chance mehr 
sehen, dem etwas entgegerizusetzen, ziehen sich zurück. 2. dlejenl· 
gen, die nicht beteiligt sind, haben keine Lust (mehr), sich als Kulisse 

hlmrlsslger Aktionen verheizen zu lassen, weil das militante Vorge­
hen für sie kein kollektiver SChutz darstellt, sondem nur das Risiko, 
dls ·Konsequenzen militanten Vorgehans lnldvlduell auszubaden. 
Und 3. schließlich jene, die unbedingt Ihre Aktion durchziehen müs· 
senund damit genau jenem Bild Nahrung geben, das Staat und Pres· 
se so gerne über uns verbreiten: das von den unverantwortlichen,_ 
ziellosen, menschengefährdenden und unschuldige Opfer ln Kauf 
nehmenden Gewaltverbrechem. 
Dies aktionistlache Politik verleitet viele dazu, die SChlachten an 
Bauzäunen und Projekten wie Perlen zu einer Kette autonomer Erfol· 
ge aufzureihen. Und je weniger militante Kämpfe ln unserem Alltag 
stattfinden und Fuß fassen; desto mehr romantisieren wir gerade Je­
ne Ereignisse, die aus unserem ätzenden Alltag herausstechen. Die­
se Myatlftzlerung des Feuerscheins Ist Im gro&en Maße ein Ausdruck 
fehlender Strukturen und Perspektiven Innerhalb unseres Alltage. 
Aus diesen Fahlem zu lernen, hieße für uns, nicht nur • wie bereits 
vorgeschlagen • Strukturen nach außen aufzubauen, aondem auch 
Strukturen unter uns zu entwickeln, die sich nicht an aporadlachen 
Anläesen und Kampagnen orientieren, sondem an unserem langfrl· 

parat:.:i mußte unser z.Tii1 iaetri, aliaem G""ewaltäpparat itlgene, Konti;· 
nulertlche Strukturen entgegenzusetzen: Ihn politisch dort angreifen, 
wo er am empfindlichsten Ist, ln seinem Bedürfnis nach Anonymität, 
Ihn praktisch dort zu verunsichern und zu stören, wo er sich am sl· 
chersten wähnt, in der Technologlslerung von Oberwachung und 
Prävention. Das fingt also bel "Bürger beobachten die Polizei"·, 
Justiz· und Knastgruppen an, bis hin zur kontinuierlichen Gegenob­
servation (abhören, Veröffentlichung von Personen und Methoden zl· 
vller Fahndung und Observation) und der Nutzung und Verbreitung 
der "Jugend forscht"·Ergebnlsse (Störsender, Funk etc.). Wenn wir 
die "Systemfrage" nicht nur verbal stellen, IOndem auch emst mel· 
nen, dann genügt es eben nicht, erst dann zu handeln, wenn ein To­
t~r auf der Straße liegt. Dann Ist es • wieder einmal • zu splt. Dieses 
Belspiel Uißt sich sicherlich auch auf andere gesellschaf.tllche Berel· 
ehe übertragen. 
Der Aufbau und die Vemetzung militanter Keme Ist für uns Voraus· 
setzung dafür, den Kreislauf sich wiederholender Bewegungsryth· 
men zu durchbrechen, Bindeglied zwischen Bewegung und Alltag zu 
sein. Eine Organisation, die über beldes hinausgeht und doch aus 
beldem bestehen muß. 
Es gibt noch einen anderen Grund, warum wir uns für verbindliche 
Strukturen stark machen. Wir lehnen aus gutem Grund hierarchische 
und autoritäre Strukturen ab. Denn sie verkörpern ln Ihrem Kem ge­
nau das, was wir politisch bekämpfen. Doch was wir Im Kopf viel· 
leicht klar haben, kommt gerade ln vielen aktionsbezogenen Zusam· 
menhängen zum Trsgen. Je undurchsichtiger und unverbindlicher 
die Struktur, desto unangreifbarer unef-unfaßbarer bleibt sie für jene, 
die sich darin verlieren bzw. nclht behaupten können. Denn es gibt 
eine autonome Variante des kooperativen Führungsstils: Ohne je­
manden sichtbar aus Entscheidungen auszuschließen, werden allzu· 
oft Entscheidungen von wenigen getroffen und durchgepowert • von 
Jenen, auf die es • unausgesprochen • ankommt. 
Für uns Ist eine klare, sichtbare und offene Struktur kein Hlndemls, 
aondem Voraussetzung für militanten Widerstand. Wenn wir mllltan· 
ten Widerstand nicht an Kleingruppen delegieren wollen, dann müs· 
sen wir Strukturen schaffen, ln denen es möglich Ist, offen darüber 
zu streiten und zu diskutieren. Dann müssen wir Orte und Bedlngun· 
gen schaffen, wo gerade )ene uns treffen können, die eben nicht 
durch persönliche Beziehungen oder Zufallln unsere Zusammenhän· 
ge geraten sind. 
"Militanter Widerstand Ist möglich" bedeutet gerade auch, Ihm • so­
weit wie möglich • das Geheimnisvolle zu nehmen, Bedingungen 
schaffen, aus denen heraus er massenhaft möglich Ist. Eine breite 
Basis • die sich nicht ln spekulativer Zustimmung, sonclem ln wach­
senderTellnehme ausdrückt • Ist der beste Schutz für militanten Wl· 
derstand. 
Eine autonome Organisation hätte nur Sinn, wenn sich darin mllltan· 
te Keme wie Moaalksteine zueinander und Ineinander fügen, wenn 
sich jenseits von Aktualität und Bewegung eine Kontinuität und Ver· 
bindliehkalt jener Keme entwickelt, ln denen Politik und Alltag, ge­
genseitiges Vertrauen und Kompetenz, Lust und Ausdauer, Gebor· 
genhalt und Risiko miteinander verschmelzen. Wir wollen endlich 
wissen und erlaben, wofür wir kämpfen. 

Lupus, Autonome Ffm 
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Atommüllkonferenz 
Auf der Atommüllkonferenz am 16.117. Mai 
in Kassel trafen sich ca. 50 Leute aus der 
ganzen BRD. Bei den Berichten aus den 
Standorten - diesmal Stade, Lüchow­
Dannenberg, Oberpfalz und Hanau - wur­
de eine Verschiebung dtiutlich: weniger 
Standort-Bis treffen sich mittlerweile auf 
der AMK, als mehr die Gruppen aus den 
Städten (wobei natürlich die Frage be­
rechtigt ist, ob nur Standort ist, wer eine 
Atomanlage hat?!). Vielleicht macht aber 
diese Zusammensetzung es immer wie­
der zum Problem, über die weitere Per­
spektive der AMK zu sprechen. Auch dies­
mal stand das Thema wieder auf der Tage­
sordnung, doch stellte sich heraus, .daß 
niemand die AG vorbereitet hatte. 
Es wurde dann beschlossen, aufdem Ple­
num am nächsten Morgen darüber zu 
sprechen., wozu es schließlich doch nicht 
kam, da die Berichte aus den Arbeitsgrup­
pen und die sich anschließenden Diskus­
sionen mehr Zeit in Anspr.uch nahmen. 
Nun soll das Thema aber definitiv auf der 
nächsten AMK angegangen werden: ein 
Diskussionspapier dazu wird in Münster 
erstellt und mit dem Atommüllrundbrief 
rechtzeitig verschickt werden. Die Mün­
steranerlinnen erwarten noch weitere 
Denkanstöße dazu mit Spannung. 
Es gab dann Arbeitsgruppen zu den The­
men: 
- Kriminalisierung 
- HerbstaktlonenNerhältnis zu den Be-

wegungszeitungen atom und ..._diaktiv 
- KWU-Kampagne 
- Atommülltransporte/Endlager/Atom-

sehrott/-verwertung 
- "Alte" und "Neue" Anti-AKW-Bewe­

gung/Stillegungskampagne 
(Diese Arbeitsgruppe traf sich für einige 
Stunden gemeinsam mit Vertreter/in- . 
nen der parallel tagenden "Nach­
Tschernobyl-Gruppen".) 

Berichte aus den Arbeitsgruppen gab es· 
am folgenden Morgen: 

1. Kriminalisierung 
Es soll eine kontinuierliche Arbeit weiter­
hin laufen. Ende Juni gibfs ein gemeinsa­
mes Treffen zur Vorbereitung eines Infor­
mationsfluggis zum Thema 'Kriminalisie­
rung' und wie damit umgehen. Auf der 
nächsten Atommüllkonferenz soll Wiede­
rum eine Arbeitsgruppe zum Thema sein. 

2. KWU-Kampagne 
Dies war zunächst ein Nachbereitung­
straffen der AKtionen/Demos vom 2. Ma.i. 
Es wird überlegt, einen bundesweiten 
Reader zu KWU/Siemens zu erstellen. Die 
Rolle von KWU/Siemens wird wohl noch 
immer zu sehr unterschätzt Gerade jetzt 

. auch in Verbindung mit dem Abkommen 
BRD-UdSSR, bei dem die KWU u.a. auch 
Nutznie8erin sein wird. Eine Demo im Rah· 
men der Aktionen gegen den IWF im kom­
menden Jahr wird überlegt, ebenso ein 
Aktionstag während der möglicherweise 
doch noch zustande kommenden Aktion­
stage in der Oberpfalz im Herbst 
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Der Bericht. über die Arbeitsgruppe Herbstaktionen findet sich Im 
Wackersdorf·Diskusslonstell 

4. "Alte und' Neue Bewegung" 
Es gab 3 Punkte, die nach. der Diskussion 
gemeinsam festgehalten wurden: 
- Gemeinsam soll in einem halben Jahr 

wieder getagtwerden (d.h.an einem Ort 
und mit einer Arbeitsgruppe) Vorschlag: 
Salzgitter dder Braunschweig 

- Der Informationsaustausch über die je­
welligen Blätter/Zeitschriften soll inten­
siviert werden. 

- Die Zusammenarbeit zu Hause soll aus­
gebaut werden. 

'Darüber hinaus wurde festgestellt, daß ei­
ne ähnliche Entwicklung in der Arbeit zu 
verzeichnen sei: während die "alte" Anti­
AKW-Bewegung hinter der Atomscheiße 
die Atomindustrie entdeckt und themati­
siert hat, haben die •neuen" Gruppen hin­
ter der Becquerei-Zählerei die Lebens­
mittelkonzerne entdeckt 

Offener Brief an alle AKW-Gegnerinnen und ·Gegner 
der "alten" und "neuen" Bewegung 

Auch ein Jahr nach der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl ist die Anti· 
AKW-Bewegung nicht "zur Tagesordnung" übergegangen: die zahlreichen 
Demonstrationen und Aktionen zum Jahrestag des Super-GAU stellen es 
deutlich unter Beweis. Daran haben die Beschwichtigungs- und Verharm­
losungsversuche staatlicher Stellen und der Unternehmensvertretungen 
nichts ändern können, aber auch nicht die Kriminalisierungsversuche auf 
der Grundlage der neuen "Sicherheits"-Gesetze (Neufassung und Ausdeh­
nung der§§ 129a und 130a StGB). 
Praktisch die einzige Konsequenz der Bundesregierung· neben der Krimi­
nalisierung des Widerstands- war die Einrichtung des Ministeriums für 
Atomenergie (auch Umweltschutzministerium genannt), das sich mit Hilfe· 
des Strahlen-Ermächtigungsgesetzes (SSVG) ein Instrument zur Zensur 
und Verschleierung von radioaktiven Maßdaten geschaffen hat, um die Be­
völkerung ahnungslos zu halten. Darüberhinaus stellt das· Gesetz einen 
Freibrief zur unbegrenzten Erhöhung von "Grenz"-werten dar. 
Die Sozialdemokr~tie hat bisher mit Jahresplänen auf die Ausstiegsforde­
rung gewerkschaftlicher und kirchlicher Kreise sowie der Umweltverbände 
und der Anti-AKW-Bewegung reagiert, in erster Linie setZt sie auf die Be­
hinderung der Plutoniumwirtschaft (WAA/Schneller BrOter) bei gleichzeiti· 
ger Fortsetzung eines "kleinen Atomprogramms" (AKWs und Langzeit· 
Zwischen Iager). 
Wir verlangen hingegen die sofortige Stillegung aller Atomanlagen. Die 
Reaktorkatastrophe in Tschernobyl, das tödliche Spiel mit dem Rest­
Risiko hat dazu geführt, daß wir der:t Ausstieg aus der Atomwirtschaft 
nicht als Fernziel, sondern als konkrete Lo:Jung begreifen. Wir fOhlen uns 
bestärkt in unserer Forderung, gerade weil die Nachrichten Ober Mißbil­
dungen bei Kindern (Mongolismus) und Tieren (Totgeburten) uns erschüt· 
tern und recht geben: auch die kleinste Strahlendosis kann gefährlich und 
lebensbedrohend sein. 
Die nicht abreißende Kette von Störfällen provoziert geradezu einen kom­
promißlosen Widerstand .. Aber es wird entscheidend sein, ob es uns in Zu­
kunft gelingt, trotzaller unterschiedliche.n Aktionsformen zu einer Zusam­
menarbeit der "alten" und "neuen" AKW-Bewegung zu kommen. Die Zers­
plitterung der Bewegung, Ausgranzungen und Sektierertum nutzen dem 
politischen Gegner, sie hat im vergängenen Jahr den Widerstand ge­
schwächt. Wir werden daran arbeiten, regional und überregional den Dis­
kussionsprozeß zwischen den verschiedenen Strömungen zu intensivie­
ren. ln der Frage der Widerstandsformen werden wir uns nicht spalten las­
sen, als parteiunabhängige, außerparlamentarische Kraft haben wir begrif­
fen, daß sich in diesem Staat nur etwas bewegt, wenn wir uns bewegen. 
Am 16./17. Mai werden die "AtommOIIkonferenz" und die "Nach~ 
Tschernobyl-Gruppen" in Kassel am gleichen Ort zur gleichen Zeit tagen. 
Dieses Treffen werden wir nutzen, um Formen der Zusammenarbeit zu ver­
abreden. Wir schlagen eine gemeinsame AG Stillegungskampagne vor. 
Wolfgang Ehmke (Wendland/Hamburg) 
Jens Scheer (Bremen) 



in Kassel 
5. Atomtranaporta/Endlapr/ 
Atomachrott 
Es gibtmittlerweile ein Plakat, zu beziehen 
Ober den Göttinger AK gegen Atomanla­
gen (DM 1,50), PF 1945,3400 Göttingen. 
Daraufwerden die verschiedenen Formen 
des Transportes (Bahn, Straße, Wasser­
weg) gezeigt 
Der bundesweite Aktionsteg am 27.6. wird 
ausfaßen. Es steht konkret an diesem Da­
tum kein Transport an. Die Zusammen­
arbeit mit den Standort-Bis Ist schwierig 
geworden, zu wenig Leute. Eine kontl­
nulerUche Beobachtung Ist sehr aufwen­
dig. 
Aktuell son versucht werden, den anste­
henden Transport der defekten Turbine 
aus dem AKW Brokdorf nach Mülhelm/ 
Ruhr zu beobachten ... ln Mühtheim Ist auf 
denr Gelände von Thyssen eine alte Le­
gerhalle umfunktioniert worden zu einem 
Atomschrott-lager; aus dem Atom­
schrott werden dann so nette Sachen wie 
Töpfe, Bratpfannen etc. gemacht! Batrei­
ber der Lagerhalie Ist die Fa GNS (Gesell­
schaft für Nuklear Service). 
Die nächste AtommOllkonferenz soß Ende 
JuiiiAnfang August in Neuwled oder in 
Bonn stattfinden. 
(Weitere ausführliche Protokolle können 
lm Umweltzentrum Münster, Scham­
horststr. 57, 4400 MOnster bestellt wer­
den.) 

Zu den Zeitungen 
Es bestand Einigkelt darüber, daS der Arti­
kel in der letzten radiaktiv Ober das Treffen 
ln Fronberg am 27.3. und das Verhalten der 
Autonomen dort unter aller Sau war. Es 
sollen möglichst viele Proteste eingehen. 
Außerdem sollen die Leute aus dem Info­
büro Ihren Sehrleb auch so dort einbrin­
gen und als Gegendarstellung soll das ab­
gedruckt werden. 
Zur'atom' wurde gesagt, deS diese grund­
aätzJich offen sei für Beiträge. Es gäbe ei­
gentlich nur zwei Punkte, die beachtet 
werden mOSten: 
a) die Aktualität 
b} daß die Leute von atom nicht einen 
ganz neuen Artikelschreiben müssan aus 
dem Materie~ das Ihnen geschickt wird. 
Es gab Diskussion über die Rolle des KB ln 
den ganzen Anti-AKW-Zusammenhän­
gen. Das wird doch sehr unterschiedlich 
gesehen, einige haben auch gar keine 
Meinung dazu. 
Außerdem gibt es da wohl auch unter­
schiedlich starke KB-Gruppen ln den ver­
schiedenen Städten. ln HOrnberg sind 
wohl einige KBier in den verschiedenen 
Initiativen aktiv, ebenso auch in der ra­
dlaktlv. ln Göttingen hingegen spielt der 
KB keine so groBe Rolle. 
Deutlich wurde eigentlich, daS es darauf 
ankommt, sich -wieder mal-Inhaltich mit 
dem KB auaelnanderzusetzen. Außerdem 
1tt es wohl klar, daS Zusammenhinge und 
Gruppen, die eine intenalve Diakussion 

Ober Sachen führen .und dann in andere 
Zusammenhinge relngehen, die keine 
'homogene' oder feste Struktur haben, 
leicht dominierend werden können. 
ln dem Zusammenhang wurde auch ge-

AtommOllkonferenz 
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Foto: Jargen Siegmann 

sagt, daS diese "Verschwörungstheorlen• 
doch damit zu tun haben könnten, daS es 
in den eigenen Reihen und Gruppen Per­
apektMoslgkeit gäbe. 

K., Sonn 
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Zur Zukunft der 
Atommüllkonferenz 

Seit geraumer Zeit steht der TOP "Zukunft 
der Atommüllkonferenz" zur Diskussion 
an. Ehrlich gesagt: bisher hatte ich mir nie 
so recht Gedanken gemacht, was die Dis­
kussion um die Atommüllkonferenz solle, 
weil für mich klar war, daß ein überregiona­
les Treffen in mehr oder weniger regelmä­
ßigen Zeitabständen von Anti-AKW/ 
WAA-Ini's aus dem Bundesgebiet fraglos 
unverzichtbar sei. Aber nach dem Treffen 
in Kassel am 16./17.Mai stelle ich mirauch 
ganz ernsthaft die Frage nach der Zukunft 
der Atommüllkonferenz. Mich beschlich 
das Gefühl: noch so eine Konferenz, und 
wir stellen uns keine Fragen mehr, son­
dern sind sie los: 

1. Die Teilnehmerzahllag bei ca. 60 Men­
schen, Standprt-Brs waren nur in äußerst 
geringer Zahl vertreten. Bne anstehende 
Auswertung der Stade-Kampagne, Be­
richterstattung über die Aktion in Bruns­
büttel, Vorstellungen, wie beim Brennele­
mentewechsel im Krümmel eingegriffen 
werden könne, Hinwelse auf die Aktions­
konferenz Llngen etc. - alles das kam 
nicht zur Sprache (oder nur in Nebenbe­
merkungen). 
(Leider fielen mir spontan nur Mängel der 
Konferenz auf, die ich ohne lange nachzu­
denken aus dem norddeutschen Raum 
aufzählen kann, die Kette Ist aber noch 
viel länger!) 

2. Die Auseinandersetzungen um die 
Herbstaktion in der Oberpfalz bestimm­
ten die Plenumsdiskussion. Aber weder 
die Initiatoren der Herbstaktion standen 
Rede und Antwort (von der ATOM war nie­
mand - mehr- da), noch die Kritiker aus 
den Kreisen Oberpfälzer Autonomer 
machten den Mund auf (nachdem sie 
doch noch relnschauten). Der Restwer ab­
surd, wenngleich gut gemeint in den Vor­
stöBen und Rettungsversuchen: Meinun­
gen aus 2. Hand gepaart mit einer- ange­
sichts der dünnen Besetzuog der Konfe­
renz zu diesem Zeitpunkt nurmehr 40Teil­
nehmer/lnnen - vollmündigen Ignoranz: 
So wurde allen Ernstes davon geredet, daß 
wir - die verbliebenen Aufrechten - "die 
Position der Anti-AKW-Bewegung" in 
Frankfurt beim Trägerkreistreffen massiv 
einbringen sollten. Wer hinfahren würde, 
blieb offen und nicht verbindlich geklärt! 

3. Der Aktionstag gegen Atommülltrans­
porte entfiel, übrig blieben regionale Ini­
tiativen gegen Atommülltransporte (z.B. 
Lübeck). 

4. Einzig die Kontakte zu den lnrs, die sich 
nach Tschernobyl gegründet hatten, ver­
liefen einigermaßen zufriedenstellend, 
aber auch dieser Punkt wurde im Sonn-
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tagsplenum zu fortgeschrittener Zeit nur 
noch zur Kenntnis genommen, nicht rich­
tig diskutiert, so daß es ehrlicher wäre zu 
sagen, einige der "Alten" engagieren sich 
für die Entwicklung der Zusammenarbeit 
mit den "Neuen". 

5. Eine Auswertung der Aktivitäten um den 
Tschernobyl-Tag herum fehlte, desglei­
chen eine sich anschließende Perspektiv­
diskussion ("Ausstieg!" Ist unsere Devise, 
nicht "Weitermachen wie bisher"). - Zu 
Fragen, die in der Öffentlichkelt diskutiert 
werden (Molke, Schachtunglück in Gorle­
ben) schwelgen wir uns aus. 

Schon Im Vorfeld der Atommüllkonferenz 
von Bleiefeld habe ich viele Telefonate ge­
führt, damit Leute von den Standorten 
kommen. ich denke, je mehr diese Treffen 
den Charakter einer reinen "Bewegungs­
konferenz• bekommen, je mehr der Aus­
tausch zwischen Standort-lnrs ausbleibt 
zugunsten der "bewegungsübergreifen­
den• Diskussionen, desto schneller Ist die 
Atommüllkonferenz erledigt Ich plädiere 
keineswegs für eine "reine" Standortekon­
ferenz, aber die Chance, etwas mit nach 
Hause zu nehmen, muß gegeben sein. Wo 
waren die Leute von der Gruppe Ökologie, 
wo die Darmstädter? War elnle Jurist/ln 
da? Gerade die Mischung aus "sich schlau 
machen• und "politisieren" + "Aktionspla­
nung• ist die· richtige. 
Ich rede damit nicht der reinen "Fachsim­
pelei" das Wort, den Fehler haben wir auch 
schon gemacht, auf die richtige Mischung 
kommt es an. Als wir Im Januar'82 die 1. 
Konferenz nach Salzgitter einberufen ha­
ben, geschah das zu einem Zeitpunkt, als 
die Anti-AKW-Bewegung abgeklungen 
war, in erster Linie arbeiteten noch die Bl's 
aus dem Spektrum der "Entsorgung"; der 
Name "Atommüllkonferenz" transportiert 
noch diesen damaligen Zustand. Ent­
scheidend war, daß wir uns damals einen 
Diskussionszusammenhang geschaffen 
haben, den ich nicht bereit bin, leichtfertig 
aufs Spiel zu setzen. Es sind qarüber per­
sönliche und politische Kontakte gewach­
sen, die unverilchtbar sind. Außerdem war 
ein Prinzip, daß wir uns am Standort einer 
laufenden I im Bau befindlichen I geplan­
ten Atomanlage treffen, um über des Ken­
nenlernen des Standortes und die Pres­
searbeit den jeweiligen lni's "unter die Ar­
me" zu greifen. Das Ist uns manchmal wir­
klich gelungen. Ich plädiere also dafür: 

1. Die Atommüllkonferenz findet an 
Standorten von Atomanlagen (s.o.) statt 
Erfahrungsaustausch und Impulse für Ak­
tionen (die Problematik von "Beschlüs­
sen" lasse Ich mal aus) sind nur möglich, 

wenn Standort-lnrs die Chance des über­
regionalen. Austausches für sich anneh­
men. Klar ist aber, daß die Atommüllkonfe­
renz grundsätzlich offen für alle interes­
sierten Leute und lnfs ist 

2. Die Vorbereitung erfolgt über die Rund­
briefe, die Einlader haben aber die Verant­
wortung für das Zustandekommen der 
Gruppen (Abklären, wer kommt, wer was 
Qbernimmt, Anstöße geben). 

3. Das Eingangsplenum mit den Standort­
und Gruppenberichten diskutiert Schwer­
punkte der Konferenz vor. Das Abschluß­
plenum macht nur Sinn, wenn die Leute 
auch am 2. Tag da bleiben! 

Da mir allerdings die weltergehenden 
Gründe für die Kasseler Rumpfveranstal­
tung nicht klar sind, da ich nicht wissen 
kann, warum die Leute von der ATOM, die 
Gruppe Ökologie u.a.,Standort-BI's kaum 
vertreten waren, ob es nur Zufall war oder 
ob es gerade ausnahmsweise mal kein 
Bedürfnis war, sich überregional zu tref­
fen, möchte ich euch alle (und auch die 
anderen) auffordern, mal zu sagen I 
schreiben, was ihr von der "ZUKUNFT DER 
ATOMMÜLLKONFERENZ" haltet 

Wolfgang Ehmke 

Wolfgang Ehmke: Tanz den SuperGAU. Eine 
Groteske. 88 S., 12 DM. 
Verlag u. Vertrieb: Förderventln Umwelt· 
schutz Unterelbe. ISBN 3-8887&037·2 
Der Staatspräsident als Femsehkoch, der 
Polizeipräsident als militanter Demon· 
strant, HamsterkAufe der Kabinettsmitglie­
der - Absurditäten, Aberwitz angeslchts 
apokalyptischer VIsionen? Getreu dem Mot­
to Chrlstlan Morgensterns "Die Galgenpoe­
sie Ist die skrupellose Freiheit des Ausge­
schalteten, Entmaterialisierten" belauscht 
der A\.ltor Kabinetts- und Krlsensltzungen, 
verfolgt die scharfsinnigen Oberlegungen 
der Zeltungsmacher, 118t Kunst· und wirkli­
che Figuren auf der BOhne des SuperGAUdi 
Ihren Veitstanz tanzen. Eine Satire auf die 
Katastrophe kann das gutgehen? Gewiß 
nicht. Aber eine Satire auf die Mächtigen, 
Ihr BemOilen, die Katastrophe in den Griff 
zu bekommen, das ist bekOmmlicher. Es 
scheint, als sei die Zelt des Galgenhumors. 
gekommen. "Wir lachten, daß es eine 
Schande war." (Uirich Greiner, Die ZEll). 
Bestellungen bel: BUU Hamburg, Weiden­
atlag 17,2000 Harnburg 20, Tel. 0401400423 



Arbeit in Atomanlagen: 
VIelfach werden die ln Atomanlagen Be­
schlftlgten und die Atomkraftgegnerlinnen 
als natorllche Gegner angesehen und ver­
stehen sich oft auch so. Ich will Im folgen­
den darlegen, da81m Grunde belde Gruppen 
einen gemeinsamen Gegner haben, die At<> 
mlndustrle. 
Dazu betrachte Ich vier Bereiche: 
1. Die Strahlengeflhrdung, die wesentlich 
grOBer Ist, als den Beschlftlgten offiziell ge­
sagt wird. 
2. Die sonstige kOrperliehen Belastung, die 
durch die Atomtechnik bedingt wird. 
3. Die Einschrankuno der Rechte der Be­
triebsrate und die Personenkontrolle, die 
steh auf das Atomgesetz stotzt. 
ZU 1.: Oa8 radioaktiveStrahlen gesundhelts­
schldllch sind, Ist allgernein bekannt. Oft 
wlrdd aber behauptet, es glbe einen un­
schldllchen Schwellenwert, unterhalb des­
sen man gefahrlos bestrahlt werden kOnne, 
oder es wird behauptet, die Schaden bei nie­
drigen Dosen seien so gering, daß man sie 
niemals feststellen kOnnte. Beldes Ist 
falsch, Im Gegentell haben Untersuchungen 
an zehntausenclerramerlkanlschen Atomar­
beltem, die sich Ober mehrere Jahrzehnte 
hinzogen, zu folgendem Ergebnis gefOhrt: 
Angenommen, eine Gruppe von 100 Kolle­
gen wird 10 Jahre lang JAhrlieh mit 1 Rem 
belastet, das Ist ein FOnftel der zullaslgen 
Dosis (d.h. "Kollektlvdosls" 1000 Personen­
Rem), dann sterben unter Ihnen ln den fol­
genden Jahrzehnten 7 an Strahlenkrebs. 
Nehmen wtr andererseits an, eine Gruppe 
von 1000 Arbeitern wird Im Lauf eines Jah­
res mit den zutlaslgen 5 Rem bestrahlt (d.h. 
Kollektivdosts 5000 Pet'sonenRem). dann 
fallen von Ihnen 35 dem Strahlenkrebs zum 
Opfer. 
Das erste sind durchaus Obllche Werte fOr 
das Stammpersonal, das zweite fOr die Mas­
senvon "Wegwerfarbeltern", die von Leihfir­
men zu den besonders geflhrllchen Arbe.l· 
ten beim Brennelementewechsel geschickt 
werden. 
Diese amerikanischen Arbeiter werden n• 
turgeml8 stark angefeindet. Wer sie nicht 
verwendet, gewinnt aus den Erfahrungen ln 
Hlroahlma und Nagasakl etwa 3- bis 10ma1 
niedrigere Werte. Die sind aber Immer noch 
wesentlich hOher als offizielle Stellen in der 
BAD zugeben. Die sind nlmllch rund 100mal 
niedriger als die amerikanischen. 
Aufgrund dieser Erkenntnisse Ist der offi­
zielle Grenzwert von 5 Rem/Jahr viel zu 
hoch, er bedeutet einen absichtlichen Mord 
an zahllosen Kollegen, wenn auch "auf Ra­
ten" Ober viele Jahrzehnte vert.ellt. 
Die Internationale Strahlenschutzkommis­
sion schlagt vor, die Grenzwerte abzuleiten 
aus der Forderung, da8 das Risiko von At<> 
marbeltarn nicht hOher sein sollals das "ge­
sellschaftlich akzeptierte" 'Risiko, durch 
den Beruf zu Tode zu kommen. 
Das lat natOrllch ein problematisches Ge­
dankensplel, aber es fOhrt jedenfalls zu we­
sentlich niedrigeren Werten. Ich errechne 
aus den amerikanischen Daten einen zulls­
slgen Grenzwert von 0,015 Rem pro Jahr. 
Prof. Kunl, ein StrahlenmediZiner an der Unl­
versltlt Marburg und Letter einer vom OGB 
organisierten und finanzierten Arbeltsgrup-

Ratencc 
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Arbeit am Handschukasten bei ALKEM. 

pe, der die amerikanischen Ergebnisse we­
niger gewichtet, kommt zu Immerhin einem 
Wert von 0,030 Rem for Frauen und 0,100 
Rem fOr Mlnner. Das WOrde eine Senkung 
der Gtenzwerte auf 1/150 fOr Frauen und 
1150 for Manner bedeuten, was die Atomln­
dustre Okonomlach kaum verkraften worde. 
Der nahliegende SchuBist daher, da8 eine 
Industrie, die nur auf Kosten der Gesund­
heit der ln Ihr Beachlftlgten wirtschaftlich 
arbeiten kann, keine Existenzberechtigung 
hat. 
Bedauerlich Ist, da8 der DGB aus der von 
Ihm selbst veranlaSten Studie von Prof. Ku­
ni und Mitarbeitern keine Konsequenzen 
zieht. Gewerkschafter/Innen sollten fragen, 
warum (3). 
WAhrend so eine drastische Senkung der 
Grenzwerte angezeigt Ist, betreibt die Bun­
desregierung das Gegenteil: Sie plant, 
durch eine Novaliierung der Strahlenschutz­
verordnung, die zullsalgen Grenzwerte ~ar 
nicht fOr den gesamten KOrper, sondern fOr 
bestimmte Organe, anzuheben. Zum Bel­
spiel soll fOr Atomarbeiter das Knochen­
mark statt mit 5 Rem/Jahr in Zukunft mit 15 
Rem bestrahlt werden, die Haut statt mit 30 
Rem ln Zukunft mit !50 Rem. Die unglaubli­
che Begrolldung Ist, fOr manche Organe sei­
en die Heilungschancen fOr Krebs gestie­
gen, deshalb kOnne man hluflgere Krebser­
krankungen zulassen! 

WAhrend so unterschiedliche L.lnder wie 
die DDR und Schweden das bereits elnge­
fOhrt haben, konnten das die Gewerkschaf­
ten ln England und USA bisher vemlndem. 
Auch ln der BAD atnd die Gewerkschaften 
gefordert. 
VIele der ln Atomanlagen Beachlftlgten tra­
gen also bereits den Keim einer Krebser­
krankung ln sich, ohne es zu wissen, und 
wenn der Krebe nach Jahrzehnten aus­
bricht, kann keiner exakt beweisen, da8 die 
Berufstltlgkelt die Ursache war. ln Frank­
reich Ist Immerhin die LeukAinie als Berufs­
krankheit fOr Atomarbeiter anerkannt, in der 
BAD nlchtl (2). 

Oie Lage Ist dadurch noch schlimmer, da8 
die Messungen der erlittenen Ooels mit 
Filmplaketten vielfach zu optimistlach sind, 
d.h. zu wenig anzeigen. Du hat man ge­
merkt, als man an Atomarbeitern ln deut­
schen AKWs die Strahlenachiden an Ihren 
Chromosomen direkt nachgewiesen hat. Je­
der Atomarbeiter tragt also schon heute de­
fekte Chromoeomen mit sich herum, was 
sich an Mißbildungen seiner Kinder und En­
kelkinder zeigen wird. Au8efdem werden die 
Plaketten von den zustlndlgen Instituten 
manchmal gar nicht ausgewertet, sondern 
es werden ln die Usten einfach "..0 mrem" 
eingetragen, auch wenn IrrtOmiich die PI• 
kette gar nicht mit eingeschickt worden 
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war. Das habe ich in meiner Praxis als 
Strahlenschutzverantwortlicher in einem 
Kernforschungsinstitut selbst erlebt. Das 
Stammpersonal in den AKWs wird dabei 
noch verhlltnism481g geschont, viel schlim­
mer belastet man die Tausende von Lelhar­
beltern, die beim Brennelementewechsel 
die schwersten und dreckigsten Arbeiten 
machen mossen. Ihre Zahl wird laut TÜV 
eiskalt so berechnet, daß man die gesamte 
Belastung abschatzt und durch die jAhrlieh 
zullssige Belastung pro Person teilt. Also 
werden sie absichtlich bis zur Grenze voll­
gepumpt. Bei besonders gefAhrliehen Arbei­
ten erreichen sie diese Dosts schon in weni­
gen Tagen, in ExtremfAllen in wenigen MI­
nuten. Dann werden sie sofort entlassen. 
Sie mossen meist bei Arbeitsantritt ein For­
mular unterschreiben, ln dem sie von sich 
aus kOndlgen, und in dem der Arbeitgeber 
das Datum eintragt, an·dem sie Ihre Dosis 
erreicht haben (1). 
ZU 2.: An den zuiAsslgen Strahlenbelastun­
gen zu sterben, Ist zwar das schlimmste Al· 
slko der Beschlftlgten ln Atomanlagen, 
aber hinzu kommen andere Probleme. 
Die Arbeit 'Ist kOrperlloh oft viel anstrengen­
der als etwa ln normalen· Kraftwerken: ln 
schweren, luftdichten Strahlenschutzanzo. 
gen und Atemmasken zu a(belten, belastet 
den Kreislauf, so daß nicht selten Kollegen 
darin umfallen. Besonders die wenig oder 
nicht Ober Gefahren aufgeldArten Leiharbei­
ter reiBen oft die Atemmasken ab, um "fri­
sche Luft" zu atmen, die mit radioaktiven 
Partikeln erfOIIt lsto, besonders schlimm, 
wenn z.B. nebenan eine andere Kolonne die 
verseuchten OberflAchen absctilelft. 
Aus diesem Grund erfOIIt viele Kollegen ge­
rade deS Stammpersonals die sorge, was 
aus Ihnen wird, wenn ·sie eines Tages die­
sen besonderen kOrperllohen Anfotderun­
gen nicht rriehr gewachsen sind. Irgendwel­
che SozialplAne sind dafor nicht vorgese­
hen. 
Auch sonst birgt die Arbeit in Atomkraftwer­
ken spezielle Gefahren, die bei normalen 
Kraftwerken nicht oder weniger stark vor· 
handen sind. Dazu gehOrt die "Unsitte" der 
Betrelber, viele Defekte, die normalerweise 
schnell behoben· wer~n kOnnen, aufzu· 
schieben bis zur nlchsten geplanten Ab­
schaltung, wodurch sie steh verschlimmem 
und eine Extra-Gefahrenquelle bedeuten, 
erst recht, weil sie dann unter großer Hetze 
durchgefOhrt werden mossen. 
So wurde Im AKW Gundremmlngen bei el· 
nem leckenden Ventil die Stopfbuchse Im­
mer wieder angezogen, bis am Bußtag bei 
geringerem Bedarf das AKW abgeschaltet 
wurde. ZwtJI Arbeiter worgten dann solange 
daran herum, bis der Ventilstutzen abriß 
und der -austretende Heißdampf sie lOtete. 
l)aZu trug auch ein weiterer AKW·typlscher 
Mangel bei: die verwinkalte enge Bauweise. 
ln einem gewOhnll.ohen Kraftwerk hatte sich 
der heiße Dampf lnh einem grOßeren Raum 
verteilen kOnnen, dadurch wAren die zwei 
vielleicht am Leben geblieben. Typisch Obrl­
gens: die unmittelbaren Vorgesetzten wur· 
den wegen fahriAsalgerTOtung bestraft, die 
1llgentlloh verantwortlichen leitenden Ange­
stellten freigesprochen. 
Hier seien Erscheinungen angesprochen, 
die unabhAnglge Wlsserischaftler an japanl· 
sehen Zeltarbeitern von AKWs gernacht h• 
ben, und die erschreckend dem lhneln, was 
bei den Oberlebenden von Hlroshlma und 
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Nagasakl als "atomlc bomb ldllng 
syndrom" beschrieben wird, also ein Kom­
plex von Beschwerden, der die Leute unfl· 
hlg macht, zu arbeiten: Obergroße Erschöp­
fung, nach 1 Arbeitstag 2-3 Tage Erholung 
notwendig, UnfAtilgkelt zur Konzentration, 
SChwlndelgefOhle, Kopfschmerzen, Über­
empfindlichkeit gegen Infektion. Diese Er­
scheinungen konnten nicht auf sonst be­
kannte Ursachen, wie Bluthochdruck, zu­
rockgefOhrt werden; es liegt wohl eine lndl· 
rekle Strahlenwirkung vor, die nlhere Unter­
suchungen erfordert. 

ZU 3.: Die bespndere GefAhrdung der Ato­
mindustrie durch Sabotage muß herhalten, 
um die darin Besohlftlgten zahllosen Kon­
trollen und Schikanen zu unterwerfen. Das 
fingt damit an, daß wenige Zuginge zu Ge­
bAuden geoffnet sind (FiuchtmOgllchkelt 
bei Unfallen verringert) und hört auf bei ge­
helmdlenstmlßlger Überwachung des Um­
feldes der Besohlftlgten (um eventuelle Er­
pre8barkelt aufzusparen). Auch das Strei­
krecht kann durch Hinweis auf SachzwAnge 
elngeschrankt werden, wie in England 
schon geschehen. Dabei werden selbst die 
Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates 
eingeschrlnkt mit der BegrOndung "Atom­
gestz bricht Betrlebsverfassungsgesetz"l 
Angemerkt sei, daß natorllch kelnle 
Atomkraftgegnerlln je auf die Idee eines Sa­
bOtageaktes kommen wOrde, bei dem Ra­
dloaktlvttat freigesetzt werden kOnnte • der 
Schutz vor Radloaktlvltlt ist ja gerade Ziel 
und Anlaß unserer Bewegung! 

Zu 4.: Oft wird behauptet, Atomkraftgegnerl 
Innen wollten den in der Atomindustrie Be­
schaftlgten die ArbeitsplAtze wegnehmen. 
Recht betrachtet Ist eher das Gegentell der 
Fall. Der Bau Immer grOBerar Kraftwerksein­
heiten Ist for den Belreiber in vieler Hinsicht 
profitabel. Dazu gehOrt auch die Vernich­
tung von ArbeitsplAtzen fOr normale Kraft­
werke in normalen, kleineren Anlagen, ab­
gesehen von der Vernichtung von zahllosen 
Arbeitsplatzen in der Kohlelndustrle. Umge­
kehrt kOnnten schon durch die Inbetrieb­
nahme der stillstehenden Kohle-, Gas- und 
Ölkraftwerke mehr ArbeitsplAtze _geschaf­
fen werden. Erst recht kOnnte durch die Um­
orientierungder Energiewirtschaft auf Spar­
und Wiedergewinnungstechniken (Sonne, 
Wind, Biomasse) 200.000 bis 400.000 Ar· 
bettsplatze mehr in kurzer Zelt geschaffen 
werden. 
Aber was hAtten Atomarbeiter selber da­
von? Einige Zahlen: ln den AKWs der BAD 
sind Z:Z.. 4.000, in der Brennelementtechnik 
(Lingen, Hanau, ... ) 3.500 f41enschen besohlt·. 
tigt, in den Kernforschungszentren noch ei­
nige Tausend mehr. Aber etwa Im AKW sind 
nur unter 5% "nukleartyplsch" ausgebildet, 
den anderen ware sowieso egal, in welcher 
Sorte Kraftwerk Sill arbeiten. Und auch die 
speziell Ausgebildeten kOnnten umgeschult 
werden; dafor, wie fOr eventuelle Sozlalpll· 
ne, mOSten beim Ausstieg aus der Atome­
nergie Mittel bereitgestellt werden. Ver­
schiedene Ausstiegspläne enthalten bereits 
solche Mittel (trotzdem kommen sie zur Er­
hOhung derTarlfe'von wenigen Mark Im Mo­
nat tor die Durchschnlttsfamllle). 
SChließlich gibt es for die kerntechnischen 
Spezialisten (leider) dann noch genug zu 
tun: Abbau und Einschluß der stillgelegten 
AKWs, Behandlung und Legerung des in un­
verantwortlicher Weise bisher erzeugten 
AtommOIIs .. Hlerfor gibt es ganz sicher kei­
ne "unschldllche LOsung". Deshalb kann 
und muß die Forschung der Spezlartsten 
darauf gerlohtet werden, die am wenigsten 
schAdliehe Methode herauszufinden. Die 
gegenwärtigen Pläne zu·r "direkten Endlage­
rung" in Gorleben kOnnen in dieser Hinsicht 
keineswegs als LOsung gelten. 
Eigentlich mOSte es fOr einen Naturwissen­
schaftler oder Ingenieur viel befriedigender 
sein, for zukunftstrachtlge Techniken zu ar­
beiten, als in der Atomtechnik mit Immer 
aufwendigeren Techniken den Immer neu 



auftauchenden Unfallursachen hlntemerzu.. 
hinken und doch das GefOhl zu haben, zu 
aplt zu kommen. 
Wie die Zeitung der IG Metall schreibt, ent­
wickelten auch die Betriebsrite der KWU 
und Vertrauenaleutettorper der IG Metall 
Konzepte zur alternativen Energletechnlk, 
MOllentsorgung und anderen nOtzllchen 
Techniken. Olea grOndet sich auf das Argu­
ment, ganz unabhlnglg von der Frage wie 
man zur Kernenergie stonde, moßte noch­
tarn festgestellt werden, daß die Kraftwerk· 
Union ln Zukunft kaum mehr Kernkraftwer­
ke verkaufen wird. Oie Reaktion des Mana­
gementa Ist sehr richtig, sich zu Qber'legen, 
mit den MOgllchkelten des Konzerns andere 
und sinnvolle Gerate zu entwickeln. 
Wir glauben, dargelegt zu haben, wieso die 
in den AKWs Beschlftlgten und wir eigent­
lich den gemeinsamen Gegner haben, und 
daß es letztlich auch ln ihrem Interesse wA­
re, wenn diese Technik verschwindet. 
Nur erwarten wir nicht, daß sie mit fliegen­
den Fahnen das Lager wechseln, obwohl ei­
ne wachsende Zahl von Fachleuten aus Ge­
wlssensgrOnden gekOndlgt hat und nun die 
BOrgerinitiativen unterstOtzen. 
Aber auch geringe Verbesserungen von 
MlßatAnden Im Werk selbst kOnnen oft nur 
behoben werden, wenn die Öffentlichkelt 
davon erfAhrt und Druck macht. Daher ist es 
so notlg, daß Informationen, auch anonym, 
nach außen dringen Ober UnregelmAßigkel­
ten, Betrlebamlngel, gefAhrliehe VorfAlle 
usw. Dadurch konnen kurzfristig die Ar· 
belt~lngungen der Beachlftlgten ver­
bessert werden und langfristig die Bedin­
gungen geschaffen werden, die Ihnen er­
mOgllchen, ln anderen als Atomanlagen zu 
arbeiten, die weniger gefahrlieh sind tor sie 
selbst und die allgemeine BevOikerung. 

Anmertwngen 

(1) VOIIIg vernachllaalgt wird die Strahlen­
belastung durch Neutronen. Dabei achwir­
ren auch Im abgeschalteten Reaktor um die 
abgebrannten Brennatibe etwa 10 Millio­
nen Neutronen pro Sekunde durch Jeden 
Quadratcentlmeter, die aus "apontanapal­
tenden" Elementen entstehen, die wAhrend 
des ReaktorbetriebeS gebildet wurden. So­
lange die Brennelemente unter Wasser ge­
halten werden, absorbiert das zwar den 
grOßten Tell davon, aber ln den Transport!» 
hAitarn und Im Trockenlager machen sie 
durchaus die Hllfte der Gesamtbelastung 
aus. 
(2) Prof. Kunl weist auf die schockierende 
Tatsache hin, daß die Gefahrdung von Ato­
marbeitern bei den heute geltenden Gren­
zwerten vergleichbar Ist mit der, die bei 
Sprangarbeiten Im Steinbruch auftritt! 
(3) Der geforderten Senkung der Grenzwerte 
wird vielfach mit Argumenten widerspro­
chen, die Bezug nehmen auf die Belastung 
durch natOrllche Strahlenquellen. ("Solange 
man nicht den Schwarzwald mit seiner rela­
tiv hohen Belastung evakuiert, braucht man 
auch die Grenzwerte nicht zu senken"). Dies 
wird von Kunl mit dem einleuchtenden Ge­
danken gettontert, Im Sinne dieser Logik 
kOnnte man unter Berufung auf die Verkehr· 
stoten auf Schutzhelme auf dem Bau ver­
zichten! "Da es sowieso soviel Unfalltote 
gibt, kann man die zusatzliehen berufst» 
dingten Unfalle ruhig tolerieren." 

~c .tc.'"'e•f' 

Aus " Mord auf Raten" 
Bremer BI gegen Atomanlagen 

AKW: Hast du noch in emem anderen 
A Iomkraftwerk gearbeitet? 
S: Ja, in Stade. Die Arbeitsbedingungen 
waren nicht so gut. vor allen Dingen mit 
dem Strahlenschutz. man ist nervlich schi­
kaniert worden. man ist oft verheizt worden, 
wenn man sich n1cht so gefugt hat, wie die 
das wollten. Und dann Ist es auch ö fter vor­
gekommen, daß ein1ge Leute ·ne enorme 
Strahlenbelastung hatten. in drei Wochen, 
bis zu 1.200 mrem und mehr, und das war 
mir dann zuviel. und dann bin ich abgehau­
.:n. 

AKW: Du sagst, emige hatten 1.200 mrem 
und mehr. Wie tSI das denn passrert? Hat· 
ten die so klemere Unftllle, oder was? 
S: Nee. es gab da ·ne Rein1gungstruppe. die 
m Stade 1n den Damplerzeuger mußte. und 
die mußten da reinigen. mit Saugern und so 
und im Dampferzeuger 1St 'ne relativ hohe 
Strahlung. und es gibt da auch Trupps. d1e 
mit 15-20 Mann kommen. weil d1e dann 
schon 450 mrem oder so drauf hatten und 
diese Leute mit denen Ich zusammen gear· 
beitet hab'. die eben die enorme Belastung 
abgekriegt haben, sind z.T. Im Dampferzeu· 
ger und in anderen Bereichen und das hat 
nichts mit Unfällen zu tun. Soweit ich we1ß, 
war in Stade während der Zeit kein Unfall. 

AKW: Das geh6rt also zur normalen Beta· 
stung? 
S: Ja. das gehört zur normalen Belastung! 

Aus "Le1harbeit 1n AKWs'' 
Ant i·Atomplenum Hannover 
Zuerst einmal zu den lnterviewausschnll· 
ten. Es handelt sich hierbei um Arbeiter, die 
während der Revision im AKW Wurgassen 
(e~n Siedewasserreaktor) eingesetzt waren. 
"Also, wenn das Werk abschaltet. dann wer· 
den 1m Schnitt 30% der Brennstabe ausge· 
wechselt. Die kommen dann ins Ablage· 
rungsbecken. Da bleiben die Ober ein Jahr, 
damit sich die Strahlung abbaut. Wenn das 
ausgewechsell w1rd. dann 1st Wasser drin. 
Sobal Wasser drin 1st und die Revision an· 
längt, sind 1mmer Leute von uns da. und die 
mossen das auch ums Becken herum sau· 
ber hallen. dam1t d1e Kontam~nation n1cht 
durch ganze Werk getragen w~rd Wenn ei· 
ner da arbe1tet. dann arbeitet e~ner d~rekt 
am Becken und einer hält Ihn fest. also ges1· 
chert m1t e~nem Se1l. Wenn Wasser dnn 1st 
und er fällt rein, dann müßte schon ~nner· 
halb von 10 Sekunden e1n Reltungsnng da 
sein. weil man 1n dem Wasser n1cht schw1m· 
men kann. Es 1st 1a warm da da s~nd 1a mln· 
destens 35. 40 Grad. D1e Leute die am 
Becken arbe1ten ... also. Uberschuhe muß 
man eh tragen, und die müssen nochmal zu· 
sätzliche Uberschuhe anziehen und zum 
normalen Overall - der 1st normaterwe1se 
we1ß - noch einen gelben drOber. Oie unten 
1ns Becken reingehen. die mussen noch e•· 
nen Pedl m1t Maske anz1ehen. Pedi Ist e1n 
Gummianzug, das kommt aus der Schwe1z. 
Die sind turtundurchtass1g. Was der Korpe• 
an eigener Wärme abstrahlt. das ble1bl alles 
im Pedi drin, in Form von Schweiß nau 
Wenn man eine Stunde mit Pedi arbeitet. 
bei 40 Grad, dann hat man nachher die Han· 
de und Schuhe voll Wasser stehen. Das 
geht auf den Kreislauf. Da sind schon v1e1e 
Leute umgekippt. .. 
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"Wer ohne die erforderl iche Genehmigung 
eine kerntechnische Anlage betreibt, wird 
nach § 327 Strafgesetzbuch mit einer 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
einer Geldstrafe bestraft." Die beiden ba­
den - württembergischen Kernkraftwerke 
übrigheim und Neckarwestheim I haben 
keine solche Genehmigung, jedenfalls 
nicht für den Dauerbetrieb. Der illegale 
Betrieb des ältesten AKWs der Republik, 
Obrigheim, währt bereits 20 Jahre, 
Neckarwestheim I heizt den Neckar seit . 
15 Jahren. 
Beide waren jedoch nur für den Probe­
betrieb genehmigt. Das ergeben zwei aus­
führ! iche Rechtsgutachten, die von den 
baden - württembergischen Grünen vor 
vier Monaten in Auftrag gegeben wurden. 
Der Verstoß gegen den Atomparagraphen 
im Strafgesetz ist ein Offizialdelikt. Die 
Grünen kündigten Strafanzeige gegen die 
Setreiber des AKW übrigheim und Ver· 
waltungsklagen gegen das Stuttgarter 
Wirtschaftsministerium als Genehmigungs­
behörde und gegen das Ministerium für 
Landwirtschaft und Umwelt als Aufsi chts­
behörde an. 
Rein zufäll ig waren die baden - württem· 
bergischen Grünen zu Beginn dieses Jahres 
auf den klammheimlichen, nicht geneh· 
migten Betrieb des "längst schrottreifen" 
AKW übrigheim gestoßen. Für eine sicher­
heitstechnische Studie des Darmstädter 
Öko- Instituts waren die Genehmigungs· 
unterlagen vom Wirtschaftsministerium 
angefordert worden. War in den ersten 
Teilerrichtungsgenehmigungen Mitte der 
60er Jahre noch der "Probe· und Versuchs­
betrieb" des AKW gestattet worden, so 
feh lte dieser Hinweis in weiteren Geneh· 
migungsverfahren. Der Satz war ganz ein­
fach gestrichen worden. Eine Erlaubnis 
zum "Dauerbetrieb" war aber vom Betrei· 
ber des AKW. der KWO übrigheim GmbH, 
weder beantragt noch gegeben worden. 
Eine nachträgliche Genehmigung zum 
Dauerbetrieb, so hoffen die Grünen, sei 
schon deshalb auszuschließen, weil das 
AKW übrigheim nicht einmal den Mindest· 
forderungen der Reaktorsicherheitskom· 
mission genügt. Den Gutachtern zufolge 
kommt nur die einstweilige oderendgültige 
Einstellung des AKW-Betriebs in Betracht. 

Rechtzeitig vor der Großdemo gegen 
das AKW Mülheim-Kärllch am 10.5.87 
legte das Öko-1 nstitut Darmstadt (Ö ID) 
eine Studie vor, die den Katalog mög· 
licher Unfallursachen gefährlich erwei· 
tert hat. 

Der Untersuchung zu folge steht das 
Kraftwerk genau im Gebiet einer tekto· 
nischen Störung und ist insofern extrem 
erdbebengefährdet. Da seinerzeit die 
sich aus den geologischen Verhältnissen 
ergebenden Gefahren in folge zu niedrig 
gemessener Werte unterschätzt wurden, 
sei die Anlage durchaus mögliche'n höhe· 
ren Belastungen kaum gewachsen. Die 
Konsequenzen einer potentiellen Kraft· 
Werkskatastrophe werden im Falle Mül­
heim-Kärlich um so erschreckendt:r je 
mehr mensch die Standortbedingungen 
des Reaktors berücksichtigt. ln einem 
Umkreis von 10 km leben mehrere hun­
derttausend Menschen. Das bedeutet 
eine Bevölkerungsdichte, die zumindest 
in den USA die Betriebsgenehmigung 
für ein AKW ausgeschlossen hätte. Dar­
über hinaus stellt die Studie fest, daß 
der Standort des AKWs in einem von 

nden Talkessel eine 

erhebliche Schwächen auf, da hier 
im Gegensatz zu anderen AKWs auf die 
"4- Strängigkeit der Sicherheitssysteme" 
verzichtet worden sei. Daher könnten 
nicht alle Teile des Notkühlsystems alle 
Stränge des Primärkreislaufs erreichen, 
so daß das Contaiment den Belastungen 
eines Kernschmelzunfalls nicht statthal­
ten würde. 

Schon durch die Auftragsvergabe an 
die völlig unerfahrene, aber billige BBC 
wurden die Sicherheit von Beginn an zu 
gunsten der Rentabilität zurückgestellt. 
Entsprechend der Pannen verlängerte 
sich die Bauzeit jedoch auf 12 Jahre, 
und die Kosten stiegen auf über 10 Mrd. 
DM. 

Derzeit ist der Reaktor abgeschaltet, 
soll aber voraussichtlich im Juni wieder 
in Betrieb gehen. In Anbetracht der Fülle 
der risikorelevanten Aspekte ist die end· 
gültige Stillegung notwendiger denn je. 
Um der Forderung nach Liquidierung 
des AKWs Mülheim-Kärlich Nachdruck 
zu verleihen, hatte daher die Landeskon· 
ferenz der Anti-AKW-Gruppen in 
Rheinland-Pfalz eine Großdemo für 
den 10.5.87 vorbereitet. Die Ergebnisse 
dieser Aktion fassen die Veranstalter 
wie folgt zusammen: 

Trotz schlechten Wetters folgtem 
dem Aufruf der rheinland-pfälzischen 
Bis zur Demo das AKW Mülheim 

rinnen und 
Der Demonstrationszug von Neuwied 
nach Mülheim.:.. Kärlich sowie die Kund-

zur gebungen verliefen ohne Zwischenfälle. 
ge_ habe. Es handle sich um eine R~gion Während der Kundgebung sprach der 
m1t ausgesprochenen Schwachwmdla- Koblenzer Internist Dr. Stück über die 
~n. Ir:' .F.~lle ~~ner Freisatzung von Ra· • verheerenden gesundheitlichen Folgen 
d1oakt1v1tat wurde das ' bedeuten, daß , der Inbetriebnahme des AKWs, sowie 
eine entstehende radioaktive Wolke das über die demokratiefeindlichen Auswir· 
Neuwieder Becken zunächst einmal nicht 11 kungen des Atomstaats. 
verlassen würde und hochkonzentriert ' Dr. Lothar Hahn vom Öko-lnsitut 
bliebe. Sehr hohe Strahlendosen für die Darmstadt verwies auf das erhöhte GAU 
Bevölkerung wären die Folge. ' Risiko infolge der Baugleichheit wichti· 

Diese standortspezifischen Risiken ger Komponenten des Reaktors Mül· 
werden ergänzt durch eine ganze Menge heim-Kärlich mit Harrisburg. 
von bautypischen Mängeln ohne das ein Erna Wellnhofer von der BI gegen 
entsprechendes Sicherheitssystem den die WAA Wackersdod beschrieb ein-
,.gefahrlosen" Betrieb gewährleistet. Der dringlich ihre Erfahrungen mit der Ver· 
Reaktor ist baugleich mit dem AKW folgung und Diffamierung der AKW-
Harrisburg, und US- Wissenschaftler Gegner durch die Staatsorgane. Als 
kamen zu dem Schluß, daß diese Re· Sprecherio der Landeskonferenz pran-
aktorlinie durch ,.hoffnungslose Fehl- gerte Gisela Müller dasunverantwortliche 
konstruktionen" ein unverantwortlich· Verhalten der regierenden Politiker an, 
es Risiko birgt. Die für diese Einschät· die trotzder spätestens seit Tschernobyl 
zung relevanten _Anlageteile wurden in bekannten ungeheuren Gefahren an der 
Müfheim-Kärlich unverändert übernom- Atompolitik festhalten und forderte die 

Insbesondere das Primärkreislauf- Bevölkerung allf, sich der Anti-AKW-
mäß der ÖID-Stu· Bewegung anzuschließen. Die Veranstal­

ter beurteilten die Demonstration als 
Bestätigung ihrer Arbeit für eine lebens­
werte Zukunft .. 



Probleme auch, wie könnte es anders sein, 
im THTR Hamm. Während der zweiten 
Zwangspause in diesem Jahr, die notwen­
dig wurde, um Werkstoffmängel in Leitun­
gen des Sekundärkreislaufs zu beheben, 
wurde das Problem der unerwartet hohen 
Dichte zwischen den 700000 kugel­
förmigen Brennelementen überdeutlich. 
Um die periodisch notwendig werdende 
Umwälzung der Kugeln durchführen zu 
können, muß der Reaktor abgeschaltet 
werden. Dafür aber müssen zwischen die 
Kugelelemente die sogenannten Kernstäbe 
eingefahren werden, die den unangeneh­
men Nebeneffekt haben, daß sie den 
Brennelementhaufen weiter verdichten , 
und einzelne Elemente gar zerdrückt wer­
den. Da sich die Setreiber aufgrund ver­
schiedener Defekte offensichtlich nicht 
ausschließlich auf das Schnellabschalt-

~ syste'""m ssen nen, sind sie gez~un­
~ gen, auch in entsprechenden Fällen die 
, Kernstäbe einzufahren. . 
J Während die Atom - Mafia noch bis vor 
~ kurzem tönte, erst nach dreißigjähriger 

Betriebsdauer seien etwa 4000 Kugeln 
I zerstört, ist sie nunmehr mit einem völlig 

anderen Sachverhalt konfrontiert: 
Falsche Berechnungen der Dichte des 
Kugelhaufens und das relativ häufige Ein­
fahren der Kernstäbe haben in nicht ein­
mal eineinhalb Jahren Probebetrieb dazu 
geführt, daß mindestens 6000 Brenn­
elemente zerstört wurden. 

ng von 
möglich. 
Kommt es während der derzeit laufenden 
dritten und letzten Phase des Leistungs­
versuchsbetriebs zu weiteren Pannen oder 
unvorhersehbaren Verzögerungen, wird 
sich die offizielle Übergabe an den zukünf­
tigen BetreiberVEWweiterverzögern. Man 
ist bisher schließlich nur um etwa elf Jahre 
vom ursprünglichen Zeitplan abgewichen. 
Ohnehin teilte die Genehmigungsbehörde, 
das NRW - Wirtschaftsministerium, kürz­
lich mit, daß über eine Genehmigung für 
den Dauerversuchsbetrieb nicht vor 1990 
entschieden werde. Rechtliche Vorausset­
zung sei dafür allerdings u.a. der Nachweis 
eines externen Zwischenlagers für den 
THTR - Atommüll. Aber die dafür vorge­
sehenen Halle in Ahaus wird wohl auf 
zunächst nicht absehbare Zeit eine Bau-

;J
ruine blei~en; auch wenndie Physikalisch-

, "'" : .... •. . 

ber ese enorme Stei­
gerung zum rein betriebswirtschaftliehen 
Problem erklären, sehen THTR - Kritiker 
darin ein zunehmendes Gefahrenpotential. 
Ihrer Meinung nach wird durch metalli­
schen Abrieb und radioaktiv verseuchten 
Graphit· und Brennstoffstaub der beschä· 
d1gten Kugeln der Resthaufen weiter ver· 
dichtet, somit der Kugelbruch verstärkt, 
die Aktivität im Kühlgas erhöht und lang­
sam, aber sicher die gesamte Anlage hoch· 
gradig belastet. ln Anbetracht der hohen 
Dichte ist darüberhinaus auch die volle 

Technische Bundesanstalt neulich die 
Einlagerungsgenehmigung für 1500 Ton­
nen Brennelementmüll aus Leichtwasser­
reaktoren gab, obwohl der vom nordrhein· 
westfälischen Oberverwaltungsgericht ver­
fügte Baustop nach wie vor gilt. 
Derweil ist ein breites Bündnis von Atom· 
kraft - Gegnerinnen ungebrochen aktiv, 
um mit unterschiedlichsten Aktionen 
die Stillegung des Pannenreaktors 
Hamm durchzusetzen. 



Am 28.3.87 fand der erste 
Kongreß zur Urananreicherungs· 
anlage (UAA) in Gronau statt, die 
seit August 1985 in Betrieb ist 
und eine Kapazität von 400 Ton· 
nen UT A pro Jahr hat. Zur Zeit 
ist sie jedoch noch nicht voll ausge· 
lastet. Anlaß dieses vom Arbeits· 
kreis Umwelt durchgeführten 
Kongresses ist die geplante Kapa· 
zitätserweiterung auf 1.000 Ton· 
nen UTA pro Jahr. Voraussichtlich 
wird diese Erweiterung Ende Juni 
von der $PD- Landesregierung ge· 
nehmigt, obwohl sie immer sagt, 
daß sie aus der Atomenergie aus· 
steil will. 

ie ca. 1 u.a. auch 
Uranit-Mitarbeiter hörten den sie· 
ben Referentinnen , die zu acht 
Themen berichteten, gespannt zu. 
Der Kongress begann mit einem 
Beitrag von Martin Siepelmeyer 
(Arbeitskreis Afrika Münster) über 
den illegal betriebenen Uranabbau 
in Namibia, sowie über die Aus· 
beutung des Landes und der Ar· 
beiter. Die Unternehmen möch· 
ten schnellstens bevor Namibia 
unabhängig wird, alle Uranvor· 
kommen abbauen. Die zweite Re· 
ferentin {Mitglied des AKUs) las 
einen Bericht der BI gegen Uran· 
abbau im Südschwarzwald vor, 
wobei Dias den Bericht ver anschau· 
lichten. Dieser Bericht handelte Ü· 
ber den Uranabbau in Menzen· 
schwand (Südschwarzwald) . Dort 
stellte mann fest, daß die Bäche 
in der verstrahlt si 

benso wurden 
Wegen gefunden. 

Nach einer Mittagspause be· 
schrieb der Bremer Kernphysiker 
Dr. Gerald Kirchner die Technik 
der UAA und berichtete über 
denkbare Unfälle in und um die 
UAA. Mit Hilfe von Zentrifugen 
(in Gronau hergestellt), wird das 
Natururan von 0,7 % auf bis zu 5 
% angereichert, damit es weiter zu 
Brennstäben verarbeitet werden 
kann. Als Ausgangssubstanz wird 
das gasförmige Uranhexafluorid 
(UF6). eine Verbindung zwischen 
Uran und Fluor, benötigt. Dieses 
ist bei normalen Temperaturen je· 
doch festförmig . Es wird in Auto· 
klaven gasförmig und läuft dann 
über ein Rohrleitungssystem zu 
den Zentrifugen. Dieser Weg ist 
u.a. eine große Risikostelle, da die 
Rohre unter starkem Druck ste· 
hen. Hinzu kommt noch, daß das 
angereicherte UF6 in einem Frei· 
Iager auf dem Uranit- Gelände (Be· 
treiber der Anlage) gelagert wird, 
obwohl das Gelände in einem Tief· 
fluggebiet liegt. Zu beachten ist 
auch, daß die Anlage nicht gegen 
einen Flugzeugabsturz gesichert 
ist. 

Die Biologin Ulrike Fink (Grup· 
pe Ökologie Hannover) ist auf die 
chemische und radiologische Gif· 
tigkeit von UF 6 eingegangen. 
Wenn U F 6 mit Wasser (es reicht 
die normale Luftfeuchtigkeit) in 
Verbindung kommt, entsteht Fluß· 
säure und Uranylfluorid. Die farb· 
lose Flußsäure verätzt die Augen, 
die Schleimhäute und die At· 
mungsorgane. Uranylfluorid ist 
noch giftiger als Flußsäure. Es sinkt 
jedoch in ruhiger Luft schneller 
nach unten, verseucht jedoch den 
Boden der Umgebung. 

Joop Boer (Vertreter der nie· 
derländischen Anti - Atom- Bewe· 
gung) referierte über den Urenco· 
Konzern (wozu auch die Uranit ge· 
hört) und über diewirtschaftlichen 
Aspekte der Urananreicherung. Es 
kann nicht ausgeschlossen werden, 
daß die UAA militärisch zum Bau 
von Atomwaffen genutzt werden 
kann. {Technisch ist dieses mit ge· 
ringen Umbauarbeiten möglich.) 
Weiterhin teilte er mit, daß es welt· 
weit bereits jetzt Überkapazitäten 
in Urananreicherungsanlagen gibt. 

Helmut Burdorf (Dipl. Chemi· 
ker und ehemaliger Mitarbeiter der 

Ökologie Hannover) be· 
in welcher Form Uran· 

anspor 
gen können. Eine g-oße Gefahr be· 
steht, wenn bei Transportunfällen 
ein Brand entsteht, der nicht 
schnellstens gelöscht werden kann, 
da sonst das UF 6 gasförmig wird 
und sich ausdehnt, so daß die Be­
hälter platzen. 

Bei dem Kongress zeigte es 
sich wieder einmal , daß der ge­
plante Widerstand ( als letztes 
von einem Mitglied. des AKU vor· 
getragen) nicht nur ein Thema der 
Anti- AKW- Bewegung sondern 
auch der Friedens- und Dritte­
Welt- Bewegung sein sollte. Es fin­
det regelmäßig jeden 1. Samstag 
im Monat ein Spaziergang um die 
UAA statt. 

Eine andere sehr wichtige Un· 
terstützung ist für uns die finanzi­
elle. Für jede Spende sind wir sehr 
dankbar. Kto. 110 551 700 bei 
der Volksbank Gronau (BLZ 401 
640 24) AKU, c/o Wolfgang Leu­
ders, oder Konto 31712- 469 beim 
Postgiroamt Dortmund (BLZ 440 
100 46) AKU, c/o Gertrud Wesker 

Leider konnten wir in diesem 
Artikel nicht ausführlich über die 
einzelnen Berichte schreiben, das 
würde zig Seiten ergeben, eine aus­
fltlrliche Dokumentation über die 
UAA mit Informationen, die auf 
dem Kongress gesammelt wurden, 
ist in der Mache. Für Bestellungen 
von Dokumentationen, Plakaten, 
Stickern und F lugis für die R ie­
sendemo am 13.6. sowie für son· 
stige Fragen stehen gerne folgende 
Personen bereit : 
Wolfgang Leuders, Feldkamp 3, 
4432 Gronau, Tel .: 02565/5702 
Udo Buchhblz, Siedlerweg 7, 
4432 Gronau, Tel.: 02562/2781 



an der Demonstration 
gegen die Urananrelche­
rungsanlage (UAA) ln Gro­
nau am Samstag nach 
Pfingsten (13.6.87) teilzu­
nehmen. 

Nach der Urangewinnung (Abbau und Aufbe· 
reitung) steht die UAA in der Bundesrepublik 
am Anfang des sogenannten Brennstoffkreis­
laufs. ln dieser Anlage wird Natururan. aber 
auch Uran aus Wiederaufbereitungsanlagen, in 
Form von Uranhexafluorid für den späteren 
Einsatz in Atomkraftwerken angereichert , und 
somit für die Atomindustrie nutzbar gemacht. 
Ohne angereichertes Uran, aus dem z.B. in Ha· 
nau Brennelemente gefertigt werden, wären 
fast alle Atomkraftwerkstypen funktionsunfähig. 
Somit hat die UAA Gronau, die einzige kom· 
merzielle Anlage dieser Art in der Bundesrepu· 
blik, einen hohen Stellenwert für die Atomindu· 
strie. Der Stellenwert wird auch dadurch deut· 
lieh, da8 in der nach Umbauarbeiten Ur-

an für Atomwaffen (Uranbomben} angereichert 
werden könnte. Prof.Dr.E. Huster (ehemaliger 
Direktor des Instituts für Kernphysik, Universität 
MOnster) schrieb zu diesem Thema: " Jeder, 
dem man eine UAA verl<auh, har da mir den Weg 
fr&l zu A· und H-Bomben." 
Ein beachtlicher Teil des Urans, das in der 

UAA angereichert wird, stammt vermutlich aus 
der 3. Weit. Daran wird ebenfalls deutlich, daß 
die Nutzung der Atomindustrie in der Bundesre­
publik zur Ausbeutung der 3. Welt beiträgt. 
Die UAA, die seit dem August 1985 in Betrieb 

ist, soll noch in diesem Jahr massiv ausgebaut 
werden. Die SPD-Landesregierung in NRW 
prüft z.Zt. (April 1987) einen entsprechenden 
Ausbauantrag der Belreiberfirma Uranit. Wir 
gehen davon aus, daß die SPD dem UAA· 
Ausbau bedenkenlos die Genehmigung ertel· 
len wird. Immerhin hat auch NRW's Wirt· 
schaftsminister Jochimsen (SPD) 1986, wenige 
Wochen nach Tschernobyl, gemeinsam mit 
Bundesforschungsminister Riesenhuber die 
UM feierlich eingeweiht. Obwohl die UAA pro­
blemlos stillgeleg1 werden kann (es gibt übri· 
gens sogar ein weltweites Überangebot an an· 
gereichertarn Uran}, denkt die SPD nicht an ei· 
ne Stillegung. 
Nicht nur die bereits genannten politischen 

GrOnde die UAA: 

Normalbetrieb der 
UAA wird Radioaktivität freigesetzt. Es gibt kei­
ne Radioaktivitätsdosen, die unschädlich sind. 
- Ohne Schutz lagert abgereichertes Uran­
hexafluorid in Fässern unter freiem Himmel auf 
dem UAA Gelände. Das ganze Gebiet liegt in 
einer Tiefflugzone. 
- Die Arbeitsplatzsituation hat sich nach der 
Uranit Ansiedlung in Gronau überhaupt nicht 
gebessert. Daran würde sich nach dem geplan­
ten Ausbau auch nichts ändern. Dagegen hat 
die Stadt Gronau weit über 10 Millionen DM für 
die Uranit Ansiedlung ausgegeben. Selbstver· 
stAndlieh soll die Demonstration nicht gegen 
die UM-Arbeiter gerichtet sein. Gemeinsam 
mit ihnen und den-Gewerkschalten würden wir 
uns fOr sichere ArbeitsplAtze in anderen Berei­
chen einsetzen, sobald sie Gesprächsbereit­
schaft signalisieren würden. 

Alle Rikiken und Nachteile der UAA an dieser 
Stelle aufzuführen, würde zu weit führen. Des­
halb sei abschließend darauf hingewiesen, daß 
durch die UAA Gronau das Atomzentrum .. Eu­
regio" (deutsch-niederländisches Grenzgebiet) 
weiter vervollständigt wurde. ln der Euregio gibt 
es jetzt somit einen fast vollständigen soge­
nannten atomaren Brennstoffkreislauf: Uranan· 
reicherungsanlgen in Gronau und Almelo/ 
Niederlande, eine Brennelementefabrik in Lln· 
gen eine AKW-Ruine und ein fast fertiggestell­
tes AKW in Ungen und ein Brennelemte .. zwi· 
schen" lager in Ahaus, das z.Zt. jedoch juri­
stisch gestoppt ist. 

Die Atomanlagen in der Euregio (und anders­
wo) sind für uns eine Bedrohung und Heraus­
forderung. Die Atomindustrie hat uns mit dem 
Bau dieser Anlagen und durch zahlreiche ande­
re Machenschaften den Kampf angesagt. Wir 
lassen uns jedoch nicht einschüchtern und han­
deln jederzeit an den Stellen und in der Form, 
die wir für angemessen halten. Konkret fOr den 
13.Juni heißt das, da8 wir mit einer Demonstra­
tion, bei der wir von uns keine Konfrontation mit 
der Polizei wollen, in Gronau unseren Forde­
rungen durch unsere Anwesenheit und durch 
Kundgebungen Nachdruck verleihen wollen. 
(Aus dem Aufruf zur Gronau-Demo am 13.Junl 
1987} 



AKW Fessenhalm 
Am Ostersonntag 1987 Ist aus Ctem 
Block II des grenznahen Atomkraft· 
werks Fessenheim mehrere Stunden 
lang Dampf aus einem defekten 
Ventil in die Umwelt entwichen. 
Nach Angaben der Setreiber soll es 
sich um einen geringfügigen und un· 
gefährlichen Zwischenfall gehandelt 
haben , bei dem "z.u keinem Zeit· 
punkt Radioaktivität in die Umwelt 
entweichen konnte." 
Nach Kenntnis des Bund für Umwelt 
und Naturschutz (BUND) ist diese 
Behauptung falSch. Wie in vielen 

Brokdorf 
Oaß das AKW Brokdorf eine Aus· 

nahme unter dem versammelten Atom· 
schrott bilden würde, hat wohl niemand 
erwarten können. Daß aber schon die 4. 
Schnellabschaltung den Reaktor ~elt sei· 
ner Inbetriebnahme am 8.10.86 lahm· 
legte, ist für ein halbes Jahr Laufzeit ei· 
ne· "beachtliche" Leistung. Neuester An· 
laß war ein dubioser Kurzschluß am 
17.5., der die Wiederinbetriebnahme ver· 
hinderte nachdem der Reaktor seit dem 
1.5. aufgrund eines Lecks in der Genera· 
torkühlung still stand. 

Nach Auskunft der Preussen Elektra 
waren die ersten beiden Schnellabschal· 
tungen bereits am 27.10.86 und am20. 
11.86, also unmittelbar nach lnbetrieb­
Mhme, erfolgt. Allerdings waren die B• 
treiber offensichtlich empfindlich genug, 
um diese "Schmach" fast ein halbes Jlhr 
lang zu verschweigen. Das dritte Notaus 
wurde am 3·.3.87 ll'lumgänglich, nach· 
dem die Steuerung eines Regelstabes, so· 
wie zweier Ventile des Dampf-Wasser­
Kreislaufes ausgefallen waren. Unabhän· 
gigvon ,,kleineren" Pannen und Schnell· 
absc:haltungen verschärfen die Setreiber 
das Betriebsrisiko des Brokdorfer Relk· 
ton vor allem durch das nach wie vor 
ungeklärte Problem desTurbinenschnell· 
schlusses. ln dem Fall nämlich müßten 
die unter Hochdrude stehenden Dampf· 
rnassen, die im Normalbetrieb die Tur· 
bine antreiben, umgelenkt unä in die 
Umwelt abgelassen werden. Aber die 
di•em Zweck dienenden Ventilsysteme 
sind mittlerweile unterdimensioniert, 
weil nach den ersten Probeläufen unter 
leidlich realistischen Betriebsbedingung· 
gen die Reaktorleistung erhöht worden 
wer. 

Um die nunmehr potentiellen über· 
mäßigen Belastungen auszuschließen, 
ordnete der TOV daher bereits im ver· 
gangenen Sommer Umrüstung dieser 
Ventile an. Mit der ihnen eigenen Drei­
stigkeit verweist ·die Preussen Elektra 
jedoch auf das Fehlen entsprechender 
Bauteile und schiebt die notwendigen 
Umbauten seit fast einem Jahr vor 
sich her. 

Der nächste Unfall kommt be· 
stimmt. 

anderen Atomkraftwerken , so exi· 
stieren auch in Fessenheim Leckagen 
in den Dampferzeugern , über die 
ständig radioaktives Wasser aus dem 
Primärkreislauf in den Sekundär· 
k re istauf des Kraftwerks übertritt. 
Bei dem Störfall am Ostersonntag 
ist ein Teil dieser Rad ioaktivität 
in die Umwelt ausgetreten. 
Das Atomkraftwerk Fessenheim ist 
durch zahlreiche Pannen und techni· 
sehe Mängel schon seit Jahren im 
Gerede. Die Risse, welche 1979 
durch bloßen Zufall im Reaktor· 

Liebe Leutel 
Nach wie vor findet jeden er­

sten ll'ld dritten Sonntag im Mo­
nat ein Sonntagsp-aziergang in Kai· 
kar statt. Nachdem es jetzt des öf· 
teren zu Zerstörungen an der Si· 
cherheitsanlage gekommen ist, 
werden die .Spaziergänger gut be· 
wacht von Klever und .Ouisburger 
Bullizei um das Gelände geleitet, 
was uns· aber nicht daran hindem 
wird, die Spaziergänge powervoll 
fortzusetzen, deM nach wie vor 
gilt, Radioaktivität läßt sich zwar 
durch geänderte Eßgewohnheiten 
senken, aber den Kampf gegen die 
Verwertung der Atomenergie 
muß mensch anderes führen. 

Für die Stillegung der herrschen· 
den Klasse! 
Kaikar darf nicht ans Netz! 

Widerstands GmbH 
Linker Niederrhein 

druckbehälter und den Dampfer· 
zeugern entdeckt word e n sind , 
bestehen immer noc h. Schäden an 
den Haltestiften der Regelstabfüh· 
rungsrohre wurden erst festgestellt, 
nachdem einer dieser Stifte abge· 
1:1rochen war und einen Dam pfer· 
zeuger beschädigte. Auch M aterlal· 
fehler bei den Notstromaggregaten 
wurden nur zufällig und viele Jahre 
nach der Inbetriebnahme des Kraft· 
werks aufgespürt. 

Spätestens an dieser Stelle wäre 
mindestens ein Artike-l über den 
Tschernobyl - .I ah~stagangebracht, 
aber wir sind cfer Ansicht, daß eine 
bloße Auflistungderv~hiedensten 
Aktionen wenig interessant gewesen 
wäre . Bedeutend wichtiger ist der 
Jahrestag als ein Maßstab für den 
Entwicklungsgrad und den politi­
schen Standort der Anti- AKW­
Bewegung, speziell im Hinblick auf 
die Zusammenarbeit der einzelnen 
Spektren. Da wir diesen Aspekt bis· 
lang noch nicht auf die Reihe be· 
kommen haben, weder was die 
eigene Einschätzung noch die Orga· 
nisation anderer Standpunkte an­
belangt, bleibt an dieser Stelle ein 
Loch. 
Wir bemühen .uns, dieses Defizit bis 
zur nächsten Nummer zu beheben! 



Standorte 

Fast unbemerkt vom Offentliehen Interesse 
wird die ASS~ wieder zum Endlager ge. 
macht. Auf seiner Sitzung Im Mllrz stimmte 
der Kreistag des Landkreises WoUenbottel 
dlm regionalen Raumordnungsplan zu, in 
dlm di8 ASSE. als Endlager ausgewiesen 
1st. Damit Ist der erste Sch.rltt getan, die AS. 
SE wieder elnlagerungsflhlg ZU machen. 
Herr Gentach von der PTB betonte auf der 
Umweltausschußsitzung des Landkreises 
WolfenbOttel, daß sich die Bundesregierung 
vorbehalte, nach Abschluß des Planfeststel· 
lungsverfahrens fOrSchacht Konrad die AS. 
SE als Endlager zu benennen. Und Im Mal 
dieses Jahres sollen die Versuche mit hoch· 
rldloaktlvem MOll in GlasblOcken in der AS. 
se beginnen. 
Die Einlagerung von Atommoll Im ehemall· 
gen Salzbergwerk ASSE II beginnt 1965. An· 
fangs spricht die Betrelberln, die Gesell· 
schaft fOr Strahlen- und Umweltforschung 
(GSF) nur von "Versuchen" und betont die 
ROckholbarkelt d8f AbfAlle. Sie benötigt fOr 
die Einlagerung von 124.000 Fassern 
achwachradioaktiven MOlls nur die verwal· 
tungsrechtllchen Genehmigungen vorn Ber· 
gamt Goslar und der PTB. Seit 1972 tturde 
auf gleiche Weise fast der gesamte mltte­
laktlve AtommOll der BRO in der ASSE ein­
gelagert, Insgesamt 1.300 Flaser. Erst das 
Gerichtsverfahren des FDP·Polltlkers Stoe-

gungsunt8flagen den BOrgern zugAnglich 
zu machen. Sollten die BOrger dann dage. 
gen klagen, Ist Ihr Scheltern vor dem Ver· 
waltungsgerlcht meist vororOIJrammlert. 
08f FOrderungszweck des Atomgesetzes 
begr!lndet auch Ihre Pflicht " Restrisiken" zu 
ertragen. 

~unklar 

Auf welch8f Rechtsgrundlage verwahrt die 
GSF heute die bis 1978 eingelagerten kern· 
t>rennstoffhaltlgen AbfAlle? Eine Genehml· 
gung nach dem Atomgesetz liegt nicht vor. 
Oie alten Genehmigungen nach der Strah· 
Jenschutzverordnung sind hlnfllllg, da die. 
se nur vorObergehende TatbestAnde wie 
Umgang, Verarbeitung und Lagerung regelt, 
nicht aber den endgOitlgen Verbleib radio­
aktiver Subetanzen, wie den in d8f ASSE Ia· 
gerden AbfAllen, mit denen niemand mehr 
"umgeht". Neue ab8f können ohne Planfest· 
stellungsverfahren nicht erteilt werden. 
Hanauer VerhAltnisse in der ASSE? Oie Ha· 
nauer Nuklearbetriebe tiatten 
Aufbewahrungs. und Umgangsgenehml· 
gungen na.ch der Strahlenschutzverordnung 
zur V8farbeltung und Lagerung von Kern· 
brennstoffen (die juristisch den kernbrenn· 
stoffhaltlgen AbfAllen gleichgestellt sind) 
genutz.t und nach der 4. Novelle des AtG ein­
fach weitergemacht. als hAtte sich nichts 

verglastem hochradioaktiven Materlai 
(Strontium 90 und Clslum 137) aus den USA 
eingeflogen werden. Diese Glasblöcke sol­
len fOr 5 Jahre in Bohrtochem auf der 80(). 

Met8f.sohle eingelagert W8fden. ln diesem 
"wichtigen Großversuch fOr das geplante 
Endlager Im Salzstock Gorleben" soll unter· 
sucht werden, wieviel Gas und Weo.sser 
durch Strahlung und warme freigesetzt w8f· 
den. Auch fOr diese Versuche braucht die 
GSF lediglich verwaltungsrechtliche Qeneh. 
mlgungen. 

V~ 

Amerikanische Wissenschaftief haben un­
ter Laborbedingungen herausgefunden, daß 
hochradioaktives Mat8flal Steinsalz durch 
die Bestrahlung und die WArmeentwicklung 
in verschiedene Bestandteile aufspaltet und 
dadurch eine hochbrisante Mischung ent· 
steht, die auch zu explosionsartigen Reak· 
tionen fOhren kann. Oie Bevölkerung der 
ASSE-Gemelnden Ist schon jetzt eln8f 
Strahlung ausgesetzt, wie sie neben einem 
laufenden AKW Obiich Ist. Die BevOikerung 
der ganzen Region wird zu den Versuchska· 
nlnchen dieses Großversuches. 
Axel Brink, Relnhard HObner, Ulk (Fotoß r.h.) 
Stadtzeitung 5187 

Atommüll in der Asse: 
,,Hanauer Verhältnissec' 

vesandt gegen diese Genehmigungspraxis 
sowie das Auslaufen verschiedener Geneh· 
migungen zum 1.1.1979 und die N'ovellle. 
rung des Atomgesetzes stoppen weitere 
Elnlllgerungen. ·Seitdem werden in der AS. 
SE verschiedene Versuche durchgefOhrt, 
die auch dazu dienen, die Eignung des Salz· 
stocks in Gorleben zu beweisen. 

Daa Atomgeaetz 
Seit dem 11.1960 gibt es da.s "Gesetz Ober 
die friedliche Verwendung der Kernenergie 
und den Schutz gegen Ihre Gefahren", kurz 
Atomgesetz (AtG) genannt. Auch alle splte. 
ren Änderungen konnten den in der Zweck· 
bestlmmung des Gesetzes eingebauten Wl· 
derspruch nicht lösen: an erster Stelle "die 
Erforschung, die Entwicklung und die Nut· 
zung der Kernenergie zu friedlichen 
Zwecken zu fOrdern" (§ 1.1.) und erst an 
zweiter Stelle " Leben, Gesundheit · und 
SachgOter vor Gefahren der Kernenergie 
und der schildliehen Wirkung Ionisierender 
Strahlung zu schotzen" (§ 1.2.). 
Den Begriff des Endlagers gibt es erst seit 
der Einführung des § 9b des AtG durch die 
4. Novelle (1976). Diese 4. Novelle sollte die 
Akzeptanz der Atomanlagen bel der betrof: 
fenen Bevölkerung erhöhen. Der neue § 9b 
unterwarf alle Anlagen des Brennstoffkreis· 
Iaufes, mögen sie Brennstoff produzieren 
oder alten beseitigen, einem Planfeststel· 
lungsverfahren mit Beteiligung der betroffe. 
nen Öffentlichkeit. Formaljuristisch wurden 
deren Rechte gestlrkt, lridem die Anlagebe. 
tnllber gezwungen wurden, die Genehml· 

verlndert. Der Streit zwischen Bonn und 
Wiesbaden um die Ausweitung der Plutonl· 
umlager verdeckte die Gemeinsamkelten 
der Kontrahenten ln dem BemOhen, den Ha· 
nauer' Betrieben eine Fortführung der Pro­
duktion zu ermöglichen und zugleich die 
BOrgerbeteiligung nach §' 9b des AtG zu er· 
sparen. Hanau wird in der Öffentlichkelt er· 
regt debattiert, die ASSE hingegen nicht. 
Weder die GSF noch die Landesregierung 
haben daran ein Interesse. Sie konzentrie­
ren sich lieber auf Schacht Konrad und Gor· 
leben. Dort entstehen völlig neue Anlagen 
ohne Altla.sten und dort probiert die Landes· 
regierung aus, wie sie ein Planfeststellungs· 
verfahren durchziehen kann. Erst wenn bei 
Schacht Konrad das erste Verfahren fOr ein 
Endlager erfolgreich Oberstanden Ist, will 
sicH die Landesregierung an die ASSE her· 
anwagen. Und vielleicht wird das Atomge. 
setz bis dahin erneut verlndert. J. Pfaffelhu· 
ber, Rechtsexperte des Bonner lnnenmlnl· 
steriums und maßgeblich an der 4. Novelle 
des AtG beteiligt, regte an, das Verfahren 
nach § 9b AtG nur auf solche Anlagen anzu. 
wenden, "die erstmals nach dem 31 . Okt. 
1974" einen Genehmigungsantrag gestellt 
haben. Eine derartige Ausnahmeregelung 
for die genehmigungstechnischen Pflege· 
fAlle der AtQmlndustrle dürfte nach der Hes· 
senwahl politisch opportun sein. Die Ha· 
nauer Nuklearbetriebe und die ASSE waren 
auf einen Schlag legal. 

Unabhlnglg davon, ob in der ASSE wieder 
eingelagert werden wird, gehen die Versu· 
ehe weiter. Ab Mal 1987 sollen 30 BlOcke mit 
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Standorte 

Tribunal gegen Baden 
Die Badenweri<e AG mit Sitz in Karlsruhe, 
die die Stromversorgung Im gesamten ba­
dischen Raum betreiben, zählen zu den 
Elektrizitätsverbundunternehmern der 
Bundesrepubllk,die den gesamten Strom­
markt beherrschen. Das Badenwerk Ist 
zugleich neben dem Bayernwer1< das Ver­
bundunternehmen in der Bundesrepublik 
mit dem höchsten direkten Staatselnflu8. 
Nahezu zwei Drittel des Aktienkapitals 
hält das Land Baden-Wllrttemberg, der 
Rest Ist Im Besitz kommunaler Körper­
schaften, wie der Stadt Karlsruhe oder pri­
vater Aktionäre. 
Getragen von der CDU-gefOhrten L.an· 
desreglerung befindet sich das Baden­
werk schon seit den sechzJger Jahren auf 
strammem ·Atomkurs: seit 1968 betreibt 
das Badenwerk gemeinsam mit anderen 
Energiekonzernen das Atomkraftwerk 
Obrlghelm. Mit Unterstützung des baden­
wllrttemberglschen Wirtschaftsministe­
riums wurde das 'AKW Obrighelm fast voll· 
ständig aus Steue.rgeldern finanziert Da 
das Badenwerk Im Unterschied etwa zum 
RWE mit dessen Braunkohlevorkommen, 
über keine nennenswerten eigenen Ener· 
gieträger verfügt, hat das Badenwerk ähn­
lich den anderen süddeutschen Energie­
konzernen ein besonders starkes Interes­
se am Ausbau der Atomenergie. Entspre· 
chend stark Ist das Badenwerk auch mit 
der Atomlobby verfilzt: so Ist es kein Zufall, 
daß das Vorstandsmitglied des Baden· 
werks, Prof. Guck, gleichzeitig Prlsideilt 
des •Deutschen Atomforums•, derwichtig­
sten Lobbyorganisation der bundesdeut· 
sehen Atomgemelnde, Ist 
Bis zur Inbetriebnahme der 2 Atomblöcke 
in Phlllppsburg importierte das Baden­
werk noch große Strommengen vom RWE .. 
Heute zählt das Badenwer1< zu den Ener· 
gleunternehmen mit dem höchsten Atom· 
stromanteil Oberhaupt · 

werk in trauter Eintracht mit der baden­
württemberglschen Landesregierung auf 
Atomstromimporte aus der Schweiz und 
aus Frankreich. Nachdem sich da.s Baden· 
werk bereits in den slebzleger Jahren 
Strombezüge aus dem schw8izerischen 
AKW in Leibstadt und dem grenznahen 
französischen Atomkraftwerk Fessen­
helm sicherte, wurde 1979 ein Strombe· 
zugsvertr4ag über den Bezug von Catte· 
nom-Strom mit der französischen EdF ge­
schlossen. in diesem Vertrag verpflichtete 
sich das Badenwerk, 5 Prozent der Investi­
tionskosten der Blöcke 1 und 2 von Catte· 
nom zu finanzieren und erhielt zum Ausg­
leich ein Strombezugsrecht von je 5 Pro­
zent der Stromproduktion dieser belden 
Atomreaktoren. 
Das Badenwer1< bezieht heute schon fast 
90 Prozent des gesamten bundesdeut­
schen Stromimports aus Frankreich. Zu­
dem Ist abzusehen, daß sich das Baden· 
werk in Zukunft noch stärker bei ausländi­
schen AKWs engagieren wird. Neben ei­
ner bereits erfolgten Beteiligung am ge­
planten, ächwelzerischen Ai<:N in Kaiser· 
saugst geht es dabei vor aßem um Catte­
nomstrom: nach Aussage des baden":' 
wOrttemberglschen Wlrtschaftsministe· 
riums hat die französische EdF den ba­
den-wUrttembergischen Energlekonzer· 
nen die Leistung eines ganzen Atomkraft; 
werkblocks in Cattenom angeboten. Die­
sermassiv subventionierte Strom (die EdF 
soll den Strom fllr 4-7 Pfennlg/kWh anbie­
ten) kommt sowohl dem Badenwerk als 
auch den politischen Interessen der Lan­
desregierung von Baden-WOrttemberg 
entgegen. Bilden doch niedrige Stromko· 
sten für die Industrie eine wesentliche 
Grundlage für den •späth•-Kapltallsmus. 
also der massiv durch staatliche Hilfe ge­
förderten Ansiedlung meist stromintensi­
ver •high-tech"-Unternehmen. 

Anteile an Atomenergie, und Wasserkraft 
an der Energiebereitstellung des Badenwerks (in Prozent) 

1981 1982 1983 1984 1985 
Atomenergie 25,9 34,5 36,2 42,8 66,0 
Kohle 54,3 38,2 41,3 41 ,6 19,3 
Wasserkraft 12,8 10,2 9,8 12,0 8,6 

Konnte das AKW Ph.ilippsburg noch ohne 
größeren Widerstand der Bevölkerung 
durchgesetzt werden, so sah sich das Ba· 
denwerk bei seinem Atomprojekt Im slld· 
badischen WyhJ einem derart großen WI­
derstand der Bevölkerung ausgesetzt, da8 
selbst die atomgelle baden-wDrttember­
glsche Landesregierung zum ROckzug 
blies. 

Strom aus CaHenom statt 
ausWyhl 
Nach dem faktlachen Scheltern des Baus 
eines AKW'a 1n Wyhl setzte das ~den-
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Kritik der Unternehmen­
spolitlk ln den Vordergrund 
stellen! · 
Dieser Entwicklung konnte die Anti­
AKW-Bewegung bislang kaum etwas ent­
gegensetzen. Zwar konnten durch den Wi­
derstand vor Ort einzelne Projekte wie das 
AKW Wyhl verhindert werden, doch ein 
entscheidende Änderung der Geschäft· 
spolltik des Unternehmens konnte bis­
lang noch nicht umgesetzt wQrden. 
Durch die enge Verzahnung zwischen 
staatlichen Interessen und Badenwerk ... 

Geschäftspolitik, der zunehmenden, auch 
finanziellen Abhängigkelt der Kommunen 
\Ion diesem Unternehmen und der fakti­
schen "Internationalisierung• der Ge­
schäftspolitik des Unternehmens zu ver· 
ändern, immer schwieriger. Gleichzeitig 
fehlt eine Zusammenarbeit von schweize­
rischen, bundesdeutschen und französl· 
sehen Gruppen, die si.ch mit Atomprojek· 
ten des Badenwerks beschäftigen, nahe· 
zu völlig. Deshalb soll in einem Baden· 
werk-Tribunal die Kritik an.den versohle· 
denen Aspekten der Badenwerk-Ge­
schäftspolitik zusammengetragen wer· 
den. 
Wir verbinden mit diesem Tribunal die 
Hoffnung, 
- die Folgen der Unternehmenspolitik el· 

ner breiteren Öffentlichkeit darzustel­
len 

- die Zusammenarbeit von Anti-AKW­
Gruppen und Initiativen im Widerstand 
gegen das Badenwerk zu Initiieren bzw. 
zu stärken, 

- die Badenwerke AG selbst in den Mittel­
punkt der öffentlichen Auseinanderset­
zung zu stellen. 

l::>as Badenwerk-Tribunal findet wenige 
Tage vor der Aktionärs versammlung des 
Badenwerks am Samstag, den XI. Juni in 
der Universität Karlsruhs statt 

Programm 
Badenwerk-Tribunal am 
27. Juni ln der Universität 
Karlsruhe 
Beginn: 10.30 Uhr 
a) Begrüßung und Darstellung des Veran· 
staltungsablaufes (BI- Vertreter/in) 
b) Allgemeiner Oberblick über Struktur 
und Geschichte des Badenweri<s (Hans­
Dieter Stürmer, MdL Die Grünen) 
UMWELTAUSWIRKUNGEN BEl DER VER­
STROMUNG FOSSILER ENERGIETRÄ­
GER (Prof. Jürgen Rochlitz, Chemiker) 
ATOMENERGIE UND BADENWERKE 
(11.3G-14.00 Uhr) 
c) Kernforschungszentrum Kerlsruhe 
und Badenwerke (Joachim Giesecke, Phy­
siker) 
d) Genehmigungspraxis und Sicherheits­
standard der AKWs Obrigheim und Phi­
lippsburg (Michael Salier, Ökcr.lnstltut) 
e) Internationale Atompolitik am Beispiel 
der Atomzentrale Cattenom (Referentin 
der Internat Aktionsgemeinschaft gegen 
\.,;&UH IIUIII J 
f) Widerstandsperspektiven gegen die 
AKWs Fessenheim, Wyhl, Kaisersaugst 
und Leibstadt (Referent/in der bad.-el· 
sässlschen Bl's) 
Weitere Arbeit der BOrgerinitiativen für ei­
ne atomenergiefreie Zukunft (Diskussion) 

- Pause von 14.30- 15.30 Uhr -

GESCHÄFTSPOLITIK DES BADENWERKS 
UNO ALTERNATIVEN 



werke 
g) Rolle des Badenwerks Im bundesdeut­
schen Atomgeschäft (Lutz Mez, Institut 
ijOr Umweltpolitik Berlin) 
h) Bedeutung des Badenwerks fOr die ln­
dustriepolltik Im ·späth•-Kapltalismus 
(Fritz Kuhn, MdL Die Grünen) 
I) Sofortiger Ausstieg des Badenwerks 
aus der Atomenergie -Wie ist das mög-

S.setzung des RWE-GebiJudes am 21.3.86 

lieh? (Lutz Mez, Institut für Umweltpolitik 
Bertln) 
j) Atomenergienutzung statt rationeßer 
Energieverschwendung und Förderung 
umweltverträglicher Energieformen (Uwe 
Brlnckmann, MdL SPD) 
k) Regenerative Energie am Belspiel Kali­
fornien (Dieter Schäfer, Energie de- zen­
tral) 
I) Energiepolitik von Unten (Rekommuna­
lislerung) (Harry Kunz, Aktlonsgemein· 
schaft gegen Cattenom) 
m) Ansätze zur Umorientlerung der Ba· 
denwerks-Geschäftspolltik am Beispiel 
Kartsruhe (Michael Kuntze, SPD-Stad­
trat) 
Diskussion und Verabschiedung einer Re-

solutlon zum Badenwerk 
Ende: ca. 20.00 Uhr 

Sttlndorte 

Das Badenwerk- Tribunalwird u.a. von den 
bad.-elsäs. Bürgerinitiativen, dem ökolo­
gischen Bündnis Baden-Württemberg, 
der Internationalen Aktionsgemeinschaft 
gegen Cattenom, den Jusos, den Grünen 
und verschiedenen Karisruher Initiativen 
unterstUtzt 
Nähere Informationen (Plakate, Rugblät· 
ter, usw.) sind zu erhalten bei: 
Grünes BOro, Dieter Balle, Kriegsstraße 
244,7500 Karlsruhe, Tel.: 0721/849840 
und bei: lnt Aktionsgemeinschaft gegen 
Cattenom, c/o Harry Kunz, Turnhalle 12, 
6683 Spiesen, Tel.: 02233/730000 

Harry Kunz 

Foto: Joker 

Aufruf zu einem bundesweiten Treffen gegen den technologisch-soz. Angriff in den Metropolen. 

Wir planen für Mitte Juli (11 .7. evtl. auch 
12.7.) ein möglichst bundesweites Treffen 
von Leiharbeit, Jobber und Erwerbsloseni· 
nis, sowie Gruppen, die auch im Bereich 
Sklavenarbeit/-händler arbeiten. Seit ca. 
einem halben Jahr arbeiten wir intensiver 
im Bereich Sklavenarbeit, technologischer 
Angriff und gesellschaftliche Umstruktu­
rierung. Im Zusammenhang mit der Anti­
AKW-Bewegung und gerade jetzt mit der 
KWU/Siemens-Kampagne ergaben sich 
schon häufig Diskussionen mit anderen 
Gruppen im Rahmen von verschiedenen 
Treffen und Kongressen. Jedoch wollen 

wir abkommen von Erfahrungsberichten 
und Einschätzungen am Rande, um zu ei· 
ner Diskussion über Perspektiveen und 
Strategien zu gelangen. Wir stellen uns vor 
durch ein bundesweites Treffen und die 
daraus resultierende Diskussion, gemein· 
sameStärke zu entwickeln. Statt individu· 
alistischer Lösungen wollen wir an einen 
Punkt kommen, an dem wir diesem Sy· 
stem mehr als Überlebungsstrategien 
entgegensetzen können. Im Augenblick 
arbeiten wir an einer Broschüre über Skla­
venhandel (Entstehung, gesetzl. und pol. 
Rahmenbedingungen, Armenstrukturen 

usw.). die voraussichtlich Ende Juli fertig 
ist (Näheres später!). Um abzuchecken. 
wie groß die Resonanz ist, welche Räume 
wir brauchen und um den Ablauf planen 
zu können (nur ein Tag oder Wochenen· 
de ?) bitten wir Euch um möglichst schnel· 
le Rückmeldung (bis Mitte Juni späte· 
stens!). Wenn ihr inhaltliche Vorstellungen 
hebt, Diskussionspapiere o.ä. schickt sie 
uns rasch zu, damit wir über den vorhan· 
denen und den noch auszpbauenden Ver· 
teiler diese rausschicken können. 
Bis bald! 
Kontakt Ober: AK Lelharbelt,c/o Delle 39-
41 , 4330 UQihelm/Ruhr 
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Standorte 

AKW-8tade wieder ln 
Betrieb 

Mitte April Ist das Akw·Stade planmä8ig nach 
Beendigung des Brennelementewechsels und 
der Revisionsarbeiten wieder in Betrieb genom· 
men worden. Somit ist das Hauptziel der •Kam­
pagne zur Stlllegung des Akw-Stadec offen­
sichtlich verfehlt worden. 

DER SCHROTTREAKTOR 

Am 15118. Mai gab es in der Nähe von Stade 
ein Auswertungstreffen der Aktionen. an dem 
BI·Vertreternnnen aus Stade, Bremen, Harn­
burg, LObeck und dem Efbe.Weser-Raum teil­
nahmen. ln den beiden Tagen zeigte sich, da8 
die Aktionen von den Beteiligten trotz der Wie­
derinbetriebnahrne des Reaktors noch lange 
nicht als gescheitert angesehen wurden. 
Im folgenden geben wir einen Überblick über 

die gelaufenen Aktionen der Kampagne, den 
Versuch einer kurzen Einschätzung. einen Aus­
blick auf Zukünftiges und eine kritische Be­
trachtung der gesamten Stade-Kampagne von 
Pelle aus der BBA-Bremen. der dabei ganz 
konträre Standpunkte vertritt . wie die 6remer 
Stade-Arbeitsgruppe. 

Was Ist Im Einzelnen ln 
Stade gelaufen? 

Auf den Aktionskonferenzen wurde das Für­
und-Wider von Blockaden lange diskutiert. Als 
eine Art KompromiBiösung, die beiden Seiten 
gerecht wurde, setzte sich der Vorschlag durch , 
am 7.2. mit einer als •Testblockade- titulierte 
Aktion zusammen mit dem Gewaltfreien Ak­
t ionsbündnis Harnburg zu beginnen. Um der zu 
er:wartenden Langeweile von vomherein zu be­
gegnen (es wurde damit gerechnet, daß der 
Schichtwechsel im AKW verlegt werden und 

.. nichts passieren• würde) 
~ .. 'ktfriöh•~tii<,k L auf ein gutes r..ou"''"'" 

R'oionn<~n? in der 
Blockadd 

Verlauf der Aktionen hat vielen. und gerade den 
Stader Bürgern. Ängste genommen. sich an 
der gemernsamen Blockade am 14. März zu 
beteiligen. 
Es kamen über 1000 Menschen. damit war 

dies die einzige Aktion. bei der die Teilnehmer­
zahl unseren optimistischen Erwartungen ent­
sprach. Sonnenschein und ein lange absolut 
defensives Polizeikonzept (sichtbare Präsenz 
nur auf dem AKW-Gelände. kaum Fahrzeug­
kontrollen und lediglich die schon bei der Sta­
der Tschernobyl-Demo erprobte Absperrung 
der Werkszufahrt mit zwei inzwischen Stachel­
draht bestückten Containern) ließen schnell gu­
te Stimmung aufkommen, die noch besser wur­
de, als es wieder Erwarten der Gegenseite ge­
lang, das Tor, durch das der Schichtwechsel 
abgewickelt wird, mit großen Sielrohren völlig 
dicht zu machen. Auch vorm Haupttor wurden 
Materialblockaden gebaut. auf der Straße Feu-

~-.;tl~~~""'"~;;;=:,t.~~l; gemacht. die Blockierer konnten sich unge­
" ndert von einem zu anderen Tor bewegen 
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sich mit der Umgebung vertraut machen. 
Gruppe von Mastbesetzern hängte Trans­

in 2 Hochspannungsmasten und St.ra­
"---~J.Jrl------i-i~"lEm und Schilder wurden bemalt und besprüht. 

in allem eine sehr lockere und friedliche 
""'li~-~-...,.r-...,.-fHH~m,os~•häre bis sich gegen 16 Uhr die Polizei 

Haupttor zur Räumung formierte. 

fn einem mehr als zweistündigen, teilweise 
überharten Einsatz (Chemical mace, Knüppel, 
Schilde, mit denen Blockierer abgedrängt wur­
den) schafften es die 6 Hundertschaften Polizei 
nicht, die Blockierer völlig von der Straße zu 
drängen. Während der Auseinandersetzungen 
am Haupttor wurden die Sielrohre vor dem Re­
visionstor mit Spezialfahrzeugen geräumt. Da 
jetzt der Schichtwechsel durchgefOhlt werden 
konnte und der· Polizeieinsatz immer brutaler 
wurde, entschlossen wir uns, die Blockade ge­
meinsam zu beenden. Daß d.ie Blockade nicht 
ganz abgeräumt werden konnte, war nicht zu­
letzt den vieleo Menschen zu verdanken, die 
das erste Mal an so einer Aktion teilnahmen 
und sich gegen PolizeiObergriffe empört und 
entschlossen wehrten und sich immer wieder in 
den Weg stellten. Sozusagen als Ausgleich für 
etliche Verletzungen durch Chemical Mace, ein 
gebrochenes Nasenbein und 5 Verhaltungen 
wurden nach der Blockade in der Stader 
Schüler-Szene geklaute Polizeiknüppel feilge-

. boten. 
Oie Malaktion war ursprünglich gedacht als 

Möglichkeit, die Stader Öffentlichkeit (und na­
türlich die Medien) durch eine ständige Kon­
frontation mit der AKW.Problematik zur Ausein­
andersetzung zu zwingen. Die Bilder sollten an 
PlakatwAnden in der Innenstadt ausgestellt 
werden. Diese Idee war praktisch nicht umzu­
setzen: es gibt kaum Plakatwände in der Innen­
stadt, Privatleute, die ihre Hluser zur Verfü­
gung gestellt hAtten, konnten so schnell nicht 
gefunden werden. 

Durch den Zeitdruck und die Belastung der an 
der Organisation beteiligten Gruppen blieb kei-. 
ne Möglichkeit, die Aktion ln Ruhe zu überden­
ken und eventuell abzublasen. Stattdessen 
wurde sie in ein Zelt am Rande der Innenstadt 
verbannt, und entsprechend wenig zur Kennt· 
nls genommen. So entstanden zwar während 
der zwei Tage eine Menge int.eressanter Bilder, 
die jetzt, nachdem sie zum Teil auf der Bremer 
Tschernobyl-Demo gezeigt wurden, irgendwo 
aufgerollt eingelagert werden; Doch das Ver­
hältnis von organisatorischem und finanziellem 
Aufwand (die Aktion hat reichlich Geld geko­
stet) stimmt hier einfach nicht. Die Publikumsre­
sonanz war ziemlich schwach und für die uns 
sonst recht positiv gegenüberstehende örtliche 
Presse schien das Thema AKW-stade nach der 
FOlie der Aktionen fürs erste hinreichend be­
handelt zu sein. Es bleibt zu hoffen, da8 sich 
noch einige gute Möglichkeiten finden werden, 
die entstandenen Bilder zu zeigen und zu nut­
zen. 

Oie Ettem-Kind-Aktlon am 28.3. stand in der 
Tradition der in Stade seit Tschernobyl am 26. 
j9den Monats vom ·Arbeltskrels Ettern fordern 
die Stillegung des AKS Stadec Initiierten Demo, 
zu der diesmal Oberregional aufgerufen wurde. 
Gekommen waren ca. 350 Menschen um erst­
mals in diesem Rahmen nicht nur in der Stadt, 
sondern auch direkt am AKW zu demonstrie­
ren. 

Jerlcho: 
Schalmeien sehen nicht nur sonderbar aus, 

sie klingen auch so. Diese Hörerfahrung konn­
ten leider nicht die erhofften 10.000 Teilnehmer 
machen, sondern nur ca. 1.500 Leute, die sich 
trotz schlechten Wetters eingefunden hatten. 



L~UFT WIEDER 
Die Demo formierte sich an verschiedenen 
Punkten der Innenstadt um die 50 Musikgrup­
pen. Anschließend ging es bei KAlte und strö­
mendem Regen, aber durch die Musik mit 
ziemlich guter Stimmung, zum At<:N, wo es ei­
ne halbstündige Kundgebung gab. .Wir be­
schlossen, die ursprunglieh geplante Blockade 
mangels Masse und schlechtem Wetter nicht 
mehr durchzutohren. 
Neben den Aktionen selber haben wir in den 

letzten 6 MonatEm etwa 70 lnformationensver­
anstaltungen durchgefOhrt, zwei Bürgerinfor­
mationszeitungen mit jeweils 20.000 Auflage 
als Hauswurfsendung in Stade und Umgebung 
verte•lt (ächz ... ), Flugblätter verteilt. Plakate ver­
~lebr und Menge Infotische gemacht. Au-

Slade- erwa 

Resumee: 

Mit der Kampagne ist es weder gelungen, das 
At<Y/ stillzulegen, noch die Massen zu mobili­
Sieren. Weder hat es ein Zusammenkommen 
im groBem Stil von •alter• und •neuer• Bewe­
gung gegeben, noch ist der Gedanke einer 
•neuen Politik•, wie sie die Bremer Stade AG 
zu initiieren versucht hatte, in die Praxis umge­
setzt worden. Auch konnte der Betrieb des 
·At<:N während der Revisionsarbeiten nur ein 
einziges Mal wirklich gestört, aber nicht be- und 
erst recht nicht verhindert werden. Stade Ist 
nicht zum neuen •Kristalllsationspunkt• der 
norddeutschen Anti-At<:N-Bewegung Q8YIOI'­
den, die Aktionen können auch nicht als gelun­
gene Prototyp-Kampagne zur Stillegung laufen­
der Atomanlagen herangezogen werden. 
Wer dies lies, der/die kann eigentlich nur den­

ken: •Alles völlig gescheitert und daneben ge-
gangen!• -
Wahrlich, zur Euphorie gibt es keinen Anlaß. 

Aber Erfolg und Mißerfolg errechnen sich in der 
Gesichte der Anti-At<:N-Bewegung anders. 
Wir wollen das Erreichte (aber genausowenig 

das Nichterreichte) nicht zu hoch hlr9m­
Trotzdem glauben wir, da8 unsere Arbeit in ~n 
lalzten sechs Monaten ein richtiger und wichti-

ger Schritt war. Zumindest für uns in Stade. Ob 
daraus auch eine Etappe fOr die norddeutsche 
Anti-At<:N-Bewegung werden kann, muß sich 
noch zeigen. Tatsache Ist: vor der Kampagne 
war Stade ein weißer Fleck auf der Wlder­
standslandkarte. Dies hat sich geändert. Uns&­
re vielen Veranstaltungen, der breite Raum in 
der Presse, sowie die Aktionen selber haben 
den Stader Wohlstandsfrieden gestört. Es Ist 
nicht mehr zu übersehen, daß es auch hier 
praktischen Widerstand gegen die Atomtech­
nologie gibt und· nicht nur verbale Auseinander­
setzungen und Uppenbekenntnisse der politi­
schen Parteien. Die Auseinandersetzung um 
dte Atomenergte f1ndet nicht mehr 
Brokdorf, Weckersdorf odEK"<:Rilfllti 
Bei unseren Ausw•erttmolllrfl.rk! 

wie schon beim Entwickeln der Kampagne, auf 
die Kontroversen bezüglich der Aktionsformen 
und der Radikalität gestoBen. 
Schon zu Anfang hatte es die Diskussion um 

entschlossene Aktionen (z.B. Blockade) oder 
•nette-, die Bürger ansprechenden Aktionen 

. gegeben. Geprägt waren diese Kontroversen 
durch mehrere Punkte: 
- Der Versuch, die Eltern-Kind-Initiativen (und 
damit die •neue- Bewegung) mitelnzubezie­
hen. Dies erwies sich letztendlich als Flop, da 
sie sich nach der letzten Aktionskonferenz nur 
noch bei •ihrer eigenen• Aktion blicken lieBen; 
- Die Unsicherheit' in Bezug auf die neue Si­
cherheitsgesetze (was darf z.B. im Aufruf ste­
hen); 
- Eine langfristige Politik nicht durch eine ein­
malige radikale Aktion zu gefährden. 
Auf der anderen Seite: 
- Zahnlosigkeit der Aktionen; 
- Die Geschichte hat uns gezeigt, da8 wir nur 
durch Kämpfen etwas erreichen können; 
- Nur mit klaren Aktionsaussagen lassen sich 
die wirkliche Entschlossenen mobilisieren. 

Daraus entstand auch das Konzept, mehrere 
eigenständige Aktionen zu machen, in denen 
sich alle wiederfinden konnten. 
LetztliCh hat sich aber gezeigt, daß der diffus 
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gehaltenen Aufruf uns nicht geholfen hat, die 
•neuen- Gruppen in Massen anzulocl<en, 
gleichzeitig hat er wegen der fehlenden Radika­
litAt viele •Alte« nicht hervorgeiockt. Dies wäre 
möglicherweise nach der gelungenen Gro8-
blockade bei einer weiteren Blockade mit klarer 
Aktionsaussage anders gewesen. Dieses be­
zieht sich insbesondere auf die Leute aus der 
Hamburger und Bremer Szene. 
ln der •Provinz• wurden die Aktionswochen au­

ßerordentlich positiv eingeschltzt. Dort kam 
teilweise eine öffentliche und mediale Aufmerk­
samkeit zu einem solchen Thema zustande wie 
schon lange nicht mehr. Leute, die sonst mit 

Völlig überforciert waren wir 
mer-eilerdlngs auch) von der Fülle der Altl'•nnAn1 

1n so kurzer Zeit Kaum war die eine Aktlon zu 
Ende schon mußte die nächste vorbereitet wer· 
den Mit dem Nachlassen der Kraft g1ng auch 
das Engagement fur die Mal- und Jericho­
Aktton tur\,lck. Sie wurden Jetztendlich nur noch 
11ls Plhchtubung orgamsiert. Dies wurde noch 
dadurch gesteigert. daß für viele die Blockade 
e1ne total gute Aktion war und die folgenden 
lfoch zu -nett•. und wo s1ch gle•chzettig schon 
ze1o1e, daß d1e Resonanz IOr die Akttonen nicht 

·mehr so groB war, sowohl VQI'I der Bewegung 
als auch m den Medien. Zudem fOhrte der Z811· 
druck dazu. daß die Aktionen Im Elnzelnen 
nicht reflektiert werden konnten 

Gelungen oder gescheitert 
- richtig oder falsch 

Die Bewertung des Ganzen hangt in groBem 
Maße davon ab, wie mansch Politik begreift: als 
kontinuierlichen Prozeß oder Kampagne, als 
ze.itlich fest umrissenen Kraftakt. Von letzterem 
Standpunkt aus ist die Kampagne sicherlich ge­
scheitert. Dasselbe Schicksal dürfte aber auch 
der t<:NU-Kampagne oder ähnlichen beschert 
sein. 
Vom anderen Standpunkt aus Ist dies ein 

Schritt nach vorne gewesen. Wir haben viel ge­
lernt und manches erreicht, wahrlich wenig von 
dem, was wir propagiert hatten. Trotzdem. 

Nicht nur die positive Entwicklung bei uns und 
in der · Provinz•, auch die Kontakte nach Bre­
men, LObeck, Harnburg etc. werden fOr die Zu­
kunft viel wert sein. Bei unserem Auswertungs. 
treffen zeigte sich, daß wir gerade hier in Nord­
deutschland unbedingt wieder mit gegenseiti­
gen Kennenlernen, mit Kontakten zu anderen 
Bis, mit dem Aufbau unserer eigenen Intra­
struktur anfangen müssen. Wenn dies vorher 
gegeben gewesen wlre, hätten die Aktionen 
letztlich vielleicht ein anderes Gewicht gehabt, 
und das Mißtrauen bei vielen Auswärtigen Ober 
die Aktionsformen hätten einer Mobilisierung 
nicht im Weg gestanden. 
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Zudem: Atomprojekte haben wir hier im Nor­
den genügend: Brunsbüttel, Brokdorf, Krüm­
met, Stade, Esensham, Lingen. Wendland, 
Schacht Konrad, Asse, Grohnde, Atommüll­
transporte, Infrastruktur. VIelleicht können wir 
erreichen. daB es bei uns kein •Ruhiges Hinter­
land• mehr gibt. Und: alle Bekenntnisse der 
SPD (und auch der Grünen) zum Ausstieg -
hier speziell zur Stillegung von Stade -bleiben 
Lippenbekenntnisse. wenn sie nicht von uns 
zum Handeln gezwungen werden. FOr sich al­
lein genommen sind die Beschlüsse des Ham­
burger und Bremer Senats zur Forderung nach 
Stillegung nichts wert - 'die spielen auf Zelt. 
Anstan die Abschaltung von Stade zu fordern 
haben sie sich wieder hinter dem kommenden 
TÜV-Gutachten versteckt: »Nur wenn die erheb­
lichen Zweifel nicht ausgerlumt sind, tordem 
wir die Stll/egung des AKWs•. Wenn mensch 
die Herren so machen lASt, dann wird sich 
nichts ändern. 

Zukunft 

Zuerst steht 10r Juni die Veröffentlichung des 
TÜV-Gutachtens zu Stade an. Darin werden die 
wAhrend des Brennelementewechsels vorge­
nommenen PrOfungen des Reaktors veröffent­
licht, letztendlich ist es Alibi für Belreiber und 
Landesregierung. Wir werden dazu Aktionen 
und eventuell ein Gegenhearing machen. Klar 
ist: Atommülltransporte werden hier nicht mehr 
ungehindert durch die Gegend fahren. Uns ha· 
ben die Alkionen Mut gemacht und Hunger auf 
mehr. 
Ihr könnt bei uns noch immer die total gute 

Stade-Broschüre (4 DM) bestellen, sowie Plaka­
te und Infomaterial sowie Referenten (Wissen­
schaftler, Gutachter, Leiharbeiter in AKWs) 10r 
Veranstaltungen erfragen. 

Stader Arbeitskreis gegen Atomemergle 
c/o Ellce K6pke 

8JTI Btuch 17 
2181 Schwinger 

041451611 

Stade: 1. Auswertungs­
versuch kritisch 

Stade-Kampagne: •falsch, 
aber gelungen• 

Eine notwendige Antwort a.uf die Auswertung 
der Stad&-Kampagne durch die Stade-Gruppe 
der BBA, siehe TAZ vom 8.5.87, Seite 25. 
1.Die positiven Aspekte der Stade-Kampagne 
sind schnell beschrieben und sind daher nicht 
nAher behandelt. Der Schrottreaktor Stade ist 
auch 1 Jahr nach Tschernobyl noch im Ge­
sprAch, die Belreiber nach wie vor in einer Ar· 
gumentaiionsenge, die Presse und Medien 
dem Thema Stade gegenOber relativ aufge­
schlossen, zahlreiche Gutachten und Broschü­
ren haben die Ängste und Sorgen begrijndet, in 
der Region Stade 1st die Anti-AKW·Arbeit neo 
belebt worden und viele Initiativen haben zu­
mindest versucht, ein gemeinsam entwickeltes 
Konzept gemeinsam umzusetzen. Die Stade 
l(ampagne war in der Region zwischen Eibe 
und Weser der konkrete Ansatzpunkt 10r eine 
Politik nach Tschernobyl. Ohne Stade­
Kampagne ware die Bewegung vermutlich 
schon eher auf den •Vor-Tachemobyt•Zustand 
zurückgeworfen worden. 

2.Daa A1<W 11t nach dem Brennelemente­
wechsel tanningerecht wieder ans Netz gegan-
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gen. Einschneidende politische VerAnderungen 
hat die Kampagne weder in Bremen noch in der 
Stader Region gebracht. Sie war •richtig, aber 
mißglückt• schreibt die Stade-AG. Tatsächlich? 
Das Konzept war richtig, Fehler haben wir kei­
ne gemacht, aber es war keine Massenbewe­
gung, weil die Politik nicht von den Köpfen in 
die Hände und FüBe kam. Und weiter: mit ein 
paar 1000 hAlte es einen qualitativen Umschlag 
geg8ben. So die Kernaussagen der Stade-AG 
zum Vor!Aufigen Ende der von ihr initiierten Po­
litik. TatsAchlich war aber die Stade-Kampagne 
die Wiedertlolung der Anti-AKW-Politik vor 
Tschernobyl in.neuem Gewand. Sie stOtzte sich 
auf teilweise falsche politische Begründungen 
und konnte deshalb zu keiner •Durchbruch•· 
Massenbewegung werden. Sie entstand aus 
den Lehren von Brokdorf, der Nlederuch­
Mnwebl und Meinungsumfragen, und wurde 
konsequent schon ab Mitte 1986 in die Rich­
tung getrieben, wie sie schließlich durchgefOhrt 
wurde. Dabei ging die Eln.chltzung der Ent· 
wtcklunpdynemlk der GHellschllft und ins­
besondere der Anti-AKW-Bewegung nach 
Tschernobyl ver1oren. Sie wurde, ja konnte 
nicht aufgrund der anstehenden Aufgaben dis­
kutiert werden. 

3.Stade wurde gewählt, weil es das 
schwächste Kettsnglled Westdeutscher Atom­
anlagen sei und daher dort die konkrete Umset­
zung der •Sofort-Abschalt•-Bewegung stattfin­
den sollte. Vielleicht 1st Stade das technisch 
umstrittenste AKW. Ob es dadurch das gefAhr· 
liehSie ist, mag bezweifelt werden. Als Grund 
10r eine Kampagne als schwächstes Ketten­
glied setzt es ein Hoffen in den sorgsameren 
Betrieb anderer AKW's voraus. Weil Stade gra­
vierende SicherheitsmAngel hat, muB es nicht 
das AKW mit dem ersten Super-Gau werden. 
Dies haben auch andere· Initiativen auBerhalb 
der WesenlEtbe-Region gerner1<t. Etwa auf der 
Ble~ AtommOIIkont-.nz. Die Politik 
gegen Stade muBte zwangsläufig regional be­
schrAnkt bleiben, sonst hAtte sich die bundes-

deutsche Anti-AKW·Bewegung Ihre Position 
der Ablehnung jedweder Atomanlage unglaub­
würdig gemacht. 
4.Stade wurde gewählt, weil es das politisch 
achwAchste Glied sei. Belege seien eine konse­
quente •Abschalt-Forderungc der Niedersach­
sen SPD, die Argumentationsschwierigkeiten 
der Setreiber und die erhöhte Aufmerksamkeit 
der Medien seit Tschernobyl. Was aber ist dann 
mit Hanau, wo Staatsanwaltschaft gegen Be­
treiber und Beamte Prozesse eingeleitet hat, 
wo es seinerzeit eine rot.grüne Koalition gab, 
wo es zahlreiche UnfAlle gab und gibt, wo d9:s 
Bündnis zwischen Anti-,AKW·Bewegung und 
Frieden~ung/Dritte Welt Gruppen sowie 
Grünen und fortschrittlichen Sozialdemokraten 
bereits bestand? ·was ist mit dem Wendland, 
wo eine ganze Region Feindesland 10r die Be­
treiber ist? Was mlt der Oberpfalz, wo ähnli­
ches entsteht? Was mit Kalkar, den der SPD­
Minister Jochimsen als Genehmigungsbehörde 
stilfegen will? 
S.Stade ist nicht das politisch schwächste Ket­
tenglied, sondern es wurde gewählt, weil es 
Neuland war. Eine neue Region, neue Argu· 
rnente und Fakten, die uns bei Esenshamm 
fehlten, neue Strukturen, die noch nicht so 
verknöchert und verkrustet wie in den alten 
BBA oder Im Arbeitskreis Wesennarsch waren. 
Die Kampagne war insofern auch nichts Neues, 
sondern die Fortsetzung alter Aktionen in neu­
em Gewand. Wobei es nebenbei viele Diskus­
sionen gab, ob Widerstandsaktionen wie 
Blockaden Oberhaupt Pletz im Konzept finden 
könnten. Und weil es im Prinzip nichts Neues 
war, konnten nur die Kräfte mobilisiert werden, 
die auch nach Tschernobyl aktiv in der Bewe­
gung weitergearbeitet haben (alte und neue 
Gruppen). Und die haben ihre Erwartungen 
schon frühzeitig herabgeschraubt, so daß des­
halb jede Aktion als relativer Erfolg zu verbu­
chen war. 
8.Stade sollte nach cten Brennelementenwech­
sel abgeschaltet werder1. Die Meßlatte war 
hoch, zu hoch. Aber alle Debatten haben offen. 
bar nicht erreicht, da8 sie rechtzeitig schrittwel-



ee heruntergesetzt wurde. Woher die Angst, zu. 
geben zu mOssen, da8 wir noch nicht stark ge. 
nug sind, die ~haHung auch nur einer 
AKW's zu erreichen? Kein Flugblatt, keine Er· 
ldlrung, die das Ziel der Kampagne nicht relati· 
viert hAtte. Die Stade-Kampagne bekam eine 
Dynamik, die kaum aufzuhalten war. Die Stade­
AG hatte ihre Lobby, Kritiker konnten sich nicht 
durchsetzen. Aktuelles Beispiel: 4 Tage vor 
dem ersten gemeinsamen Auswertungstreffen 
prescht die Stade.AG vor und betreibt Mei· 
nungsmache. 
7.Well die polltlachen Begründungen hllach 
und achwach waren, blieb die Kampagne 
biiiS. Es ist mehr als makaber, wenn geschrie­
ben wird, uns fehle die TÜV-Akte, der plaudern. 
de Ingenieur und der Störfall unterhalb der 
Harrisburg.Ebene. Wenn das die Kriterien für 
politischen Erfolg sind, dann verzichte ich gern 
auf Erfolg. Und hat nicht Tschernobyl gezeigt, 
da8 selbst der Super-Gau, verseuchte Nahrung 
und Boden nicht ausreichen, um politisch den 
notwendigen Druck zu erzeugen. Derweil 
träumt die Stads-AG noch immer vom kurzfristi· 
gen Abschalten Stades, erreicht durch Offent· 
Iiehkeii und wissenschaftliche K.ritik. Polltlac:he 
Wlderstandüultur wird so wie selnerzeh ln 
der Frtedenabewegung systematisch auage­
dörrt. 
I .Wie weiter? Einige Quergedanken helfen 
Yiellelcht weiter. Die Zelt seit Tschernobyl 1st 
mehr denn je von Untergangsstimmung und 
Ohnmacht geptlgt. Nicht nur ln der Politik, 
auch in der Musik, im Theater und in der Litera­
tur zeigt sich dies. Tanz auf dem Vulkan, aber 
deftig, Ist die Devise. Eine Autbruchstimmung, 
wte sie die 68er, die K-Gruppen Anfang der 
70er, die Ökologiebewegung Ende der 70er 
ausdructcten. 1st nicht ln Sicht. Im Gegenteil, die 
relativen Erfolge (verst4rktes UmweltbewuBt· 
eein, grOne Wahlerfolge unt Tellerfolge in eini­
gen Bereichen) werden Oberschattet von immer 
gr08eren Katastrophen (Ubyen, Rhein, Tscher· 
nobyl, Bhopäl, Waldsterben, Klimaverlnde­
rung). Rechtsentwicklungen in den bOrgerli­
ehen Wahlen gehen einher mit zunehmend re. 
lormerischen Bestrebungen in der grOnen Par­
tei. Resignation, Mut· und Hoffnungslosigkeit 
und wenig Phantasie kennzeichnen die außer· 

Fotos: B .M orell 

parlamentarische Bewegung. Demonstratio­
nen, Blocf<aden, Besetzungen, Sabotage einer· 
selts, alternative Arbeits- und Lebenstonnen 
andererseits haben den ökologischen Holo­
caust um ein paar Jahre verzögert. Aber die 
zerstOI'erfschen Krlfte sind Immer noch schnel· 
ler als die Bewegung fQr eine soziale und Okolo­
gischeWelt. 
Fundamentale Foi'derungen und AnsAtze blie­
ben Utopie und haben die Weft erkllrt, statt ~ 
zu verlndem. Realpolitik wurde zunehmend 
zur Reformbewegung und hat nur noch Symp­
tome und AuswOchse unserer Gesellschaft zu 
verhindem versucht. Beispiel: das wiederholt 
geforderte ..SOfort-Aussteigen• leugnet die kon. 
krete Analyse, wo denn und wie denn angefan­
gen werden muß. Andererseits: wird nicht 
durch das Beweisen, da8 ohne Verzicht auf 
Komfort die AbschaltunQ der AK!N's möglich 
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sei, die Zementlerung eines die Lebensgrundla· 
gen zerstOrenden Gemeinwesens gefordert? 
Anders gesagt: sind die Katastrophe nicht wir 
selbst? Ist es nicht so, daß die Mehrheit der Be. 
völkerung die VerhAltnisse so wiU, wie sie sind? 
An den AuBeren RAndern ein paar kosmetische 
Eingriffe (etwas Ökologie, etwas Frieden, etwas 
Sozialstaat und Demokratie), aber altes andere 
so weiter wie bisher. Wie stehen mitten in der 
Scheiße und rühren mit. Waa auch sonst: wo 
sollen wir hin aussteigen, was sollen wir anders 
machen, als uns tAglieh wehren, fordern, Sand 
im Getriebe sein. Und bringt uns nicht unser 
System ein StOcf< Lebenslust (Ur1aub, Musik, 
Klamotten)? Wir bewegen uns stAndig zwi. 
sehen Fundamentalpolitik und Realpolitik. Aus 
dieSem Teufelskreis müssen wir heraus. Die 
Anforderungen, die politischen Kampagnen er· 
fordern, haben in aller Regel eine Diskussion 
Ober das grundsAtzliehe •WIE· einer außerpar­
lamentarischen Politik verhindert. Insofern ste. 
hen wir nach der Stade-Kampagne so da wie 
vorher. Also nicht •richtig, aber miBgiOckt• 
(TAZ·Überschrift), sondern •falsch, aber gelun. 
gen•. 

Die gr08te VeranstaHung der letzten Wochen 
war die von PKS organisierte •Augen zu und 
durch?•. Sie war auch die ehr11chste. Die gr08te 
Demonstration war die zum Ostermarsch, die 
Ignorierte, daß Gorbatschow nicht nur fOr Null· 
Null-LOsung, sondern auch fOr Ausbau des so­
wjetischen Atomprogramms steht, und die Mai­
demonstration, die die alte Spaltung zwischen 
Ökologie- und Arbeiterbewegung Jahr fQr Jahr 
dokumentiert. Die Tschernobyl'-'ahrestag· 
Demo war nett, aber kraftlos, mehr Erinnerung 
als Aufbruch. Die Stade-Kampagne war not· 
wendig, weil sonst gar nichts gelaufen ware. 
Immer noch besser als nichts, so der Leit· 
spruch der Mehrheit der Beteiligten. Ein schwa· 
ches Argument. Die S_,.Kampagne war 
hllach au~, weilaledie notwendigen 
Konaequenzen einer Weh, ln der • sich Je. 
ben 118t, Nduzlerte .,, den Kampf gegen 
die Atommafia und Ihre Politiker. Realpoli­
tisch wäre rot-grOn gegen Stade schOn, aber 
fundamental pa8t rot nicht zu grün. An diesen 
Fragen mOssen wir arbeiten, bevor wir uns in 
die nAchsie Kampagne/Thema stürzen. 

pelle, BBA-PKS (Pianetarischerlatastrophen­
Schutz), 10.5.87 
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Auf der BuKo i,n Januar 87 ~ sichei­
ne Arbeitsgruppe mit dem Thema KWU und an­
deren Atomfirmen. Öffentlichkeltsarbelt'und Ak· 
t1onen wutden koordiniert, verbreitert und die 
KWU/Siemens-Kampagne · bu~t ent­
wict<elt. 

Ea 1st zwar wichtig, den Kampf gegen die Pro­
jekte der Atommafia vor Ort (WAA und AKW's) 
zu fOhren, aber auch den Widerstand in die 
Produktionsstltten, an die Wurzel des Übels zu 
tragen. Hier sind vor allen Dingen die 
KWUfSiemens..Standorte Erlangen, Oftenbach, 
Berlin und MOihelmfRuhr zu nennen. Sie sind 
die. zentralen Schaltstellen fOr die Aufrechter· 
haltung und Durchführung des bundesdeut· 
sehen Atornprogramms. 

Denn darum geht es: Solange es noch starke 
ökonomische, politische und milltArische Inter­
essen im Atomprogramm gibt, wird es keinen 
Ausstieg geben (egal, ob wir uns die Finger am 
Bauzaun wundsAgen oder nicht!). Ea ist unsere 
Aufgabe herauszufinden, wer aus Vf81chen 
GrOnden auch heute am Atomprogramm fest. 
hAlt. Um dies nicht abstrakt zu diskutieren, wird 
die KWU/Siemens als praktisches Beispiel her· 
angezogen. Sie dient uns als Gradmesser oder 
Schaufenster dafür, Inwieweit ein Ausstieg rea­
listisch ist. 

KWU/Siemens steht fiir 
Hunger, Verelendung und 
Ausbeutung der Dritten 
wen 
Nach Westinghouse und General Eiektric ist 
die KWU/Siemens weltweit der drittgr06te Ex· 
porteur von AtQmanlagen. Wesentlichen Anteil 
haben hier die Exporte in Llnder der 3. Weft 
bzw. sogenannte SchwelleniAnder: 
- " 3. Welt-Under betrachten es als eine 
neue Form kolonialistische UnterdrOckung 
wenn · Ihnen modernste Technik VOf8ffthalten 

wird. " (KWU-Chef Barthelt) 
- International marktflhig sein heißt, gerade 
dort einzuspringen, wo andere nicht liefern ~ 
Jen oder können (z.B. wegen fehlender Uhter· 
zeichung des Atomwaffensperrvertrages). 

So hat die KWU/Siemens Verträge mit Süd­
afrika, Südkorea und Brasilien unterzeichnet, 
die auch Urananrelcherungs- oder Wlederauf· 
bereitungsanlagen einschließen und damit mili­
tArlsche Verwendung ermöglichen. 

Ein besonders deutflches Beispiel dieser 
" Entwlcklungs"politik stellt ·der 1975 zwischen 
der brasilianischen Milltlrdiktatur und der BRD 
abgeschlossene Atomvertrag dar: 
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Mit dem Auftrag Ober 8 AKW's, einer Ur&!"­
anreicherungsanlage- und Wiederaufbereitung­
sanlage fiel der KWU ein Volumen von 12 Mrd. 
DM ZU, sowie zahlreiche Beteiligungen an bra· 
sillanlschen Atornfirmen. Inflation und ProbJe. 
me beim Bau lieBen die 1975 geschltzten Bau­
kosten von 1,5 Mrd. US.Oollar für Angra II und 
111 auf geschAtzte 60 Mrd. Us-Dollar 1980 hoch-

schnellen. Zahlungsfähig ist Brasilien jedoch 
ohnehin nicht. Zur Abslcherung der 
KWU/Siemens wurde unter Führung der Dresd­
ner Bank ein Bankenkonsortium gegrOndet, 
das die Lieferungen von KWU/Siemf1ns be­
gleicht. WAhrend die KWU/Siemens-Gewinne 
so abgesichert werden, steigt die Auslandsver­
schuldung Brasiliens ins Unermä811che. Bei 
den regelmäßigen internationalen UmschuJ. 
dungsverhaodlungen stellt der Internationale 
WAhrungsvounds (IWF) - als internationale 
GIAubigermafia - Bedingungen: Lohnstopp, 
PreiserhOhung etc .. 1983 gab es ersta Hunger­
revoltert. Das U~huldungskarussei dreht 
$Ich jedoch immer schneller. 1980 lebten 70-80 
Mlo. der 110 Mlo. Brasilianerlinnen in Armut. 
Hunger und Elend und Auabeutung ln der 

3. Wett h8ben bei uns lhNn Auagang und ei­
nen Namen: KWU/Siemens. 

KWU/Siemens e;m6gllcht 
bundesdeutsche Atom­
bombenproduktion 

Mit einem vorllufigen Auftragsvolumen von 1,6 
Milliarden DM plant die KWU/Siemens in Erlan­
gen den Bau der WAA in Wackersdorf. Die 
WAA ist das letzte Glied, um den atomaren 
Brennstoffkreislauf zu schließen. Natururan 
wird beispielsweise in Namibia unter BeteiJi. 
gung der KWU/Siemens abgebaut. Von dort 
kommt das Uran in die Urananreichet'ungsanla· 
ge Gronau, weiter in die Kernbrennstoffanlage 
der Raktor-Brenneiemente-UniOn RBU (Hanau) 
und schlie81ich in die AKW's. ln der WAA 
schlie811ch wird der Brennstoff u.a. auch als 
Plutonium wiederaufbereitet. Die KWU/ 
Siemens 1st an allen Stationen maßgeblich be­
teiligt und hat sich damit die MonopolsteHung in 
der Atomtechnologie der BRD gesichert. 
Mangelnde wirtschaftliche Rentabilitlt der 

WAA und hohe staatiche Subventionierung 
werden in Kauf genommen: gleichzeitig mit der 

geplanten Fertigstellung der WAA 1995 läuft 
der in den 50er abgeschlossene, 1985 verlAn­
garte Atomwaffensparvertrag aus. Seine Ver­
längerung ist mehr alfl fraglich. DiSkussionen 
Ober eine deutsch-französische oder eine euro­
plisehe Atomstreitmacht verschweigen, daß 
schon heute Im Rahmen der deutsch-fran­
zösichen Zusammenarbeit aus Hanau kom­
mendes Plutonium zum Ausbau der französi· 
sehen Atomstreitmacht verwendet wird. Und 
auch die Hanauer Atomfirmen Alkem, Nukem, 
RBU und HOBEG Sind Ober Verflechtung mit 
KWU/Siemens verbur:den . Die 
wissenschaftlich-technische Erforschung un~ 
Entwicklung AtomtechnolOgie bzw. allgemein 
der Hochtechnologien ist Grundlage ffir eine 
mllitlrische Überlegenheit. 
Bietet dem Hochtechnologie-Konzern Sie­

mens die Technologie in .,zivilen Bereichen" 



bereits Profite, so ist ec darüber hinaus auf die­
se militärische Überlegenheit angewiesen: Sie 
ist die Grundlage für die Sicherung der Kapital· 
anhäufung in den lndustrienationen. 
Keine WAA ln Wedcersdor1 und anderswo. 

Zivile Nutzung der Atomtechnolaie Ist eine 
Lüge derer, die Ihre Profite mllltirlsch absl· 
ehern wollen. 

Siemens steht für Rationali­
sierung der Arbeitsplätze 
und Ausbeutung der 
Arbeiterlinnen 

Wir können die Weiterführung des bundesdeut­
schen Atomprogramms, die Exporte der Ator . 
wirtschalt und die militärische Nut ng der 
Atomkraft, durch Mithilfe der KWU/Siemens. 
nicht thematisieren, ohne dabei auf das einzu­
gehen, was ursprünglich fUr diese unmenschli· 
chen Auswirkungen steht: die einzig und allein 
von den Interessen der Profitmaximierung und 
Verwertung bestimmte kapitalistische Produk· 
tion. 
An der Atomproduktion der KWU/Siemens 

zeigt sich wie widerspruchslos heute die Arbeit· 
von 14.000 Menschen gegen deren und die In­
teressen der Bevölkerung organisiert werden 
kann. Jahrelang hat die KWU/Siemens nicht 
nurtordie Verstrahlung unsererUmweh produ­
ziert, sondern auch eine Modernisierung voran­
getrieben, die alleine in dem KWU-Werk Mül­
heim von 1969 bis heute - unabhängig von 
Konjunkturen - die Arbeit von 1.200 Men­
schen überflüssig machte und eine permante 
Unsicherheit für die noch vorhandenen Arbeits· 
plätze erzeug1. 
Parallel dazu entwickelte sich mit der Fortfüh­

rung der KWU·Atomwirtschltft eine Umstrüktu­
rierung, die das Entstehen von entgarantierten 
Arbeitsverhähnissen ermöglichte sowie die Si­
cherung der Monopolstellung der Energiever­
sorgungsunternehmen zum Ziel hatte. 
Die nächsten Modemisierungs- und Umstruk· 

turierungsprozesse in Form der Computer- und 
Gentechnologie hallen bereits Einzug in den 
Lebensalllag, während die Folgen der Atom­
wirtschaft noch weitestgehend unabsehbar 
sind. Der Beinah&-GAU in Harrisburg, der per­
manente Störfall Sellafield/Windscale, der 
Super-GAU in Tschernobyl, die Verstrahlung 
der Arbeiter bei AlkemiNukem schaffen nur 
kleine Unsicherheiten: Alles schreitet weiter 
dem Ziel entgegen immer mehr menschliche 
Existenz zu verwerten, um immer höhere Profi. 
te zu erzielen. 
Der Konzern, der diese Entwicklung mitbe­

stimmt und forciert ist Siemens, die mittlerweile 
in den Bereichen Telekommunikation, Gen­
technologie, Rüstungselektronik bis hin zu 
schlüsselfertigen AKW's weltweiten Einfluß hat. 
Wenn wir Gesellschaftskritik ernstnehmen 

müssen wir über die Kritik an den Symptomen 
-Ausbeutung der 3. Wett, Leben mit dem Rest­
risiko, Atomwaffenproduktion entgarantierte Ar­
beitsforrnen - hinausgehen; d.h. die kapitalist.i· 
sehe Produktion zu thematisieren, ihre Profit· 
strategien zu entlarven und ihre Mechanismen 
zur Verschleierung der Widersprüche zu durch­
kreuzen. 
Durch gezielte Aktionen muß die Produktion 

behindert werden, erschwert werden. GleiCh· 

zeitig müssen wir deutlich machen, daß wir die 
Konfrontation mit der kapitalistischen Produk· 
tion meinen, nicht die mit der Arbeit jedes ein­
zelnen Arbeitnehmers/jeder einzelnen Arbeit­
nehmerin. Siemens/KWU hat an de.r Ausbeu­
tung der Arbeitskraft in der Atomwirtschaft 20 
Mrd. DM Profit gemacht 1 
- diese 20 Mrd. DM müssen die 

Arbeiter/innen zur selbstverwalteten Urnstruk· 
turierung ihres Betriebes einfordern. 
Weg mit der Vorstands- und Managereb&­

ne. Für den Aufbau eines Betriebes ln 
A.rbelter/lnnenhand. Für eine gesellschaft­
lich sinnvolle Produktion. 
(obige Text-Passagen sind aus dem Aufruf zur 
KWU-Kampagne am 2.Mai 1987) 

Aufgrundn icht eingetroffener Berichte über die KWU-Aktionen,müssen wir 
uns auf den Abdruck eines TAZ-Artikels v.4.5. beschränken. 

Demos gegen KWU 
Erlangen/Mühlbeim· (taz) -
Etwa tausend Demonstranten zo· 
gennach Veranstalterangaben am 
Samstag Mittag vom Kraftwerk­
sunion (KWU)-Gelände-in die Er­
langer Innenstadt. Auf der Ab· 
Schlußkundgebung am Schloß­
platz betonten die. Sprecher der 
Müttern gegen Atomkraft, der Er­
langer Grünen und der Autono­
men die zentrale Rolle der Sie­
menstochter KWU im bundes­
deutschen Atomprogramm und 
verwiesen auf die illegale Leihar­
beiterpraxis und die Plutonium· 
verarbeitung in der Erlanger 
KWU-Niederlassung. Der Ak· 
tionstag bildete den Abschluß ei· 
ner Tschernobyl-Woche des 
Nürnberger Anti-Atom-Forums 
und einer AntikapitalistiSchen 
Woche, die von regionalen auto­
nomen Gruppen veranstaltet 
wurde. DiePolizei hattedezent im 
Hintergrund starke Einsatzkräfte 
auf dem KWU-Betriebsgelinde 
zusammengezogen. In Offenbach 
kam es im Anschluß an die KWU­
Demo zu einer Festnahme. Bei ei-

oer Hausdurchsuchung wurden 
dort außerdem ein Stapel Flug­
blätter ,.Kampf der Volkszäh­
lung" beschlagnahmt. Polizei be­
gleitete auch die Demonstration 
im R!lhmen des Aktionstages des 
nationalen Aktionstages gegendie 
KWU in . Mühlheim. Die größte 
Demonstration (700 Teilneh­
mer), die in der .. sympathischen 
Stadt an der Ruhr" (Eigenwer­
bung) je gesehen wurde, hatte 
schon im Vorfeld für Aufregung 
bei den Bürgern gesorgt. Etliche 
Hundert Polizisten führten 
scharfe Kontrollen durch und be­
gleiteten den Zug durch die Innen­
stadt und zum KWU-Gelände. 
Auf den Parolen stand die Forde­
rung nach .. einer Gesellschaft 
ohne Knäste" gleichwertig neben 
dem Aufruf, sich nicht auf Aktio­
nen an den AKW -Baustellen zu be· 
schränken, sondern in Zukunft 
auch die Atomfirmen .. zum 
Thema zu machen" und .. den Wi· 
derstand indiealltigliche Produk­
tion zu,tragen". cOluJJwg. 
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Wid.!rstandstage 
Um Erfahrungen und PArllnA·~t'i·u .. n 

nach einem halben Jahr Widerstandstage 
auszutauschen, fand am 10.5.87 in 
Darmstadt diesbezüglich ein Treffen statt 
Hierzu wurden ca. 60 Widerstandsgrup­
pen angeschrieben, mit der Bitte am 
Treffen teilz.unehmen oder über die ge· 
wonnen E~n schriftlich zu be· 
richten. Zw hienen 8 Bis aus dem 
Rhein-Main ebiet zum Treffen, an 
Rückmeldungen gingen jedoch lediglich 
zwei ein; Anwesende Gruppen: Libertä· 
res Zentrum, Frankfurt; Initiative Um· 
weltschutz (I UH) und Autonome Ha-. 
nau; Darmstädter Initiative für die Ab­
schaltung aller Atomanlagen (DIFA); 
Arbeitskreis Umweltschutz Wiesbaden; 
Bl/lnfoladen Offenbach; WAA-Nie­
Büro Gießen; Berichte aus : Hamburg· 
Harburg;· Arbeitskreis Umweltschutz 
Gronau. 

Zu Beginn des Plenums wurden die 
Erfahrungen mit den Widerstandstagen 
ausgetauscht. 
Frankfurt: Die Idee des Widerstandsta· 
ges ist bei unterschiedlichen Gruppen be· 
kannt, diskutiert und akzeptiert worden. 
Die Aktivitäten werden aber hauptsäch· 
lich von der Gruppe um das Libertäre 
Zentrum iniziert. Probleme mit den Wi· 
derstandstagen ergaben sich vor allem 
bei dem Ziel, diese in den Alltag zu tra­
gen, "normalen" t.euten zu vermitteln 
und auf Frankfurt zugeschnittene Aktio­
nen anzukurbeln. 
Hanau: Zu Beginn der Widerstandstage 
wurden vielfältige Aktionen durchge· 
fühtt, die jedoch im Moment stagnie­
ren. Die Widerstandstage stehen und 
fallen mit der Integration anderer Grup­
pen ins WidJ!I'standskonzept. Nach Be· 
schluß des Autonornen Plenums soll 
die Weiterführung hiervon abhängig ge­
macht werden. 
Darmstadt: Zu Beginn der Widerstands­
tag Aktionen waren Gruppen aus versch. 
Bereichen integriert. Dies Zusammenar· 
beit beschränkt sich z. Zt. auf spezielle 
Themen oder aktuelle Anlässe. Ziel der 
weiteren Arbeit ist es, verstärkt die in­
haltliche Anti-AKW-Arbeit vor Ort an­
zugehen und gezielt in die Widerstands­
aktionen· einzubeziehen. 
Wiesbaden: Das Konzept der Wider­
standst-age wurde als sehr positiv bewer­
tet. Die Aktionen sollen in Zukunft je­
doch noch öffentlichkeitswirksamer mit 
den Widerstandstagen in Verbindung ge· 
t:lracht werden. Probleme werden vor al­
lem in Zusammenarbeit mit anderen 
Gruppen auf Grund von Berührungs· 
ängsten deutlich. Dieses zeigte sich z.B. 
auf einem Treffen des Umweltforums 
Wiesbaden. An dem Treffen nahm eine 
Umweltgruppe des BKA teil. Die Berüh· 
rungsängste der anderen Gruppen zum 
B KA waren geringer als zum Arbeitskreis · 
Umweltschutz, der daraufhin das Treffen 
verließ. 
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I! c 
Die Idee der Widerstendstage Ist letzten Sommer entstanden und am 1.1.86 zunächst hes­
senwelt ln die Tat umgesetzt worden. 

• = Q 

"Der Widerstendsteg Ist entstanden, um besser einen selbstbewußten und eigenverantwort­
lichen Widerstand leisten zu können. Er Ist eine Möglichkelt der Isolation und Perspektivlo­
slgkelt entgegen zu wirken und um die eigenen Möglichkelten zu erkennen. Dabei soll ein Re­
agieren auf äußere Anllsse (Katastrophen. usw.) überwunden werden, um zu einem aktiven 
Wiederstand zu kommen. Ein außerparlamentarischer radikaler Widerstand, der praktisch 
wird, der Spaß macht Lind vor allem eingreift ln den reibungslosen Ablauf der Atombatreiber 
( ... ). Entscheidend für den Erfolg der Widerstendstege wird es dabei sein, daß die Gruppen, 
Initiativen und Personen bereit sind, auf Ihre Jeweilige Art zu zeigen, deB sie das Trelbeo der 
Aommafla nicht mehr längen untätig hinnehmen wollen: daß es Infotische gibt, Glroblau, Ge­
milde und Schriften auf den Straßen, Geldi!lchelnen, Brücken und Winden, spontane Mas­
senversammlungen, Die-Vorträge, ~mgestürzte Masten, Besuche bel cien Stadtwerken, Flr· 
men, Institutionen und Behörden, Podiumsdiskussionen, Pellkartoffeln ln dan Auspüffen 
von Flrmenfahrzeugen, Schwelgeverssmmlungen, Straßentheater, schwarze Blocks und 
schwarze Frauen usw. um nur einiges zu nennen, wes es ln der Vergangenheit gab." 
Das nachstehende Protokoll eines Treffens ln Darmstadt zeigt, daß das Ziel, aus den dezen­
tralen Widerstendetegen eine "Riesenkampagne" zu machen, nach dem ersten halben Jahr 
nicht erreicht werden konnte. Im Gegentell - an vielen Orten Ist offenbar eine abbröckelnde 
Beteiligung zu verzeichnen, die kontinuierliche Beteiligung anderer Gruppen geht zurück, ei­
nen Widerstend losgelöst von konkreten Anlässen aufrechtzuerhalten scheint schwieriger 
als zunächst erwartet. Der Funke- "ln }edem Ort muß klar sein: Am ersten Samstag Im Mo­
nat Ist Wlderstendstag" - Ist (noch?) nicht übergesprungen. Weitermachen und hoffen das 
es besser wird, die denzentralen Widerstendstege verstärkt auf Konferenzen elnbrlgen -
oder die Diskussion neu führen? Wir sind gerne bereit Diskussionsbelträge dazu abzu­
drucken. (Die Redaktion). 

Offenbach: An den Widerstandstagen 
wurden regelmäßig Aktionen durchge­
führt und mit einer weiteren Anti-AKW 
BI eine Zusammenarbeit her9estellt. Ein 
Jahr nach Tschrnobyl wird die Verbrei­
tung der Widerstandstage als schleppend 
beurteilt. Zur Zeit wird schwerpunkt­
mäßig an der KWU-Kampagne gearbei­
tet, zu der am WiderstandssarnsU!g im 
Mai eine Demo stattfand. 
Gießen: Die Aktionen zu den Wider­
standstagen wurden eingestellt, da keine 
große Resonanz bei anderen Bis erzielt 
wurde. Das Hauptziel der Widerstands­
tage, andere Gruppen zu integrieren, Ist 
mißlungen. 
Gronau: Jeden ersten Samstag im Monat 
werden rtfgelmäßig Sonntagsspaziergänge 
zur Uran-Anreicherungsanlage durchge­
führt. Eine bessere Berichterstattung, 
Rückkoppelung der Bis untereinander 
und mehr Öffentlichkeitsarbeit zum bun· 
desweiten Widerstands wird angeregt. 
Hamburg-Harburg: Die Idee wurde auf­
gegriffen tmd schnell in Aktionen umge­
setzt. Die.gezielte Zusammenarbeit mit 
der Presse hat Erfolgvermittelt und Auf­
trieb für wei:tere Aktionen gegeben. 

Anschließend wurde eine breite Dis· 
kussion über Ziele und Perspektiven der 
Widerstandstage geführt. Die Diskussion 
war bestimmt durch den Frust, daß der 
Widerstandstag nich.t die erhoffte Ver­
breitung gefunden hat. Jede Gruppe hat· 
te versucht in ihrer Stadt andere Grup-

pen oder in 
mit einzubeziehen, was aber nur selten 
gelang. Der Widerstandstag hat sich zwar 
bundesweit verbreitet, aber im Rhein­
Main-Gebiet, dem Hauptverbreitungs· 
bereich, ist ein Rückschritt nicht zu leug· 
nen. Hier hat die abnehmende öffentliche 
Aktualität einen direkten Einfluß auf 
die Aktivitäten dzum Widerstandstag. 

Die Kontinuität des bundesweiten 
Widerstandstages kann ein Abbröckeln 
des Widerstandes in den Städten und vor 
allem in den kleineren Gemeinden ver­
hindern und das Arbeiten vor Ort stär· 
ken. Auch wenn sich Gruppen und Leu­
te nicht in den Widerstandstag einbe­
ziehen lassen, so können auf dem Weg 
zur Abschaltung der AKWs viele Schwei­
nereien aufgedeckt und antikapitalisti· 
sches Gedankengut vermittelt werden. 
Im Laufe der weiteren Diskussion wur­
de eine weitgehende Obereinstimmung 
über die Fortführung und Weiterverbrei· 
tung der Widerstandstage erzielt. Hier­
bei sollen die Widerstandstage weiterhin 
auf Anti-AKW-Konferenzen einge­
bracht urid verstärkt einzelne Bis ange· 
sprachen werden. 

Die Verbreitung der Aktionen und 
die gezielte Rückkoppelung sowie die 
Kommunikation der Bis untereinander 
soll forciert werden. Hierzu wurde an­
geregt, zukünftig die Rückmeldungen ü­
ber geplante und durchgeführte Aktionen 
zu den Widerstandstagen an das Hambur­
ger Presse Info, Nernstweg 32, 2000 
Harnburg 50 zu verbreiten. 



KAIMINALISIEAUNOS.AUNDBAIEF 

Wir möchten an dieser Stelle noch einmal 
auf den Krlmlnallsierungsrundbrlef hinwei­
sen und allen Bis und Gruppen ein Abo 
empfehlen. Der Rundbrief enthält Nachrich­
ten, Dokumente, Presseartikel und Kom­
mentare zur Kriminalisierung der Anti-AKW· 
Bewegung und anderer Bewegungen. Der 
Rundbrief wird in Kassel zusammengestellt 
und kann bestellt werden bei: 
Urnwettzentrum, Elfbuchenatr. 18, 35 Kas­
sel, tel. 0561m5307 

RATGEBER FOA GEFANGENE 

Der Verlag Schwarze Seele Ist gerade wie­
der mal dabei, den •Ratgeber far Gefange­
ne- zu Oberarbelten. Da sie nicht Ober Kon· 
takte in allen Städten vertagen, bitten die 
Schwarzen Seelen, ihnen die Anschriften 
von engagierten Rechtsanwältllnn/en sowie 
Knast-, Prozeß.. und Ihnlichen Gruppen zu­
zusenden. Dies ist far die Aktuallsierung 
des Adressenteils im •Ratgeber• wichtig. 
Verlag SChwara Seele, Prtnzeulnnenatra· 
Be 18, 1000 Berlln 81. 

Foto: Winlried Wersholen 

Kriminalisierung 
RAZZIEN IN WILHELMSHAVEN 

Am 9. April wurden in Wilheimshaven min· 
destens fanf Wohnungen, das Kommunika­
tionszentrum •Pumpwerk• sowie eine weite­
re Wohnung in Beriln durchsucht. Zwei 
Männer wurden festegenommen. 
Hintergrund der Aktion ist die bis dahin ver­
gebliche Suche nach den Urheber/lnne/n ei­
ner Serie von Brandanschlägen, bei denen 
Im Jahr 1986 in Wilhemshaven Schäden in 
HOhe von zwei Millionen Mark entstanden. 
Die beiden Männer sollen gestanden haben, 
fOr die Brandstiftungen verantwortlich ge­
wesen zu sein. Der beantragte Haftbefehl 
for die 25jlhrigen wurde vom Richter jedoch 
abgelehnt. 
Wie schon in vielen anderen Fällen begnOg· 
te sich das LKA nicht mit der Festnahme 
der Männer, sondern veranstaltete gleich ei­
ne Großrazzia, um die Wilhelmshavener 
Scene einzuschachtern und auszuleuchten. 
Daß das •Pumpwerk• auch dran glauben 
mußte, liegt auf der Hand, wird es doch in 
der Ortlichen Presse ohnehin als Ort kriml· 
neiler Umtriebe diffamiert. 
Nach Angaben des LKA, welches von der 
Bundesanwaltschaft und einer Versiche­
rung mit 50.000 Mark Belohnung fOr Hlnwei· 
se unterstatzt wurde, haben die Ermittlun­
gen auf die Spuren weiterer Verdächtiger 
gefahrt. 

Betr.: radlkai-Proa .. e 
Nach den Durchsuchungswellen gegen 
Buchläden Im Sommer und Herbst 1986 
zelchn~t sich in Sachen •Errnlttlungsverfah· 
ren gegen Hersteller und Verbreiter der Ra­
dikal Nr. 132• eine Prozeßweile ab. Bislang 
gibt es mindestens 21 Anklagen in Beriln, 
Stuttgart, Frankfurt, Glessen, Hanau und 
TOblngen. Weitere sind zu befOrchten. Auf· 
takt war ein erster Prozeß am 13. und 15. 
Mai vor dem OLG Frankfurt gegen einen 
Mann aus Hanau. 
Ausfahrliehe Infos gibts bei: 
AG radikale Offentllchkelt. clo Initiative Um­
weltschutz. Nlhefahrtaweg 5, 845 Hanau. 

Betr.: • Oe Knlapelkrant• 
Die revolutionär~ niederländische Zeitung 
•Oe Knispelkrant• war am 9. April von einer 
umfangreichen Durchsuchungs- und Be­
schlagnahmeaktlon betroffen. Infos: 
De Knlapelkrant. Postbua 1001, 9701 JA 
Gronlngen, Niederlande. 

Kriminalisierung 

Presseerklärung 

WAA: Klege von WAA.Oegnem 
gegen Oatercamprlumung 1118 

Mehr als ein Jahr nach der polizeilichen 
Räumung des Wackersdorfer Ostercamps 
1986 sind die Daten der dabei festgenom­
menen WAA-Gegner nicht geiOscht, obwohl 
alle eingeleiteten Ermittlungsverfahren 
schon Im Mai 1986 eingestellt wurden. Zwei 
MOnchner Betroffene haben jetz1 am Re­
gensburger Verwaltungsgericht verlangt, 
die Räumung fOr rechtswidrig zu erklären. 
Am 29.03.1986 wurde das genehmigte 
Ostercamp von mehreren Hundertschaften 
der Polizei umstellt, die Zelte abgerissen 
und die 281 Bewohner festgenommen und 
erkennungsdienstlich behandelt. Die fest­
genommenen Männer wurden am salben 
Abend in mehrere bayerische Justizvollzug­
sanstalten gebracht, die Frauen freigelas­
sen. Erst am Abend des 30.3. wurden alle 
Festgenommenen aus den Haftanstalten 
entlassen, nachdem sich AMberger Haf· 
trlchter geweigert hatten, dem Wunsch der 
Polizei nach weiterer Gewahrsamna.hme 
nachzukommen. 
Offizielle BegrUndung fOr die Festnahme 
der 281 waren Steinworte von ca. 10 Perso­
nen auf ein Fernsehteam des Bayrischen 
Rundfunks am Nachmittag des 28.3. (Frei· 
tag). Nach polizeilichen Angaben sollen 
sich d ie Steinwerfer anschließend in das 
Camp der WAA-GegnE"r gefiOchtet haben. 
Auch der Polizei mußte aber klar sein, da6 
eine Identifizierung der Täterangesichts lh· 
.rer Vermummung und eines zeitlichen Ab· 
standesvon mehr als 12 Stunden zurTat bei 
der Räumung des Camps am Samstagmor­
gen unmOgllch sein worde. For die Kläger, 
die wie die meisten WAA-Gegner erst am 
Freitagabend Im Camp ankamen, steilt sich 
daher die Festnahme als Versuch dar, unter 
dem Vorwand des Strafrechts sie bis nach 
Abschluß der Osterdemonstrationen "aus 
dem Verkehr zu ziehen" und andere Demon· 
stranten von der Wahrnehmung eines Grun­
drechts abzuschrecken. 
Die Kläger ·haben • wie in bei Ihrer Festnah­
me von der Polizei ausgehändigten Rechts­
mittelbelehrungen empfohlen · im April1986 
Widerspruch eingelegt. Dieses Mittel wurde 
vom Oberlandesgericht NOrnberg im De­
zember 1986 fOr unzulässig erklärt, da · so 
sinngemäß . Ihre Festnahme kein Verwal­
tungsakt, sondern ein Mittel der Strafverfol­
gung gewesen sei. Den· Klägern sei mit der 
Einsteilung des Verfahrens Genage gelel· 
stet worden. Diese Ansicht des OLG halten 
die beiden Betroffenen aus den oben ge­
nannten Granden fOr rechtlich mehr als 
fragwardig. Das Pol izeipräsidium 
Niederbayern/Oberpfalz antwortete trotz 
mehrerer Aufforderungen, die gesammelten 
Daten zu IOschen, nicht. 
Die beiden MOnchner WAA-Gegner verlan­
gen nunmehr eine Entscheidung des Ver­
waltungsgerichts, um bei zukanftigen De­
monstrationen derartige polizeiliche Über· 
fälle und Inhaftierungen unmöglicher zu 
machen. Angesichts einer derzeit bundes­
weiten Krimlnallsierungswelle gegen Atom· 
kraftgegner • bei der der Freistaat Bayern 
offenbar die Vorreiterrolle Obernammen hat • 
ist es nOtig, einer Regierung, die sich nicht 
einmal mehr an ihre eigenen Gesetze hält, 
auch auf juristischer Ebene Widerstand ent· 
gegenzusetzen. 
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Keine Auskunft über Speicherung 
Polizei darf Auskunft über Erfassung in Spurendokumentationsdatei (SPUDOK) verweigern I Lüneburger 

Verwaltungsgericht wies die Klage von 20 AKW-Gegnem in erster Instanz ab I Bürger zeitweise gespeichert ....... ,.,.,...,,, .. 
Die niederslchsische· Polizei muß 
keine Auskunft darüber geben, 
wen sie 1984 bei ihren großange­
legten SPUDOK-Einsatz im 
Wendland in dieser Datei gespei­
chert hat. Das Verwaltungsge­
richt Lüneburg hat am Freitag in 
erster Instanz eine Klage von 20 
AKW-Gegnem abgewiesen, mit 
derdie Polizei verpflichtetwerden 
sollte, Auskunft über eine Erfas­
sung in der Spu·rendokumenta­
tionsdatei zu erteilen. 

im Wendland im Jahre 1984, der 
durch der BI Lüchow-Dannen­
berg zugespielte Polizeiunterla­
gen bekannt wurde, waren zeit­
weise 2.600 Personen gespeichert 
worden. 

handelesich nichtumtchteAnfra­
gen, sondern um den Versuch, den 
Inhalt der Datei auszuforschen, 

Ausforschung reiche als Begrün­
dung aus. Nicht nur nach Ansicht 
der Kläger, sondern auch zahlrei­
cher Datenschutzexperten war al­
lerdings bereits das Anlegen der 
Datei rechtswidrig. Während die 
Polizei behauptet hatte, die Datei 
sei für die· Ermittlungen nach 
Bahnanschlägen eingerichtet 
worden, hatte die BI Lüchow­
Dannenberg immer von einer fli­
ehendeckenden Erfassung der 
Anti-AKW-Bewegung im Wend­
land gesprochen. 

150 AKW-Gegner hatten da­
mals schriftlich bei der Bezirksre­
gierung Lünen und der Polizei 
Auskunft darüber verlangt, ob sie· 
zu den in der Datei Erfaßten gehö­
ren. Die Auskunftsersuche hatten 
die Behörden gleichlautend mit 
der Begründung abgelehnt, es 

Auch diese Begründung ist von 
den Verwaltungsrichtern für 
rechtmäßig erklärt worden; Der 
Vorsitzendeder Zweiten Kammer 
des Verwaltungsgerichts, vorder 
die Sache entschieden wurde, 
sagte am Freitag, es handele sich 
bei der Ablehnung der Auskunfts­
ersuche um keine willkürllche 
oder sachwidrigc Ermessensent­
scheidung. Die Besorgnis vorder 

Nach Ansicht der Uneburger 
Ve..Waltungsrichterstehtder§ 13 
des niedersächsischen Daten­
schutzgesetzes, derden Behörden 
in der Frage der Auskunft ~ber 
eine Speicherung einen Ermes­
sensspielraum einräumt, nicht im 
Gegensatzzum Volkszählungsur­
teil des Bundesverfassungsge­
richts. Die Kammer lehnte den 
Antrag der Kläger ab, diese Rege­
Jung des niedersichsisc~n Da­
tenschutzgesetzes dem Bundes­
verfassungsgericht zur Überprü­
fung vorzulegen. Die AnwAlteder 
Behörden hatt~!l für die strittige 
Regeluna eine Ubergangszeit gel­
tend temacht. Danach bleibe das 
niedersichsisc:he Datenschutzge­
setz solange gültig, bis das Volks­
zählungsurteil seinen Nieder­
schlag in neuen gesetzlichen Re­
gelungen gefunden habe. 

A8}+ VOLKSZ.ÄfiWNG 

SPUDOK - was Ist das? 

Seit März 1984 gibt es eine Spezialdatensamm­
lung der Kriminalpolizei Ober die Widerstands­
zene 1m Wendland, im August 1985 gelang dies 
an die Öffentlichkeit. Wir mlissen davon ausge­
hen,. daß noch immer damit gearbeitet wird. 
Das System dieser elektronischen Datensamm­
lung nennt sich Spurendokumentationssystem 
oder SPUDOK. Wie eine herkOmmliehe Kartei 
aus Karteikarten besteht, ist auch diesa elektro­
nische Datei aus einzelnen Einheiten, aufge­
baut, die meist als ganzes vom Computer auf 
dan Bildschirm geholt werden können oder 
ausgedruckt werden. Diese Einheiten werde­
nals "Spur" bezeichnet. 
Ein Ausdruck einer "Spur" könnte etwa so aus­
sehen: 

83+098?654 LDK20012}4 -11.11.84/11.11 
"Spur"­
Person -

Oer;enatand-

Hinweise­
Tageblattnr 
Text---

Ergebnis-
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.SPU: 00815 JtSBE:XBUIJ', JtDAT: 111184 

JtPER 1 MUSTERPRAU ERICH GED MUSTERHAHN }00254 BONN 
SPITZif HUSSI, flAUSMAHN 

-1- BERLJN lRGEtiWOPI.AT~ 99 ,0}0 4?11007 
·2- GORLEBEN 0'1' SOLLEDEN 13 05882 1004 
lllfEIIEL SOIIN VON ERIKA MUSTERMANN 

JtGOO: VW-BifO BUNT UNGEPFL B-AR56?,A R 5 6 7 
PER-JIAI/l'ER-GEG Jt • JtHIN: 

Jl'l'XT: 

KARTEI ,SO KONTR ~ 

-TGB 19}3 84 SI'UR45 f! . 
GEG MIT 10 I'F.r.S PLATENLitASE }1128} 2355H 'ß 
LESERBRIEF EJZ 240}83 AUPRUF ZUM BOYKorT DER 5 
VOUSZlHWNG ,AJJBSPliUEN OSTBAHNHOF DAtmENDERG =t 

200684 19}011 

OFFEN 

JtJtJtSOICO 'i'O} •• VOM 22.02.87 I 10.2} HJtJtKJfJt 

Der Ausdruck fängt an mit A (flir Anfrage), 83 
ist dar Code tor die anfragende Dienststelle, 
hier Sonderkomission (SOKO) 783, die auch 
am Ende nochmal zusammen mit dem Anfra­
gedatum erwihnt wird. Auf die A83 folgt das 
Anfragewort oder genau gesagt die Zelchenket· 
te, die der Computer suchen soll. Das kann ein 
Wort sein, aber auch eine Zahl (z.B. Telefon­
nummer) oder eine Kombination von Buchsta­
ben und Ziffern. Sogar LeersteDen und Kom­
mas können dabei eine Rolle spielen. 

Der Computer liest nun in Sekundenschnelle 
alle "Spuren" durch, bis er in einer "Spur" die­
se Zeichenkette, dessen Wort oder die Zahl, die 
8m Anfang eingegeben wurde, entdeckt. Diese 
"Spur" erscheint dann auf dem Bildschirm 
oder wird ausgedruckt. Das heißt, daß jedes 
Wort oder jede Zahl, die gespeichert wurde 
auch gesucht werden kann. Unser fiktiver Aus­
druck hätte also genauso unter MUSSI, 
4711007, PLATENLAASE, B-AR 567, oder IR­
GENDWOPLATZ gefunden werden können. 

SPUDOK - Was soll das? 

Begrundet wird der Einsatz der Spudok-Oatei 
immer wieder mit den Anschlägen, die auf Bau­
maschinen und Bahnlinien zum Zwischenlager 
verlibt worden sind. SPUDOK sal nötig, um die­
se Anschläge aufzuklären, verlautet es vom ln­
nenminister bis zurri Kommissar. Bei näherer 
Betrachtung von Form und Inhalt der Datei 
zeigt sich jedoch daß SPUDOK daflir ein völlig 
ungeeignetes Instrument ist . 
Von den vielen Anschlägen ist bis jetzt noch 

keiner aufgeklärt worden, weder ohne noch mit 
SPUKOK. Es scheint also möglich zu sein, An­
schläge so durchzuflihren, daß keine wettertoh­
renden Spuren hinterlaSSen werden. Falls es 
sie doch gäbe, könnten sie wie sonst auch oh­
ne SPUDOK verfolgt werden. Wes SPUDOK 
sammeln kann, sind besten- oder schlimmsten­
falls breitgestreute undeutliche Verdachtsmo­
mente, die den Namen "Spur" eigentlich gar· 



nicht verdienen. Zum Beispiel: Nach einem An­
schlag kommt ein Hinweis, daß vor 6 Wochen 
im Wald etwa 5 km vom Tatort entfernt ein be­
stimmtes Auto gesehen wurde, dessen Halter 
dann festgestellt werden konnte. Auch wenn in 
diesem Zeitraum im Umkreis hunderte von Au· 
tos gewesen sein könnten, weil gerade Pilzzeit 
war, kommen solche und viele ihnliehe .,Spu· 
ren" in den Computer. 
Oie Mehrzahl der ,.Spuren" in der Datei hat je­

doch nicht mal im entferntesten etwas mit den 
Anschlägen zu tun. Sogar nicht einmal mit 
Straftaten allgemein stehen sie in VerbiQdung. 
Schon die Anzahl von 2.000-3.000 meist perso­
nenbezogenen ,.Spuren" weist darauf hin, daß 
wohl nahezu alle Personen, die sich in dieser 
Region als Atomgegner zu erkennen gegeben 
haben, im SPUOOK-System registriert worden 
sind. Als BI-Mitglieder/innen und Funktionäre, 
Leserbriefschreiber, Prozeßbesucher oder als 
Halter oder Insassen von Fahrzeugen, die in 
der Nähe von Demonstrationen oder Veranstal­
tungen gesehen worden sind. Es geht bei SPU· 
OOK also nicht um Aufklärung von Anschlägen 
oder die Aufdeckung einer kriminellen Vereini· 
gung, sondern um Ausleuehrung und Kontrolle 
des Widerstands in ganzer Breite, um die Erfor· 
schung seiner Zusammenhänge und Funktio­
nen. 
Der Eingriff des SPUOOK-Systerns in die Per· 

sönlichkeitsrechte wird besonders schwerwie­
gend im Zusammenwirken mit Hausdurchsu· 
chungen und Telefonüberwachungen. SPU· 
OOK liefert viele kleine Teilwahrheiten, die aus 
dem Zusammenhang gerissen sind. Daraus 
lassen sich bei negativer Interpretation Ge­
schichten bauen, die dann als dringender Ver­
dacht erscheinen und Ermittlungsrichter dazu 
bewegen, den Hausdurchsuchungen und Tela­
fonüberwachungen zuzustimmen. Auch wenn 
sich durch diese Maßnahmen der Verdacht 
nicht erhärtet, ergibt sich für SPUOOK fast im­
mer eine Menge neues Datenmaterial, nicht nur 
über den Betroffenen, sondern auch über sein 
ganzes soziales Umfeld, über alle Personen, 
mit denen er zu tun hat, die ihm schreiben oder 
anrufen. So weiten sich die Verdächtigungen 
immer weiter aus, bis prinzipiell jede/r 
Atomgegner/in verdächtig ist. 
Verdächtige sind aber Bürgerlinnen zweiter 

Klasse, für die die Persönlichkeitsrechte wie 
Menschenwürde, Hausfrieden, Postgeheimnis 
und informationeile Selbstbestimmung außer 
Kraft gesetzt werden. Für alle diese Verletzun­
gen der Privatsphäre gibt es keine Entschädi· 
gung, von den Rufschäden ganz zu schweigen. 
So trägt SPUOOK dazu bei, daß aus polizeili­
cher Ermittlung ein breit wirkendes Unter· 
drückungsinstrument wird. 
Der Einsatz von SPUOOK im Wendland 

macht aber auch klar, daß es nicht reicht, ge­
gen Atomenergie Widerstand zu leisten, son­
dern daß es notwendig ist, gegen Machtpolitik 
im Allgemeinen und gegen Computermiß. 
brauch im Besonderen etwas zu unternehmen. 
Man denke nur an die Volkszählung und den 
maschinenlesbaren Personalausweis. 

ErmittlungsausschuB Gorleben 

Weitere Informationen zu SPUDOK: 

atom 6, Oktober/November 85 und 
atom 8, März/ April 86 

aus dem Fenster 
"Keine Zensur findet nicht statt" war 

in der Graswurzelrevolution (GWR) 110 
die bezeichnende Feststellung des Autors, 
als er anhand einer Füllle von Beispielen 
deutlich machte, in welchem Maße der 
Staat eine kritische Medienarbeit auf allen 
Ebenen sabotiert. Orginellerweise war es 
gerade diese GWR-Ausgabe, die krimina­
lisiert wurde. 

Doch nichtderbesagte Artikel, sondern 
ein anderer verletzte das triefende Auge 
des Gesetzes: ln "Wenn der Mast fällt" er­
örterte der wohlbekannte Sägefisch G. 
Waltfrei Erfahrungen, Perspektiven und 
Risiken des Mastfällens. Dabei ging es 
ihm insbesondere um das Verhältnis von 
Sabotageaktionen und zivilem Ungehor­
sam unter dem Aspekt der Gewaltfreiheit. 
Der Charakter eines Diskussionsbeitrages 
wurde um so deutlicher, als der Artikel 
in engem Zusammenhang mit einem 
"Pflugschar"-Papier gleicher Thematik 
stand. Für die Staatsanwaltschaft Harn­
burg allerdings war dieser Zusammenhang 
wohl nicht recht nachvollziehbar, da sie 
den Artikel fortan zu ihrer Ermittlungs· 
sache erklärte. 

Zunächst bedurfte es aber der Erleuch­
tung der Gralshüter vorn Bayernkurier, 
denen die Tatsache, daß auf der Buko in 

'lAS fJk fiEl 'IE1JA kTITtl 
1$T HEU..T~IA..T.G.E 61N 
SC IlGlSt. ~o.&, $A~ 
IC /J 1:>171. •••• 

Nürnberg sowohl der Sägefisch-Beitrag 
als auch ein Text mit RAF-Zitaten (ne­
ben vielen anderen Diskussionspapieren) 
zu haben waren, zur messerscharfen Er· 
kenntnis gereichte, hier solle "eine Radi· 
kalisierung und Solidarisierung der Anti­
Kernkraft-Bewegung mit terroristischen 
Gruppen" erreicht werden. Nach Einschät· 
zung der Graswurzler war es offensicht· 
lich dieser fachkundige Hinweis auf die 
terroristische Qualität dieses Artikels, der 
die Hamburger Ordnungshüter in Bewe· 
gu.ng setzte. Sie sahen sich fortan zu Er­
mittlungen im Rahmen des §111 StGB 
(Öffentlicher Aufruf zu Straftaten) ge­
zwungen und lieferten damit einen weite· 
renBeweis für den generösen Umgang mit 
der Pressefreiheit. 

Daß sie sich damit etwas zu weit aus 
dem Fenster gelehnt hatten, ergibt sich 
aus dem Umstand, daß das Verfahren 
mangels Beweisen unlängst wieder einge­
stellt wurde. Wohl denn, denkt sich die 
Leserin, doch sollte dieser Fall nicht dar· 
über hinweg täuschen, daß der Staat nicht 
unbedingt Verurteilungen benötigt, um 
seiner Politik ihren repressiven Charakter 
zu geben. Auch Ermittlungen an sich kön· 
nen schon lähmend genug wirken, wie wir 
alle wissen. 

T~A(J, /t/1 HleP, Co! IC IJ. 
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Follancta Aufllstung Ist naturgerniß unvoll· 
allem fehlen hier die mauen· 

Akt:lonttn anll811ch des Tag X ln 
'Harnbu'm zur Solldarltlt mit der Hafenstra· 
8e, sowie die Aktionen ln Berlln am 1.Mal. 
Dies alles Ist aber schon ausführlicher z.B. 
ln der TAZ dargestellt worden.ln dieser Auf· 
llatung sind nur Meldungen verarbeitet wor· 

die uns zugesandt worden sind. 

Wetztar (ohne Datum)Unbekannte mit dem 
»Schäumende Einheit• haben einen 

der Firma Hochtief lahmgelegt Die 
wurden mit Fallschaum behandelt 

Stromversorgung brannte ab: Die Aktio~ 
richtete sich gegen das Atomprogramm und 
den Atomstaat, gegen zunehmende Repres­
sion und Kriminalisierung des Widerstan­
des (Schikanen gegen die BUKO). Hochtief 
Ist der größte Baukonzern in der BAD: 
Bagger und Kräne stehen Oberall, in Gorle­
ben, in Ahaus, an jedem AKW, das gebaut 

und wird. An der Startbahn West 
standen ihre Betonmiseher ebenso wie jetzt 
in Wackersdorf. 

UnterlüB: 29.1.87 
•Revolutionäre Zellen« haben die Energie­
versorgung des Rostungsunternehmens 
Rheinmetall unterbrochen. Dazu wurde ein 
Strommast gesprengt, Ober den das Werk 
mit Energie versorgt wird. Die Aktion richte­
te sich exdmplarisch gegen die kapitalisti­
sche Ausbeutung, die an der UnterdrOckung 

Ermordung von Menschen, vor allem in 
~.Welt, Profite herausschlägt. Auf dem 

Geb1et der Hochtechnologierostung nimmt 
Rheinmetall weltweit eine fahrende Rolle 

. ein, die durch das High-Tech-Zentrum in Un­
teriOB gestärkt wird. 

Bochum: 12.2.87 
Das Kommando »Kampf dem Terrorismus« 
hat in der nachtzum 12.2. einen Bagger und 
eine Raupe der Firma Heftkamp in Brand 
gesetzt. Dies Ist die Antwort auf die Forde­
rung von Innenminister Zimmermann: »Die 
Vordringliste Aufgabe aller Demokraten Ist 
die bekämpfung des Terrorismus•. Nach 
Ansicht des Kommandos verdient sich Heit· 
kamp dumm und dämlich an einer Menge 
terroristischer Projekte: WAA in Wackers­
dorf, Atomkraftwerke bundesweit, Projekte 
in Südafrika ... 

Hamburg: 25.2.87 
Unbekannte haben im östlichen Teil Ham­
burgs einige Sprangschächte in den Stra· 
Ben durch Zubetonierung unbrauchbar ge­
macht. Diese Sprangschächte sind nicht 
nur fOr den Kriegsfall gedacht sondern 
spielen auch eine zentrale Rolle' bei einer 
At~mkatastrophe. Hier ganz speziell, wenn 
es tm AKW Krommel kracht. Die Schächte 
sind bestandteil des sogenannten Katastro­
phenschutzes, der im Falles eines GAU's 
die Oberlebende Bevölkerung der betroffe­
nen Aeglon daran hindern soll, in weniger 

Gebiete zu flOchten. Dies wird 
mit allen Mitteln, z.B. Sprengung der Stra­
ßen, bewaffnete Militärposten etc. durchge­
führt. 

Berlln: 7.3.87 
dem Motto •Aevolutionärre Initiativen 
die konkreten Projekte des Systems -
WAA!• haben Revolutionäre Zellen in 

den Räumen der Berliner Niederlassung der 
E. HEITKAMP·Bauunternehmung einen 
Brandsatz gezOndet. Der vordere Teil der 
HEITKAMP-BOros am Ku-Damm sowie das 
anliegende Treppenhaus wurden dabei zer­

HEITKAMP ist eines von fOnf Genera­
bei Bau der WAA in Wackers-

i Le,rerkuatiR/OiberhauiHn: 10.3.87 
Rnmh..,.n••n~•"h'h•n auf das Einwohner· 

Paß. und Ausländeramt der 
Stadt Leverkusen und ein versuchter An· 
schlag auf das Amt fOr Statistik in Oberhau­
sen richteten sich gegen die Volkszählung 
und die damit verbundene totale Kontrolle 
und Erfassung der Gesellschaft. Nach meh­
reren Hausdurchsuchungen wurden drei 

festgenommen. Sie sitzen immer 
in U-Haft und werden von Rebmann 

Zimmermann als Paradebelspiel der 
Volkszählungsboykotteu-

die »Autonome Zelle Erna Sielkau 
hatin t<_r:euzberg mehrere Fahrzeuge der Fir­
ma BAUCKNER GRUNDBAU in Brand ge­
setzt. Die Firma ist ebenfalls eine Tochter 
von HOCHTIEF. Der Zeitpunkt der Aktion 
wurde bewußt gewählt: am 28.3.1979 ereig­
nete sich der schwere Unfall im US·AKW 

Miles lsland. 

Berlln: 19.4.87 
•Autonome Zellen« erklären die 
Tschernobyl-Aktionswoche der Berliner 
Anti-AKW-Bewegung fOr eröffnet. Erneut 
werden drei Bagger der Firma HAFEMEI· 
STER durch Brandsätze zerstört. 

Berlln: 20.4.87 
Zwei weitere Anschläge auf Fahrzeuge der 
Firma HAFEMEISTER scheiterten. Die Täter 
konnten unerkannt ~tkommen. ln den letz­
ten 6 Monaten entstand bei Anschlägen auf 
Fahrzeuge dieser Firma Schaden in Höhe 
von 1 Millionen Mark. 

Mörf81den·Waldorf: 10.4.87 
•Revolutionäre Osterhasen• haben das 

von HOCHTIEF anggegriffen. 
Hauptaktionär von HOCHTIEF ist die RWE. 
Die Aktion der »Osterhasen« richtete sich 
gegen die Bau- und Atomafia. 

Schwabenland: 20.4.87 
•Wir haben schon mal angefangen mit der 
Demontage des Atomstaats.« So beginnt ei­
ne Erklärung, die wir mitsamt Schrauben 

bekamen. Sie richtet sich v.a. 
die Stadtwerke und die 

, die auch nach Tschernobyl ihre 
Atomenergiepolitik nicht ändern wollten. 
Deshalb nimmt die Gruppe die Sache erst . 

selber in die Hand: »Wir wollen die Ze­
che fOr euren Scheiß nicht zahlen! ln die­
sem Sinne • Schraub weg den Scheiß!! 
gez. Rätsche, Nuß und SchlOsse!« 

Norddeutachland: 24.·26.4.87 
•Autonome Zellen« haben mit Hilfe mehre­
rer Liter bleifreien Benzins drei Baufahrzeu­
ge der Firma MATTHÄI entsorgt. Die Firma 
gehört zu den größeren Bauunternehmen im 
norddeutschen Raum. ln Garlstedt bei Bre­
men Ist sie am Ausbau des Truppenobungs­
platzes und bei der Erstellung eines An­
schlußgleises fOr die Lucius D. Clay-

Restrisiko 
Mensch 
Volkserfassung 
Staatsterrorgesetze 
. Widerstandsbekämpfung 

Mit Beiträgen und Dokumenten 
zu den »Anti-Terror«-Gesetzen 
zum maschinenlesbaren Persci- ' 
nalausw,!!iS, ZEVIS, Schleppnetz­
fahndung und Demonstrations­
verhinderung sowie einem 
Sonderteil zur Volksaushor­
chung - u. a. von Ralf Gössner 
Hermann l. Gremliza, Joachim' 
Kempas, Ulrich K. Preuß, Kari­
Heinz Rogoll, Michael Schubert, 
Wilhelm Steinmüller, Edda 
Weßlau, ca. 148 Seiten, A4, 
DM 8,50 zzgl. Porto, erscheint 
Ende April '87. 
Herausgegeben von 
und zu beziehen über: »Bürger 
kontrollieren die Polizei« 
Charlottenstr. 3, 2800 B:emen 1 



SchWerpunktthema: 

Nr. 140 • März 1987 

Der Irak Im Golfkrieg 

Interview mit einem 
iranischen Asylbewerber 

Strahlende Exporte 

Themenschwerpunkt: 

Fordismus und neue soziale Bewegungen 

Zur Frauenbewegung in Chile heute 

Brasilien· 
Stadtteilbewegung. 

Landlosenbewegung. 
Straßenkinder 

Rezension: 
Bauernbewegung in Bolivien 

Einzelpreis DM 5.-: Jahresabo: DM 40.­
(DM 30.- für einkommensschwache 
Gruppen) bei 8 Ausgaben Im Jahr. 
Informationszentrum Dritte WeiL 

Postfach 5328. 7800 Freiburg 

antimilitarismus 
informa tion 

FRIEDEN BRAUCHT FORSCHUNG, 
FORSCHUNG BRAUCHT BEWEGUNG 

DAS AMI- THEMENHEFT ZU EINER 
WIEDER AKTUELL GEWORDENEN 

DEBATTE 

lngo Arend: zur Geschichte der staat -
1 ich geförderten Friedensforschung in 
der Qundesrepublik. Ursula Schmlede­
rer: zu Ansitzen und Ergebnissen der 
Friedensforschung Im Bereich der Un­
tersuchung des Ost- West- Konflikts. 
Wolf- Dieter Narr: zu den Problemen 
einer kritisch sich verstehenden Frie­
densforschung. Ulrlke C_ Wasmuht: zur 
Perzeption der Ergebnisse der F rie­
densforschung in der bundesdeutschen 
Friedensbewegung. M artin K6hler : zu 
den Perspektiven eines Verhäl tnisses 
von Friedensforschung und Friedens­
bewegung. ami-Servlcetell: Kurzvor­
stellung der bestehenden Institut ionen, 
Publikationen, Adressen der Friedens­
forschung. 
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Betr.: Tschernobyi·Jahrestag 

Zusätzlich zur gememsamen Demonstra· 
\ion aller Aktionsgruppen in Flensburg mit 
ca. 400 Teilnehmern am Tschernobyl· 
Jahrestag besetzten Mitglieder der Fiens· 
burger BI gegen Atomanlagen einen Strom· 
mast an der Bundesstraße 199 in der Nähe 
von wal lshüll (Kreis Schleswig-Fiensburg). 
Z1el dieser Aktion war, darauf hinzuweisen, 
daß der Energielieferant des Flansburger 
Umlands, d1e SCHLESWAG, 70 bis 80% 
Atomstrom leifert. Außerdem sollte deutlich 
gemacht werden, daß die Anti-AKW­
bewegung sich nicht splaten und kriminali­
Sieren läßt, daß jede Aktion ihren wichtigen 
Platz hat 

BI Flansburg 
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